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Beginn: 10.04 Uhr  

 
Präsidentin Birgit Hesse: Meine sehr geehrten Da-

men und Herren, ich begrüße Sie zur 78. Sitzung des 
Landtages von Mecklenburg-Vorpommern. Ich stelle fest, 
dass der Landtag ordnungsgemäß einberufen wurde und 
beschlussfähig ist. Die Sitzung ist eröffnet. Die vorläufige 
Tagesordnung der 78., 79. und 80. Sitzung liegt Ihnen 
vor. Wird der vorläufigen Tagesordnung widersprochen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit gilt die Tagesordnung der 
78., 79. und 80. Sitzung gemäß Paragraf 73 Absatz 3 
unserer Geschäftsordnung als festgestellt.  
 
Meine Damen und Herren, die Landeswahlleiterin hat nach 
Verlust der Mitgliedschaft des Abgeordneten Mathias 
Brodkorb im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern am 
12. November 2019 durch Verzicht nach Paragraf 76 
Absatz 1 und 2 Landes- und Kommunalwahlgesetz Frau 
Dagmar Kaselitz als Listennachfolgerin seit dem 28. No-
vember 2019 festgestellt. Herzlich willkommen, Frau 
Kaselitz, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD, CDU, DIE LINKE und  

auf der Regierungsbank) 
 
ich darf, glaube ich, sagen, zurück in diesem Hohen 
Hause! Sie waren ja bereits in der 6. Wahlperiode Mit-
glied im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern. Noch-
mals herzlich willkommen!  
 
Meine Damen und Herren, kommen wir jetzt zu unseren 
zurückliegenden Geburtstagen. Ich gratuliere recht herz-
lich zu meiner Linken dem Schriftführer und Abgeordne-
ten Herrn Dr. Wolfgang Weiß, weiterhin Susann Wipper-
mann, Nikolaus Kramer und Stefanie Drese ganz herzlich 
nachträglich zu ihren Geburtstagen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, CDU, 
 AfD, DIE LINKE, Christel Weißig, fraktionslos, 

und auf der Regierungsbank) 
 
Ich verrate auch nicht, wann Nikolaus Kramer Geburtstag 
hatte. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Nikolaus! – 
Heiterkeit vonseiten der Fraktionen  

der CDU und AfD) 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1: Aktuelle Stun-

de. Die Fraktion der CDU hat gemäß unserer Geschäfts-
ordnung 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
eine Aktuelle Stunde zu dem Thema „Ostsee verbindet – 
Mecklenburg-Vorpommern muss Chancen im Außen-
handel besser nutzen“ beantragt.  
 
Aktuelle Stunde 
Ostsee verbindet – Mecklenburg-Vorpommern  
muss Chancen im Außenhandel besser nutzen 

 
Das Wort hat der Abgeordnete für die CDU-Fraktion Herr 
Waldmüller. 
 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Zunächst einmal einen 
wunderschönen guten Morgen! Ich glaube, an Aktualität, 

momentan an aktuellen Themen mangelt es nicht, und zu 
dem Zeitpunkt, als wir das Thema angemeldet hatten, 
war das Thema eben gerade in der Presse sehr aktuell, 
unser Thema der heutigen Aktuellen Stunde. 
 
Und als ich am vergangenen Samstag beim Frühstück 
saß und die Zeitung aufschlug, da fiel mir dann fast das 
Brötchen aus der Hand, weil da schon stand die Schlag-
zeile „SPD-Eminenz verhöhnt CDU“. Das stand da so in 
der Zeitung. Der erste Gedanke, den ich gehabt habe, 
Herr Schulte, das darf ich so sagen: Was hat Herrn 
Schulte da geritten?!  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der AfD: Ja.) 
 
Warum haben wir so eine Pressemitteilung? Und da will 
ich einfach nur zurückgeben, wenn Sie da zitieren, das 
hätten wir nicht nötig, würde ich sagen, das haben Sie 
nicht nötig und die Presse, die PI war unnötig. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Und um hier auch gleich Dampf aus dem Kessel zu 
nehmen: Niemand, kein Mensch will hier der Staatskanz-
lei den Russlandtag kleinreden oder ausreden. Punkt, 
aus!  
 

(Thomas Krüger, SPD: Sehr schön! – 
Zuruf von Jochen Schulte, SPD) 

 
Andere Situationen gibt es dazu nicht. Und Russland ist 
eigentlich die Frage.  
 
Ich möchte das auch noch mal sagen, beim letzten Mal 
hat Herr Sellering hier den Antrag eingebracht, da ging 
es um Sankt Petersburg, und wenn Sie sich erinnern, als 
ich meinen Beitrag geleistet habe, da habe ich gesagt, 
man könnte diesen Antrag nicht besser einbringen, wir 
stimmen jedem Wort zu. Und mehr Zustimmung kann 
man auch dazu nicht geben. Was da interpretiert wird, 
das ist eben an den Haaren herbeigezogen.  
 
Und ich möchte dann auch noch mal daran erinnern – 
dann höre ich damit auf –, dass es nirgendwo irgendwo 
ein Zitat eines unserer CDU-Abgeordneten oder der CDU 
gibt, das Gegenteiliges aufzeigt. Das gibt es nicht. Und 
wir stehen dazu, so, wie wir das hier gesagt haben, wir 
stehen zu dem Russentag. Wir finden ihn gut und da 
wollen wir überhaupt nichts kleinreden.  
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD:  
Russlandtag!) 

 
Wir wollen also die Aktuelle Stunde zum Anlass nehmen, 
um die Diskussion zu versachlichen. Und da möchte ich 
auch eine Pressemitteilung hier noch mal gleich mit auf-
greifen. Es war die Rede von den Zuständigkeiten. Es ist 
ganz klar, die Zuständigkeit für Außenwirtschaft und 
Messen ist in der Staatskanzlei, 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Sehr richtig!) 
 
überhaupt kein Thema. Und wenn es da unterschiedliche 
Auffassungen – die sind ja nun in der Presse auch getä-
tigt worden – zur Zuständigkeit oder dergleichen gibt, das 
ist einerlei. Es gibt einen Koalitionsvertrag, da stehen 
ganz klar die Zuständigkeiten geregelt. Aus, Punkt!  
 

(Thomas Krüger, SPD: Sehr gut!) 
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Und mehr gibt es dazu nicht zu sagen.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Sehr gut! – 
Die Wartungsklappe vom Rednerpult löst sich.) 

 
Oh Gott,  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Oha!) 
 
Entschuldigung, mir fällt hier gerade das Inventar entge-
gen! 
 

(Jochen Schulte, SPD: Dafür war  
ich jetzt aber nicht verantwortlich. – 

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Aber eines muss erlaubt sein – und das will ich gleich 
sagen –,  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
War das eben ein Anschlag  

der Sozialdemokraten?!) 
 
es muss erlaubt sein,  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD – 
Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 

 
dass ich als Wirtschaftspolitiker mir über die Außenwirt-
schaft sehr wohl Gedanken mache und natürlich darüber, 
wie wir für das Land Mecklenburg-Vorpommern mehr 
Wertschöpfung eben generieren können. Und das ist 
übrigens nicht, dass wir da Luft nach oben haben. Das ist 
nicht nur unsere Auffassung, sondern das haben wir ja 
auch im Mittelstandsbericht stehen. Wir haben ja vor 
Kurzem den Mittelstandsbericht auch im Wirtschaftsaus-
schuss gehabt. Und wenn Sie da auf Seite 12 gucken, da 
steht eben drin, dass die Ausfuhren in 2018 etwa gleich 
sind mit 2017. Und die 2017 korrespondieren mit den 
Daten von 2011.  
 
Und jetzt könnte man sagen, ja, wir haben ein stabiles 
Niveau. Wenn man aber jetzt noch mal die Preisbereini-
gung mit reinrechnet und so weiter, dann könnte man 
auch zu einem anderen Ergebnis kommen. Und wenn ich 
da in dem Bundesländervergleich nachsehe, und da 
würde ich zitieren aus dem Bericht des Außenhandels 
des Statistischen Bundesamtes vom August 2019, das 
steht auf Seite 65, da werden dann aufgezählt die Bun-
desländer, getrennt nach Importen und nach Exporten, 
und wenn ich dann die Liste vor mir habe, dann geht das 
los an der Spitze mit Nordrhein-Westfalen, Bayern und 
so weiter, und dann geht es bis ganz runter, und das 
letzte Bundesland ist Mecklenburg-Vorpommern bei den 
Importen. Und wenn es um die Ausfuhren geht, Exporte, 
dann spiegelt sich das gleiche Bild wider. Wir sind also 
bei den Exporten Schlusslicht. Und bei diesen Außen-
wirtschaftsentwicklungen Mecklenburg-Vorpommerns von 
Stagnation zu sprechen, wäre, denke ich mal, eine Be-
schönigung. Und das darf man und das muss man auch 
ganz normal, nüchtern feststellen. 
 
Meine Damen und Herren, was in der veröffentlichten 
Darstellung aus diesem Fakt gemacht wurde, ist das 
eine. Dass es aber ganz faktisch und dringenden Hand-
lungsbedarf gibt, den gesamten Zustand unserer Au-
ßenwirtschaft zu verbessern, das ging dabei leider 
unter. Und wir wollen selbstverständlich die Staatskanz-
lei ressortübergreifend unterstützen. Und vor diesem 

Hilfeangebot steht die CDU-Fraktion ja auch nicht allein. 
Und deswegen, sehr geehrter Herr Landwirtschaftsmi-
nister Dr. Backhaus, ich bin dankbar, dass Sie zur Top-
Wirtschaftsmacht nach China gefahren sind und da 
Kooperationen für Mecklenburg-Vorpommern im Gepäck 
haben. Das war wichtig – China ist ein Partner und Russ-
land ist ein Partner, und es gibt andere wichtige Akteu-
re –, das ist gut so.  
 
Und im Sinne der Deeskalation zitiere ich aus dem Ple-
narprotokoll der 71. Landtagssitzung. Da ging es um 
diesen vorgenannten Kontakt, Zitat: „Wenn wir die Auflis-
tung in der Staatskanzlei sehen und unsere Export-
partner ansehen, dann ist Russland eben an der sechs-
ten Stelle. Da kommen viele noch vorher, … Polen, 
Schweden, Dänemark und Finnland, also“ auch „Ostsee-
anrainer, und Russland natürlich.“ Und dann heißt es 
weiter: „Und wenn wir das bündeln und jetzt sozusagen 
einen Ostseeanrainertag zu diesem sehr, sehr guten 
Russlandtag hinzufügen für die künftige Ausgestaltung 
unserer Beziehungen … zu den anderen Ostseeanrai-
nern in Richtung, auch Wertschöpfung zu erhöhen, Ver-
flechtung der Wirtschaft, ich glaube, darüber sollten wir 
zusätzlich nachdenken. Wir sind ja da auch im Ge-
spräch.“ Und das, was ich eben vorgelesen habe, das 
habe ich hier vor drei Monaten schon zur Außenwirt-
schaft so gesagt. Und im Plenarprotokoll auf Seite 26 
stand da nichts von Kritik oder dergleichen – sondern da 
stand dann Applaus vonseiten der CDU und SPD –, und 
warum auch?!  
 
Und wir sind für Ideen zur Ausgestaltung der Veran-
staltung natürlich offen. Zwei Sätze zu den Vorstellun-
gen, zu möglichen Vorstellungen. Ich meine, das Format 
sollte bilateral ausgerichtet sein, im zweijährigen 
Wechsel beispielsweise mit einem Partnerland. In 2020 
könnte man beispielsweise – nur als Beispiel, ist nicht 
festgelegt, nur als Beispiel – mit Dänemark beginnen. 
Partnerstadt ist dann Rostock. Vorstellbar wäre ein 
Podium, deutscherseits eingebunden Wirtschaftsminis-
terium, Landesparlament, IHKn, HWKn, Vereinigte Un-
ternehmensverbände, dänischerseits kann man Regie-
rung, Parlament, gegebenenfalls Dänisches Konsulat 
und Botschaft einbinden.  
 
Aber die Zielsetzung muss doch klar sein, weil das For-
mat ist vielleicht noch offen, da sind auch alle Ideen ge-
fragt. Ich hoffe, dass wir heute konstruktive Ideen auch 
dazu bekommen. Auch die Verbände, die Wirtschafts-
verbände sind aufgefordert, gerade was das Format 
betrifft, sich da natürlich miteinzubringen. Aber eines 
muss in dem Ziel klar sein, dass wir hier in Richtung 
Kooperation, gemeinsame Wertschöpfung, Erhöhung, 
gerade was den Außenhandel angeht und auch die 
Einfuhren angeht, dass das im Fokus und im Ziel sein 
muss, wenn wir über Außenwirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern sprechen. 
 
Und deswegen bin ich froh, wenn wir heute weitere Ideen 
zusammensammeln, denn aktuell überrascht und ent-
täuscht bin ich natürlich über die Schärfe und die Un-
sachlichkeit der Debatte. Die Ursprungsidee, die war 
ganz klar, im September 2018 den Russlandtag durch 
den Ostseeanrainertag zu flankieren. Das war die Idee, 
das haben wir immer besprochen, und nichts anderes 
haben wir gesagt und mit auf den Weg gebracht, übri-
gens auch im Hintergrund besprochen. 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
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Und darauf haben wir uns auch verständigt, dass wir 
dieses Ansinnen dann im Zuge des Doppelhaushaltes, in 
den Beratungen eben besprechen. Und auch das haben 
wir getan. Und dann ging es eben ums Geld, und dann 
war eben die Forderung, na gut, dann muss das Geld 
eben aber aus dem Einzelplan 06, also aus dem Wirt-
schaftsministerium kommen. Und wenn es aus dem 
Wirtschaftsministerium kommt, dann ist natürlich Bedin-
gung, dass es auch in der Zuständigkeit des Wirt-
schaftsministeriums ist. Das ist überhaupt keine Frage, 
da brauchen wir gar nicht drüber zu reden. Und letztend-
lich ist das so vereinbart worden. 
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Egbert Liskow hat nach den Finanzquellen gesucht, das 
ist vereinbart worden, aufgeschrieben worden und es ist 
im Finanzausschuss so beschlossen worden. Ich verste-
he die Aufregung nicht, ich verstehe es wirklich nicht, 
woher denn hier diese Nervosität kommt.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Dafür  
nutzen wir jetzt die Aktuelle Stunde?!) 

 
Ich bitte also, lassen Sie uns heute wieder zur Ernsthaf-
tigkeit zurückkehren. Das hat im Finanzausschuss sehr 
gut geklappt, das sollte auch hier möglich sein im Ple-
num. Und die unbefriedigende Ausnahme des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern gibt natürlich Anlass zur 
Sacharbeit. Und ich habe Ihnen heute auch einige Ideen 
genannt. 
 
Abschließend möchte ich noch eines bemerken: Wir 
haben ja vor Kurzem hier „25 Jahre Landesverfassung“ 
gefeiert, und im Artikel 11 der Landesverfassung, wo es 
um die Staatsziele geht, da steht unter anderem: „Das 
Land Mecklenburg-Vorpommern wirkt im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten an dem Ziel mit, die europäische In-
tegration zu verwirklichen und die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit, insbesondere im Ostseeraum, zu för-
dern.“ 
 

(Vincent Kokert, CDU: Genau.) 
 
Und das gilt natürlich auch für die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. Und Staatsziele zu verfolgen, das kann 
nicht der Schaden sein. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Waldmüller. 

 
Das Wort hat jetzt für die Landesregierung die Minister-
präsidentin Frau Schwesig. 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete! Ich möchte mich ganz herzlich bedanken, 
dass wir heute in den Mittelpunkt der Aktuellen Stunde 
das Thema Außenwirtschaft rücken, denn die außenwirt-
schaftlichen Beziehungen unseres Landes zu vielen 
Ländern sind wichtig, natürlich für die Wirtschaft, für gute 
Arbeitsplätze, aber auch unser Beitrag für den Zusam-
menhalt in Europa und darüber hinaus. 
 
Und die Debatte in den letzten Tagen und auch eben hat 
bei mir den Eindruck erweckt, dass nicht alle sich wirklich 
gut auskennen mit dem, was schon passiert und was wir 
zusammen vorhaben. Deswegen will ich natürlich die 

Gelegenheit nutzen, genau darüber zu informieren und 
mich an allererster Stelle bei denen zu bedanken, die 
nämlich Außenwirtschaft betreiben, denn das verordnet 
nicht der Staat, das ist auch nicht unsere Idee von guter 
sozialer Marktwirtschaft, sondern das machen vor allem 
die Unternehmerinnen und Unternehmer, unsere Klein- 
und Mittelständler, die selber gut wissen, wo machen 
außenwirtschaftliche Beziehungen Sinn, was wir gerne 
unterstützen, und deshalb herzlichen Dank an unsere 
Unternehmer, die in diesem Bereich aktiv sind, und vor 
allem an ihre Beschäftigten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
Und wie wichtig dieser Bereich ist und dass wir in diesem 
Bereich erfolgreich sind, möchte ich gerne mit Fakten 
unterlegen. Der Außenhandel hat sich für unser Land 
in den letzten Jahren gut entwickelt. Der Gesamtwert 
ist von 2012 bis 2018 um etwa 29 Prozent gestiegen. 
Das ist mehr als im Bundesgebiet, wo der Anstieg nur 
21 Prozent betrug. Und im letzten Jahr hat unser Land 
mit 13,8 Milliarden Euro Außenhandelsumsatz sogar einen 
Rekord erreicht. Und wenn unser Exportvolumen seit 
einigen Jahren meist etwas mehr als 7 Milliarden Euro im 
Jahr beträgt, dann ist das eben vor allem eine gute Leis-
tung der Unternehmerinnen und Unternehmer.  
 
Und ich finde, dass der Vergleich mit Bayern zum Bei-
spiel deshalb nicht trägt, weil wir eine ganz andere Wirt-
schaftsstruktur haben, wie diejenigen, die sich von uns 
um Wirtschaft kümmern, auch wissen. Große Konzerne 
haben ganz andere außenwirtschaftliche Beziehungen, 
aber bei uns geht es ja vor allem darum, die kleinen und 
mittleren Unternehmen, die unser Rückgrat der Wirt-
schaft sind, zu unterstützen und ihre Leistungen nicht 
kleinzureden. Ihre Leistung ist im Verhältnis zum Bun-
desgebiet stark, und das wollen wir weiter unterstützen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und Außenwirtschaft ist eben in einem anderen Feld 
zu betrachten als die Wirtschaft im eigenen Land. 
Schauen wir doch über unsere Landesgrenzen hinweg! 
Schauen wir uns doch in Europa um, aber auch darüber 
hinaus! Außenwirtschaft findet statt in Zeiten von turbu-
lentem weltwirtschaftlichen Umfeld, das immer wieder 
von Sanktionen, Handelskonflikten, politischen und wirt-
schaftlichen Krisen erschüttert wird. Und in diesem inter-
nationalen Spannungsfeld gerade Linie zu halten, an 
wirtschaftlichen Kontakten dranzubleiben, trotz dieser 
Schwierigkeiten, heißt auch langer Atem. Und deswegen 
macht es keinen Sinn und ist zu kurz gesprungen, auf 
statistische Zahlen in einem Jahr zu schauen und danach 
zu entscheiden,  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist es. Genau.) 
 
macht der Kontakt Sinn oder der, sondern Außenwirt-
schaft ist mehr als nur eine statistische Zahl von Gewinn 
und Umsatz, sondern dafür braucht man einen langen 
Atem. Und ich danke unseren Unternehmerinnen und 
Unternehmern, dass sie den haben, und das unterstüt-
zen wir gerne. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und wir sind in diesem Bereich breit aufgestellt. Und vor 
allem sind wir nicht vom Handel mit einem einzigen Land 
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abhängig. Jeweils acht Prozent unseres Außenhandels 
entfallen auf die drei wichtigsten Partner im Jahr 2018: 
Polen mit 1,2 Milliarden Euro, Niederlande mit 1,1 Milliar-
den Euro und Schweden mit 1 Milliarde Euro. Gerade mit 
Schweden, aber auch mit Finnland, ist der Außenhandel 
in den letzten Jahren immer wieder angestiegen. 
 
Und der Ostseeraum eröffnet uns große wirtschaftliche 
Chancen. Wir stehen da ja auch in der Tradition der 
Hanse. Und alle wissen es, wenn wir auf der Hanse Sail 
sind, dann ist das auch immer ein Treffen der Wirt-
schaftskapitäne. Und wo, wenn nicht zum Beispiel in 
Rostock, aber auch in Stralsund, aber vor allem in 
Rostock sehen wir, wir sind das Fenster zum Ostsee-
raum. Und das nutzen wir natürlich auch für unsere Wirt-
schaftsbeziehungen.  
 
Besonders eng sind unsere Verbindungen mit unseren 
polnischen Nachbarn, besonders mit unseren Partner-
woiwodschaften Westpommern und Pommern. Und des-
halb habe ich die Treffen mit Polen erhöht, nicht nur ein 
einjähriges Treffen, sondern zweimal im Jahr finden jetzt 
Polentage statt mit ganz alltäglich grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit, aber wo es vor allem immer um Wirt-
schaftskontakte geht. Es gibt Treffen von Wirtschaftsver-
tretern aus beiden Ländern.  
 
Und an dieser Stelle möchte ich mich ganz herzlich be-
danken vor allem beim Unternehmerverband Vorpommern 
und der IHK Neubrandenburg, die immer diese Wirt-
schaftsreisen unterstützen und die vor allem den Vor-
schlag gemacht haben, die Metropolregion Stettin weiter 
zu stärken, auch durch ein entsprechendes Büro, und 
dafür herzlichen Dank an diese Unternehmerverbände. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und gerade richten wir unseren Blick auf andere Partner-
regionen in Polen. Unser Parlamentarische Staatssekre-
tär für Vorpommern Patrick Dahlemann hat gerade in 
Pommern Gespräche geführt, um eine gemeinsame 
deutsch-polnische Wirtschaftskonferenz in Danzig vorzu-
bereiten. Vielen Dank für die Initiative! Ein weiterer wich-
tiger Baustein in unseren wirtschaftlichen Beziehungen 
mit Polen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und, alle haben es medial verfolgen können, gerade 
2019 war ein starkes Jahr für uns mit dem wichtigsten 
Handelspartner, und zwar der Niederlande. Das nieder-
ländische Königspaar war in unserem schönen Land. 
Und das war nicht nur ein großartiger Besuch, sondern 
dieser Besuch wurde vor allem begleitet von einer gro-
ßen Wirtschaftsdelegation, die unterstützt worden ist 
auch aus unseren Ministerien heraus. Und wir hoffen 
sehr, dass die Gespräche im Rahmen des Besuches zu 
einem weiteren Ausbau unserer Handelsbeziehungen mit 
den Niederlanden führen.  
 
Und gerade in diesem Jahr im Frühjahr, im Mai war unser 
Energieminister in Estland, denn wir waren Partnerland 
bei der Deutschen Woche in diesem wichtigen Partner-
land. Gerade Tallinn ist unser Partnerhafen, was noch 
mal zeigt, wie wichtig der Ostseeraum für uns ist. Und 
diese Wirtschaftsreise wurde begleitet, diese Deutsche 
Woche vor Ort, natürlich von Unternehmerinnen und 
Unternehmern. Vor allem hatte Christian Pegel Start-ups 
dabei.  

Aber ich danke auch unseren kommunalen Wirtschafts-
kapitänen. Da war der Oberbürgermeister aus Rostock 
dabei, aber auch Landräte wie Stefan Sternberg. Und ich 
wünsche mir, dass vielleicht der eine oder andere Abge-
ordnete diese Reisen auch mal begleitet. Vielleicht würde 
dann mehr Kenntnis auch über die Aktivitäten herrschen. 
Bei dieser Reise war ein Abgeordneter aus dem Landtag 
dabei, Philipp da Cunha. 
 

(Torsten Renz, CDU: Der auch noch?!) 
 
Ich lade Sie alle ganz herzlich ein, für die, die dieses 
Thema interessiert:  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Seien Sie auch bei diesen Reisen dabei, um Ihren Blick 
für diese Dinge zu weiten! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und natürlich werden wir auch unsere Partnerschaft mit 
Russland fortsetzen. Russland gehört traditionell zu un-
seren wichtigsten Handelspartnern im Ostseeraum. Und 
natürlich spüren unsere Unternehmerinnen und Unter-
nehmer die wechselseitigen Sanktionen und natürlich 
schlagen die sich auch in Zahlen nieder. Aber das ist ja 
gerade die großartige Leistung unserer Unternehmerin-
nen und Unternehmer, dass sie trotz Sanktionen, dass 
sie trotz dieser wirtschaftlichen Schwierigkeiten an die-
sen Wirtschaftsbeziehungen festhalten.  
 
Und mich hat sehr beeindruckt, die größte Wirtschafts-
delegation, die wir gemacht haben, kurz nach meinem 
Amtsantritt, war mit 100 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern nach Sankt Petersburg, nach Russland. Und dort 
hat mich sehr beeindruckt, dass ich die Unternehmer 
gefragt habe, wie geht es Ihnen damit, dass die Sanktio-
nen Ihnen das Leben schwermachen, und Sie kommen 
trotzdem mit, Sie investieren trotzdem Zeit und Geld in 
solche Kontakte. Und da haben mir mehrere Unterneh-
merinnen und Unternehmer gesagt: Wissen Sie, Frau 
Schwesig, für uns ist diese Zusammenarbeit, die wir seit 
vielen Jahren pflegen – schon zu DDR-Zeiten – mehr als 
nur Umsatz und Gewinn. Wir sind tief davon überzeugt, 
dass gerade in schwierigen Zeiten die Zusammenarbeit 
und der Dialog mit Russland wichtig sind. Und wir als 
Wirtschaft wollen unseren Beitrag darüber hinaus leisten, 
dazu leisten, über unsere eigenen wirtschaftlichen Inte-
ressen hinaus. Und das zeigt doch, dass Unternehmerin-
nen und Unternehmer auch in unserem Land Verantwor-
tung übernehmen. Und das ist gut und richtig und das 
wollen wir weiter unterstützen! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und der Export ist in den letzten beiden Jahren wieder 
leicht angestiegen. Und ich will schon hier sagen, für 
mich ist auch entscheidend, an welchen Kontakten ha-
ben die Unternehmerinnen und Unternehmer selbst Inte-
resse, denn ich möchte diese Dinge nicht vorgeben, 
sondern unsere Wirtschaft dabei unterstützen. 
 
Und deshalb blicken wir auf drei sehr erfolgreiche Russ-
landtage. Und ich bin Erwin Sellering sehr dankbar. Er 
hat damals gegen großen Widerstand 2014 den Russ-
landtag ins Leben gerufen. Es hat massive Versuche 
gegeben, diese Veranstaltung zu diskreditieren. Einige 
haben damals die Kritik offen geübt. Das finde ich legitim. 
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Und das ist mir ehrlich gesagt lieber, als wenn man mit 
anderen Argumenten und Russland gegen andere Län-
der stellen versucht, die Zusammenarbeit mit Russland 
kleinzureden. Ich glaube, wir brauchen beides. Wir brau-
chen gute Partnerschaft und wirtschaftliche Beziehungen 
mit Russland, aber auch mit den anderen Ländern aus 
dem Ostseeraum. Das ist kein Gegensatz, das muss 
zusammengedacht werden und so werden wir das auch 
weiter unterstützen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Dass das auch im Interesse der Menschen ist, sieht man 
eindrucksvoller an unserem MV-Monitor. 79 Prozent der 
Menschen sprechen sich für den weiteren Ausbau unse-
rer Beziehungen nach Russland aus. Und sie sehen 
darin gar keinen Widerspruch zur Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern, zum Beispiel nach Polen, denn genau-
so viel sagen, gute Zusammenarbeit mit Polen ist wichtig. 
Und deshalb werden wir unseren Weg in der Frage Zu-
sammenarbeit mit Russland weiter fortsetzen. Für uns ist 
klar, wir wollen den Russlandtag, der der größte Wirt-
schaftstag in Beziehung auf Russland in Deutschland ist, 
wo Menschen, nicht nur aus unserem Land, Unterneh-
merinnen und Unternehmer aus ganz Deutschland, aber 
natürlich vor allem aus Russland kommen. Diesen Weg 
werden wir fortsetzen.  
 
Ich freue mich darauf, dass Mecklenburg-Vorpommern 
durch seine gute Arbeit für die russischen Beziehungen 
Partnerland in 2020 für die Deutsche Woche in Sankt 
Petersburg ist und dass wir 2021 den nächsten Russ-
landtag bei uns ausrichten. Das ist eine wichtige Zu-
sammenarbeit im wirtschaftlichen Interesse, aber auch im 
Interesse des Dialogs. Und ich freue mich, dass wir dafür 
auch vom Außenministerium ausgezeichnet worden sind. 
Vielen Dank allen, die an diesem Kurs festhalten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und ich danke auch dem Landtag, denn Sie haben sehr 
eindrucksvoll diese gute Partnerschaft zwischen unseren 
Regierungen Mecklenburg-Vorpommern und dem Lenin-
grader Oblast durch eine förmliche Vereinbarung für 
vertrauensvolle Zusammenarbeit der Parlamente ergänzt.  
 
Ich bin sehr froh, dass die SPD-Fraktion eine eigene 
Reise ins Leningrader Gebiet unternommen hat, um 
diese Kontakte auch neben den Regierungskontakten 
parlamentarisch zu unterstützen. Und vielen Dank, dass 
Sie hier im Landtag, alle Fraktionen, eine breite Mehrheit 
für diese Partnerschaft mit Polen unterstützt haben durch 
Ihren gemeinsamen Beschluss. Und das ist Rückenwind 
für die Zusammenarbeit mit Russland. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, über den Ost-
seeraum hinaus gibt es natürlich auch spannende andere 
Länder im Außenhandel, zum Beispiel die Schweiz. Ich 
selbst war bei einer Präsentation in Bern gewesen. Auch 
Israel wird Partnerland der Branchenkonferenz für die 
Gesundheitswirtschaft sein, und wir haben Beziehungen 
über Europa hinaus. Unser Landwirtschaftsminister Dr. 
Backhaus war gerade mit einer Delegation in China. 
Wirtschaftsminister Glawe konnte in Vietnam erfolgreiche 
Gespräche führen. Und im nächsten Jahr präsentieren 
wir uns als Land, zum Beispiel in Dubai bei der EXPO. 
Und das zeigt, dass unsere Ministerinnen und Minister, 
allen voran der Wirtschaftsminister, der Energie- und 
Verkehrsminister, aber auch unser Landwirtschaftsminis-

ter diese außenwirtschaftlichen Kontakte pflegen und 
dass ich natürlich als Ministerpräsidentin diese Sachen 
unterstütze. Es ist ein Wunsch der Wirtschaft und es ist 
vor allem für mich ein Herzensanliegen, denn es bleibt 
die wichtigste Aufgabe, für eine starke Wirtschaft und 
gute Arbeit in unserem Land zu sorgen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Das unterstützen wir auch finanziell mit der Außenwirt-
schaftsförderung. Wir stellen über 1 Million Euro jedes 
Jahr dafür zur Verfügung, auch zum Beispiel für die Prä-
sentation von Unternehmen auf Messen. Darauf komme 
ich noch mal wieder zurück. Wir haben kleinere, mittlere 
Unternehmen, Start-ups, die sich oft einen riesigen Mes-
sestand auf einer internationalen Messe gar nicht leisten 
könnten. Das organisieren wir gemeinsam. Und wie ge-
sagt, ich lade Sie ein, seien Sie dabei! Es ist für mich 
immer beeindruckend zu erleben, wie Unternehmerinnen 
und Unternehmer aus unserem Land zusammen sich auf 
diesen Messeständen engagieren, was es in unserem 
Land gibt. Es lohnt sich vorbeizuschauen. 
 
Und ich finde die Idee einer gemeinsamen Wirtschafts-
konferenz für den Ostseeraum eine gute Idee. Wir sind 
längst in den Vorbereitungen gemeinsam mit dem Wirt-
schaftsministerium. Und ich kann mir gut vorstellen, dass 
wir diese Konferenz dort ausrichten, wo sich die Wirt-
schaftskapitäne alljährlich treffen, zum Beispiel auf der 
Hanse Sail in Rostock. Und ich danke SPD- und CDU-
Fraktion für die Unterstützung im Finanzbereich in die-
sem Haushalt, dass wir auch mit dieser Konferenz einen 
weiteren Baustein für unsere außenwirtschaftlichen Akti-
vitäten machen können. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe jetzt 
die Redezeit überzogen und es liegt daran, dass wir so 
viel machen in diesem Bereich. Ich bitte um Verständnis. 
 

(Torsten Renz, CDU: Sie haben 15 Minuten  
beantragt, Sie sind also noch im Soll!) 

 
Ich bin ja noch nicht zu Ende, Herr Renz. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zuruf von Torsten Renz, CDU) 

 
Aber ich danke Ihnen, dass Sie schon mal jedenfalls 
dafür sind.  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: 
 Das kann man ja nicht verhindern.) 

 
Das zeigt, was wir alles machen in diesem Bereich. Die 
Wirtschaftsleistung in Mecklenburg-Vorpommern ist im 
vergangenen Jahr um 1,5 Prozent gewachsen, die Ar-
beitslosigkeit geht weiter zurück und die Zahl der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse steigt. 
In Zeiten, in denen viele große Unternehmen die Ab-
kühlung der Weltwirtschaft spüren, sind wir mit unserer 
mittelständischen Wirtschaft gut aufgestellt. Unsere Part-
nerregionen, unsere Nachbarn, unsere Handelspartner 
nehmen uns als verlässlichen Ansprechpartner an.  
 
Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine ge-
meinsame Leistung, allen voran eine gemeinsame Leis-
tung der Unternehmerinnen und Unternehmer und ihrer 
Beschäftigten, der Landesregierung, der Unterstützung 
des Parlaments, aber eben vor allem eine Leistung der 
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Menschen. Und in ihrem Sinne sollten wir weiter Außen-
wirtschaft betreiben, Kontakte knüpfen und pflegen, an-
dere Sprachen sprechen, andere Unternehmenskulturen 
kennenlernen, Risiken eingehen und Chancen nutzen. 
Das sollten wir auch zukünftig gemeinsam tun im Inte-
resse unseres Landes, aber auch im Interesse des Zu-
sammenhalts der verschiedenen Nationen in Europa und 
auf der Welt. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen herzlichen Dank, Frau 

Ministerpräsidentin.  
 
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, gestatten Sie mir 
eine Vorbemerkung oder eine Bemerkung, eine Begrü-
ßung: Herr Renz, Hüter der Redezeit ist das Präsidium.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 

 
Und zum anderen möchte ich ganz herzlich auf der Be-
suchertribüne Schülerinnen und Schülern der Schule 
Rethwisch begrüßen. Schön, dass Sie hier sind und 
unserer interessanten Debatte beiwohnen. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD Herr Kramer. 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 
Landsleute! Das heutige Thema der Aktuellen Stunde ist 
ja einladend, ist ja quasi ein Elfmeter, den uns die CDU-
Fraktion hier auf den Punkt gelegt hat.  
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Frau Ministerpräsidentin hätte verwandeln können, ist ihr 
leider nicht gelungen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Christian Brade, SPD: Haben  

Sie nicht zugehört?) 
 
Natürlich habe ich zugehört. 
 
Was verbinde ich mit dem Ostseeraum?  
 

(Jochen Schulte, SPD: Wasser.) 
 
Um das an meinem persönlichen Beispiel mal deutlich zu 
machen, ich freue mich schon auf die Weihnachtsfeier-
tage, weil ich nämlich die Weihnachtsfeiertage in Litauen 
verbringen werde bei meiner Familie, um meine Litau-
ischkenntnisse wieder etwas aufzubessern. Und ich finde 
es auch gut, dass Litauen sich bemüht, jetzt Mitglied des 
Parlamentsforums Südliche Ostsee zu werden. Sie ha-
ben ja schon Gaststatus. Frau Ministerpräsidentin hat es 
angesprochen, wir haben schon sehr viele Initiativen, wir 
machen schon viel, aber wenn ich an den Ostseeraum 
denke und an den Außenhandel, da fallen mir zunächst 
die Zeit der Hanse ein und die Hansestädte wie zum 
Beispiel Lübeck, Wismar, Rostock, Stralsund, Greifswald, 
Danzig, Riga und auch Rewal – wunderbare Städte mit 
riesigen Kirchen der Backsteingotik in meisterhafter han-
seatischer Architektur. Die alte Hansezeit muss eine 
schöne Zeit gewesen sein. Der Handel blühte, Bärenfelle 
und Seide wurden in Koggen in Nowgorod angeliefert 
 

(Zuruf von Christian Brade, SPD) 

oder Waffen und Wein aus England wurden zu unseren 
Häfen geschifft, Salz in Demmin, und ab und zu wurde 
ein lästiger Pfundzoll beschlossen im Hundertstelbereich 
des Warenwertes, um selbstherrliche Könige oder private 
Räuber zu bekämpfen. Und diese gierige Politik hatte 
den Produzenten damals das Leben einfach nur er-
schwert. 
 
Und dann kommen wir mal zu dem Punkt, der mir nun 
gar nicht gefällt, denn es ist pure Heuchelei, wenn Sie 
sich hier heute hinstellen als CDU-Fraktion als die gro-
ßen Einheitsbeschwörer des Ostseeraums, denn es ist 
doch Ihre Politik, die es den Händlern erschwert, Handel 
zu treiben. Und Sie wollen doch überhaupt gar keine 
Entspannung. Und auch Frau Ministerpräsidentin fährt 
mit ihrem Parteibuch ebenfalls keinen Kurs der Entspan-
nung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Das will ich mal an drei Beispielen festhalten. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Die einzig Unentspannten  

sind doch Sie, Herr Kramer.) 
 
Ich bin völlig tiefenentspannt, Herr Kokert. Jetzt hören 
Sie mal zu,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Ich höre ja zu.) 
 
dann werden Sie noch unentspannter, als Sie es eh 
schon sind! 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 

 
Unter Ihrer selbstherrlichen Kanzlerin 
 

(Vincent Kokert, CDU: Oh, endlich  
kommt die Kanzlerin, Mensch!) 

 
ist es zur unsäglichen Sanktionsproblematik  
 

(Vincent Kokert, CDU: Tata,  
tata, tata, Herr Kramer!) 

 
mit der Russischen Föderation gekommen. Ja, und 
Russland gehört im Übrigen auch zum Ostseeraum, Frau 
Schwesig. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Die Migranten  
haben Sie noch vergessen. –  

Vincent Kokert, CDU: Die kommen noch. –  
Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 

 
Und bis heute stimmen die Politiker der SPD und der 
CDU im EU-Parlament, durch ihren Koalitionsvertrag 
gebunden,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Und was  
machen Ihre Leute im EU-Parlament?) 

 
für weitere Sanktionen und Drangsalierungen gegen 
Russland. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Zweitens. Unter der egozentrischen Kanzlerin Merkel  
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(Vincent Kokert, CDU: Oooh!) 
 
kam es zum Brexit, denn nur die Politik der Kanzlerin, die 
Politik der offenen Grenzen hat dafür gesorgt, 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
dass letzten Endes das letzte Quäntchen für den Brexit in 
London gestimmt hat. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Halten Sie sich 
lieber an den Zettel, Herr Kramer! –  

Torsten Renz, CDU: Thema! –  
Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 

 
Das gehört zum Thema.  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Was hat der  
Brexit mit dem Ostseeraum zu tun?) 

 
Wir reden doch hier über Europa. Oder hat der Ostsee-
raum nichts mit Europa zu tun, Herr Ehlers? Dann sollten 
Sie in Geografie mal etwas besser aufpassen. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU: 
 Jaja, Herr Kramer.) 

 
So, das dritte Beispiel: Nord Stream. Es ist doch genau, 
es sind doch Ihre Parteikollegen,  
 

(Andreas Butzki, SPD: Haben Sie  
mitbekommen, dass er aus der  

Schule schon raus ist, Herr Kramer?) 
 
die gegen Nord Stream gewettert haben. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Und wer hat es  
durchgesetzt, Herr Kramer? Sie doch nicht!) 

 
Nein, aber ich lese hier,  
 

(Dietmar Eifler, CDU: Gar nichts hat  
er durchgesetzt, gar nichts. –  

Vincent Kokert, CDU:  
Sie haben doch keine Ahnung.) 

 
Rehberg, Amthor, Strenz, Monstadt, Peter Stein unter-
zeichneten alle vor einigen Monaten ein Positionspapier 
gegen diese Gasleitung. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Aha!) 
 
Das heißt also, dass ukrainische Interessen  
 

(Andreas Butzki, SPD: Und  
wie hat das Land reagiert?) 

 
vor die wirtschaftlichen Interessen unseres Bundeslan-
des gestellt werden. 
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Wie hat das Land reagiert? –  

Thomas Krüger, SPD: Sie haben 
es gar nicht verstanden.) 

 
Schauen wir uns die Fakten an: 
 

(Zurufe von Vincent Kokert, CDU,  
Egbert Liskow, CDU, und Torsten Renz, CDU) 

Unsere Exportquote beträgt im Jahr 2018 nur 16,1 Pro-
zent. Damit sind wir fast das Schlusslicht unter unseren 
Bundesländern, wir sind nämlich Vorletzter.  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Das hat 
sich eben anders angehört.) 

 
Seit 2011 liegt der Export bei circa 7,2 Milliarden Euro – 
Stillstand, wir haben keine Bewegung. Und jetzt stellt 
sich die CDU-Fraktion hin und fordert einen Ausgleichs-
tag zum Russlandtag, weil sie das Gefühl hat, wirtschaft-
lich wird ihnen das Wasser von der SPD abgegraben. 
Herzlichen Glückwunsch. 
 

(Marc Reinhardt, CDU: Danke!) 
 
Und wenn ich mir da die ganzen Bemühungen angucke, 
die es da so gibt, die sind alle lobenswert. Und natürlich, 
genau wie Frau Ministerpräsidentin es gesagt hat und 
auch Herr Waldmüller, ist das Engagement unserer Wirt-
schaftsmenschen hier, unserer Wirtschaftsköpfe in unse-
rem Land gar nicht hoch genug zu loben. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Wirtschaftsköpfe. –  
Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU)  

 
Frau Ministerpräsidentin sprach von Wirtschaftskapitänen.  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Kapitäninnen auch.) 
 
Ich kann Ihnen dazu sagen: Frau Ministerpräsidentin, 
setzen Sie sich für ein Ende der Russlandsanktionen ein 
oder verlassen Sie das Schiff  
 

(Jochen Schulte, SPD: Die  
Bundesrepublik Deutschland, oder was?! –  

Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
und übergeben Sie die Führung an Menschen, die das 
besser können! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Vincent Kokert, CDU: Das ist ja wieder  

ein mexikanischer Rundumschlag,  
den Sie da heute vortragen. – 

Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Ich schlage vor, dass wir diese Bemühungen, die es 
seitens des Landes,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
seitens der Landesregierung und seitens der Wirtschaft 
hier schon gibt, noch weiter zusammenzufassen und 
auch Großbritannien … 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Nächstes  
Mal die Rede vorher lesen!) 

 
Das hab ich getan, Herr Dahlemann.  
 

(Andreas Butzki, SPD: Hatten Sie  
gestern Weihnachtsfeier oder wie? –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Im Gegensatz zu Ihnen, der jeden Tag Weihnachtsfeier 
hat. 
 

(Andreas Butzki, SPD: Nee, nee!) 
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Wir könnten doch das Ganze „Hansetag“ nennen. Gibts 
schon, werden Sie jetzt sagen. Ja, jedes Jahr in einem 
anderen Land im Ostseeraum … 
 

(Torsten Renz, CDU: Sie können sich  
doch noch mal hinsetzen, da haben  
Sie noch Redezeit, dann können Sie  
das noch mal ein bisschen sortieren.) 

 
Ich bin so was von sortiert. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU:  
Unser Spitzenkandidat spricht.) 

 
Es gibt 195 Hansestädte in 16 Nationen, die bereits or-
ganisiert sind. Die Verantwortlichen leben vor Ort. Und 
da reicht es nicht, wenn man dann so einen Hansetag 
wie 2018 in Rostock unter dem Motto „Einfach handeln!“ 
ausübt, indem man dort einen Markt hat, mit Mittelalter-
fellen umherläuft und ein bisschen Musik hört. 
 

(Rainer Albrecht, SPD:  
Das war sehr interessant.) 

 
Nee, dazu gehört eben der Handel.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Sehr interessant.) 
 
Und das kann nur funktionieren, wenn wir alle Städte des 
Hansetages, alle Städte, alle Regionen noch enger zu-
sammen vereinen und gemeinsam unsere Partnerschaft 
intensivieren, um somit den Handel im Ostseeraum wei-
ter stärken zu können.  
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD:  
Was war nun die Kernaussage Ihrer Rede? – 

Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Das überlasse ich Ihnen. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Andreas Butzki, SPD: Da kann 

 man nichts finden.) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Kramer. 

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD Herr Schulte. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Eure Eminenz Schulte.) 

 
Jochen Schulte, SPD: Ja, aber nicht grau, eher kahl. 

 
(Heiterkeit vonseiten der  

Fraktionen der SPD und CDU – 
Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Es fällt mir schwer, jetzt hier zu reden nach 
dem Redebeitrag von Herrn Kramer.  
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD:  
Das glaube ich!) 

 
Ich weiß gar nicht, ob ich hier im Landtag bin oder auf 
irgendeiner Comedyveranstaltung.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

Das Niveau der Rede eben hätte wahrscheinlich auch für 
Letzteres nicht gereicht. 
 
Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
vielleicht gestatten Sie mir am Anfang, dass ich mal etwas 
klarstelle, weil hier immer wieder Dissens aufgemacht 
worden ist – auch am Anfang durch Herrn Kramer – 
zwischen der CDU. Und eins ist mir an dieser Stelle 
wichtig und das will ich hier auch ausdrücklich sagen, 
auch vor dem Hintergrund der Presseberichte der letzten 
Tage, weil eins lasse ich nicht zu, dass das hier kaputt-
geredet wird, weder zwischen dem Kollegen Waldmüller 
und mir noch zwischen der CDU-Fraktion und der SPD. 
Es gibt seit vielen, vielen Jahren eine erfolgreiche Wirt-
schaftspolitik in diesem Land unter Mitarbeit beider Koali-
tionsfraktionen, unter Führung der/des jeweiligen Minis-
terpräsidenten, früher des Ministerpräsidenten Sellering, 
jetzt von Frau Ministerpräsidentin Schwesig.  
 
Und dass dieses Land, was seine wirtschaftliche Situati-
on angeht, bei allen Defiziten, die wir noch haben, so 
positiv dasteht, das ist das Verdienst dieser Koalitions-
fraktionen, dieser Landesregierung, natürlich auch, liebe 
Ministerpräsidentin Frau Schwesig, der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Unternehmen, auch der Wirt-
schaftskapitäne in den Unternehmen, aber die politischen 
Rahmenbedingungen, die sind in diesem Haus gesetzt 
worden. Und wir wären vielleicht noch besser, wenn die 
politischen Rahmenbedingungen auch auf Bundesebene 
immer das unterstützen würden, was wir eigentlich ge-
meinsam, SPD und CDU, hier machen wollen. Vielen 
Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
Und, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist 
das so, natürlich ist das so, das muss man ganz offen 
zugeben, dass Mecklenburg-Vorpommern jetzt nicht die 
Exportnation Nummer eins weltweit ist, und das ist auch 
kein neues Thema.  
 
Und, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Minis-
terpräsidentin hat es ja eben einmal kurz angerissen, das 
ist ja nicht nur eine Frage, dass die Leute, die Menschen 
in diesem Land, die Unternehmen in diesem Land an der 
einen oder anderen Stelle sagen, ja, wir haben kein Inte-
resse daran, zu exportieren oder zu importieren, sondern 
es ist natürlich ein strukturelles Problem. Wir sind ähn-
lich, was die Strukturen, was die Wirtschaftsstrukturen 
angeht, aufgestellt wie zum Beispiel Schleswig-Holstein 
oder Teile Niedersachsens. Und natürlich sind wir nicht 
der Standort vieler großer Industrieunternehmen.  
 
Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, darum 
geht es doch gar nicht. Es geht nicht darum, dass wir uns 
mit Nordrhein-Westfalen oder mit Bayern oder mit Baden-
Württemberg vergleichen müssen. Es geht darum zu 
definieren, was sind unsere Chancen, wo sind unsere 
Potenziale, und diese Chancen und Potenziale auch 
tatsächlich zu nutzen.  
 
Und dann, wenn wir das tun, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen – und das tun wir ja auch schon über die 
letzten 10/15 Jahre durchaus sehr erfolgreich in diesem 
Land, auch mit Fragen der Wirtschaftsförderung und mit 
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der Frage der Wirtschaftsansiedlung übrigens –, wenn 
wir diese Chancen und Potenziale nutzen, dann tun wir 
nicht nur etwas für den Export, dann tun wir vor allem 
etwas für die Situation der Menschen in diesem Land, 
weil es sind die Arbeitsplätze insbesondere auch in der 
Wirtschaft, in der Außenhandelswirtschaft, egal, ob Ex-
port oder Import, die tatsächlich hier Arbeit schaffen, die 
für gute Löhne sorgen und die am Ende dann auch zur 
Steigerung des Wohlstandes für die Menschen in diesem 
Lande beitragen. Und deswegen finde ich eine Debatte, 
die jetzt daran kritteln sollte, da will ich jetzt noch mal 
ganz kurz auf die Bemerkung von Herrn Kramer einge-
hen, die daran kritteln sollte, na ja, dies oder jenes ist 
vielleicht noch nicht hundertprozentig, die finde ich ein-
fach nur daneben, weil es geht im Endeffekt darum, das 
zu sehen, wie es ist, und auf dem Iststand weiter voran-
zuschreiten und das zu verbessern, und das tun wir und 
das werden wir auch in den nächsten Jahren tun. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist 
es so, da kann man immer wieder, wie es bei Zahlen ist, 
da kann man über die Statistiken streiten, jeder legt Sta-
tistiken gerne so aus, wie ihm das passt, aber Fakt ist es, 
dass sich die Exportwirtschaft kontinuierlich bei uns in 
Mecklenburg-Vorpommern in den letzten Jahren positiv 
entwickelt hat. Und natürlich ist es auch richtig, da gebe 
ich dem Kollegen Waldmüller durchaus recht, wenn man 
dann bereinigte Zahlen nimmt, dass man an der einen 
oder anderen Stelle sagen kann, in 2017 oder 2018 
nehme ich einen Vergleich zu 2011 oder 2010 und sehe 
dann, dass da möglicherweise entsprechende Entwick-
lungen in diesem Vergleichszeitraum so nicht stattgefun-
den haben. 
 
Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist 
etwas Normales bei Außenhandelswirtschaft. Ich will 
Ihnen das nur mal an wenigen Zahlen aus dem Ostsee-
raum deutlich machen, um zu sehen, wie volatil dieses 
Geschäft ist und welchen Schwankungen es tatsächlich 
am Ende des Tages unterliegt. Da nehme ich einfach mal 
den Außenhandel aus den Nachbarländern, mit denen wir 
tatsächlich dann auch relativ gut schon im Geschäft sind. 
Zahlen 2015/2016 – es geht gar nicht um die Zahl als 
solches, es geht um die Schwankung, die da besteht –, 
Zahlen 2015/2016 im Handel mit Polen, da war der Au-
ßenhandel mit Polen im Jahr 2015 noch bei 1,2 Milliar-
den und er lag dann 2016 200 Millionen niedriger. Natür-
lich kann man sich diese Zahlen jetzt rausgreifen und 
sagen, oh, ist alles schlecht, aber in den Folgejahren ist 
er dann wieder um 200 Millionen gestiegen. Also daran 
sieht man ja, dass dieses Geschäft tatsächlich Schwan-
kungen unterliegt. 
 
Oder ein anderes Beispiel, mit der Russischen Föderati-
on, weil das ja auch in den letzten Tagen immer wieder 
durch die Presse gegangen ist, 2017 natürlich ein relativ 
gutes Geschäftsjahr mit über 1 Milliarde Außenhandels-
volumen, 2018 dann auf einmal 815 Millionen. Aber da 
müssen Sie dazu sehen, diese 815 Millionen sind immer 
noch 100 Millionen Euro mehr Außenhandelsvolumen als 
zum Beispiel im Jahr 2015.  
 
Oder nehmen Sie das Beispiel, weil immer wieder die 
Baltischen Staaten angesprochen worden sind, Estland: 
Außenhandelsvolumen 2017 400.000 Euro, dann im 
Jahr 2018 hat es sich halbiert. Halbiert! Und es kann gut 
sein, dass die 2019er-Zahlen wieder so sind, dass sie 

sich verdoppelt haben, auch das hat es in der Vergan-
genheit gegeben. 
 
Und, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, daran will 
ich nur deutlich machen, man darf sich nicht einzelne 
Zahlen rausgreifen, um zu sagen, dieses ist gut und das 
andere läuft nicht vernünftig. Und, meine Damen und 
Herren, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Thomas Krüger, SPD: Sehr richtig!) 

 
meine Damen und Herren, wir haben als Koalitionsfrakti-
onen – das kommt ja nachher, ich weiß nicht, ob da noch 
drüber debattiert wird –, wir haben ja einen Antrag für 
den Einzelplan 06 eingebracht, da ist ja auch schon drauf 
eingegangen worden. Und ja, auch wir als SPD-Fraktion 
halten es für sinnvoll, dass zugestanden wird, dass hier 
im Ostseeraum tatsächlich mehr Exportwirtschaft intensi-
viert wird, weil das sind unsere Nachbarstaaten. Und da 
ist es natürlich erst mal eine Frage, wie gehe ich mit 
Dänemark, wie gehe ich mit Schweden um, wie gehe ich 
mit Polen um, auch mit zum Beispiel dem Oblast Kali-
ningrad. Das sind diejenigen, über die man tatsächlich 
sprechen muss. 
 
Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, auch ein 
Hinweis dazu: Die Interessenlagen in diesen Staaten 
sind durchaus unterschiedlich. Ich verweise nur mal auf 
das Thema „Erneuerbare Energien“. Da haben sie in 
Dänemark eine große Bereitschaft, in dem Bereich auch 
tatsächlich Windenergie und entsprechende Industrie 
auch zu unterstützen. In Polen und in Schweden setzen 
sie auf Atomenergie. Das sind Dinge, die man dann auch 
dabei berücksichtigen muss. Und, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, deswegen bin ich auch dafür, dass 
durch die Landesregierung – unter entsprechender Fe-
derführung letztendlich natürlich auch immer der Staats-
kanzlei und der Ministerpräsidentin – eine entsprechende 
Konzeption erarbeitet wird.  
 
Und jetzt bin ich mal ganz ehrlich: Sehr geehrte Frau 
Ministerpräsidentin, mir ist es egal, ob das im Jahre 2020 
dann schon stattfindet oder erst im Jahr 2022, eine ent-
sprechende Veranstaltung. Was mir persönlich viel, viel 
wichtiger wäre, ist, dass diejenigen, die dort hinkommen, 
die Unternehmerinnen und Unternehmer, die dort hin-
kommen, auch die politischen Vertreter, zum Beispiel aus 
Polen, von den Gesprächspartnern, die wir haben, dass 
die dann hinterher sagen, es war eine erfolgreiche Ver-
anstaltung, weil das ist im Endeffekt das, was wir brau-
chen, dass die Leute dann auch zurückgehen in ihre 
Heimatländer und sagen, dort haben wir offene Kontakte 
gefunden, die wollen mit uns reden und sie wollen mit 
uns Geschäfte machen. Und wenn wir das erreichen 
können, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, und 
nicht nur ein, ich nenne das jetzt mal etwas abfällig, 
Meet-and-Greet stattfindet, dann ist tatsächlich der Erfolg 
für uns da und dann werden wir entsprechend auch die 
Exportwirtschaft in unserem Land stärken.  
 
Und wie gesagt, ich habe es zu Beginn meiner Rede 
gesagt, was mir dabei wichtig ist: Export ist kein Selbst-
zweck. Am Ende des Tages muss dabei auch für die 
Menschen in diesem Land etwas herauskommen, das 
heißt, es muss höhere Löhne in diesem Land geben, es 
muss mehr Industriearbeitsplätze in diesem Land geben. 
Und das ist letztendlich das Ziel, an dem wir gemein-
sam arbeiten, und da hoffe ich und da bin ich mir auch 
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sicher, dass wir das gemeinsam mit unseren Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU dann entsprechend weiter 
vorantreiben werden. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Schulte. 

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE Frau Kröger. 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielleicht eignet 
sich die Aktuelle Stunde wenigstens zu einer Sache, 
dass wir alle gemeinsam mal feststellen können, wie 
wichtig eine friedliche und gemeinsame Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe mit unseren Nachbarländern ist.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 

 
Ich glaube, was das angeht, sind wir uns alle sehr einig, 
auch im Bereich der Wirtschaft. Aber, liebe ... 
 

(Andreas Butzki, SPD: Und das in 
der Weihnachtszeit! Das ist gut. – 

Heiterkeit bei Thomas Krüger, SPD) 
 
Auch zur Weihnachtszeit, natürlich, Herr Butzki. Da sollte 
man immer ein bisschen näher zusammenrücken, das ist 
wahr. 
 
Allerdings auch jetzt, nachdem die Aktuelle Stunde hier 
vorbei ist, muss ich mich doch fragen, 
 

(Sebastian Ehlers, CDU:  
Die ist noch nicht vorbei.) 

 
welchen Zweck sie hatte und welchen Zweck sie hat, 
denn so richtig Neues habe ich nicht gehört, und ich 
habe konzentriert zugehört. 
 
Herr Waldmüller, Sie haben den Istzustand kritisiert, das 
wäre eine gute Überschrift für Ihre Rede, „den Istzustand 
aufzeigen und kritisieren“, und Sie stellen fest, die Zu-
ständigkeit ist in der Staatskanzlei. So weit, so gut, da 
kann sie offensichtlich auch bleiben. Dann haben Sie 
sich Gedanken über die Außenwirtschaft gemacht. Wo-
her mehr Wertschöpfung nehmen, fragen Sie. Da ist Luft 
nach oben, so, so! Sie haben den Istzustand der Export-
quoten beschrieben, den Handlungsbedarf ausgerufen, 
man wolle die Staatskanzlei unterstützen. Dann folgte 
der Vorschlag eines „Tages der Ostsee-Anrainer“, dann 
haben Sie zwei Sätze dazu angekündigt und ich dachte, 
jetzt kommen noch zwei Vorschläge, die das Ganze 
untersetzen, aber eigentlich kam nur einer, nämlich die 
bilaterale Ausrichtung, und dann hofften Sie auf konstruk-
tive Ideen. Und das war es dann aber auch schon. An-
sonsten haben Sie gar nichts gesagt. Immerhin ein klares 
Bekenntnis zum Russlandtag, das können wir unterstüt-
zen. Vielen Dank dafür, aber mehr war es dann auch 
nicht. 
 
Es folgt Frau Ministerpräsidentin. Die Rede würde ich 
übertiteln mit „Loben und danken“. Einmal aufzeigen, 
was wir alles schon tun, kann ja auch nicht schaden. Sie 
bedanken sich bei den UnternehmerInnen, das ist sicher-
lich richtig, dann folgen Fakten, die aufzeigen, wie gut 

sich die Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern entwi-
ckelt hat, sogar von einem Rekord ist die Rede. Dann 
wird darüber geredet, was sicherlich richtig ist, dass 
internationale Spannungen eine außenwirtschaftliche 
Zusammenarbeit immer zu Herausforderungen machen, 
dass man eine solche Zusammenarbeit als, ich sage mal, 
Marathon betrachten muss, da einen langen Atem haben 
muss. Auch das ist richtig. Sie sprechen über unsere 
Partner/-innen, loben den gestärkten Außenhandel, dann 
der Bezug zur Hanse Sail, auch nicht ganz falsch,  
 

(Thomas Krüger, SPD: 
 Nein, das ist richtig!) 

 
da gehen wir ja alle gerne hin. 
 
An einer Stelle möchten wir Sie ausdrücklich unterstüt-
zen, und das ist die Wichtigkeit der Zusammenarbeit mit 
Polen. Das ist der richtige Weg, das liegt auch uns am 
Herzen, und dann eignet es sich natürlich auch ganz 
prima, den Staatssekretär nebenbei auch noch mal zu 
loben. 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Der ist auch gut.) 

 
Gelegenheit genutzt, gelobt wurde ja heute sowieso jede 
und jeder,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU – 
Sebastian Ehlers, CDU: Aber von  

den LINKEN doch nicht.) 
 
also viele Unternehmer/-innen, viele Arbeitnehmer/-innen, 
viele Kolleginnen und Kollegen aus dem Landkreis  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Schließen Sie sich doch an, 

 loben Sie die Landesregierung!) 
 
und die Ministerinnen und Minister wurden auch fast alle 
aufgezählt. Das freut mich, dass wir alle so aktiv und 
engagiert sind. 
 

(Rainer Albrecht, SPD:  
Niemand vergessen!) 

 
Dann folgt ein langer Teil zu Russland, sicherlich auch 
nicht falsch.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD:  
Kanntest du die Rede schon vorher?) 

 
Auch wir mögen Russland, auch wir sind da für eine gute 
Zusammenarbeit und bedanken uns für das Engage-
ment. Da sollten wir weitermachen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 
 

(Manfred Dachner, SPD:  
Jetzt kommt Ihr eigener Beitrag? – 

Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Doch am Ende frage ich mich, was hat uns diese Aktuel-
le Stunde eigentlich gebracht,  
 
wo ist eigentlich der Wirtschaftsminister und worum ging 
es, 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
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was haben wir an neuen Vorschlägen gehört, an neuen 
Ideen gehört, ja, was können wir denn jetzt tun, um die 
Außenwirtschaft zu verbessern?  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: 
 Bringen Sie sich mit ein, 

 machen Sie selbst Vorschläge!) 
 
Aus meiner Sicht, und sehr geehrter Herr Kollege Schul-
te, es steht Ihnen natürlich auch gut zu Gesicht und das 
entspricht ja auch Ihrer Rolle, dann hier noch mal Einig-
keit zwischen den beiden Koalitionsfraktionen zu beto-
nen, das ist bestimmt auch Ihre Aufgabe, aber wenn man 
hier drüben auf dieser Seite sitzt, dann tut es mir leid, so 
einig sieht das nicht aus.  
 

(Zurufe von Thomas Krüger, SPD,  
und Jochen Schulte, SPD) 

 
Und diese Aktuelle Stunde, die beweist es auch wie-
der. 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Und, Herr Waldmüller, es ist ganz hervorragend, dass 
Sie sich so für eine Stärkung des Außenhandels hier 
zeigen und für eine Verbesserung der Exportquote, dafür 
Applaus, aber vielleicht – und das wäre einer unserer 
Vorschläge – setzen Sie sich dann bei Ihrem Kollegen 
Wirtschaftsausschussvorsitzenden dafür ein, dass der 
Wirtschaftsausschuss, wie DIE LINKE es auch schon mal 
beantragt hatte, eben nicht mit dem gesamten Agraraus-
schuss auf die Grüne Woche tobt, sondern zum Beispiel 
auch mal auf die Hannover-Messe fährt,  
 

(Dietmar Eifler, CDU: 
 Das ist alles beschlossen. – 
Wolfgang Waldmüller, CDU:  

Das ist schon längst erledigt. –  
Zuruf von Manfred Dachner, SPD) 

 
eine der bedeutenden Industriemessen, mit sehr großem 
internationalen Publikum. Einen solchen Antrag von uns 
haben Sie bereits abgelehnt.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: 
 Nein, das ist beschlossen.) 

 
Genauso werden Sie die Forderung nach einer Ex-
portstrategie ablehnen,  
 

(Dietmar Eifler, CDU:  
Dann sind Sie nicht aktuell.) 

 
die heute noch auf der Tagesordnung steht.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: 
 Das ist beschlossen, gute Frau. – 
Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 

 
Das nehme ich dann freudig zur Kenntnis, Herr Wald-
müller,  
 

(Zuruf von Ann Christin von Allwörden, CDU) 
 
und betrachte das als Fortschritt. Mal sehen, wie Sie sich 
zu unserer Industriestrategie verhalten, denn auch dort 
könnten Fragen der Exportschwäche des Landes in den 
Fokus genommen werden. 

(Vincent Kokert, CDU: Sie 
haben eine Industriestrategie?!  
Die würde ich gern mal hören. –  

Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Wir werden ja sehen, wie Sie mit unserem Vorstoß heute 
Nachmittag umgehen. 
 

(Zuruf von Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Nun kommen wir zum Ostsee-Tag. Auch ein Ostsee-Tag, 
das scheint ja nun eigentlich der einzige Vorschlag zu 
sein, der hier irgendwie in der Mitte des Raumes liegt, 
der ganz neu und aktuell ist,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Na immerhin!) 
 
deshalb die Aktuelle Stunde, sicherlich eine gute Idee, 
um die Beziehungen mit den Staaten der Ostsee zu 
verbessern. Über das Konzept müsste man dann sicher-
lich mal diskutieren, damit es nicht verwässert und es am 
Ende gar nicht zu bilateralen Kooperationen kommt, 
denn offensichtlich ist das ja eigentlich das, was uns 
wichtig ist. 
 
Aus unserer Sicht, mit Blick auf die Außenwirtschaft, da 
hätte man im Rahmen einer Ausschusssitzung oder im 
Rahmen eines Antrages sicherlich noch viel detaillierter 
darauf eingehen können, was denn nun eigentlich wichtig 
ist, statt nur den Istzustand zu beschreiben, 
 

(Franz-Robert Liskow, CDU: 
 Das kann man doch so machen.) 

 
irgendwie zu signalisieren, das reicht alles nicht, während 
die andere Seite, hier die SPD, sagt, doch, es passiert 
ganz viel und wir machen auch schon ganz viel, und das 
ist alles ganz wunderbar.  
 
Dann lassen Sie uns weitermachen beim Breitbandaus-
bau, liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns die 
Arbeitsbedingungen im Land verbessern, mehr Tarifver-
träge, mehr sozialversicherungspflichtige Jobs! Das ist 
gut zur Stärkung der Wirtschaft.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
Lassen Sie uns unsere Unternehmen bei Ansiedlungen 
unterstützen! Das hat auch mit Planungsverfahren, auch 
auf kommunaler Ebene zu tun, auch hier müssen wir 
unterstützen. Und vor allem, lassen Sie uns die Hoch-
schulen fitter machen, unsere Auszubildenden stärken, 
denn das sind die klugen Köpfe von morgen,  
 

(Jochen Schulte, SPD: Ach, das waren noch 
 Zeiten, als ein Helmut Holter hier geredet hat! – 

Vincent Kokert, CDU: Das sag ich dir!) 
 
die so wichtig für die Wirtschaft sind, Innovation und 
Forschung, Wissenschaft, kurzum Bildung! Dazu gehört 
auch der Austausch von Schülerinnen und Schülern, 
dazu gehört auch Integration, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Da liegen die Schlüssel für eine erfolgreiche Au-
ßenwirtschaft, und da liegt auch die Zukunft Mecklen-
burg-Vorpommerns.  
 
Vielleicht kommen wir an anderer Stelle noch mal etwas 
tiefgründiger dazu, über die Außenwirtschaft zu spre-
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chen, aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Aktuel-
le Stunde hätten wir uns echt ersparen können. – Vielen 
Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Kröger. 

 
Das Wort hat jetzt noch einmal für die Fraktion der CDU 
Herr Renz. 
 
Torsten Renz, CDU: Was die Redezeit betrifft, da ver-

traue ich auf Sie, Frau Präsidentin. 
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD: 
 Der Präsidentin können Sie 

 immer vertrauen, Herr Kollege. –  
Andreas Butzki, SPD: Was war  

denn das für eine Anrede?!) 
 
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren!  
 
Das ist ja auch eine ganz neue Taktik, Frau Kröger. Also 
das sollen Sie jetzt wirklich als Kompliment auffassen, 
was ich jetzt sage:  
 

(Jochen Schulte, SPD:  
Das muss der Kollege Renz aber  

vorher erklären, sonst merkt das keiner.) 
 
Ich stelle fest, Sie haben eine schnelle und hervorragen-
de Auffassungsgabe. Sie sind also in der Lage, innerhalb 
von kürzester Zeit hier die Reden zu analysieren,  
 

(Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Ja. –  
Zurufe von Andreas Butzki, SPD,  

und Sebastian Ehlers, CDU) 
 
und das haben Sie wirklich nicht schlecht gemacht.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Das hat sie gut gemacht.) 

 
Aber ich glaube nicht, dass das ausreicht für eine ver-
antwortungsvolle Oppositionspolitik. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Sie sprachen selbst von Tiefgründigkeit, und außer All-
gemeinplätze, was Wirtschaftspolitik betrifft, habe ich 
nichts gehört. 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Da waren schon konkrete  

Vorschläge drin.) 
 
Natürlich kam noch mal das Bekenntnis zu Russland,  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
das wir von allen in diesem Hause des Öfteren gehört 
haben. Also wenn das Ihre neue Taktik ist, glaube ich,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Das ist eine gute Taktik.) 

 
beim nächsten Mal sollten Sie da noch eine Schippe 
drauflegen. 

(Unruhe vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Dr. Ralph Weber, AfD: Das können Sie 
das nächste Mal besser machen, wenn 
Sie in der Opposition sitzen ab 2022.) 

 
Und Sie haben ganz konkret gefragt, welchen Zweck hat 
diese Aktuelle Stunde, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. Und wenn Sie das noch nicht verstanden haben, 
dann will ich es noch mal sagen. Wir, die Koalitionäre, 
sind der Auffassung, dass wir mehr Potenzial im Ostsee-
raum noch haben und dass wir mit Ihnen darüber streiten 
wollen, wie wir diese Potenziale,  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Sie streiten sich ja auch untereinander.) 

 
sprich durch mehr Handel, auf den Weg bringen wollen.  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Werden  
Sie sich erst mal in der Koalition einig!) 

 
Das ist Sinn und Zweck.  
 

(Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Aber dazu 
 gab es keine Vorschläge, Herr Renz.) 

 
Und Sie haben sich auch nur sehr zurückhaltend zu der 
Aussage,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Aber es  
gab keine Vorschläge aus der Koalition.) 

 
dass es mehr Potenzial gibt, überhaupt hier geäußert. 
Und wir haben tatsächlich jetzt den ersten Schritt, nach-
dem die Einigkeit – da bin ich der SPD-Landtagsfraktion 
auch dankbar –, nachdem die Einigkeit hier noch mal 
dokumentiert wurde,  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
dass wir gemeinsam in diesem Bereich Ostseeraum aktiv 
werden wollen,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Unglaublich!) 
 
hier einen ersten Schritt über den Haushalt auf den Weg 
gebracht, nämlich den Unternehmertag „Ostsee verbin-
det“. Wer das alles noch nicht gelesen hat, noch mal die 
konkrete Bezeichnung: Unternehmertag „Ostsee verbin-
det“, nicht die alten Begriffe, die hier ständig auch ge-
nannt worden sind. Und sehr wohl sind Sie dann einge-
laden, darüber nachzudenken, wie wir weitere Schritte 
gehen können, um dieses gemeinsame Ziel zu erfüllen.  
 
Und Herr Schulte hat die Frage hier in den Raum gestellt, 
was sind unsere Chancen und was ist unser Potenzial. 
Und da will ich Ihnen ganz deutlich noch mal sagen, ich 
bin zwar noch nicht so alt,  
 

(Patrick Dahlemann, SPD:  
Das liegt im Auge des Betrachters. – 
Unruhe bei Ministerin Stefanie Drese) 

 
aber auch schon ausreichend alt, dass ich schon unter-
schiedliche gesellschaftliche Entwicklungen mitgemacht 
habe. Und was mir immer wieder auffällt, ist die Tatsa-
che, dass Menschen verfallen in die Situation, Dinge 
schönzureden. Und das darf nicht passieren! Schönre-
den führt zu Stagnation,  
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(Heiterkeit vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Dr. Ralph Weber, AfD: Das sagt der Richtige!) 

 
und wir, die Fraktionen, sind uns hier einig, wir wollen 
mehr. Mehr, das ist unser Ziel. 
 

(allgemeine Unruhe – 
Dr. Ralph Weber, AfD: Seit drei Jahren  

wird schöngeredet und jetzt erkennt 
 er, wie falsch das ist!) 

 
Und da macht es ... 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
Wir wollen ... 
 

(Zuruf von Karsten Kolbe, DIE LINKE – 
Heiterkeit vonseiten der Fraktion DIE LINKE 

und auf der Regierungsbank) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr Renz! 

 
Bei aller Freude an der lebhaften Debatte, ich kann den 
Redner nicht mehr verstehen und ich möchte Herrn Renz 
gerne verstehen. Ich bitte um Ruhe. 
 
Torsten Renz, CDU: Danke schön. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Renz, bitte schön. 

 
Torsten Renz, CDU: Wir wollen gemeinsam mehr. Und 

das fiel mir noch mal wie Schuppen von den Augen,  
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD) 
 
wenn Sie die OZ gelesen haben und diese Karte des 
Ostseeraums, wo Mecklenburg-Vorpommern sozusagen 
mitten im Zentrum liegt, das ist erst mal das Potenzial, 
das wir haben, zu dem Sie sich bekennen müssen, und 
wenn Sie sich dann diese Berichterstattung, diese bildli-
che Darstellung anschauen, in alle Himmelsrichtungen 
haben wir die Möglichkeit, Handel zu betreiben. Und das 
ist erst mal unsere große Trumpfkarte in Mecklenburg-
Vorpommern.  
 
Und dann ist es natürlich richtig, dass man Statistiken 
auswerten kann, wie man will. Aber am Ende gibt es den 
Mittelstandsbericht, und wenn wir dann im Jahre 2011 
schon mal Ausfuhren hatten in Höhe von 7,2 Millionen 
und im Jahre 2018  
 

(Egbert Liskow, CDU: Milliarden! Milliarden! – 
Karsten Kolbe, DIE LINKE: Milliarden, Herr Renz!) 

 
das momentan oder vorläufige Ergebnis – 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
 Dr. Ralph Weber, AfD: Milliarden!) 

 
Milliarden, Entschuldigung – bei 7,23 Milliarden liegt, dann 
ist das eine Entwicklung, die für uns zu wenig ist. Und 
deswegen greifen wir dieses Thema auf, um die Chan-
cen im Ostseeraum zu nutzen, und zwar in alle Himmels-
richtungen, ohne irgendeinen zu bevorzugen oder zu dis-
kriminieren. Das ist Ziel, das ist Zweck unserer Debatte.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Echt? – 
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

Und insofern bin ich Kollegen Schulte sehr, sehr dank-
bar und Herrn Kollegen Gundlack, dass aus dem Parla-
ment heraus hier noch mal wieder die Initiative ergriffen 
wird, 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Welche denn?) 

 
das mit neuem Schwung, mit neuem Elan zu versehen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das ist eine Aktuelle Stunde, Herr Renz.) 

 
Und da sind Sie herzlich eingeladen, über weitere Maß-
nahmen hinaus uns,  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
die Regierungskoalition, zu begleiten, damit wir nämlich 
eines Tages auch einen Mittelstandsbericht vorweisen 
können, wo vielleicht dann auch Zahlen sind oberhalb, 
mit steigender Tendenz von Außenhandelsumsatz dann, 
von 8 Milliarden Euro. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Da überschätzen Sie die Aktuelle Stunde 

 allerding in ihrer Wirkungskraft.) 
 
Das ist Ziel und Zweck, und ich glaube, das haben wir 
hier erreicht durch unsere Diskussion, auch wenn bei 
dem einen oder anderen der Groschen noch nicht so 
gefallen ist. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Renz. 

 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2 – und da bitte 

ich etwas um Geduld, weil der Text, den ich Ihnen jetzt 
verlese, das wird etwas länger dauern –: a) Zweite Le-
sung und Schlussabstimmung des Gesetzentwurfes der 
Landesregierung – Entwurf eines Haushaltsbegleitgeset-
zes 2020/2021, Drucksache 7/3899, hierzu Beschluss-
empfehlung und Bericht des Finanzausschusses, Druck-
sache 7/4399, in Verbindung mit b) Zweite Lesung und 
Schlussabstimmung des Gesetzentwurfes der Landes-
regierung – Entwurf eines Gesetzes über die Feststel-
lung des Haushaltsplans des Landes Mecklenburg-
Vorpommern für die Haushaltsjahre 2020 und 2021, 
Drucksache 7/3900(neu) sowie Beratung der Unterrich-
tung durch die Landesregierung – Mittelfristige Finanz-
planung 2019 bis 2024 des Landes Mecklenburg-
Vorpommern einschließlich Investitionsplanung, Druck-
sache 7/3898, hierzu Beschlussempfehlungen und Be-
richt des Finanzausschusses, Drucksachen 7/4400, 
7/4401, 7/4402, 7/4403, 7/4404, 7/4405, 7/4406, 7/4407, 
7/4408, 7/4409, 7/4410, 7/4411, 7/4412, 7/4413, 7/4414, 
7/4415 und 7/4416.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Kann ich das noch mal hören?) 

 
Hierzu liegen Ihnen Änderungsanträge der Fraktion der 
AfD auf den Drucksachen 7/4477 bis 7/4519, Ände-
rungsanträge der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksa-
chen 7/4522 bis 7/4548 und 7/4554 vor. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung  
Entwurf eines Haushalts- 
begleitgesetzes 2020/2021 

(Zweite Lesung und Schlussabstimmung) 
– Drucksache 7/3899 – 

 
Beschlussempfehlung und Bericht  
des Finanzausschusses (4. Ausschuss) 
– Drucksache 7/4399 – 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung  
des Haushaltsplans des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern für die Haushaltsjahre 2020  
und 2021 (Haushaltsgesetz 2020/2021) 

(Zweite Lesung und Schlussabstimmung) 
– Drucksache 7/3900(neu) – 

 
Unterrichtung durch die Landesregierung  
Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern  
einschließlich Investitionsplanung  
– Drucksache 7/3898 –  

 
Beschlussempfehlungen und Bericht  
des Finanzausschusses (4. Ausschuss) 
– Drucksachen 7/4400, 7/4401, 7/4402,  
7/4403, 7/4404, 7/4405, 7/4406, 7/4407,  
7/4408, 7/4409, 7/4410, 7/4411, 7/4412,  
7/4413, 7/4414, 7/4415 und 7/4416 – 

 
Änderungsanträge der Fraktion der AfD 
– Drucksachen 7/4477, 7/4478, 7/4479, 
7/4480, 7/4481, 7/4482, 7/4483, 7/4484, 
7/4485, 7/4486, 7/4487, 7/4488, 7/4489, 
7/4490, 7/4491, 7/4492, 7/4493, 7/4494, 
7/4495, 7/4496, 7/4497, 7/4498, 7/4499, 
7/4500, 7/4501, 7/4502, 7/4503, 7/4504, 
7/4505, 7/4506, 7/4507, 7/4508, 7/4509, 
7/4510, 7/4511, 7/4512, 7/4513, 7/4514, 
7/4515, 7/4516, 7/4517, 7/4518 und 7/4519 –  
 
Änderungsanträge der Fraktion DIE LINKE 
– Drucksachen 7/4522, 7/4523, 7/4524, 
7/4525, 7/4526, 7/4527, 7/4528, 7/4529, 
7/4530, 7/4531, 7/4532, 7/4533, 7/4534, 
7/4535, 7/4536, 7/4537, 7/4538, 7/4539, 
7/4540, 7/4541, 7/4542, 7/4543, 7/4544, 
7/4545, 7/4546, 7/4547, 7/4548 und 7/4554 –  

 
Für das Verfahren schlage ich Ihnen Folgendes vor: 
Zunächst wird die allgemeine Aussprache zum Haus-
haltsgesetz 2020/2021 eröffnet, danach folgt die Bera-
tung über alle Einzelpläne. Hier liegen Wortmeldungen 
zu den Einzelplänen 01, 04, 06, 07, 09, 10, 11 und 15 
vor. Der jeweilige Stellenplan wird zu den Einzelplänen 
mit aufgerufen.  
 
Abstimmungen zu allen Einzelplänen und zum Gesetz 
einschließlich der Unterrichtung zur Mittelfristigen Fi-
nanzplanung finden am Ende der Aussprache nachei-
nander statt. Sind Sie mit diesem Verfahren einverstan-
den? –  
 

(Andreas Butzki, SPD, und  
Dietmar Eifler, CDU: Ja.) 

 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch beziehungsweise 
auch Zustimmung, dann ist das so beschlossen. 

Im Ältestenrat wurde weiterhin vereinbart, für die allge-
meine Aussprache insgesamt eine Dauer von 110 Minu-
ten vorzusehen. Für die Beratung der Einzelpläne 01, 04, 
06, 07, 09, 10, 11 und 15 ist im Ältestenrat jeweils eine 
Aussprache mit einer Dauer von bis zu 55 Minuten ver-
einbart worden. Ich sehe und höre auch hier keinen Wi-
derspruch, dann ist das ebenfalls so beschlossen.  
 
Vielen Dank für Ihre Geduld! Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache.  
 
Das Wort hat zunächst die Ministerpräsidentin des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern. Frau Schwesig, Sie haben das 
Wort. 
 
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete! Heute verabschieden wir den Haushalt für die 
Jahre 2020/2021 und stellen damit die Weichen für die 
weitere Zukunft unseres Landes. Das ist ein Haushalt mit 
klaren Schwerpunkten – für Wirtschaft und Arbeit, für 
Kitas und Schulen und für Kommunen und für Infrastruk-
tur, also für das ganz konkrete Leben unserer Menschen 
in unseren Dörfern und Städten, eine wichtige Weichen-
stellung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Es ist ein Haushalt mit großem Investitionsvolumen, 
1,7 Milliarden Euro wollen wir allein im nächsten Jahr 
investieren, und es ist ein Haushalt, mit dem wir unse-
re solide Finanzpolitik weiter fortsetzen. Mecklenburg-
Vorpommern wird auch in den kommenden Jahren ohne 
neue Schulden auskommen und trotzdem kräftig inves-
tieren. Das gehört für uns zusammen: solide Finanzpoli-
tik, keine neuen Schulden, aber auch Spielräume nutzen 
für Zukunftsinvestitionen, für den Fortschritt in unserem 
Land. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir sorgen auch vor für schlechte Zeiten. Die Konjunktur-
rücklage steigt mit dem neuen Haushalt von 400 Millio-
nen Euro auf 500 Millionen Euro. Das ist wichtig, dass wir 
auch bei möglicher konjunktureller Abkühlung unsere 
Investitionen weiter fortsetzen können. 
 
Zu den Zukunftsthemen, in die wir gezielt investieren, 
gehört vor allem die Finanzausstattung unserer Kommu-
nen. Wir alle wissen, dass wir in den letzten Jahren er-
hebliche Diskussionen hatten mit der kommunalen Fami-
lie, dass es fehlt an Geld vor Ort für Straßensanierungen, 
für Sanierung von Kitas, für den Neubau von Schulen. 
Und ich danke denjenigen, die sich gerade ehrenamtlich 
für unser Land engagieren, in unseren Gemeinderä-
ten, in unseren Stadtvertretungen. Ich selber bin in der 
Kommunalpolitik eingestiegen und dort groß geworden 
und sage ganz klar, die kommunale Politik ist das Fun-
dament unserer Demokratie. Unsere Gemeindevertreter, 
unsere ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister brauchen Spielräume, müssen unsere Dörfer 
und Städte voranbringen können. Und deswegen bin 
ich froh, dass wir mit diesem Haushalt für unsere kom-
munale Familie und damit für unsere Dörfer und Städte 
und die Bürgerinnen und Bürger liefern, mit einem gro-
ßen Paket und einer besseren Finanzausstattung der 
Kommunen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 

https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4479.pdf
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Ein Kernstück dabei ist die Infrastrukturpauschale, 
eine ganz konkrete Forderung der kommunalen Ebene. 
150 Millionen Euro in den nächsten drei Jahren stehen 
zur freien Verfügung pro Jahr, 100 Millionen davon vom 
Land für Investitionen und Instandsetzungsmaßnahmen, 
damit etwas vor Ort passiert, damit Straßen saniert wer-
den können, Kitas saniert werden, Schulen modernisiert 
werden. Die Bürgermeister, die Landräte, der Städte- und 
Gemeindetag sehen diesen Bedarf und sie wissen, was 
vor Ort konkret nötig ist, und es unterstützt das Funda-
ment der Demokratie, dass vor Ort eben auch gestaltet 
werden kann.  
 
Und es geht vor allem um ein Kernanliegen, was im 
Grundgesetz verankert ist, aber was vor allem meine 
tiefe politische Überzeugung ist: Wir dürfen das Ziel der 
gleichwertigen Lebensverhältnisse nicht aus dem Auge 
verlieren. Gerade wir als Flächenland mit einem großen 
ländlichen Raum müssen uns immer dabei anstrengen, 
dass es gelingt, Dörfer und Städte zusammenzuhalten, 
dass es keine Regionen gibt, die sich abgehängt fühlen, 
und dafür wollen wir auch gemeinsam mit dieser kom-
munalen Finanzausstattung investieren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Torsten Renz, CDU –  

Rainer Albrecht, SPD:  
Jawoll, richtig!) 

 
Damit werden unsere Dörfer und Städte in den nächsten 
Jahren 352 Millionen Euro mehr zur Verfügung haben als 
zum Beispiel 2019. Damit reichen wir ab 2020 insgesamt 
rund 1,5 Milliarden Euro an die Kommunen weiter und 
damit können unsere Kommunen gezielt in die Zukunft 
investieren. 
 
Klar ist, wir müssen gemeinsam die Voraussetzungen 
für die Zukunft unseres Landes schaffen. Das macht 
nicht eine Ebene, sondern das müssen wir gemeinsam 
machen. Das gilt in Zukunft noch mehr, da die Solidar-
paktmittel auslaufen – Solidarpaktmittel, die viele Jahre 
für uns zur Verfügung standen, damit die Angleichung 
der Lebensverhältnisse Ost und West weiter vorangetrie-
ben wird. Und auch, wenn wir natürlich uns einsetzen für 
eine gute Finanzausstattung bei den zukünftigen EU-
Strukturfonds, wissen wir, dass auch diese Gelder rück-
läufig sein werden, weil wir uns eben in den letzten Jah-
ren positiv entwickelt haben.  
 
Deswegen setzen wir uns auf Bundesebene ein für ein 
Förderinstrument für strukturschwache Regionen in Ost 
und West als Ergänzung zu den auslaufenden Mitteln im 
Solidarpakt. Wir setzen uns auch ein für weitere EU-
Mittel, wir sagen aber ganz klar, unter diesen Bedingun-
gen müssen wir selber klug überlegen, wofür wir unser 
eigenes Geld für Zukunftsinvestitionen ausgeben.  
 
Wir setzen deshalb klare Schwerpunkte. Der wichtigste 
Bereich ist, und das habe ich schon in der Aktuellen 
Stunde gesagt, die Wirtschaft weiter voranzubringen, 
nicht aus Selbstzweck, sondern dafür, dass gute Arbeits-
plätze mit guten Löhnen in unserem Land weiter beste-
hen und neue entstehen,  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD:  
Gute Löhne sind Zukunftsmusik!) 

 
denn wir wollen, dass die jungen Menschen, die hier 
aufwachsen im Land, dass die, die wieder zu uns zu-

rückkommen, hier gute Arbeit haben und hier eine 
Perspektive haben mit ihren Familien. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und dabei ist uns wichtig, dass wir diese guten, zukunfts-
fähigen Arbeitsplätze sichern, weitere entstehen, aber 
vor allem mit fairen Löhnen und familienfreundlichen 
Arbeitsbedingungen. Der größte Wunsch der Menschen 
in unserem Land ist, dass es eine weitere Angleichung 
der Löhne Ost/West gibt. Das ist nicht nur eine Frage der 
Existenz, sondern auch eine Frage der Anerkennung der 
Arbeitsleistung der Menschen in unserem Land. Deshalb 
bleibt es selbstverständlich, dass wir öffentliche Aufträge 
an einen Mindestlohn koppeln, der höher ist als der bun-
desweite Mindestlohn und der auch jährlich steigt, wenn 
der Tarifindex steigt. 
 
Auch die Wirtschaftsförderung werden wir weiter an die 
Kriterien guter Arbeit koppeln. Wir alle wissen, Mecklen-
burg-Vorpommern hat nur eine Zukunft im Wettbewerb 
um gute Köpfe und nur eine Zukunft für die Menschen im 
Land, wenn auch der Lohn stimmt. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, in den letzten Jahr-
zehnten hat unser Land einen tief greifenden Struktur-
wandel in der Wirtschaft bewältigt. Das war ein großer 
Kraftakt. Wir alle wissen, ich selbst habe es nicht verges-
sen, wie es sich als junges Mädchen anfühlt, wenn die 
Arbeit für die Eltern wegbricht, wenn die Schulfreunde in 
den Westen gehen, weil es nur dort Ausbildungsplätze 
oder Arbeitsplätze gibt. Und ich freue mich, dass heute 
eine Generation junger Schülerinnen und Schüler erlebt, 
dass es in unserem Land mehr Ausbildungsplätze gibt 
als Schülerinnen und Schüler, die Ausbildungsplätze 
brauchen, dass es in unserem Land endlich wieder 
Arbeitsplätze gibt, und dass – so, wie wir es zum Bei-
spiel gerade bei den Werften, zum Beispiel in Wismar 
erleben – die Leute wieder zurückkommen in die Heimat, 
weil sie hier Arbeit haben. Das ist eine großartige Leis-
tung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft in unse-
rem Land, die wir weiter unterstützen wollen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Jochen Schulte hat es in der Aktuellen Stunde klarge-
macht, dafür müssen wir politische Rahmenbedingungen 
setzen, und dafür ist ganz entscheidend, dass wir eine 
hohe Investitionsquote erreichen. Mit meinem Amtsantritt 
habe ich gesagt, dass die eigene Investitionsquote bei 
null Prozent lag und dass es uns gelingen muss, an die 
Investitionsquote von Bayern anzuschließen. Nur, wenn 
wir selbst investieren als Land, in unser Land, in unsere 
Zukunft, haben wir eine Zukunft. Deshalb bin ich froh, 
dass wir mit diesem Investitionshaushalt genau eine 
solch hohe Investitionsquote von acht Prozent erreichen 
und damit Impulse und Akzente setzen. Wir stärken da-
mit die wirtschaftlichen Zentren des Landes, aber auch 
die ländlichen Regionen – für das Ziel gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. 
 
Und es ist auch klar, dass wir zukünftig weiter die Unter-
stützung des Bundes brauchen, und deshalb sage ich 
ganz klar, ich erwarte vom Bundeswirtschaftsminister, 
dass das Versprechen eingelöst wird, dass wir zukünftig 
ein Förderprogramm für strukturschwache Regionen 
Ost/West bekommen, ohne dass dabei die Mittel für 
Ostdeutschland rückläufig sind. Es darf keine Politik 
gegen Ostdeutschland geben, es muss eine Politik für 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 19 

weitere wirtschaftliche Entwicklung von Ostdeutschland 
und damit auch von unserem Land geben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Torsten Renz, CDU) 

 
Und ich bedanke mich dabei ganz herzlich bei unserem 
Finanzminister und auch dem Chef der Staatskanzlei, die 
sich genau in der Kommission „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ für dieses Förderprogramm einsetzen. Wer 
wirtschaftlich wachsen will, der muss auch in die Infra-
struktur investieren, in Straßen und Häfen und insbeson-
dere in die digitale Infrastruktur. Wir alle wissen, schnel-
les Internet und Mobilfunk sind die Straßen des 21. Jahr-
hunderts. Wir brauchen überall im ländlichen Raum 
schnelles Internet und Mobilfunk.  
 
Und ich will ganz klar sagen, was nicht akzeptabel ist: 
dass der Markt bestimmt, ob wir Zugang zu schnellem 
Internet und Mobilfunk haben, denn wenn es alleine die 
großen Konzerne bestimmen, bedeutet es, da, wo die 
Zentren sind, die Städte, wird es Internet und Mobilfunk 
geben und im ländlichen Raum nicht. Unser Ziel muss 
sein, dass es keine weißen Flecken gibt. Wir brauchen 
schnelles Internet und Mobilfunk an jeder beliebigen 
Milchkanne, und genau dafür setzen wir uns mit diesem 
Doppelhaushalt ein. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Mit unserer Kabinettsklausur, der ersten gemeinsamen 
Kabinettsklausur unter meiner Führung, haben wir eine 
digitale Agenda erarbeitet, die vor allem hier durch den 
Haushalt unterfüttert wird. Wir werden mehr als doppelt 
so hohe Mittel für IT und Digitalisierung bereitstellen als 
noch 2016, allein 250 Millionen im nächsten Jahr für 
Investitionen in den Breitbandausbau, und damit schaffen 
wir Voraussetzungen für schnelles Internet, nicht nur in 
den Städten, sondern auch gerade im ländlichen Raum. 
 
Und auch für den Ausbau des Mobilfunkempfangs set-
zen wir auf eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft. 
50 Millionen Euro sind in diesem Jahr eingeplant, um 
Funklöcher zu schließen, insbesondere im ländlichen 
Raum. Schnelles Internet und guter Mobilempfang gehö-
ren heute zur Daseinsvorsorge und damit investieren wir 
in die Zukunft unseres Landes. Ich danke unserem Ver-
kehrsminister, der vor allem dafür gesorgt hat, dass wir 
auch für diesen Bereich zusätzlich Bundesmittel bekom-
men, und ich finde die Idee der landeseigenen Infrastruk-
turgesellschaft hervorragend, denn damit können wir frei 
und unabhängig selber in diesem Bereich vorangehen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir sind damit das erste Bundesland, was das sozusa-
gen mit einer landeseigenen Gesellschaft für Mobilfunk 
tut, und ich bin froh, dass der Bund jetzt mit einem Bun-
desprogramm nachzieht, und habe in den Gesprächen 
klargestellt, dass wir da natürlich auch nicht für unser 
Vorangehen bestraft werden dürfen, sondern dass das 
Bundesprogramm auch unser Landesprogramm weiter 
flankieren soll. 
 
Neben diesen ganz konkreten harten Investitionen für 
Infrastruktur brauchen wir natürlich auch harte Investitio-
nen in die Köpfe, vor allem Unterstützung für starke Fa-
milien und Bildung. Und deshalb, sehr geehrte Damen 
und Herren, werden wir mit diesem Doppelhaushalt ein 

Versprechen und eines meiner persönlichen politischen 
Herzensanliegen voranbringen und einlösen. In wenigen 
Tagen, und zwar zum 01.01.2020, greift die beitrags-
freie Kinderbetreuung in Mecklenburg-Vorpommern. 
Wir werden das erste Bundesland sein, was komplett 
auch für die Ganztagsbetreuung die Gebühren abschafft 
in Krippe, Kindergarten, Tagespflege und Hort, und 
damit gehen wir voran als Familienland Mecklenburg-
Vorpommern. Zehntausende Familien profitieren im Land 
von dieser Entlastung. Es ist vor allem unser Beitrag 
dafür, dass die vielen Familien, die kleine und mittlere 
Einkommen haben, ihren Lohn behalten für ihre Familien 
und nicht abgeben müssen und noch bestraft werden, 
weil Kinder in die Kinderbetreuung gehen. Das ist ein 
wichtiges Anliegen und ich danke allen, die dabei gehol-
fen haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und wir wollen mit einem großen Schulpaket in die Bil-
dung weiter investieren. Wir werden 200 Millionen Euro 
in unsere Schulen investieren, in Schulen, in denen es 
Spaß macht zu lernen, aber auch zu unterrichten. Sie 
wissen, dass wir bereits das größte Schulbauprogramm 
der Geschichte unseres Landes aufgesetzt haben mit 
über 300 Millionen Euro. 131 Schulen profitieren davon. 
Und ich freue mich, dass mit diesem Haushalt weitere 
50 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden.  
 
Aber nicht nur gute Schulen als Gebäude, sondern vor 
allem motivierte Lehrerinnen und Lehrer, ausreichend 
Lehrerinnen und Lehrer sind wichtig für den Unterricht. 
Wir werden in einen massiven Wettbewerb kommen und 
wir stehen bereits in einem Wettbewerb um Lehrerinnen 
und Lehrer. 80 Prozent unser Lehrerinnen und Lehrer 
gehen in den nächsten Jahren in den Ruhestand. Das 
sind 8.000, die nach vielen Jahren sozusagen in den 
verdienten Ruhestand gehen, aber wir alle wissen, des-
halb brauchen wir mehr Lehrerinnen und Lehrer.  
 
Und um die Schulen besser personell auszulasten, ha-
ben wir zusätzlich noch 276 neue Stellen für Lehrer ein-
geplant. Und für die, die in den Ruhestand gehen, und für 
diese zusätzlichen Stellen, dafür brauchen wir Fachkräf-
te. Und die Fachkräfte werden vor allem gesucht in den 
Grundschulen. Wenn Eltern die beitragsfreie Kita erleben 
und dann ihr Kind in die Grundschule eingeschult wird, 
wollen sie natürlich, dass da eine Klassenlehrerin oder 
ein Klassenlehrer vor der Tür steht. Um in diesem Wett-
bewerb zu bestehen, gehen wir auch in diesem Fall wie-
der als Land voran und werden zu den ersten Ländern 
gehören, wo die Grundschullehrer endlich von A12 auf 
A13 besoldet werden. Das bedeutet, mehr Geld, mehr 
Anreize für die jungen Leute, in unserem Land Grund-
schullehrerin und Grundschullehrer zu werden. Das ist 
eine wichtige Weichenstellung im Kampf um Lehrerinnen 
und Lehrer für unsere Schulen, und da ist unser Signal, 
es lohnt sich, in unserem Land die Kleinsten zu unterrich-
ten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, für die 
Bürgerinnen und Bürger ist es wichtig, dass das ganz 
normale Leben funktioniert, dass sie einen guten Job 
haben, ordentlich bezahlt werden dafür, ihre Kinder 
wohnortnah in eine gute Kita, gute Schule gehen kön-
nen, und das eben auch gebührenfrei und dass nicht die 
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Hälfte des Lohns dafür aufgefressen wird. Es ist wichtig 
für sie, Zugang zu schnellem Internet und zu Mobilfunk 
zu haben, aber viele Bürgerinnen und Bürger treibt auch 
in den letzten Jahren das Thema Sicherheit und Ordnung 
um. Und deshalb bin ich sehr froh, dass wir mit dem Pakt 
für Sicherheit dafür sorgen, dass wir zukünftig mehr Poli-
zistinnen und Polizisten haben. Diejenigen, die bereits 
auf der Straße für uns Tag und Nacht ihren Kopf hinhal-
ten, für die Sicherheit in Dörfern, in Städten, bekommen 
schon längst eine höhere Zulage, um diese Arbeit stärker 
wertzuschätzen, und zukünftig wird es auch mehr Polizis-
tinnen und Polizisten geben. Das ist eine gute Nachricht 
für mehr Sicherheit in unserem Land, was sich die Bürge-
rinnen und Bürger wünschen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Zu diesem Thema gehören auch die Feuerwehren. Wir 
alle haben eindrucksvoll erlebt in den letzten Jahren und 
besonders in diesem Jahr beim großen Waldbrand in 
Lübtheen, ohne unsere Frauen und Männer bei der 
hauptamtlichen, aber vor allem bei der freiwilligen Feu-
erwehr wären wir aufgeschmissen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Das ist wohl so.) 
 
Ohne die hätten wir die Brände nicht gelöscht gekriegt, 
hätten wir die Menschen nicht wieder unversehrt in ihre 
Wohnhäuser und Wohnungen zurückschicken können. 
Und deshalb auch noch mal von hier, von dieser Stelle 
ein herzliches Dankeschön für dieses großartige Enga-
gement unserer Feuerwehren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD,  
CDU, AfD und Christel Weißig, fraktionslos –  

Rainer Albrecht, SPD: Da können Sie  
ruhig auch mitklatschen!) 

 
Und, lieber Innenminister Lorenz Caffier, wir haben es 
zusammen erlebt beim großen Dankesfest für die Feu-
erwehren, wie hoch das Engagement ist in dem Bereich, 
bis in die kleinsten Dörfer unseres Landes. Und wir beide 
haben mit Till Backhaus auch erlebt, wie das Engage-
ment beim Waldbrand vor Ort war, und wir haben zuge-
sichert, dass es eben nicht nur bei diesem Dankeschön 
bleiben soll, sondern dass es auch möglich sein soll, 
dass zukünftig vor allem die technische Ausstattung der 
Feuerwehren verbessert wird. Es ist ja schön, in so ei-
nem altmodischen Feuerwehrauto noch mal beim Kinder-
fest oder Dorffest umherzufahren, aber für Brandeinsätze 
sind die nicht mehr geeignet.  
 
Deshalb freue ich mich, dass auch zukünftig mit diesem 
Haushalt das 50-Millionen-Euro-Feuerwehrprogramm auf 
den Weg gebracht werden kann, das der Innenminister 
und ich vor wenigen Wochen vorgestellt haben, und ich 
will mich bei den Abgeordneten der Regierungsfraktionen 
bedanken, die dieses Programm nämlich sozusagen 
entwickelt haben, mit der Basis. Es ist ein wichtiges Sig-
nal an die Menschen, die nicht nur ihre Zeit investieren, 
sondern auch im Zweifel Gefahr für Leib und Leben ris-
kieren, um andere zu retten. Das ist eine wichtige Nach-
richt für die Feuerwehr und für die Polizisten in unserem 
Land. Vielen Dank auch dafür! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, das sind nur drei große 
Bereiche: Wirtschaft/Arbeit, aber auch der Bereich Kita 

und Bildung – an der Stelle will ich der Sozialministerin 
und der Bildungsministerin danken, die in schwierigen 
Verhandlungen diese Spielräume ermöglicht haben, um 
wirklich das Familienland Mecklenburg-Vorpommern 
voranzubringen – und der dritte Bereich Sicherheit und 
Ordnung. Diese drei Bereiche zeigen, wo die großen 
Schwerpunkte liegen. Aber in diesem Haushalt sind noch 
viele andere Programme, Projekte drin, die uns am 
Herzen liegen. 
 
Ich will einen Bereich nennen, weil heute die Demonstran-
ten vor der Tür standen. Die Ministerpräsidentin wurde ... 
Da gab es eine Demo hier vorm Landtag von Frauen und 
Männern von Usedom für die Karniner Brücke. Gerade 
Usedom als Insel, wo viele Touristen gerne hinfahren, da 
erwarten die Bewohnerinnen und Bewohner, dass sich 
auch zum Beispiel in der Verkehrssituation was verbes-
sert. Und wir haben zugesagt, dass wir Bürgeranliegen 
wirklich ernst nehmen, dass wir, wenn sich Bürgerinnen 
und Bürger engagieren, versuchen, auch dieses Enga-
gement aufzugreifen und umzusetzen. Der Wunsch ist, 
dass wir die Idee der Karniner Brücke, die es seit vielen 
Jahren gibt, voranbringen, als Verkehrsentlastung für 
diese Insel. Auch mit diesem Haushalt, um dieses 
konkrete Beispiel zu nennen, wird deutlich gemacht, 
2,9 Millionen Euro für die Planung einer solchen Brücke 
stellen wir ein. Und an dieser Stelle ein Dankeschön an 
Patrick Dahlemann und den Verkehrsminister, aber vor 
allem für das Engagement dieser Usedomerinnen und 
Usedomer, dranzubleiben an dem Thema. Das ist eine 
wichtige Weichenstellung, auch gerade für die Entlastung 
auf der Insel. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, Klimaschutz ist in aller 
Munde, und auch mit diesem Doppelhaushalt stellen wir 
Mittel bereit für weiteren Klima- und Umweltschutz, der 
vor allem auch durch unseren Umweltminister Till Back-
haus vorangebracht wird. Und ich will mich bedanken, 
dass unser Finanzminister die Verhandlungen im Vermitt-
lungsausschuss übernommen hat, denn es ist wichtig, 
dass wir weiter in unserem Land alles dafür tun – wir 
hatten hier mehrere Aktuelle Stunden dazu –, wirklich 
etwas für Klimaschutz zu tun, und es ist Zeit, dass auch 
unser Land seinen Beitrag dafür leistet. 
 
Zum Abschluss möchte ich daran erinnern, dass wir in 
diesem Jahr 30 Jahre Friedliche Revolution in einem 
eindrucksvollen Festakt des Landtags und auch einem 
späteren Bürgerfestakt der Landesregierung gefeiert 
haben. Im nächsten Jahr feiern wir 30 Jahre Mecklen-
burg-Vorpommern, drei Jahrzehnte, in denen in unserem 
Land die Menschen eine enorme Entwicklung erlebt 
haben und vor allem selbst gestaltet haben. Auf diese 
Entwicklung – trotz aller weiteren Herausforderungen und 
Baustellen – können vor allem unsere Bürgerinnen und 
Bürger stolz sein. Ich kenne keine andere Region, insbe-
sondere nicht im Westen in Deutschland, wo Menschen 
so viele Umbrüche in 30 Jahren erlebt haben, wo Men-
schen mit angepackt haben und vor allem auch die, die 
in die Politik gegangen sind, die Weichen dafür gestellt 
haben. Wir reden hier oft über die Dinge, die nicht funkti-
onieren, und das ist auch richtig so, das ist unser Job. 
Aber einmal darf man auch mal innehalten und sagen, 
was in 30 Jahren erreicht worden ist, kann sich sehen 
lassen. Da wollen wir aber nicht stehenbleiben, sondern 
wir wollen die Zukunftsweichen stellen, dass dieses Land 
weiter vorankommt. 
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(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Christel Weißig, fraktionslos) 

 
Mit dem Doppelhaushalt stellen wir genau diese Weichen 
dafür, und wir wollen das Jubiläumsjahr 2030 dafür nut-
zen, mit Bürgerinnen und Bürgern weiter ins Gespräch zu 
kommen, wie sie sich die Zukunft unseres Landes vor-
stellen. Und mir ist dabei wichtig, dass es nicht nur da-
rum geht, welche Politik wir in den nächsten Jahren 
machen wollen, sondern wie. Deshalb werde ich einladen 
zu verschiedenen Dialogformaten unter dem Motto 
„Mein M-V 2030“. Ich freue mich schon jetzt auf diese 
Diskussionen und lade natürlich die Abgeordneten des 
Landtages dazu herzlich ein. Unser Land hat sich gut 
entwickelt, aber es gibt auch viele Herausforderungen. 
Und es liegt in unserer gemeinsamen Verantwortung, an 
der Zukunft dieses Landes zu arbeiten.  
 
Ich will Ihnen allen ganz herzlich danken – den Fraktio-
nen, aber vor allem ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, Doppelhaushalt ist immer eine harte Arbeit – für die 
guten, konstruktiven Beratungen und freue mich, wenn 
heute hier der Haushalt beschlossen wird, denn dann 
sind die Finanzen in einem Haushalt Gesetz. Aber wir 
müssen es ja auch noch umsetzen. Daran wollen wir 
anpacken. 
 
Ganz zum Abschluss möchte ich, weil es die letzte Land-
tagssitzung in diesem Jahr ist, die Gelegenheit nutzen, 
mich persönlich bei Ihnen für die gute Zusammenarbeit 
zu bedanken, auch für die guten persönlichen Wünsche. 
Ich wünsche Ihnen allen eine gute Adventszeit, ein ge-
segnetes Fest. Kommen Sie gut ins neue Jahr, und ich 
hoffe, dass wir heute hier die Weichen stellen, nicht nur 
für das nächste Jahr, sondern auch für das nächste 
Jahrzehnt. – Vielen Dank.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der 
SPD, CDU und Christel Weißig, fraktionslos) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Schwesig.  

 
Die Ministerpräsidentin hat die angemeldete Redezeit um 
neun Minuten überschritten.  
 

(Die Wartungsklappe vom Rednerpult löst sich. – 
Unruhe vonseiten der Fraktionen 

 der SPD und DIE LINKE – 
Ministerin Stefanie Drese: Jetzt ist es … – 

Zuruf aus dem Plenum: Doing!) 
 
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, begrüße ich 
recht herzlich auf der Besuchertribüne Schülerinnen und 
Schüler der Regionalen Schule Burg Stargard. Herzlich 
willkommen zu der Königsdisziplin hier im Landtag, näm-
lich der Haushaltsdebatte. Schön, dass Sie da sind.  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD der Fraktions-
vorsitzende Herr Kramer.  
 
Ich hoffe, das Pult bleibt stehen.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU – 
Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Diesmal aber mehr am Redeskript 

 festhalten. Das wäre schön.) 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 

Landsleute! Mit diesem Haushalt legt die Landesregie-
rung die Aufgaben des Landes für die kommenden zwei 
Jahre fest.  
 

(Egbert Liskow, CDU:  
Das macht der Landtag.) 

 
Wer seine Ausgaben plant, muss ehrlich die eigene wirt-
schaftliche Lage beurteilen. Tun wir das also! In ihrer 
Einbringungsrede für diesen Haushalt sagte Frau Minis-
terpräsidentin Schwesig, wir sind noch immer kein rei-
ches Bundesland. Das ist wahr. Allerdings ist diese For-
mulierung sehr milde und sehr landesmütterlich. Als 
Vertreter der konservativen Opposition will ich jetzt eben-
so wahr, aber sachlich formulieren, wir sind das ärmste 
Bundesland von allen. Unser Bruttoinlandsprodukt pro 
Einwohner liegt im Jahr 2018 bei 27.905 Euro. Deutsch-
landweit liegt der Wert bei 40.858 Euro. Wir sind das 
Schlusslicht und wir fallen weiter zurück.  
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
In 2018 wuchs unsere Wirtschaft lediglich um 0,7 Pro-
zent.  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Ach, da greifen Sie sich 
 wieder eine Zahl raus!) 

 
Das Wirtschaftswachstum der neuen Länder insgesamt 
lag bei einem Prozent, das Wachstum der alten Länder 
betrug 1,5 Prozent. Geringe Wirtschaftskraft bedeutet 
geringe Einkommen. Das verfügbare Einkommen je Ein-
wohner lag in Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2017 bei 
19.190 Euro. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Das ist  
die nächste Zahl, Herr Krüger!) 

 
Und das ist ein Durchschnittswert. Viele müssen mit 
deutlich weniger auskommen.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: So ist es.) 
 
Die Ministerpräsidentin sagte in Ihrer Einbringungsrede 
unter Bezug auf den MV-Monitor auch, wenn die Hälfte 
der Menschen sagen, dass sie sich Sorgen um den sozi-
alen Zusammenhalt machen, dann müssen wir das ernst 
nehmen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Das ist richtig. Aber was macht die Landesregierung? Sie 
wird gleich mit ihrer Mehrheit etliche Stellenhebungen in 
der Staatskanzlei und in den Ministerien durchsetzen. So 
bedeutet zum Beispiel eine Hebung von A14 auf A15 
einen Zuwachs der jährlichen Personalausgaben von 
70.500 auf 81.600 Euro.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Nächste Zahl!) 

 
Das sind 11.100 Euro mehr.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Ich erinnere noch mal an die Zahl von eben: Das verfügba-
re Einkommen je Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern 
liegt durchschnittlich bei 19.190 Euro.  
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(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Und jeder Einzelne von uns,  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Und was kritisieren Sie jetzt?) 

 
jeder Einzelne von uns, der gleich hier zu den Hebungen 
abstimmt, muss sich fragen: Wie wirkt das auf die Bür-
ger? 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
 
Stärkt das den sozialen Zusammenhalt? 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Ist das akzeptabel und wohlverdient  
 

(Tilo Gundlack, SPD:  
Sozialneid schüren! Ha, ha, ha!) 

 
oder bedient sich da nur ein abgehobener Apparat, der 
mit der Lebenswirklichkeit der Bürger wenig bis gar nichts 
zu tun hat?  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Die trockenen Zahlen zu Wirtschaftskraft und Einkommen 
konnte man übrigens bis 2015 noch in der Mittelfristigen 
Finanzplanung der Landesregierung nachlesen.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
In der zu diesem Haushalt vorgelegten Mittelfristigen 
Finanzplanung finden Sie weder das absolute Brutto-
inlandsprodukt pro Einwohner noch Daten zum ver-
fügbaren Einkommen oder Löhnen und Gehältern. Die 
Landesregierung weiß, warum sie davon nichts schrei-
ben will.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Dafür gibt 
 es ja eine Statistik, die man abrufen 
 kann im Internet. Vielleicht wissen  

Sie das noch nicht.) 
 
Und die Damen und Herren Abgeordneten der Regie-
rungskoalition wissen, warum Sie davon nichts lesen 
wollen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Wahrheit, Klarheit und Demut sind eben nicht jeder-
manns Sache.  
 
Für verantwortliches Regierungshandeln ist auch die 
nüchterne Kenntnisnahme der demografischen Entwick-
lung notwendig. Anzahl und Alter der Menschen beein-
flussen entscheidend die Wirtschaftskraft und die Nach-
frage nach öffentlichen Gütern und Dienstleistungen. 
Dazu kommt noch ein weiterer äußerst bedeutsamer 
finanzpolitischer Aspekt: Die Zuweisungen des Bundes 
werden in der Regel nach relativem Bevölkerungsanteil 
verteilt. Weniger Menschen bedeutet weniger Geld vom 
Bund. Auch die Landesregierung weiß das.  
 
Ich zitiere vollumfänglich die Ausführungen der Minis-
terpräsidentin in ihrer Einbringungsrede zum entschei-
denden Thema Demografie: „immer mehr Menschen 

kommen nach Mecklenburg-Vorpommern zurück“. Aha! 
Ich erlaube mir zur Vervollständigung des Lagebildes 
zu ergänzen: Nach amtlicher Prognose der Landesre-
gierung wird die Einwohnerzahl in Mecklenburg-
Vorpommern 1,61 Millionen Menschen im Jahr 2017 auf 
circa 1,58 Millionen im Jahr 2030 zurückgehen. Das sind 
30.000 Menschen weniger. Für ganz Deutschland dage-
gen wird die Bevölkerung voraussichtlich noch bis min-
destens 2024 zunehmen. Das bedeutet, dass unser 
Anteil an der deutschen Gesamtbevölkerung sinkt. Wir 
werden also immer einen kleineren Anteil an Bundesmit-
teln bekommen. 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Wo ist jetzt Ihre Alternative? – 

Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD – 

Tilo Gundlack, SPD: Das sagt der Richtige!) 
 
Die Anzahl der Menschen in der Altersgrenze 15 bis 
67 Jahre wird im gleichen Zeitraum von 1,1 Millionen auf 
0,9 Millionen zurückgehen. Das bedeutet einen Rück-
gang um 13 Prozent. Entsprechend stark muss die Pro-
duktivität pro Beschäftigten wachsen, damit unsere Wirt-
schaftsleistung und Steuerkraft nicht sinken.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Wo? Was? 
 Wo ist jetzt Ihr Konzept?) 

 
Herr Krüger, meine Fraktion hat in den Verhandlungen 
zum Haushalt 144 Anträge gestellt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Tilo Gundlack, SPD: Ja, was für 
Anträge? Was für Anträge?! – 

Zurufe von Manfred Dachner, SPD,  
und Wolfgang Waldmüller, CDU) 

 
144 Anträge, die durch die Mehrheit der Koalitionskoaliti-
onen ohne Wenn und Aber ohne sachliche Diskussion 
abgelehnt worden sind.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Sie sind  
ein Lügner! Sie lügen doch! – 

Wolfgang Waldmüller, CDU: Das stimmt 
 ja gar nicht. Das ist gar nicht richtig. – 

Zuruf von Manfred Dachner, SPD) 
 
Und jetzt besitzen Sie die Frechheit, hier zu fragen, was 
unsere Vorschläge sind, was die Alternative zu Ihrem 
Haushaltsentwurf ist?!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
 und Holger Arppe, fraktionslos – 

Zuruf von Manfred Dachner, SPD) 
 
Das ist eine bodenlose Frechheit, Herr Krüger,  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Das ist keine Frechheit!) 

 
das ist eine bodenlose Frechheit.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Wenn Sie Fragenstellen  
als Frechheit empfinden, dann zeigt das  

Ihr Demokratieempfinden! –  
Glocke der Präsidentin) 

 
Ich empfinde nicht Ihre Frage als Frechheit.  
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Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr 

Kramer! 
 
Herr Krüger, Sie sind auf meiner Liste der nächste 
Redner und haben gleich die Möglichkeit, auch zu erwi-
dern. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Wunderbar,  
da freue ich mich drauf.) 

 
Ich möchte Herrn Kramer gerne verstehen.  
 
Herr Kramer, Sie haben das Wort.  
 

(Zuruf von Manfred Dachner, SPD) 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Herzlichen Dank, Frau Präsiden-

tin!  
 
Das bedeutet einen Rückgang um 13 Prozent. Ent-
sprechend stark muss die Produktivität pro Beschäftig-
ten wachsen, damit unsere Wirtschaftsleistung und 
Steuerkraft nicht sinken. Gleichzeitig wird die Anzahl 
der Menschen über 67 Jahre zunehmen, von 21 auf 
28,5 Prozent. Es wird also mehr ältere Menschen 
geben mit entsprechend erhöhtem altersspezifischen 
Versorgungsbedarf.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Was wollen  
Sie uns damit jetzt sagen?) 

 
Damit wird auch die Nachfrage nach entsprechenden 
öffentlichen Leistungen wachsen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Aha!) 
 
Hören Sie aufmerksam zu, dann werden Sie mitbekom-
men, was ich Ihnen damit sagen will. 
 
Die Bevölkerungsprognose, 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Ja, da kommt 
 ja nichts, das ist ja das Problem! – 

Zurufe von Wolfgang Waldmüller, CDU, 
und Dr. Ralph Weber, AfD) 

 
die Bevölkerungsprognose der Landesregierung datiert 
vom 20. August. Die Ministerpräsidentin hielt Ihre Ein-
bringungsrede am 4. September. Sie wusste also, warum 
sie vorzog zu schweigen.  
 
Beim Thema Demografie gilt das Gleiche wie bei Wirt-
schafts- und Einkommensdaten. Auch hier sehen wir 
eine immer zurückhaltendere Informationspolitik der 
Landesregierung. In der Mittelfristigen Finanzplanung 
aus dem Jahre 2015 wurde dieses wichtige Thema noch 
ausführlich auf den Seiten 8 und 9 behandelt. In der 
Mittelfristigen Finanzplanung zu diesem Haushalt langt 
es nur mehr für einen verschämten Absatz auf Seite 31.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ach so! Ach so! 
Das ist jetzt die Schlussfolgerung?!)  

 
Meine Damen und Herren von der Landesregierung, 
dann lassen Sie es doch gleich ganz weg. Es hilft aber 
nichts, egal ob Regierung oder Opposition, jeder, der 
verantwortungsvoll handeln will, muss sich den Tatsa-
chen stellen. Für die AfD-Fraktion kann ich sagen, wir 
haben das getan  

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Heiterkeit und Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 

 
mit den erwähnten 144 Anträgen, Herr Krüger.  
 
Wir sind, wie gesagt, das ärmste Bundesland. Aber es 
gibt auch einen Bereich, in dem wir bundesweit spitze 
sind, und das ist ganz und gar das Verdienst dieser Lan-
desregierung und natürlich auch der sie tragenden Re-
gierungskoalitionen, wie ich hier ganz deutlich sagen 
möchte. Wir sind nämlich nicht nur das ärmste Bundes-
land, sondern wir leisten uns auch unter allen Flächen-
ländern die relativ größte Ministerialbürokratie. Wir leisten 
uns, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
wir leisten uns pro tausend Einwohner 1,33 Vollzeitbe-
schäftigte im Aufgabenbereich politische Führung. Der 
Durchschnitt aller Flächenländer liegt bei 0,52 Prozent, 
der Durchschnitt der neuen Länder liegt bei 1,03 Vollzeit-
beschäftigten pro Einwohner.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Plädieren Sie dafür, 
dass wir fusionieren mit anderen Ländern?) 

 
Die Landesregierung ist wild entschlossen, diesen Spit-
zenplatz zu verteidigen.  
 
Herr Krüger, ich habe Ihre Frage nicht verstanden. Bitte?  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ob Sie dafür  
plädieren, dass wir fusionieren mit  
anderen Ländern, weil dadurch …) 

 
Nein, gar nicht. Es geht darum, die Ministerialstrukturen 
einzudämmen. Dazu haben wir Ihnen auch Vorschläge 
unterbreitet. Aber folgen Sie weiter meinem Redebeitrag, 
da komme ich noch zu.  
 
Die Landesregierung ist also wild entschlossen, diesen 
Spitzenplatz zu verteidigen. Die Zahl der Stellen im Re-
gelbereich der Staatskanzlei und der Ministerien soll 
bis 2021 um 63 erhöht werden. Das ist ein Zuwachs von 
drei Prozent. Denken Sie daran, unsere Einwohnerzahl 
schrumpft, wie eben schon festgestellt.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Wir von der AfD wollen diesen Spitzenplatz loswerden. 
Wir wollen eine leistungsfähige Verwaltung, die den Be-
langen der Bürger dient. Dazu gehört für uns selbstver-
ständlich auch eine angemessen ausgestattete Ministeri-
alebene. Wir sehen in unserer parlamentarischen Arbeit 
auch die Leistungen der Ministerien, gar keine Frage, 
aber wir wollen kein Übermaß. Wir wollen keinen büro-
kratischen Wasserkopf, wir brauchen keine 1,33 Vollzeit-
beschäftigten pro tausend Einwohner, wenn die Sachsen 
beispielsweise mit 0,77 auskommen. Das ist kein unrea-
listisches Wunschdenken, wie Sie uns vorwerfen. Andere 
Bundesländer zeigen, dass es besser geht. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Jens-Holger Schneider, AfD: So ist es.) 

 
Und frühere Landesregierungen in M-V haben das auch 
anerkannt. Im Personalkonzept 2004 wurde der Dauer-
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bedarf für die Ministerien und die Staatskanzlei in Meck-
lenburg-Vorpommern mit 1.761 Stellen ermittelt. Die 
jetzige Landesregierung will davon nichts mehr wissen. 
In 2019 ist sie schon bei 2.064 Stellen im Regelbereich 
und es sollen noch mehr werden.  
 
Wir machen dabei nicht mit. Getreu unserem Verfas-
sungsauftrag als Opposition, eigene Programme zu ent-
wickeln und Initiativen für die Kontrolle der Landesregie-
rung zu ergreifen, 
 

(Vincent Kokert, CDU: Jo, dann  
kommen wir jetzt mal zu dem  

Programm, Herr Kramer.) 
 
haben wir Ihnen etliche Anträge zur Personaleinsparung 
in der Staatskanzlei und Ministerien vorgelegt.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Der sülzt  
doch nur rum! Da ist doch nicht  
ein Programm von euch! Null!) 

 
Gegenüber den Planungen der Landesregierung ergäben 
sich daraus im Haushaltszeitraum allein bei den Perso-
nalkosten Einsparungen von 23 Millionen Euro, hätten 
Sie unseren Anträgen zugestimmt.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Da!) 
 
Wir lehnen auch die Doppelbesetzungen von Stellen im 
Rahmen des Fonds „Handlungsfähige Landesverwaltung“ 
ab.  
 

(Beate Schlupp, CDU: Das ist ja das 
Schlimmste. Das ist das Schlimmste.) 

 
Entsprechende Anträge von uns liegen Ihnen vor.  
 

(Zuruf von Beate Schlupp, CDU) 
 
Wir ersparen damit dem Steuerzahler zusätzlichen Auf-
wand in Höhe von 50 Millionen Euro. Behörden und Un-
ternehmen müssen je nach ihrem Personalbestand er-
neuern. Kostspielige Scheinlösungen wie Doppelbeset-
zungen braucht dieses Land dafür nicht.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Was für ein Unsinn!)  

 
Für eine schlanke, sparsame und leistungsfähige Minis-
terialebene wollen wir auch das Wirtschafts- mit dem 
Energieministerium zusammenlegen. Auch dazu lagen 
Ihnen Anträge von uns vor. Wir erwarten hier Einsparun-
gen von mindestens 1 Million Euro jährlich. Die Anzahl 
der Ministerien ist auf das zur Aufgabenerfüllung unbe-
dingt notwendige Minimum zu beschränken. Sachfremde 
Erwägungen, wie Koalitionsproporz zum Beispiel, dürfen 
dabei keine Rolle spielen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Und zu welchem Unsinn sachfremde politische Erwä-
gungen führen, demonstriert besonders eindrucksvoll 
unser Parlamentarischer Staatssekretär in Vorpommern. 
Um 2 Millionen Euro an Zuschüssen und Fördergeldern 
auszureichen, fallen hier über 500.000 Euro Personal-
ausgaben an. Es ist eine Verwaltungskostenquote von 
25 Prozent! Nur zum Vergleich: Das Wirtschaftsministeri-

um hat bei Zuschüssen und Fördergeldern eine Verwal-
tungskostenquote von 5 Prozent. 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Da kann  
man mal sehen, wie wenig Ahnung  

Sie von Fördermitteln haben! –  
Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 

 
Die Ineffizienz solch kleinteiliger Förderung ist offenkun-
dig, Herr Dahlemann, von den dürftigen Ergebnissen 
ganz zu schweigen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Und deshalb liegt Ihnen auch ein Antrag von uns vor, 
damit endlich Schluss zu machen. Und das geht übrigens 
nicht zulasten Vorpommerns, denn tatsächlich brauchen 
die Menschen in Vorpommern wegen der besonderen 
Strukturschwäche der Region unsere Unterstützung.  
 

(Beifall Jens-Holger Schneider, AfD:  
So ist es.) 

 
Diese Strukturschwäche führt aber auch zu einer niedri-
gen Steuerkraft der Gemeinden und diese wiederum 
führt zu tendenziell höheren Zuweisungen im kommuna-
len Finanzausgleich.  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Schon mal was  
vom neuen FAG gehört? Haben Sie schon  

mal was vom neuen FAG gehört? – 
Zuruf von Vincent Kokert, CDU)  

 
Es ist ein automatisches, effizientes System, das eben 
keine 500.000 Euro Personalausgaben für einen Staats-
sekretär samt Gefolge verursacht.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Vincent Kokert, CDU: Das ist nicht automatisch, 

das müssen wir hier beschließen, Herr Kramer! – 
Da waren Sie auch dagegen. Sie waren 

gegen das neue FAG, Herr Kramer, 
vergessen Sie das nicht!) 

 
Und das Geld geht an die Gemeinden vor Ort zur freien 
Verfügung, Herr Kokert, und nach eigener Entscheidung. 
Die Menschen vor Ort nämlich wissen am besten, was 
sie brauchen, dazu braucht es keinen Staatssekretär.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: So ist es. – 
Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
Zum Kommunalen Finanzausgleich haben wir mit unse-
rem Haushaltsantrag auf die 1:1-Weiterleitung der Ge-
meindesteuerkraftzuweisungen des Bundes an unsere 
Gemeinden ebenfalls ein deutliches Zeichen für selbst-
bewusste und handlungsfähige Gemeinden und Bürger 
gesetzt,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Redet doch mal  
von euch einer! Das ist doch schrecklich!) 

 
abgelehnt durch Sie.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Wir von der AfD-Fraktion wollen eben nicht, dass aus 
Bürgern Bittsteller bei Staatssekretären werden, und 
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unsere Bürger sollen auch nicht Bittsteller bei Abgeord-
neten werden.  
 
Und damit bin ich beim Strategiefonds.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Oh, endlich!  
Jetzt kommen wir mal zu den  

großen Punkten, Herr Kramer.) 
 
Zu diesem ist eigentlich alles von allen gesagt. Ich kanns 
mir doch nicht verkneifen, Herr Kokert.  
 

(Heiterkeit bei Vincent Kokert, CDU:  
Ach, Mensch, was wollte das  

Verfassungsgericht uns denn sagen? – 
Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
Und Ihre Reaktion zeigt ja auch, dass es genau der rich-
tige Punkt ist. Ich sage dazu nur so viel: Weg damit!  
 

(Vincent Kokert, CDU: Oooh!) 
 
Ein entsprechender Antrag von uns liegt Ihnen auch dazu 
vor.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD  
und Vincent Kokert, CDU) 

 
Im Übrigen lassen Sie mich an dieser Stelle begründen, 
warum meine Fraktion in den Ausschüssen gegen 
 

(Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
die verschiedenen Sonderfonds gestimmt hat.  
 

(Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Weg damit!) 

 
Wir sprechen uns grundsätzlich gegen diese Sonder-
fonds aus. Das heißt nicht, dass wir zum Beispiel den 
Feuerwehren des Landes die Zuwendungen in Höhe von 
30 Millionen Euro nicht gönnen,  
 

(Tilo Gundlack, SPD,  
und Egbert Liskow, CDU: 50! – 

Vincent Kokert, CDU: 50! Noch nicht  
mal die Zahlen können Sie richtig! – 

Zuruf von Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
ganz im Gegenteil. Aber die Landesregierung war dage-
gen, einen entsprechenden Posten im Haushalt festzu-
schrieben. Lieber wird das Geld in einen Sonderfonds 
gepackt und nach Belieben ausgereicht und somit der 
parlamentarischen Kontrolle entzogen.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Was für ein Unsinn!)  

 
Das Geld wird nach Belieben verteilt und wenn es ir-
gendwo zwickt, kann der Fonds für andere Dinge miss-
braucht werden. Nicht mit uns!  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Vincent Kokert, CDU:  

Zum Beispiel? Zum Beispiel? – 
Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 

 
Lassen Sie mich aber noch einmal auf den Haushalts-
entwurf der Landesregierung eingehen.  

(Vincent Kokert, CDU: Ja, das wäre gut.) 
 
Ab dem Jahr 2022 übersteigen die Gesamtausgaben die 
Gesamteinnahmen.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Herr Kramer, 
 das Finanzorakel! Woher 
 wissen Sie das denn?) 

 
Die in der Mittelfristigen Finanzplanung ausgewiesenen 
Handlungsbedarfe betragen 530 Millionen Euro. Die 
Landesregierung hat keine Strategie, um das Ausgaben-
wachstum in den kommenden Jahren zu begrenzen. 
 

(Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Die Regierung erklärt nicht, woran sie zukünftig sparen 
will, und sparen wird sie müssen. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Die Regierung hat mit dem Haushalt 2020/2021 einen 
finanzpolitischen Kurswechsel eingeleitet.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Ach Gott! Ach Gott!) 

 
Der Haushalt wird geprägt durch Ausufern der Personal-
ausgaben und konsumtive Ausgaben. Einen Sicherheits-
abschlag bei den Steuereinnahmen und eine Risikovor-
sorge gibt es nicht mehr. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD  
und Holger Arppe, fraktionslos –  

Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
 
Die Landesregierung hat den Pfad der Haushaltsvorsor-
ge und Haushaltsvorsicht verlassen.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Die Schwerpunktsetzung bei den Aufgaben und die Per-
sonalaufstockung sind ein absoluter Paradigmenwechsel.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Es ist der schlechteste Haushalt in der Geschichte Meck-
lenburg-Vorpommerns,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 

weil zukünftige Dauerbelastungen geschaffen wurden. 
Dieser Haushalt konterkariert, 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das ist schlimmer als bei den LINKEN!) 

 
dieser Haushalt konterkariert das solide Handeln der 
ehemaligen Finanzminister der SPD, wie zum Beispiel 
Frau Keler, Heike Polzin oder Mathias Brodkorb.  
 

(Unruhe bei Vincent Kokert, CDU,  
und Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 

Mit diesem Haushalt nimmt die Regierung einen wirklich 
großen Schluck aus der Pulle, sie lebt über den Einnah-
meverhältnissen des Landes auf Kosten der deutschen 
Steuerzahler.  



26  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos –  

Zurufe von Manfred Dachner, SPD,  
Dietmar Eifler, CDU, und  

Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Meine Damen und Herren, kommen wir zur Innenpolitik 
und damit vor allem zur Landespolizei.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Mehr Stellen wollen Sie auch nicht!)  

 
Die Regierung hat mittlerweile erkannt, dass man ohne 
Stellenaufwuchs den Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts nicht begegnen kann.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Sie wollen gar keine.) 
 
Mehr Polizisten auf dem Papier sind aber noch lange 
nicht mehr Polizisten auf der Straße, Herr Kokert. Diese 
Erkenntnis … 
 

(Vincent Kokert, CDU: Ja, sollen wir uns 
welche schnitzen, Herr Kramer, oder  

sollen wir die gut ausbilden?!) 
 
Nein, Sie sollen mir jetzt zuhören  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
und dann gebe ich Ihnen eine Lösung mit an die Hand.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Ja, das ist  
ja Unsinn. Das hält ja keiner aus!) 

 
Diese Erkenntnis ist nicht nur banal, sondern sie ist 
hochaktuell. Die Ausbildung der neuen Polizisten, wäh-
rend gleichzeitig viele Beamte in den Ruhestand eintre-
ten, wird eine Mammutaufgabe in den kommenden Jah-
ren sein, keine Frage. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Gute Feststellung!) 
 
Aber im gerade begonnenen Ausbildungsjahr ist jedoch 
die Zahl der Polizeianwärter mit 36 freien Plätzen verfehlt 
worden. Es gibt also nicht mal genug Bewerber für das 
ambitionierte Ziel, die Landespolizei schnell zu verstär-
ken. Deshalb fordern wir seit Langem eine große Marke-
tingkampagne 
 

(Heiterkeit bei Vincent Kokert, CDU:  
Das ist natürlich mutig!) 

 
für die verstärkte Anwerbung an der Fachhochschule in 
Güstrow sowie eine modernere materielle Ausstattung 
unserer Landespolizei. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos – 

Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
 
Trotz der verfehlten Anwärterziele und zum Teil völlig 
überholter Ausrüstungen, so etwa bei Bewaffnungen und 
in der Hubschrauberstaffel, ist die Landesregierung unse-
rem Ansinnen nicht gefolgt. 
 
Meine Damen und Herren, auch zum Ende dieses Jahres 
lässt uns die Migrationspolitik der Landesregierung nicht 
los. 

(Vincent Kokert, CDU: Na endlich!) 
 
Der Fall des ausreisepflichtigen ukrainischen Mörders 
von Güstrow  
 

(Jochen Schulte, SPD: 
 Die Heiligen Drei Könige kamen 

 auch nicht aus Deutschland!) 
 
hat erneut dramatisch vor Augen geführt, dass es nicht 
gelingt, Intensiv- und Straftäter prioritär zurückzuführen. 
 

(Beifall Jens-Holger Schneider, AfD – 
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
Diese vielfach auftretende Gefahr für unsere Bürger 
muss endlich mit einer im Haushalt sichtbaren Abschie-
beoffensive bekämpft werden. Eine Senkung der Migrati-
onskosten auf Vorkrisenniveau würde den Haushalt allein 
im Bereich Inneres um über 80 Millionen Euro entlasten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Im Jahr 2019 wird die Zahl der gescheiterten Abschie-
bungen zum wiederholten Male eine Schande für unse-
ren Rechtsstaat sein. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos – 

Zurufe von Martina Tegtmeier, SPD, 
 und Dietmar Eifler, CDU) 

 
Mecklenburg-Vorpommern hat bis heute keine Abschie-
bungshafteinrichtungen,  
 

(Thomas Krüger, SPD: Das wissen  
Sie doch, dass wir das gemeinsam mit 

Hamburg und Schleswig-Holstein 
 machen, Herr Kramer!) 

 
sodass verschärfte Kontrollen mit anschließender Inhaf-
tierung bei illegaler Wiedereinreise strukturell nicht um-
setzbar sind. Und damit bei den Bürgern verloren gegan-
genes Vertrauen zurückgewonnen werden kann, muss 
der Staat endlich seine rechtsstaatlichen Zähne zeigen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD  
und Holger Arppe, fraktionslos – 

Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Meine Damen und Herren, hierbei endlich den Vollzug 
der Ausreisepflicht ordentlich umzusetzen, würde unse-
ren Steuerzahlern hohe Millionenbeiträge ersparen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
In Mecklenburg-Vorpommern halten sich 3.600 ausreise-
pflichtige Personen auf, die den Bürgern jedes Jahr bis 
zu 50 Millionen Euro kosten. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: So ist es.) 
 
Kommen wir zur Bildung. Die Ergebnisse der jüngsten 
PISA-Studie haben wieder einmal bestätigt, was schon 
längst bekannt ist. Unser Bildungssystem ist geradezu an 
die Wand gefahren worden. Ein Fünftel der Schüler kann 
noch in der 9. Klasse nicht richtig lesen und ist in Ma-
thematik und den Naturwissenschaften extrem schwach. 
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(Torsten Renz, CDU:  
Im Erwachsenenbereich  

gibt es das auch manchmal.) 
 
Was unternimmt unsere Landesregierung, um die Miss-
stände im Bildungsbereich anzugehen? Sie stuft ver-
schiedene Beamte im ohnehin schon aufgeblähten Bil-
dungsministerium in höhere Besoldungsgruppen.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD  
und Torsten Renz, CDU) 

 
Sie erhöht die Grundschullehrergehälter auf das Niveau 
von Gymnasiallehrern. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Das ist doch gut.) 
 
Sie erhöht die Mittel für die ideologisch einseitig ausge-
richtete Landeszentrale für politische Bildung weiter, 
obwohl die anderen ostdeutschen Bundesländer pro 
Einwohner weniger als halb so viel für ihre Landeszentra-
len ausgeben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD  
und Holger Arppe, fraktionslos – 

Jens-Holger Schneider, AfD: So ist es.) 
 
Und was soll all dies für unsere Schüler bringen? 
 

(Sebastian Ehlers, CDU:  
Dass Sie das nicht wollten, ist klar!) 

 
Schauen wir uns den Haushaltsplan mal an, Herr Ehlers! 
Es fehlen wirksame Schritte zur Verringerung des 
Lehrermangels. Dort finden wir nämlich nichts. Wichtige 
Maßnahmen zur Verbesserung der Unterrichtsqualität 
sind im Haushaltsplan finanziell nicht unterlegt, wie zum 
Beispiel die Senkung der Klassengröße, Verringerung 
der Pflichtstundenanzahl der Lehrkräfte und die umfas-
sende Ausbildung der Seiteneinsteiger. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Jens-Holger Schneider, AfD:  
Haben wir alles gefordert. – 

Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Allerdings lässt sich mit Geld allein, wie es die LINKEN 
wollen, die Misere unseres Bildungssystems nicht behe-
ben. 
 

(Torsten Renz, CDU: Nein, nur Sie 
haben den Stein des Weisen!) 

 
Es sind vor allem die ideologisch geprägten Experimente 
an unseren Kindern, die unser Schulsystem in eine 
schwere Krise gesteuert haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Dazu zählt der weitverbreitete Übergang von einer Wis-
sens- in eine Geschwätzkultur in den Klassen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Dazu zählen Inklusion und Integration, die vielen Lehr-
kräften das Leben zunehmend schwerer machen und 
erhebliche Mittel verschlingen, ohne ausreichend Erfolg 
zu zeigen. 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Dazu zählt aber auch der Autoritätsverlust des Lehrers, 
der zur Aushöhlung der Disziplin und damit des Lern-
erfolges führt. Der vorliegende Haushalt bedeutet ein 
„Weiter so“ in der Bildungspolitik. Dem können wir nicht 
zustimmen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Vincent Kokert, CDU: Wo ist Ihr 

bildungspolitisches Konzept, Herr Kramer?!) 
 
Schauen wir in den Bereich Soziales! 
 

(Vincent Kokert, CDU: Oooch, 
auch nichts auf der Tasche!) 

 
Wir reagieren auf die demografische Entwicklung. Mit 
unserem Landespflegefördergeld stärken wir auch gera-
de Familien, die Herausforderungen der alternden Ge-
sellschaft menschlich und finanziell zu bewältigen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD – 
Vincent Kokert, CDU: Sie geben ja auch  

nur Geld aus! Das haben Sie der  
LINKEN gerade vorgeworfen!) 

 
Haben Sie alles abgelehnt. 
 
Meine Fraktionskollegen werden bei den verschiedenen 
Einzelplänen noch nähere Ausführungen zu unseren 
vielen Initiativen machen. 
 
Meine Damen und Herren, ich möchte hier noch einmal 
an die Haushaltsdebatte im Dezember 2017 erinnern, 
besonders an die Worte meines geschätzten Kollegen 
Renz. „Schreiben Sie bessere Anträge!“, hat er gesagt, 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Ja. So ist es.) 

 
„Schreiben Sie bessere Anträge!“. 
 

(Torsten Renz, CDU: Und Sie haben  
nicht gehört! Sie haben nicht gehört! – 

Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
Und das haben wir getan, Herr Renz.  
 
Wie vorhin schon erwähnt, 144-mal, 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Er meinte die 
 Qualität! Er meinte die Qualität! – 
Zurufe von Jochen Schulte, SPD,  

und Dietmar Eifler, CDU) 
 
und die Regierungskoalition hat 144-mal ohne Angabe 
von Sachgründen abgelehnt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD  
und Holger Arppe, fraktionslos – 
Zurufe von Egbert Liskow, CDU) 

 
Ich nehme an, das war die sachliche Auseinanderset-
zung, die Kollege Renz uns damals in Aussicht stellte. 
 
Egal, wie diese Haushaltsdebatte ausgeht, der eigenen 
Engstirnigkeit und intellektuellen Dürftigkeit hat die Re-
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gierungskoalition jedenfalls schon in den Ausschussbera-
tungen ein eindrucksvolles Denkmal gesetzt. 
 

(Beifall Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Wir von der AfD-Fraktion werden uns davon nicht in der 
Erfüllung unseres Verfassungsauftrages und in unserer 
politischen Verantwortung für die Bürger dieses schönen 
Landes beirren lassen. 
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
Daher beantrage ich im Namen meiner Fraktion eine 
Dritte Lesung für den Entwurf des Haushaltsbegleitge-
setzes 2020/2021 und den Entwurf des Haushaltsgeset-
zes 2020/2021 für unser Land und unsere Kinder. – 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Fraktions-

vorsitzender. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich muss die 
Sitzung für circa 30 Sekunden kurz unterbrechen, weil 
wir ein paar Reparaturarbeiten sehr hochwertig vor-
nehmen,  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Schraube locker! – Heiterkeit bei 

Ministerin Stefanie Drese,  
Thomas Krüger, SPD, und 

Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
mit Klebeband an unserem Pult, und ich sehe, dass die 
Reparaturarbeiten erfolgreich abgeschlossen sind. Vielen 
Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Eva-Maria Kröger, DIE LINKE – 

Heiterkeit bei Ministerin Stefanie Drese) 
 
Damit rufe ich auf oder eröffne wieder die Sitzung und 
rufe auf den nächsten Redner, den Fraktionsvorsitzen-
den für die SPD, Herrn Krüger. 
 

(Tilo Gundlack, SPD:  
Hau nicht so doll aufs  

Pult, Thomas! – Heiterkeit bei 
Jochen Schulte, SPD: Nicht rangehen! – 

Zuruf von Minister Dr. Till Backhaus) 
 
Thomas Krüger, SPD: Ja, sehr geehrte Damen! Sehr 

geehrte Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Zu Be-
ginn meiner Rede möchte ich mich erst einmal bedan-
ken. Ich möchte mich bedanken bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung, ich möchte 
mich bedanken bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Landesregierung. Sie haben uns einen Haushalt 
vorgelegt und ich weiß, dass Grundlage war, dass viele, 
viele Stunden Arbeit, viele Stunden zusätzlicher Arbeit 
auch dahinterstehen. Und dass wir heute jetzt hier eine 
vernünftige Debatte durchführen können, ist vor allem die 
Arbeit auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und 
dafür an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Vincent Kokert, CDU) 

Ich habe eben am Platz überlegt, wie steigst du jetzt ein, 
machst du deine ganz normale Rede oder gehst du auf 
Herrn Kramer ein. Ich habe überlegt, gehe ich da überhaupt,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Einfach nur mal anerkennen, dass 

Sie es besser machen können!) 
 
gehst du überhaupt auf Herrn Kramer ein, lohnt das denn 
überhaupt, darauf einzugehen. 
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Man wüsste nicht, wo.) 

 
Ich will es zu Beginn sehr kurz machen. Herr Kramer, Sie 
haben eine Rede gehalten, das habe ich mir in ein paar 
Stichworten notiert: „schwarzmalen“, 
 

(Vincent Kokert, CDU: Das war  
eine Kramerʼsche Rumpelrede.) 

 
„Neid“, „Menschen gegeneinandertreiben“. Da waren die 
Migranten, das ist ja immer drin. 
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
jetzt war neu, dass Menschen im öffentlichen Dienst 
gegen andere Menschen gestellt werden.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Erzählen Sie nicht so einen Blödsinn!) 

 
Sie haben gesagt, klar, Migranten sind schuld – das ist 
das Übliche –, politische Bildung ist was Schlechtes,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Ja.) 
 
Inklusion brauchen wir nicht. 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Richtig!) 
 
Und was mich wundert bei Ihnen immer – und das gilt ja 
nicht nur für Sie, Herr Kramer, sondern generell für Ihre 
Fraktion –, ist, Sie nennen sich ja „Alternative für Deutsch-
land“. 
 

(Horst Förster, AfD: Richtig!) 
 
Ich habe in Ihrem Redebeitrag keine Alternativen gehört.  
 

(Zuruf von Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Als ich dann diesen Zwischenruf gebracht habe und 
gesagt habe, 
 

(Beifall Tilo Gundlack, SPD –  
Horst Förster, AfD: Zuhören!) 

 
Mensch, bringen Sie uns doch mal ein paar Alternativen, 
da verwiesen Sie, ... 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das liegt dann an Ihrer Auffassungsgabe,  

Herr Krüger, wahrscheinlich!) 
 
Hören Sie doch jetzt auch mal zu!  
 
... da verwiesen Sie auf Ihre Anträge. Und dann habe ich 
dem Kollegen Gundlack gesagt,  
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(Dr. Ralph Weber, AfD: Sozialdemo- 
kratische Wahrnehmungsstörung.) 

 
und dann habe ich ...  
 

(Heiterkeit bei Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Ja, na klar, Sie können pöbeln!  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Wieder runtermachen, na klar!) 

 
Das können Sie, ist okay,  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
aber wir halten trotzdem fest: Es gibt keine Alternati-
ven.  
 
Und dann habe ich Kollegen Gundlack gebeten, habe 
gesagt, greif doch einfach mal einen Antrag raus, ich will 
jetzt noch mal nachgucken, was ist da denn so an Anträ-
gen gekommen. Und ich habe spontan den Antrag, den 
ich mir rausgegriffen habe, da geht es darum, dass Sie 
im Bereich Gleichstellung kürzen wollen. Da wollten Sie 
kürzen  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Buh!) 
 
und dann haben Sie als Begründung Folgendes ge-
schrieben,  
 

(Zuruf von Horst Förster, AfD) 
 
ich will es einfach mal vorlesen: „Frauen genießen in 
Mecklenburg-Vorpommern eine ausreichende Wert-
schätzung. In unserer aufgeklärten Gesellschaft gibt es 
keine Ungleichbehandlung von Frauen und Männern.“ 
Meine Damen und Herren, wer das sagt, hat schlicht 
keine Ahnung oder hat schlicht und einfach keine eige-
nen Frauen in der Fraktion. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das soll auch 
alles zur AfD gewesen sein, 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
weil das war nicht genügend Stoff, um sich damit wirklich 
zu befassen. 
 
Meine Damen und Herren, ich bin davon überzeugt, 
dieser Haushalt, den wir hier vorgelegt haben, wird einen 
richtigen Schub für die Landesentwicklung bringen. Mit 
dem Haushalt investieren wir so viel Geld wie nie zuvor 
in Kinder, Familien, Kommunen, Infrastruktur, die Sicher-
heit, unser Bildungssystem, 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
und alles das,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Sie brauchen die gesamten  

Rücklagen auf.) 
 
wie auch in den vergangenen 15 Jahren,  

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Wenn das kein Minus ist, dann  

erklären Sie mir mal, was Minus ist!) 
 
ohne neue Schulden aufzunehmen, meine Damen und 
Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Dr. Ralph Weber, AfD) 

 
Jetzt höre ich hier gerade – jetzt gehe ich doch darauf 
ein –: indem Sie die Rücklagen aufbrauchen. Wissen Sie, 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
nehmen Sie … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr 

Krüger! 
 
Ich wiederhole es noch einmal: Ich weiß, dass es eine 
hitzige Debatte ist, es geht um vieles,  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Um alles.) 
 
trotzdem bitte ich um so viel Disziplin, dass zumindest ich 
den Redner noch verstehen kann. Vielen Dank. 
 
Thomas Krüger, SPD: Nehmen Sie zur Kenntnis,  

 
(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
dass wir im Bereich der Konjunkturvorsorge die Rückla-
gen nicht aufbrauchen, sondern, im Gegenteil, sie ent-
sprechend aufstocken auf die Regelgröße von 500 Milli-
onen Euro. Das ist richtig, das ist wichtig und das ma-
chen wir so. 
 
Meine Damen und Herren, dieser Landeshaushalt ist 
ein besonderer Haushalt. Es ist der erste Landeshaus-
halt nach Auslaufen des Solidarpaktes. Und ich möchte 
daran erinnern, wo wir finanzpolitisch hergekommen 
sind. Mecklenburg-Vorpommern war in den vergangenen 
30 Jahren massiv von der Solidarität der alten Bundes-
länder abhängig. Nur durch die Solidarpaktmittel konnten 
wir uns so gut entwickeln, und nur durch die Solidarität 
der Starken mit den Schwächeren konnten wir uns als 
Bundesland eigenständig behaupten und konnten wir 
unsere Stärken entsprechend entwickeln. Und ich möch-
te auch an dieser Stelle noch mal sagen, ein herzliches 
Dankeschön für diese Solidarität! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Vincent Kokert, CDU) 

 
Meine Damen und Herren, meine Partei hat seit 2005 – 
es gab eine Vordiskussion, aber spätestens seit 2005 – 
die Finanzpolitik genau auf diesen Zeitpunkt hin ausge-
richtet, nämlich dem Auslaufen des Solidarpakts. Start-
punkt war damals von meiner Partei das beschlossene 
Wahlprogramm mit dem Titel „Zukunft aus eigener Kraft“. 
Uns war klar, dass eine Ausgabenpolitik, die nur auf 
Solidarpaktmittel setzt, auf Dauer nicht funktionieren 
kann. Deswegen sind wir einen mitunter schmerzhaften 
Weg gegangen und haben unsere Ausgaben eng be-
grenzt. Wir haben auf viel Wünschenswertes verzichtet, 
um das Anhäufen immer neuer Schulden zu überwinden. 
Wir wollten eine Zukunft aus eigener Kraft ohne Neuver-
schuldung, ohne Solidarpaktmittel.  



30  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 

Meine Damen und Herren, nun ist es so weit, Mecklen-
burg-Vorpommern steht auf eigenen Beinen. Architekten 
dieser Politik waren seinerzeit Harald Ringstorff, Sigrid 
Keler, Erwin Sellering, Heike Polzin und Mathias Brod-
korb. Und ich möchte an dieser Stelle auch noch mal 
sagen, allen fünfen einen herzlichen Dank für ihre kon-
zeptionelle Vorarbeit. Danke! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und, meine Damen und Herren, wenn wir jetzt einen 
Rekordhaushalt – wiederum ohne neue Schulden – vor-
legen können, dann ist es auch das Verdienst dieser 
langfristig angelegten Finanzstrategie. Diesen Erfolgs-
weg wird die Koalition auch unter Leitung der jetzigen 
Ministerpräsidentin, unter Leitung von Manuela Schwesig 
fortsetzen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und ich wiederhole es gerne noch einmal, diese langfris-
tige Strategie ermöglicht uns, jetzt einen Schub für Meck-
lenburg-Vorpommern zu organisieren, wie es ihn in der 
Geschichte dieses Landes zuvor nie gegeben hat. 
 
Meine Damen und Herren, in den beiden kommenden 
Jahren werden wir jeweils über 2 Milliarden Euro in-
vestieren für unsere Schulen, für die Hochschulen, Uni-
versitäten, Forschungseinrichtungen, für die Kultur in 
Mecklenburg-Vorpommern. Wir werden mit über 1 Milli-
arde Euro unsere Schulen stärken, modernisieren, den 
Unterrichtsausfall reduzieren, den Lehrerberuf attraktiver 
gestalten, Schulgebäude sanieren und unsere Schulen 
weiter fit machen für die Zukunft. Wir schaffen die 
Gleichheit der Bezahlung für die Lehrerinnen und Lehrer 
in allen Schulformen. Wer in Grundschulen unsere 
Kleinsten unterrichtet, leistet eine ebenso wichtige Arbeit 
wie die Lehrerinnen und Lehrer an allen anderen Schulen 
in Mecklenburg-Vorpommern. Deswegen werden die 
Lehrerinnen und Lehrer an den Grundschulen so bezahlt 
wie an den Regionalschulen und an den Gymnasien. Wir 
verbessern auch die Aus-, Fort- und Weiterbildung  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
für alle Lehrkräfte und Referendare. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Wir geben darüber hinaus Mittel zur Modernisierung, 
Entbürokratisierung und – wichtig – auch für die Digitali-
sierung der Schulverwaltungen. 
 
Meine Damen und Herren, natürlich kann man immer 
behaupten, die Mittel werden nicht reichen, aber richtig 
ist doch auch, wenn wir für den Bildungsbereich doppelt 
so viel Geld zur Verfügung hätten, hätten wir keinen 
einzigen Lehrer mehr.  
 

(Vizepräsidentin Beate Schlupp  
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Unser Problem ist nicht, dass wir zu wenig Lehrerstellen 
haben, unser Problem ist das gleiche wie auch in Bran-
denburg, in Sachsen, in Bayern, in Thüringen und in 
Hamburg: Es gibt momentan nicht genügend ausgebilde-
te Lehrerinnen und Lehrer. Dieses Problem, meine Da-
men und Herren, haben alle Bundesländer, und alle 

Bundesländer versuchen, geeignete Antworten auf die 
Fragen zu finden. Wir haben mit unserer Lehrer-
Werbekampagne in den letzten Jahren bereits große 
Erfolge erzielt und konnten viele Stellen neu besetzen, so 
viele wie nie zuvor. Wir sind damit Vorbild für andere 
Bundesländer, die genau das jetzt auch nachmachen. 
Und mit diesem Haushalt setzen wir weitere Schritte um, 
um die Attraktivität des Lehrerberufs zu stärken.  
 
Es nützt niemandem etwas, jetzt Forderungen aufzustel-
len, mit denen der Bedarf an zusätzlichen Lehrern noch 
einmal erhöht wird und das Problem damit noch einmal 
verstärkt wird. Wir setzen vielmehr darauf, dass mehr 
Lehrerinnen und mehr Lehrer ausgebildet werden. Des-
wegen setzen wir 27 Millionen Euro aus den Hochschul-
paktmitteln zusätzlich ein, um die Lehrerausbildung so-
wohl in Rostock als auch in Greifswald zu stärken. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt setzen 
wir für viele Menschen in Mecklenburg-Vorpommern die 
faktisch größte Lohnsteigerung in der Geschichte unse-
res Landes um. Wer ein Kind in der Krippe, in der Kita, in 
der Tagespflege oder im Hort betreuen lässt, muss ab 
1. Januar nichts mehr bezahlen. Zehntausende Familien 
haben künftig jeden Monat Hunderte von Euro mehr zur 
Verfügung. Dies machen wir mit dem Landeshaushalt 
möglich. Hierfür setzen wir circa 350 Millionen Euro ein. 
Diese gewaltige Summe ist auch durch das Gute-Kita-
Gesetz der Bundesregierung möglich gewesen.  
 
Meine Damen und Herren, dieses Gute-Kita-Gesetz ist 
möglich gewesen, weil es unsere Ministerpräsidentin 
war, die bei den Verhandlungen in Berlin darauf gedrun-
gen hat, dass hier ein Schwerpunkt bei der Bundesregie-
rung gesetzt ist. Und wenn die Eltern ab 1. Januar mehr 
im Portemonnaie haben, wenn die Eltern nicht mehr für 
Betreuung zahlen müssen, ist es zuallererst das Ver-
dienst unserer Ministerpräsidentin, die in Berlin genau 
das ausgehandelt hat. Dafür ein herzliches Dankeschön! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und, meine Damen und Herren, damit stärken wir Fami-
lien.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das Programm hat aber elf Punkte 

 und noch einen weiteren.) 
 
Ja, dass Sie das nicht interessiert, dass Familien gestärkt 
werden, das nehme ich zur Kenntnis, das ist doch gut. 
Das nehmen wir zur Kenntnis, herzlichen Dank! 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Aber Sie haben gehört, dass 
ich mich damit befasst habe. – 

Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Damit stärken wir die Familien und sorgen dafür, dass 
die Familien mehr Geld im Portemonnaie haben. Dies ist 
auch ein großer Beitrag zur Stärkung der Binnenkonjunk-
tur, denn dieses Geld, wenn die Familien hier investieren 
können, wird auch die Nachfrage beleben und den Un-
ternehmen des Landes zugutekommen. 
 
Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt investie-
ren wir auch massiv in die Infrastruktur unserer Straßen, 
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unserer Häfen und die Datennetze des Landes. Wir stel-
len in den nächsten beiden Jahren 375 Millionen Euro für 
die IT und Digitalisierung zur Verfügung. Hinzukommen 
noch einmal 1,3 Milliarden Euro aus den Bundes- und 
Landesmitteln für den Breitbandausbau. Und ich will das 
noch mal betonen: Das ist das größte Investitionspro-
gramm in der Geschichte dieses Landes. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir werden erleben, insbesondere in den nächsten zwei 
Jahren, dass Mecklenburg-Vorpommern in weiten Berei-
chen aufgebuddelt wird und wir die Datennetze wirklich 
vor Ort haben und wirklich die Häuser und die Firmen 
angeschlossen werden. 
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
In jedem Ort, in jedem Dorf, an jeder Milchkanne sollen 
unsere Bürgerinnen und Bürger stabile Telefonverbin-
dungen und ein schnelles Netz haben.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Ein stabiles und schnelles Internet ist eben kein Luxus, 
sondern eine unverzichtbare Grundlage für eine hohe 
Lebensqualität und eine positive Wirtschaftsentwicklung. 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Meine Damen und Herren, ich höre gerade, dass aus 
den Reihen der AfD man sich darüber amüsiert. Sie 
können sich amüsieren, Sie amüsieren sich hier.  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der AfD: 
Nein, das ist traurig.) 

 
Wir realisieren es draußen und ich glaube, das werden 
die Bürgerinnen und Bürger sehen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD, 

und Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Meine Damen und Herren, und deswegen setzen wir 
auch 50 Millionen Euro dafür ein, dass Funklöcher ge-
schlossen werden,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Sie haben jahrelang nichts gemacht! – 
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
dazu hat der Infrastrukturminister Christian Pegel die 
entsprechenden Vorschläge gemacht. Für die Vorschlä-
ge danke ich Herrn Pegel ausdrücklich. Wir werden 
Mecklenburg-Vorpommern fit für die Zukunft machen! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Jens-Holger Schneider, AfD: Jawoll! – 

Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Das glaube ich erst, wenn ich es sehe.) 

 
Meine Damen und Herren, wir stärken auch die Sicher-
heit in Mecklenburg-Vorpommern. Wir sorgen für mehr 
Polizei auf der Straße. Wir sorgen dafür, dass unsere 
Polizistinnen und Polizisten eine bessere Ausrüstung 
bekommen. Und wir haben dafür gesorgt, dass die 
Schichtzulage für die Kolleginnen und Kollegen der Lan-
despolizei, die Tag für Tag, Nacht für Nacht auf der Stra-

ße sind, egal bei welchem Wetter, Kälte, Regen, Hitze, 
dass diese Kolleginnen und Kollegen am Ende des Ta-
ges über die Schichtzulage mehr Geld im Portemonnaie 
haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD 
und Vincent Kokert, CDU) 

 
Und wenn wir mehr Polizisten ausbilden wollen, dann ist 
es auch klar, dass wir die Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung, Polizei und Rechtspflege in Güstrow stärken 
müssen. Wir stärken die Fachhochschule. Hier wird es in 
Zukunft mehr Mittel geben. Wir tun das. Unser Ziel ist 
klar: Die Kapazität muss dem Bedarf angepasst werden. 
Zudem sollen unsere zukünftigen Polizistinnen und Poli-
zisten dort noch bessere Ausbildungsbedingungen vor-
finden. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, auch die Kameradinnen und 
Kameraden der Feuerwehr werden von uns gestärkt. Sie 
waren es, die im zurückliegenden Sommer im Dauerein-
satz waren. Jeder von uns erinnert sich noch, wie es 
ausgesehen hat in Lübtheen, die Fernsehbilder,  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
wie im Dauereinsatz die Feuerwehrleute waren und die 
Waldbrandbekämpfung gemacht haben, und was für eine 
emotional schwierige Situation das für die Menschen vor 
Ort war, die nicht in ihre Wohnungen konnten, die raus-
mussten, die in Notunterkünfte mussten und darauf ge-
wartet haben, ob die Feuerwehr es hinkriegt.  
 
Meine Damen und Herren, auch von mir an dieser Stelle 
noch mal ein ganz herzliches Dankeschön an die großar-
tige Leistung der Feuerwehrleute im letzten, im vergan-
genen Sommer! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, CDU 
und Eva-Maria Kröger, DIE LINKE) 

 
Der Einsatz hat aber auch gezeigt, dass wir Nachholbe-
darf haben. Dieser Nachholbedarf, insbesondere im 
Bereich der Technik, wird jetzt realisiert. Wir werden 
50 Millionen zur Unterstützung der Kommunen geben. 
Die Kommunen wiederum schaffen dann die neuen Feu-
erwehrfahrzeuge an. Wir wollen, dass die Feuerwehren 
sowohl für besondere Lagen, wie beispielsweise den 
Waldbrand, als auch für die alltäglichen Aufgaben gut 
gewappnet sind.  
 
Meine Fraktion hat in den Haushaltsberatungen zudem 
noch einen Änderungsantrag eingebracht, der uns wich-
tig war, der eine Ungleichbehandlung von verheirateten 
und unverheirateten Kameraden der freiwilligen Feuer-
wehren beendet. Wir hoffen, dass dieser Fall nie eintritt, 
aber momentan ist es so, dass, wenn eine unverheiratete 
Kameradin oder ein unverheirateter Kamerad im Einsatz 
zu Tode kommen sollte, die Angehörigen nicht über die 
Feuerwehrunfallkasse abgesichert sind. Mit dieser Un-
gleichbehandlung machen wir jetzt Schluss. Wer unter 
Einsatz seines Lebens unsere Gemeinschaft schützt, 
muss die Sicherheit haben, dass die eigenen Angehöri-
gen abgesichert sind, egal, ob mit oder ohne Trauschein. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Jochen Schulte, SPD: Sehr gut!) 
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Und ich möchte an dieser Stelle auch ausdrücklich Ralf 
Mucha und Thomas Schwarz danken,  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Jawoll.) 
 
weil die beiden es waren, die die Initiative ergriffen und 
gesagt haben, hier ist eine Regelungslücke und das 
müssen wir regeln. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt werden 
wir auch das finanziell vorbereiten und ermöglichen, was 
wir mit den Kommunen zum Finanzausgleich verhandelt 
haben und was wir im Frühjahr dann mit dem Finanzaus-
gleichsgesetz gemeinsam beschließen wollen. 
 
Ich war ja zusammen mit dem Kollegen Kokert in den 
Gesprächen und ich gehe davon aus, wir haben das beide 
als fair und konstruktiv und gut empfunden. Wir haben 
seinerzeit miteinander verabredet, dass wir 350 Millio-
nen Euro zusätzlich an die Gemeinden, Städte und 
Landkreise geben. 
 
Meine Damen und Herren, wir versetzen damit unsere 
Gemeinden in die Lage, eigenständig mehr zu investie-
ren, ob in Schulen, Kitas, Feuerwehren, Straßen, Ge-
meindehäusern, Sportstätten, Infrastruktur oder was 
auch immer. Die Schwerpunkte werden vor Ort gesetzt 
bei den Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoliti-
kern, das ist auch gut so.  
 
Mittelfristig muss es uns gelingen, dass wir die Kommu-
nen entschulden, auch dafür gibt es ein Programm. Rich-
tig ist, dass wir auch brauchen, dass es keine strukturel-
len neuen Schulden gibt. Auch das ist wichtig. Und natür-
lich soll es am Ende auch so sein, dass so viel Mittel zur 
Verfügung stehen, dass über die pflichtigen Aufgaben 
hinaus die Kommunen über Dinge entscheiden können. 
Das ist unser Ziel, da wollen wir gemeinsam hin. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, unser Anspruch als Sozialdemo-
kraten war und ist, dass wir für Mecklenburg-Vorpommern 
eine Zukunft aus eigener Kraft erschaffen wollen. Mit 
diesem Haushalt beschließen wir nun heute erstmals 
einen Haushalt ganz ohne Solidarpaktmittel, der trotzdem 
mit über 9 Milliarden Euro so stark ist wie nie zuvor, und 
zwar ohne Schulden. Dieser Haushalt mit seinen Re-
kordinvestitionen für Kinder, Familien, Kommunen, Infra-
struktur, Sicherheit und unser Bildungssystem ist in Zah-
len gegossene Zukunft aus eigener Kraft. Lassen Sie uns 
gemeinsam an dieser Zukunft bauen! Dieser Haushalt ist 
die beste Grundlage dafür. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, begrüße ich auf der Besuchertribüne 
den Seniorenkreis des Penzliner Kulturvereins. Herzlich 
willkommen! 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE die Abge-
ordnete Frau Rösler. 
 
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Spieglein, Spieglein an der Wand, 
wer hat den schönsten Haushalt im ganzen Land?  

(Zurufe vonseiten der Fraktion der CDU 
 und Tilo Gundlack, SPD: Wir!) 

 
Frau Ministerpräsidentin, Sie haben den schönsten Haus-
halt hier, aber die Realität hinter den sieben Bergen ist 
eine ganz andere. 
 

(Andreas Butzki, SPD: Ja, welche denn? – 
Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
Schöne Worte und Schönfärberei sind das eine, die Wir-
kung vor Ort, worauf es tatsächlich ankommt, ist das 
andere.  
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Mit der Arroganz der Macht und dem ausgeprägten,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Oi, joi, joi!) 
 
ja, fast zwanghaften Hang zur Selbstbeweihräucherung 
gehen Sie über diese andere Seite hinweg. Frau Minis-
terpräsidentin, Sie reden eben viel zu wenig darüber, was 
nicht funktioniert. Und weil Sie Realitäten ausblenden, 
führt das wie im Märchen für die Koalition möglicher-
weise zu keinem guten Ende.  
 

(Maika Friemann-Jennert, CDU:  
Märchen gehen aber immer gut aus. – 

Horst Förster, AfD: Ist die Frage, für wen.) 
 
Wer sich immer für den Besten oder die Beste hält und 
so unreflektiert in Euphorie verfällt, der verliert früher 
oder später den Glanz. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU – 

Wolfgang Waldmüller, CDU: 
Bis jetzt haben Sie noch nichts gesagt.) 

 
Meine Damen und Herren, ganz im Gegensatz zu 
Schneewittchens einfallsreicher und geschäftiger Stief-
mutter  
 

(Vincent Kokert, CDU: Kommen Sie  
auch noch zum „Froschkönig“?) 

 
machte sich die hiesige Regierungskoalition in vielen 
Fachausschüssen  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
erst gar nicht die Mühe,  
 

(Vincent Kokert, CDU: 
Müssen Sie Herrn Meyer küssen? – 
Heiterkeit vonseiten der Fraktionen  

der CDU und AfD) 
 
sich mit unseren Anträgen zu befassen, geschweige 
denn deren Ablehnung zu begründen.  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: 
Ja, Arroganz der Macht.) 

 
Sie bestritten die Haushaltsberatungen nach dem Motto: 
Wozu noch lange überlegen und sich überhaupt Um-
stände machen, wozu noch den Apfel vergiften, ist doch 
eh klar, wie die Sache ausgeht. 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 33 

(Zuruf von Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Man mag es Ihrer Bequemlichkeit, Ihrer Ignoranz oder 
Sturheit zuschreiben, für eine lebendige Demokratie ist 
das letztlich nicht hilfreich. Bis auf zwei wurden sämtliche 
Anträge – 91 an der Zahl –, die meine Fraktion in den 
Fachausschüssen gestellt hat, abgelehnt,  
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Natürlich.) 
 
ohne sich damit inhaltlich auseinanderzusetzen. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU: Das können 
 Sie nicht verallgemeinern!) 

 
Meine Damen und Herren, es ist Ihnen auch schnurz-
egal, ob der Haushalt beschlossen ist oder nicht. Die 
immer gleichen Wohltaten, die immer gleichen Finanzmit-
tel werden seit einem Jahr gut wöchentlich verkündet.  
 

(Thomas Krüger, SPD: 
 Jetzt ist der Haushalt da.) 

 
Und die Großkoalitionäre lassen dabei schon mal weg, 
dass die verkündete Summe nicht nur für zwei, sondern 
für vier oder für fünf Jahre reichen soll. Und so klingt es 
schon wieder wie im Märchen, indem sich die Goldtaler 
auf wundersame Weise vermehren. 
 
Zudem wird vorgegeben, die Wohltat komme ausschließ-
lich aus der eigenen Schatulle. Es wird gern unterschla-
gen, dass die kommunale Familie selbst mit einem be-
achtlichen Teil aus dem eigenen Säckel gut dabei ist, 
Stichwort: „Feuerwehrfonds“ oder „Infrastrukturpauscha-
le“.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Da sind  
sie aber sehr zufrieden mit.) 

 
Beim Feuerwehrfonds sind es 20 Millionen Euro aus den 
Sonderbedarfszuweisungen und bei der Infrastrukturpau-
schale sind es 50 Millionen jährlich in den nächsten zwei 
Jahren. 
 
Meine Damen und Herren, Ihre Borniertheit  
 

(Vincent Kokert, CDU: Oh, nun ist es  
aber auch langsam gut, Frau Rösler!) 

 
hält uns keinen Millimeter davon ab,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Was ist denn das hier?! – 
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Haben Sie die Ausschussberatung 

 mal mitbekommen?) 
 
unsere Forderungen immer wieder aufzumachen, bis sie 
erfolgreich sind. Der vorliegende Landeshaushalt ist 
mehr Stückwerk als Zukunftsvision, und das zeigt sich 
besonders krass bei der Bildung.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Tja!) 
 
Dabei ist das nun wirklich kein Geheimnis, gerade, was 
hier heute versäumt wird, rächt sich später doppelt und 
dreifach. Und da kommen Sie wieder und wieder mit 
Ihrem 200-Millionen-Euro-Schulpaket um die Ecke.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ja, das ist gut.) 

Auch hier unterschlagen Sie, dass diese Mittel sich über 
vier Jahre verteilen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ja und?!  
Und ist das deswegen schlecht?) 

 
Nehmen Sie doch gleich die kommenden zehn Jahre, 
dann liegen wir bei 500 Millionen und das klingt doch erst 
klasse!  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Es geht darum, wie es klingt?!) 

 
Gerade mal 50 Millionen Euro stecken Sie jährlich zu-
sätzlich in einen Bereich, der seit Jahren unterfinanziert 
ist und mit massiven Problemen zu kämpfen hat.  
 

(Beifall Jens-Holger Schneider, AfD – 
Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Deshalb proben meine Fraktion und viele andere den 
Bildungsaufstand, und zwar zu Recht, für mehr Lehrerin-
nen und mehr Lehrer, für ein Ende des Unterrichtsaus-
falls, für mehr Deutsch- und Mathestunden. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
Im Durchschnitt haben wir in Mecklenburg-Vorpommern 
die größten Klassen.  
 

(Andreas Butzki, SPD: Das ist doch Quatsch! 
Das ist Quatsch! Das ist Quatsch!  

Wir sind weit unter dem Durchschnitt,  
Frau Rösler. Das ist Quatsch!) 

 
Die jüngste PISA-Studie bescheinigt uns ein düsteres 
Bild und große Lücken etwa bei der Lesekompetenz. Es 
ist unerlässlich, die Klassen zu verkleinern,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
erst recht, wenn wir es mit Inklusion und individueller 
Förderung ernst meinen.  
 

(Zuruf von Maika Friemann-Jennert, CDU) 
 
130 zusätzliche Klassen verteilt auf alle allgemeinbilden-
den Schularten erfordern zusätzliche Lehrkräfte in einem 
Umfang von jährlich 10,9 Millionen Euro. Zudem wurden 
Zusagen im Rahmen des Inklusionsfriedens nicht umge-
setzt.  
 

(Andreas Butzki, SPD: Das werden  
wir nachher richtigstellen. – 

Thomas Krüger, SPD: Das stellen  
wir nachher gleich richtig.) 

 
Es handelt sich um 80 zusätzliche Stellen für Lehrkräfte. 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Zusagen, meine Damen und Herren, sind umzusetzen 
und auch im Haushalt zu verankern. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Und die werden  
wir umsetzen. – Martina Tegtmeier, SPD:  
Genauso ist es. – Andreas Butzki, SPD:  

Genau zuhören, Frau Rösler! Genau zuhören!) 
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Der Haushaltsentwurf enthält einen Aufwuchs für alle 
Schulen von 134 Stellen in 2020 und 106 Stellen in 2021. 
Das entspricht bei Weitem nicht dem Bedarf, der auf-
grund gestiegener Schülerzahlen vorhanden ist. Und, 
meine Damen und Herren, wir sind angesichts der Lehr-
kräftesituation auf Seiteneinsteiger und Seiteneinsteige-
rinnen angewiesen. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Da sind wir uns einig.) 
 
Da sind wir uns einig, das ist ganz klar.  
 

(Andreas Butzki, SPD: Da sind wir uns einig.) 
 
Derzeit sind es 1.800 im Schuldienst, und sie müssen 
alle gut ausgebildet werden, 
 

(Andreas Butzki, SPD: Das stimmt,  
da sind wir uns auch einig.) 

 
und zwar, bevor sie in die Klassen gehen. Fast 1.000 Sei-
teneinsteiger haben aber keine Lehrbefähigung und viele 
müssen Klassen unterrichten, ohne dass sie zuvor eine 
grundlegende Einweisung erhalten haben. Wir fordern für 
diese Kolleginnen und Kollegen ein verpflichtendes Refe-
rendariat. Die derzeit veranschlagten Mittel von etwa 
39.000 Euro müssen daher auf 254.000 Euro pro Jahr 
erhöht werden. 
 
Meine Damen und Herren, in wenigen Tagen ist bekannt-
lich Weihnachten. 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Schon wieder?! – 
Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Oh, das ist kein Märchen!) 

 
Und wie am Weihnachtsabend gibt es auch bei diesem 
Haushalt einige gute Sachen auf dem Gabentisch  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Hoppla!) 
 
und es gibt Dinge, die auf dem Wunschzettel stehen,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
aber dort nicht unter dem Weihnachtsbaum liegen. So ist 
es eine gute Sache, dass die Kita nach vielen, vielen 
Jahren der Ankündigung endlich beitragsfrei wird.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Siehste! – 
Thomas Krüger, SPD: Ja.) 

 
Was allerdings nicht auf dem Gabentisch liegt, aber von 
Erziehern und Eltern gleichermaßen eingefordert wird,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Qualität, Qualität!) 
 
ist die Verbesserung der Qualität.  
 

(Beifall Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Richtig!) 

 
Und wir können es nicht oft genug sagen: Dafür brau-
chen wir in den Kitas dringend mehr Personal! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE 
und Jens-Holger Schneider, AfD – 

Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

Wir schätzen, 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Das stellen wir nachher noch klar.) 

 
wir schätzen, dass landesweit gut 5.000 Erzieherinnen 
und Erzieher mehr erforderlich sind.  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Klar, dass die nicht von heute auf morgen zur Verfügung 
stehen und das nur schrittweise geht,  
 

(Unruhe bei Tilo Gundlack, SPD, 
und Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
aber die Landesregierung müsste sich auch wirklich auf 
den Weg machen. Das aber, meine Damen und Herren, 
tun Sie nicht. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Achtung, der Prinz läuft weg! – 

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU 
 und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Meine Damen und Herren, wir finden uns auch nicht 
damit ab, dass sich das Land völlig aus der Verantwor-
tung zieht für den Nahverkehr mit Bus und Bahn.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Es ist gut und richtig, dass Landkreise sowie Rostock 
und Schwerin mit dem künftigen FAG ab 2020 mehr 
Verantwortung erhalten.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Hm!) 
 
Sie sind Aufgabenträger für den ÖPNV. Aber die kom-
munale Familie kann das nicht allein stemmen und die 
Unterfinanzierung ist ja gerade der Grund dafür, dass 
das Angebot schlechter wurde. Wir werden nicht ruhen, 
bis Kinder und Jugendliche landesweit und jederzeit 
kostenfrei Bus und Bahn nutzen können. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Zurufe von Vincent Kokert, CDU, und 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Auch wenn auf kommunaler Ebene schon viel passiert 
ist, um die Mobilität von Schülerinnen und Schülern deut-
lich zu verbessern, so bleibt ein Haken: Bestehende 
Angebote enden jeweils an der Kreis- beziehungsweise 
an der Stadtgrenze. Sie sind abhängig vom Wohnort und 
gleichen einem Flickenteppich. Und wo nichts fährt, nutzt 
auch kein kostenfreies Angebot. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Hach! – 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  

Da ist es schon kostenlos.) 
 
Deshalb brauchen die Aufgabenträger zusätzliche Mittel 
für Busse und Personal und damit für ein besseres An-
gebot.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Mit Landeshilfe können Verkehrsverbünde entstehen,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
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Tarifeinheit erreicht sowie Bahn, Bus und Rufbus besser 
verknüpft werden. Und auch die Digitalisierung muss 
vorangetrieben werden. Ein gutes öffentliches Verkehrs-
angebot nützt allen Menschen im Land. Zunächst sollen 
es Kinder und Jugendliche, auch die Azubis kostenfrei 
nutzen können. Bund und Land sowie die Kommunen 
müssen endlich gemeinsam Mobilität für alle sichern. 
 
Meine Damen und Herren, besonders strukturschwache 
ländliche Regionen warten weiterhin auf Unterstützung.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Wo Schule, Kita, Bus, Laden und vor allem die jungen 
Leute weg sind, dafür marode Straßen und Leerstand 
das Dorfbild prägen, muss endlich etwas geschehen. 
Aber gerade dort sind den Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitikern häufig die Hände gebunden und 
genau dort wollen wir mit einem Regionalbudget unter-
stützen. Kein Betteln, keine bürokratischen komplizierten 
Förderverfahren und keine Eigenmittel sollen nötig sein,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
stattdessen soll allein vor Ort entschieden werden, wofür 
das Geld ausgegeben wird. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
Diesem Anliegen verweigern sich SPD und CDU nun 
schon seit Jahren. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Oh!) 
 
Stattdessen wurden Modellregionen auserkoren, wird 
immer noch verhandelt, was denn überhaupt gebraucht 
würde, und bleibt für die ländlichen Gestaltungsräume 
eingeplantes Geld im Strategiefonds liegen. Oder die 
Mittel werden für ein Mobilfunkprogramm abgezweigt, 
welches zwar Schlagzeilen produzierte,  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
aber bisher keine Funklöcher schloss und es auch in 
absehbarer Zeit nicht tun wird. 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Planungsvorhaben dauern.) 

 
Fühlen sich Menschen verlassen  
 

(Andreas Butzki, SPD:  
War das jetzt gerade Werbung 

 für unser Bundesland, Frau Rösler?) 
 
und Regionen abgehängt,  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
wundert es kaum, dass sich Frust und Enttäuschung 
breitmachen.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Haben Sie konkrete Beispiele?) 

 
Ich kann nur sagen: Nichts gelernt, wieder eine Chance 
vertan, um Stadt und Land nicht weiter auseinanderdrif-
ten zu lassen! 

Meine Damen und Herren, wie geht es weiter mit der 
Wohnraum- und Städtebauförderung? Da ist noch immer 
vieles offen. Die Bund-Länder-Verhandlungen laufen 
noch, der Haushalt beinhaltet lediglich eine Hausnum-
mer, eine solide Befassung war nicht möglich. Absehbar 
ist, dass Mecklenburg-Vorpommern künftig weit weniger 
Bundesgelder zur Verfügung hat, und weniger Bundes-
mittel bedeuten eben auch weniger Landesmittel. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Deswegen haben wir 
 Länderfinanzausgleichsmittel genommen.) 

 
Unser Versuch, wenigstens das eigene Landesprogramm 
zur Städtebauförderung zu stärken, scheiterte. Unser 
Versuch, eine vollständige Zuschussförderung bei der 
Wohnraumförderung zu erwirken, scheiterte ebenfalls. 
Bei der Wohnraumförderung werden die Bundesmittel 
um ein Drittel reduziert. Zudem wird ein geänderter 
Verteilungsschlüssel dafür sorgen, dass Mecklenburg-
Vorpommern weit weniger Mittel bekommt. Und als ob 
dies nicht reicht, sollen von der sozialen Wohnraumförde-
rung auch noch Gelder für den Wohnheimbau abge-
zwackt werden. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Im November wurde unser Antrag zum studentischen 
Wohnen zwar in die Ausschüsse überwiesen, jedoch 
wollten die Kollegen Albrecht und Stamer sofort Druck 
aus dem Kessel nehmen. Sie kündigten ein „Sonderpro-
gramm Studentisches Wohnen“ an, finanziert aus der 
sozialen Wohnraumförderung. Hier brauchen wir in der 
Tat ein separates Programm.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Gibts doch jetzt!) 
 
Da hoffen wir, dass wir deutlich über die 2 Millionen Euro 
hinauskommen, und zwar nicht zulasten der Wohnraum-
förderung. Und statt im Bundesrat auf die Pauke zu hau-
en und dafür zu kämpfen, dass der Bund ein Wohn-
heimprogramm auflegt oder zumindest die Wohnraum-
förderung deutlich aufstockt, damit auch studentisches 
Wohnen unterstützt werden kann, wird einfach hinge-
nommen, dass unser Land in Größenordnungen auf 
Mittel verzichten muss. 
 
Also an die Adresse der SPD gerichtet: Wer nicht kämpft, 
hat schon verloren. Der Bund muss nachsteuern. Hier 
kann die SPD doch noch einmal ganz konkret mehr Ein-
satz für Deutschland, für Ostdeutschland wagen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, Spieglein, Spieglein an der 
Wand, 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Ach nee, nun ist es doch gut!) 

 
wer hat den schönsten Haushalt im ganzen Land? Die 
SPD hat den schönsten Haushalt hier. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Ja.) 
 
Erklärt sie doch in der „Bürger-Post“ der SPD-Fraktion, 
Zitat: 
 

(Vincent Kokert, CDU: Ja, ich hab 
 die sogar im Briefkasten gehabt.) 
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„Durch die Investitionen in die Kommunen mit einer zu-
sätzlichen Infrastrukturpauschale, einem Entschuldungs-
fonds“  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU – 
Zuruf von Vincent Kokert, CDU – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
„und einer umfassenden Neuregelung des Kommunalen 
Finanzausgleichs erhöht sich die Finanzausstattung der 
Kommunen auf fast 3 Mrd. Euro bis 2021.“  
 

(Dietmar Eifler, CDU: Schön,  
dass Sie es wiederholen!) 

 
Das klingt wunderschön, ist aber nur die halbe Wahrheit. 
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Ah, jetzt haben wir die ganze!) 

 
Vor allem durch mehr Zuweisungen des Bundes, stei-
gende Steuereinnahmen 
 

(Thomas Krüger, SPD: 
Und das ist dann schlecht, ja?!) 

 
und mehr Geld aus der Neuregelung der Bund-Länder-
Finanzierungen  
 

(Zurufe von Thomas Krüger, SPD, 
und Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
erhöht sich die kommunale Finanzausstattung der Kom-
munen so oder so, und zwar auch dann, wenn es kein 
neues FAG geben würde,  
 

(Thomas Krüger, SPD: Na und?!) 
 
Stichwort „Gleichmäßigkeitsgrundsatz“ und „Beteiligungs-
quote“. 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Aber 350 Millionen Euro mehr ist  
doch jetzt ein wirklicher Schluck 

aus der Pulle, oder?!) 
 
Es sind aber nicht nur Landesmittel, meine Damen und 
Herren. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
 der SPD und CDU – 
Thomas Krüger, SPD:  

Wo ist denn das Problem?! – 
 Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Das ist kein Problem, wenn Sie die Wahrheit sagen wür-
den, woher dieses Geld kommt. Das ist Geld, was den 
Kommunen zusteht. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen 
 der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, bitte keine Dialoge! Wir haben ver-
schiedene geschäftsordnungsmäßige Möglichkeiten, hier 
eine Diskussion anzufachen. Diese Debatte hier zwi-
schen Redner und Fraktionen ist so nicht zulässig.  
 
Bitte, Sie können fortfahren, Frau Rösler. 

Jeannine Rösler, DIE LINKE: Meine Damen und Herren, 

seit Jahren wurde viel zu wenig investiert. Wie in der 
Bildung wurde bei der Infrastruktur auf Verschleiß gefah-
ren, und so zehren Land, Städte und Gemeinden von der 
Substanz. Jetzt die Ausgaben für Investitionen hochzu-
schrauben, ist nun wahrlich keine Heldentat, sondern 
unumgänglich.  
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
In den letzten Jahren wurden massiv Kapazitäten abge-
baut, nahezu in allen Verwaltungen, aber auch im Bau- 
und Ingenieurbereich. Jetzt fehlen diese Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, jetzt fehlen die Fachkräfte und das 
Know-how, um die Mittel alle rasch umsetzen zu können.  
 
Meine Damen und Herren, das hat mit kluger Finanzpoli-
tik nichts zu tun. Das betrifft auch den sogenannten Stra-
tegiefonds. Der verliert sich weiterhin im Klein-Klein. 
 

(Zurufe von Andreas Butzki, SPD, 
und Vincent Kokert, CDU) 

 
Der verliert sich auch weiterhin im Klein-Klein, ist weit 
weg von jeder Strategie, bunkert reichlich Geld und bleibt 
intransparent. 
 

(Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Deshalb 
 darf man ihn politisch trotzdem falsch finden, 
 liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht wahr? – 

Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Er gehört abgeschafft und die Mittel gehören in den 
Haushalt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 

 
Meine Damen und Herren, nun noch ein Wort zu den 
Anträgen von den Herren hier auf der rechten Seite. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Oh! – 
Vincent Kokert, CDU: Das ist 
eigentlich nicht notwendig.) 

 
Dazu kann ich nur sagen: Das, was Sie vorbringen, ist 
abwegig und rückwärtsgewandt. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Tatsächlich? – 
Zurufe von Vincent Kokert, CDU, 

und Egbert Liskow, CDU) 
 
Und was Sie damit bezwecken wollen, ich glaube, das 
wissen Sie selbst nicht,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Wer mehr Geld für Familien will, 

ist rückwärtsgewandt?!) 
 
denn wer beim Landesdatenschutz massiv kürzen will,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Nein, ich glaub nicht. Nein,  

ich glaub nicht.) 
 
der hat gar nichts begriffen. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
Das glaub ich nicht.) 
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Auch in anderen Bereichen der Landesverwaltung wollen 
Sie kräftig und konzeptionslos Personal streichen.  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Sie lehnen die Höherstufung der Grundschullehrer ab 
und damit auch mehr Attraktivität für diesen Berufszweig. 
Das geht nun völlig an den Realitäten vorbei. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD – 
Andreas Butzki, SPD: Was hat das mit dem  

Abstandsgebot zu tun? Das ist doch Quatsch!  
Was hat das mit dem Abstandsgebot zu tun? – 

Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, ich bitte doch jetzt noch mal, meine 
Hinweise zu beachten! Sie haben Möglichkeiten, hier in 
die Diskussion einzutreten, Ihre Meinung zu sagen, aber 
bitte nicht über die Bänke hinweg zwischen den Fraktio-
nen und dann noch gleichzeitig mit der Rednerin.  
 
Sie können fortfahren, Frau Rösler. 
 
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Meine Damen und Herren, 

meine Fraktion geht heute erneut mit wichtigen Ände-
rungsanträgen ins Rennen. Ich bin auf einige zentrale 
Forderungen eingegangen. Meine Kolleginnen und Kol-
legen werden dies ebenfalls noch im Laufe der Debatte 
tun. 
 
Zusammengerechnet, ausgenommen die längst zuge-
sagten Mittel für die Stellen bei der Inklusion, die ja dann 
anscheinend da sein werden, wollen wir in 2020 rund 
144 Millionen Euro und in 2021 rund 156 Millionen Euro 
umschichten. Und bevor Sie gleich wieder rumkrähen, 
wir würden nicht mit Geld umgehen können,  
 

(Zurufe von Tilo Gundlack, SPD, 
und Vincent Kokert, CDU) 

 
verweise ich auf Ihre Bilanz. 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Die Regierungskoalition hat im Vergleich zum Ur-
sprungsentwurf des Doppelhaushaltes etwa je 170 Milli-
onen Euro in 2020 und 2021 umgeschichtet. Und dabei 
sind noch nicht einmal unzählige Stellenhebungen oder 
Umschichtungen berücksichtigt, die meist durch Sper-
rung anderer Stellen gedeckt werden sollen, so bei-
spielsweise auch die Stelle für den neuen Sonderbeauf-
tragten für die Unimedizin. Für die bis 2024 eingerichtete 
B5-Stelle werden im Bildungsministerium eine A12- und 
eine A13E-Stelle gesperrt. Sie können also bis Ende 2024 
nicht besetzt werden. 
 
Meine Damen und Herren, auch daran zeigt sich: Was 
politisch gewollt ist, ist auch finanzierbar. Allerdings 
macht es uns der derzeitige Zustand der Koalition sehr 
schwer zu erkennen, was gerade politisch gewollt ist. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Gucken Sie in den  
Haushalt, da steht das drin! Ist ganz einfach.) 

 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend 
dem Sekretariat des Finanzausschusses ganz herzlich 
danken für die großartige Arbeit, für die akribische Vor- 
und Nachbereitung der Haushaltsberatungen.  

(Tilo Gundlack, SPD: Das stimmt.) 
 
Sie haben sich erholsame Weihnachtstage mehr als 
verdient.  
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Und die andern nicht?!) 

 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Ministerin Stefanie Drese: Alles klar.) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der CDU der Abgeordnete Egbert Liskow. 
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der SPD: 
Der will nicht.) 

 
Nicht, offensichtlich, also wir sind hier auch spontan. Der 
Fraktionsvorsitzende Herr Kokert, bitte schön. 
 
Vincent Kokert, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Haushaltsdebatte ist ja die Königsdebatte 
des Parlaments, und deshalb wollte ich es mir nicht 
nehmen lassen,  
 

(Zuruf von Christian Brade, SPD) 
 
vor meinem finanzpolitischen Sprecher, der auch das 
finanzpolitische Gewissen der CDU-Fraktion ist, Egbert 
Liskow, zu reden.  
 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE) 
 
Das hat mir schon die ganze Zeit in den Fingern gejuckt. 
Ich habe natürlich den einen oder anderen Impuls von 
der Opposition erwartet. Da ist nicht so wirklich viel ge-
kommen, aber mir ist was anderes in den Sinn gekom-
men, als ich heute Morgen in den Landtag gegangen bin. 
Ich habe darüber nachgedacht, wie sah das eigentlich 
hier vor 30 Jahren aus.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Beschissen.) 
 
Und wenn Sie sich überlegen, vor 30 Jahren sind die 
ersten mutigen Frauen und Männer in diesem Landtag 
zusammengekommen und haben als Erstes in diesem 
Landtag darüber debattiert, wie soll eigentlich der Haus-
halt für dieses dann neu gegründete Bundesland Meck-
lenburg-Vorpommern aussehen. Und da wir noch zwei 
von den alten Schlachtrössern dabeihaben, nämlich Till 
Backhaus und Lorenz Caffier, möchte ich mal den … 
 

(Ministerin Stefanie Drese: Oh, Schlachtross!) 
 
Ja, ich glaube, Till Backhaus nimmt das nicht persönlich, 
wenn ich ihn Schlachtross nenne,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU  
und Torsten Koplin, DIE LINKE) 

 
weil er ist ja auch ein altes Schlachtross. 
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD:  
Ein junges Sachlachtross.) 

 
Deshalb darf man das in dieser Runde mal sagen. 
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Ich möchte mich vor allem bei den mutigen Männern und 
Frauen bedanken, die sich damals in die Politik begeben 
haben, ohne dass sie genau wussten, was auf sie zu-
kommt. Und, meine Damen und Herren, wenn wir jetzt 
30 Jahre zurückschauen, dann haben sie ganz, ganz viel 
richtiggemacht, und deshalb erst mal meinen herzlichen 
Dank dafür. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
Und, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, aber so ist das ja in der Politik, ich habe halt 
eine völlig andere Perspektive auf die Dinge, so, wie sie 
die Opposition hier vorgetragen hat. Und ich glaube eben 
nicht, dass wir demjenigen, der den gesamten Karren 
zieht – und das ist der Steuerzahler auch in Mecklen-
burg-Vorpommern –, dass wir dem immer mehr damit 
drohen sollten, noch mehr Belastung auf ihn zubringen 
zu lassen, sondern ich glaube eher, dass wir darüber 
nachdenken müssen, wie schaffen wir es, denjenigen, 
die jeden Morgen aufstehen und einer geregelten Tätig-
keit nachgehen, denen auch wieder mehr Wertschätzung 
gegenüberzustellen und zu sagen, auf euch kommt es in 
dieser Gesellschaft ganz besonders an. Und ich habe 
manchmal das Gefühl, dass wir uns ganz viel um diejeni-
gen kümmern, die beladen sind, das ist auch wichtig, 
aber die gesamte große Mittelschicht in Deutschland, 
auch in unserem Bundesland, 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja, so ist es.) 
 
die ziehen den gesamten Karren, weil die zahlen über 
90 Prozent der Steuern, die wir alle hier miteinander 
ausgeben. Und das hat heute in dieser Debatte bisher 
noch überhaupt keine Rolle gespielt. 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Deswegen auch mal ein herzliches Dankeschön an die-
jenigen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Und, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, liebe Frau Rösler, ich nehme an, Sie sprechen 
heute in der Stellvertretung für Ihre Fraktionsvorsitzende. 
Ich weiß nicht, ob die das Märchen mit dem Spiegel 
genauso gebracht hätte, keine Ahnung, aber es fing ja 
ganz witzig an. Mir kam sofort in den Sinn, na ja, Sie 
haben ja hier in diesem Bundesland schon mal 40 Jahre 
in den Spiegel geschaut, das Ergebnis war dann be-
kannt.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Ich vor allem, genau, wir.) 

 
Wir haben 1989 ein Land gesehen, was im Prinzip in 
Trümmern lag,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Insbesondere ich, Herr Kokert!) 

 
und da fallen mir dann schlagartig wieder diejenigen 
ein,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Insbesondere ich.) 

die vor 30 Jahren Verantwortung übernommen haben 
und dieses Land wieder aufgebaut haben.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Jetzt  
bleiben Sie unter Ihrem Niveau.) 

 
Und vielleicht hätten Sie bei der Haushaltsdebatte auch 
mal, 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Vor allem ich. –  
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE – 

Glocke der Vizepräsidentin) 
 
vielleicht hätten Sie bei der Haushaltsdebatte auch mal 
an die denken dürfen?! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Meine Damen und Herren,  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Jetzt mal über die Zukunft reden!) 

 
liebe Kolleginnen und Kollegen, vor allem von den 
LINKEN, nein, wir brauchen keine linken Finanzakroba-
ten, die hatten wir genug.  
 

(Zurufe von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE,  
und Jeannine Rösler, DIE LINKE) 

 
Und wenn Sie auf die Zeit von Rot-Rot zurückschauen, 
dann sage ich Ihnen immer wieder – bisher haben Sie 
das Gegenteil nicht belegt –, dann waren das die Zeiten 
in diesem Bundesland  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Wir haben eine gute Basis gelegt.) 

 
mit der höchsten Neuverschuldung in der Geschichte.  
 

(Zurufe von Torsten Koplin, DIE LINKE,  
und Jeannine Rösler, DIE LINKE) 

 
Trotzdem stellen Sie sich hier immer so hin als die Sau-
bermänner, was Sie so alles für dieses Land geleistet 
haben. Ich kann Ihnen das sagen, das ist bis heute ver-
schwindend gering. 
 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE) 
 
Und deshalb schickt es sich auch nicht, uns Arroganz, 
uns Borniertheit vorzuwerfen. Ich glaube, das sind Aus-
drücke, die man in einer ernsthaften Landtagsdebatte 
nicht unbedingt gebrauchen muss, sondern Sie hätten 
sich vielleicht eher damit beschäftigen sollen, wo denn 
eigentlich Ihre Akzente in dieser Haushaltsdebatte bisher 
gewesen sind.  
 

(Heiterkeit bei Jeannine Rösler, DIE LINKE) 
 
Sie haben ganz viel kritisiert, das ist ja immer leicht –  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Schauen  
Sie sich unsere Änderungsanträge an!) 

 
das ging übrigens bei Herrn Kramer, obwohl, da habe ich 
irgendwann den Überblick verloren, weil er war heute 
auch ein bisschen durcheinander bei seiner Rede, schon 
mit der ersten los und die zweite war nicht viel besser –,  
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(Heiterkeit und Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
aber man muss sich doch als Opposition nicht nur auf die 
Position stellen und alles bejammern, sondern man muss 
doch als Opposition, wenn man schon die Verfassung 
zitiert, auch sagen, das steht in dieser Landesverfassung 
auch drin. Sie müssen echte Alternativen bieten.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Haben wir doch. –  
Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 

 
Und zum Schluss haben Sie Anträge gestellt …  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Warten Sie doch mal!  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Zum Schluss haben Sie Anträge gestellt,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
dass 95 Prozent des Landeshaushaltes, mit dem sind Sie 
einverstanden. Ich hoffe, dass Sie das beide heute dann 
in der Abstimmung auch deutlich machen, dass Sie ganz 
dezidiert genau darüber abstimmen, wo Sie nämlich 
zustimmen. Das tun Sie nämlich nicht. Sie werden heute 
den Haushalt wieder ablehnen,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja. –  
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Herr Kokert!) 

 
und das heißt, Sie lehnen mehr für die kommunale Fami-
lie ab,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Nee!) 
 
Sie lehnen mehr Polizeistellen ab,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Nein!) 
 
Sie lehnen mehr Lehrerstellen ab,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Nein!) 
 
Sie,  
 

(Nikolaus Kramer, AfD: Fake News! –  
Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 

 
Sie lehnen insgesamt eine Weiterentwicklung in diesem 
Land ab,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Heiterkeit bei Christoph Grimm, AfD –  

Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
wie man es sich in den letzten 30 Jahren gar nicht vor-
stellen konnte. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Das ist ja mal  

sehr pauschal. – Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und, meine Damen und Herren, eines meiner Lieblings-
märchen, Frau Rösler, ist eigentlich „Der Froschkönig“.  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

Ich habe gedacht, den bringen Sie noch, aber dann hät-
ten Sie Herrn Meyer vielleicht küssen müssen.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktionen 
der CDU und AfD) 

 
Ich glaube, darauf wollten Sie verzichten, deswegen 
haben Sie ihn nicht gebracht. Aber bei allem Witz, bei 
allem Witz – ja, Herr Meyer ist dann noch schnell wegge-
laufen,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD –  
Andreas Butzki, SPD: Er ist aber im Saal  
geblieben! Er ist aber im Saal geblieben!) 

 
ich glaube, der hatte dann irgendwie Sorge, als die Rede 
zum Ende gekommen war –, aber, meine Damen und 
Herren, bei aller Ernsthaftigkeit,  
 

(Torsten Renz, CDU: Jetzt ist er  
wieder da. Was das wohl heißen mag?!) 

 
bei aller Ernsthaftigkeit muss man doch wirklich sagen, 
dieser solide Haushalt, der jetzt hier vor Ihnen liegt, das 
nennt man übrigens vernünftige Regierungsarbeit.  
 
Und es ist doch ein völlig normaler Vorgang, dass das 
auch mal innerhalb einer Koalition unterschiedliche Auf-
fassungen gibt. Ja, meine Damen und Herren, wir sind ja 
nicht die Einheitspartei,  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 
 
deshalb kann man auch mal unterschiedliche Akzente 
setzen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Aber wissen Sie, was diese Koalition auszeichnet? Wis-
sen Sie, was diese Koalition auszeichnet?  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Na?!) 
 
Diese Koalition zeichnet aus, dass wir die Probleme im 
Hintergrund klären. Das ärgert Sie, das weiß ich, dass wir 
die Probleme klären.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Oh!) 
 
Und wir haben lange und intensivst zum Beispiel über die 
kommunale Finanzausstattung diskutiert, ganz intensiv. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Und da gibt es immer  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
unterschiedliche Auffassungen,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
vor allem kann es immer mehr sein.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Das ist ja das, was Sie heute wieder gefordert haben, 
einfach mehr.  



40  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 

(Ann Christin von Allwörden, CDU:  
Das ist einfach.) 

 
Das ist ja das Einfachste.  
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD) 
 
Aber ich sage Ihnen, auch im Blick haben wir die Leis-
tungsfähigkeit dieses Landes, und ich finde es ja doch 
schon bemerkenswert, dass der eine oder andere heute 
festgestellt hat, wir stehen finanzpolitisch auf eigenen 
Beinen. Leider ist das nicht so,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: 
 Na ja, eben.) 

 
aber wir können uns das natürlich wünschen. Wir leben 
immer noch davon, dass uns der Bund Zuweisungen 
gibt, wir leben auch nach wie vor vom Länderfinanzaus-
gleich.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Richtig!) 
 
Aber ich will das,  
 

(Thomas Krüger, SPD: Also das 
ist das System, Herr Kollege.) 

 
ich will das,  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Das ist das System.) 

 
ich will das gar nicht infrage stellen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: In dem  
wir auf eigenen Beinen stehen.) 

 
Länder wie Bayern, Länder wie Hessen und auch zeit-
weise Hamburg, die können von ihren eigenen Einnah-
men leben. Mecklenburg-Vorpommern ist davon noch 
Lichtjahre entfernt, aber das ist unser politisches Ziel, 
dass das irgendwann mal passiert. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Bitte.) 
 
Aber, meine Damen und Herren, vergessen Sie die letz-
ten 30 Jahre nicht, welche gewaltige Aufbauleistung wir 
in den neuen Bundesländern erfüllen mussten! Und sa-
gen Sie doch nicht, dass man das diesem Bundesland 
nicht ansieht! Sie tun immer gerade so, als wenn hier 
morgen alles in sich zusammenfällt. Das ist doch nicht 
die Realität. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Das hat doch auch keiner gesagt.) 

 
Und wir haben ja Gäste hier, 
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU:  
Doch! Doch, das hat jemand  

gesagt. Doch!) 
 
ich weiß nicht, wie sie das einschätzen, wenn ich gehörte 
habe, sie kommen aus Penzlin, dann stellen Sie sich 
doch mal vor, wir sah Penzlin 1989 aus!  
 

(Unruhe bei Ann Christin von Allwörden, CDU,  
und Jens-Holger Schneider, AfD) 

Das ist doch nicht mehr mit dem Penzlin von heute zu 
vergleichen und das können Sie doch nicht immer als 
Opposition einfach schlechtreden,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Machen wir doch nicht.) 

 
sondern da können Sie auch mal sagen, dass haben die 
Menschen in den letzten 30 Jahren gut gemacht. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Torsten Renz, CDU: Jawoll!) 

 
Und, meine Damen und Herren – und mein Kollege Krü-
ger ist schon darauf eingegangen –, die SPD informiert 
unsere Bürger über die bahnbrechenden Dinge, die jetzt 
in diesem Haushalt hier eine Rolle spielen. Und schön 
ist, dass er mir auch eins geschickt hat, 
 

(Heiterkeit bei Sebastian Ehlers, CDU: 
Wechselwähler! Potenzielle Wechselwähler. – 
Heiterkeit und Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
weil wahrscheinlich nahm er an, ich habe das auch nötig, 
dass die SPD mir diese Zeitung nach Hause schickt. Und 
das Schöne ist, ich habe es sogar gelesen. Und jetzt 
kommt natürlich ins Spiel, dass es auch für die SPD gut 
ist, dass sie einen Koalitionspartner hat, der rechnen kann,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD –  
Tilo Gundlack, SPD: Oooh!) 

 
weil die SPD hat leider bei ihren Zahlen so den einen 
oder anderen Fehler.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ui!) 
 
Ich will da nicht auf jeden eingehen,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ui!) 
 
aber einer, der mich schon stört,  
 

(Zuruf von Christian Brade, SPD) 
 
ist – vor allem, weil der Kollege Fraktionsvorsitzende das 
heute richtig gesagt hat –, Sie sagen nämlich in Ihrem 
Beitrag, es steigt die kommunale Finanzausstattung auf 
1,223 Milliarden. Da müssen wir uns alle miteinander 
verrechnet haben, weil wir haben ja festgestellt, 350 Milli-
onen Euro geben wir mehr rein, und das heißt, die richti-
ge Zahl wäre gewesen, 1,491 Milliarden Euro stecken wir 
in den kommunalen Finanzausgleich. Also bitte, stellen 
Sie die Seite richtig, Herr Krüger! Nicht, dass die Leute 
nachher denken, wir würden ihnen irgendwas vorenthal-
ten. Und da zahlt sich aus, dass die CDU immer gut 
nachrechnet, 
 

(Heiterkeit vonseiten  
der Fraktionen der SPD und CDU – 

 Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
und das sieht man diesem Landeshaushalt auch an, 
meine Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, es gab ja heute hier 
viele Zustandsbeschreibungen. Ich möchte das einfach 
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mal so darstellen: Ja, man weiß vorher nie genau, was 
einem die Zukunft eigentlich bringt,  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
aber ich würde gar nicht so viel auf andere Entwicklun-
gen in anderen Bundesländern schauen. Es ist doch die 
entscheidende Frage, dass es in der Politik manchmal 
Situationen gibt, da ist es egal, was andere machen, wir 
müssen nur in diesem Augenblick das Richtige tun. Und, 
meine Damen und Herren, wenn ich mir jetzt diesen 
Landeshaushalt vornehme, dann bin ich zutiefst über-
zeugt davon, in der derzeitigen Lage ist es genau richtig, 
was wir tun: Wir unterstützen Investitionen, wir geben viel 
Geld in Bildung, 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Zu spät.) 
 
das haben Sie ja auch eingefordert. Wir geben ganz viel 
Geld runter auf die kommunale Ebene, weil da ist in den 
letzten Jahren die Entwicklung massiv vorangeschritten,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Auch zu spät.) 
 
und die darf jetzt nicht stagnieren. Wir haben den 
Wunsch der Bevölkerung, dass die innere Sicherheit 
auch wieder auf der Straße sichtbar ist, und auch darum 
haben wir lange gerungen, was machen wir mit den Poli-
zeistellen, wie bessern wir denn eigentlich den Job des 
Polizeibeamten in Mecklenburg-Vorpommern auf, und ich 
glaube, wir haben dort einen guten Kompromiss erzielt. 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Und, meine Damen und Herren, das wundert mich schon 
ein bisschen, weil das haben Sie ja gegenseitig als Op-
position dann auch abgefeiert, als wir uns geeinigt hat-
ten. Und wenn Sie uns jetzt immer Arroganz der Macht 
vorwerfen, Frau Rösler, dann muss ich Ihnen einfach 
sagen, diese Arroganz der Macht nennt man im Umkehr-
schluss auch einfach Demokratie, weil Mehrheiten ent-
scheiden. 
 

(Heiterkeit bei Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Im Ausschuss, Herr Kokert, können  

Sie nicht einmal dazu Stellung  
nehmen. Da lach ich doch nur!) 

 
Mehrheiten entscheiden in diesem Landtag über den 
Haushaltsplan, und das werden Sie hier heute auch 
wieder sehen. Da können Sie doch nicht sagen, das ist 
Arroganz! Das ist gelebte Demokratie. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Torsten Renz, CDU: So ist es,  

Frau Bernhardt.) 
 
Frau Rösler,  
 

(Zurufe von Torsten Renz, CDU, und  
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
das, was uns,  
 

(Torsten Renz, CDU: Laut ist nicht richtig.) 
 
das, was uns entgegensteht  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Mann!) 

bei der vernünftigen Aufstellung dieses Haushaltes, das 
ist vielleicht die Hypothek, die Sie uns seit Rot-Rot hinter-
lassen haben. 
 

(Heiterkeit bei Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Ja, darauf hätten wir gut verzichten können, konnten wir 
uns aber leider nicht aussuchen.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Das sieht die SPD auch etwas anders. –  

Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Und Sie erleben jetzt wieder das erste Mal, dass der 
Bumerang aus der Vergangenheit natürlich die nächste 
und nachfolgende Generation trifft. Und ich finde es gut, 
dass wir uns in der Koalition immer auf die Stufe gestellt 
haben und gesagt haben, wir wollen den nachfolgenden 
Generationen keine neuen Schulden hinterlassen. Das 
ist doch etwas von Generationengerechtigkeit, wo auch 
die Opposition mal kräftig sagen kann, dass macht ihr 
richtig und das geht in die richtige Richtung.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Zu einer  
Generationengerechtigkeit gehört  

auch eine gute Bildung.) 
 
Von Ihnen höre ich da bisher eher wenig, außer neuen 
konsumtiven Ausgaben. 
 
Und, meine Damen und Herren, über Klimaschutz ist 
heute das eine oder andere gesagt worden. Ich hatte 
eigentlich erwartet, dass DIE LINKE da so richtig blank-
zieht, aber anscheinend fehlt auch da das Konzept, des-
halb werde ich mich da etwas kürzer fassen. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: 
 Ich bitte darum.) 

 
Aber die gesamte Klimaschutzdiskussion,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
so wichtig wie sie auch ist, darf natürlich nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass es nicht nur eine ökologische 
Verantwortung auch in Mecklenburg-Vorpommern gibt, 
sondern am Ende auch eine ökonomische Verantwortung.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Und wir können doch nicht die Axt an unsere Schlüssel-
industrien setzen. Ich habe manchmal das Gefühl, wenn 
ich morgens die Zeitung aufschlage, dass an allem Übel 
die deutsche Industrie schuld ist.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
An allem Übel ist die deutsche Industrie schuld,  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
zum Teil auch die Landwirtschaft, die kommt heute in ein 
ähnliches Licht, meine Damen und Herren.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Die  
Sozialdemokraten wahrscheinlich.) 

 
Wir als Verbraucher haben ganz viele dieser Probleme 
selbst mit zu verantworten, und da sollten wir uns selber 
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auch mal den Spiegel vorhalten und sagen, ich muss 
nicht immer zu Aldi fahren und das Hack da kaufen,  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
ich kann auch mal zu meinem regionalen Landwirt gehen 
und ordentliche Nahrungsmittel kaufen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Und, meine Damen und Herren, nein, es ist nicht so, 
dass der Staat der bessere Unternehmer ist. Ich kenne 
kein einziges Beispiel in der Geschichte, wo das mal 
geklappt hat.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Die Landtagskantine kommt noch. –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Übrigens, übrigens, als mahnendes Beispiel nehmen Sie 
sich eines der letzten Bundesländer, wo Sie an der Re-
gierung beteiligt sind, Frau Rösler, nämlich Berlin!  
 

(Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Die haben sich dort auf den Weg gemacht und haben 
gesagt, wir klären jetzt den Berliner Wohnungsmarkt 
ganz einfach mit einem staatlichen Unternehmen und im 
Zweifel drohen wir der Privatwirtschaft mit Enteignung. 
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Meine Damen und Herren, was war die Folge? Der Woh-
nungsmarkt in Berlin inklusive der Neuinvestitionen ist 
komplett zusammengebrochen.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Ach, Schwachsinn!) 

 
Nein, diese Spinnereien brauchen wir uns in Mecklen-
burg-Vorpommern nicht gegenseitig zu erzählen. 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Wann waren  
Sie denn das letzte Mal in Berlin?) 

 
Es ist und bleibt Unsinn. Wenn Sie sagen, mehr Regulie-
rung, sagen wir, mehr Liberalisierung in dem Wirtschafts-
system.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Nikolaus Kramer, AfD) 

 
Und, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, da heute schon viel gesagt wird, will ich es 
auch nicht so lange ausdehnen, aber ich glaube, dieser 
neue Haushalt steht unter folgenden Anstrichen: Er setzt 
auf Stetigkeit und Verlässlichkeit, dieser Haushalt setzt 
auf Innovation und Investitionen. Und das ist genau das 
Richtige in diesen Zeiten, und deshalb werden wir ihm 
auch kraftvoll zustimmen. – Haben Sie vielen Dank, mei-
ne Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zuruf vonseiten der Fraktion der CDU: Jawoll!) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Herr Fraktionsvorsit-

zender, zu Ihrem Redebeitrag gibt es eine Kurzinterven-
tion aus der Fraktion DIE LINKE, und zwar Herr Koplin. 

(Torsten Renz, CDU: Oh ja, Zeitzeuge! Zeitzeuge!  
Der Zeitzeuge kann uns noch mal bestätigen, was 

vor 40 Jahren war. – Unruhe und Heiterkeit  
vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Zeitzeuge, genau. 

 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Das 
mit dem Zeitzeugen ist ganz gut, weil Herr Kokert ja 
damit begann, im Geschichtsbuch zu blättern und seine 
rhetorische Brillanz zu nutzen, um DIE LINKE madig zu 
machen. 
 

(Torsten Renz, CDU: Zu Recht! Zu Recht!) 
 
Ich möchte Sie gerne daran erinnern, Sie alle von der 
CDU – die FDP ist ja nicht mehr dabei –, die höchsten 
Schulden, die je gemacht wurden in einem Landeshaus-
halt, das war 1994 der Wahlhaushalt  
 

(Thomas Krüger, SPD: Da hat er recht.) 
 
von CDU und FDP mit 2,7 Milliarden Euro.  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist es leider. –  
Beifall Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  

So ist es.) 
 
Wir mussten 1998 beigehen und aufwischen, was Sie 
hinterlassen haben. 
 

(Zurufe von Ann Christin von Allwörden, CDU,  
und Dietmar Eifler, CDU) 

 
Ja, das gefällt Ihnen nicht, dass das gesagt werden 
muss. Und Sie haben …  
 

(Unruhe und Heiterkeit  
vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zurufe von Dietmar Eifler, CDU,  

und Torsten Renz, CDU –  
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Ja, ja, ja, das möchten Sie nicht hören. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD –  
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Ja,  
gucken Sie sich die Zahlen an! –  
Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Einen Moment! 

 
(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD – 
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der AfD –  
Ann Christin von Allwörden, CDU:  

Das ist unverschämt.) 
 
jetzt ist erst einmal Ruhe, sonst unterbreche ich die Sit-
zung! Ich habe hier schon darauf hingewiesen, wenn die 
Glocke ertönt, dann hat hier Ruhe zu sein, weil es zu laut 
geworden ist.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus:  
Oh, oh, oh! Mannomann!) 
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Ich wollte eigentlich die Redner hier nicht unterbrechen, 
muss es jetzt aber tun. Herr Koplin, Sie kriegen das dann 
auch in der Redezeit wieder zugerechnet. Aber ich bitte 
doch um so viel Disziplin, dass wir hier auch das neue 
Instrument der Kurzintervention als Kurzintervention auch 
noch nutzen können. 
 
Jetzt können Sie fortsetzen. 
 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Danke, Frau Präsidentin! 

 
Ganz kurz und bündig, weil Herr Kokert ja absichtsvoll 
weggehört hat, als es um die Schwerpunkte der LINKEN 
ging: Bildung, Mobilität, Entwicklung ländlicher Raum. 
Ganz stringent sind das unsere Schwerpunkte. Das woll-
te ich gern in Erinnerung rufen. Rote können schwarze 
Zahlen schreiben, das zum Abschluss. – Vielen Dank. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU – 
Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 

Jens-Holger Schneider, AfD:  
Was zu beweisen wäre. – Zuruf 

von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Vincent Kokert, CDU: Ja, Herr Koplin, ich bin Ihnen 

wirklich dankbar für diese Kurzintervention, weil das 
bietet mir natürlich die Gelegenheit, mich noch mal ein 
bisschen lustig zu machen über Ihren letzten Landespar-
teitag, weil da hätten Sie genau diese wichtigen Pflöcke 
einschlagen können.  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Was anderes können Sie nicht, 
 ne?! Demokratie, ja, schön.) 

 
Was haben Sie gemacht? Sie haben sich mit Seitan-
würstchen für Ihre Delegierten beschäftigt, meine Damen 
und Herren.  
 

(Heiterkeit bei Sebastian Ehlers, CDU) 
 
Das ist das, was DIE LINKE heute unter Wirtschaftspolitik 
versteht,  
 

(Beifall vonseiten  
der Fraktionen der CDU und AfD –  

Heiterkeit bei Nikolaus Kramer, AfD) 
 
nämlich, dass wir … 
 
Ja, der Kollege Krüger hat das nicht verstanden: Es 
ging um Tofuwürstchen und Seitanwürstchen, weil DIE 
LINKE – oder ich glaube, das war die linke Jugendorga-
nisation –, die möchte nicht mehr, dass es da Bockwurst 
aus Fleisch gibt. 
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Das  
beschäftigt sie. Ist doch in Ordnung.) 

 
Deshalb möchte man Soja um die halbe Welt fahren und 
die eigenen Delegierten damit beglücken. Das sind die 
Dinge, die Sie persönlich für wichtig halten. Wir setzen 
da andere Prioritäten. 
 

(Zuruf von Christian Brade, SPD) 
 
Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich doch 
noch mal kurz darauf eingehen, weil der Kollege Koplin 
gesagt hat, von 1990 bis 1994 sind die meisten Schulden 

entstanden. Ja, meine Damen und Herren, an wem hat 
das wohl gelegen?  
 

(Ann Christin von Allwörden, CDU:  
Ja, genau.) 

 
Da sage ich nur wieder, Spieglein, Spieglein an der 
Wand,  
 

(Heiterkeit bei Dietmar Eifler, CDU) 
 
wer hatte den schlechtesten Haushalt im ganzen Land?  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Nach fünf Jahren Wiedervereinigung!  

Kommen Sie jetzt echt damit,  
Herr Kokert?! Das ist so billig.) 

 
Das war die ehemalige SED,  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
dessen Nachfolger Sie ja gewesen sind. Deshalb war es 
wichtig, dieses Land wiederaufzubauen und auch neue 
Schulden aufzunehmen. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, möchte ich auch Sie, Frau Bernhardt, 
darauf hinweisen, dass meine Hinweise auch an Sie 
gerichtet sind,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Danke, Frau Präsidentin.) 

 
und das eben war nicht ... 
 
Und Kommentare sind auch nicht zulässig und ich bin 
jetzt das letzte Mal großzügig gewesen. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Oha!) 
 
Ich rufe jetzt auf für die Fraktion der SPD den Abgeord-
neten Herrn Gundlack. 
 

(Unruhe bei Jochen Schulte, SPD,  
und Vincent Kokert, CDU –  

Torsten Renz, CDU: Wozu brauchst 
du denn das Handy da vorne? –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU –  
Jens-Holger Schneider, AfD: Taschenrechner.) 

 
Tilo Gundlack, SPD: Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich kann Ihnen sagen, wozu 
ich das Handy brauche.  
 

(Torsten Renz, CDU: Ja?!) 
 
Weil, als die Debatte losging und die Opposition ans Pult 
trat, fiel mir ein, Mensch, das habe ich schon irgendwann 
mal erlebt, und da fiel mir auch so ein bisschen was ein: 
Tony Marshall. Kennen Sie Tony Marshall? 
 

(Zurufe aus dem Plenum: Ja. –  
Jochen Schulte, SPD: Nee,  

den will ich auch nicht kennen. –  
Heiterkeit und Zurufe von Andreas Butzki, SPD,  

und Torsten Renz, CDU) 
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Und da geht es dann so:  
 
„Heute hauen wir auf die Pauke 
Ja, wir machen durch bis morgen früh 
So ein Tag, so schön wie heute 
Ist für uns die beste Medizin“ 
 

(Heiterkeit und Beifall vonseiten  
der Fraktion der CDU) 

 
„Komm, gib mir deine Hand, denn heute feiern wir 
Wir sind so froh gelaunt und haben allen Grund dafür 
Es wird Rabatz gemacht so lange, bis die ganze Bude kracht“ 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU –  
Vincent Kokert, CDU: Genau.) 

 
„Und wenn die anderen zur Arbeit gehen 
Sagen wir ‚Gut‘ Nacht‘ 
Es wird Rabatz gemacht so lange, bis die ganze Bude kracht“ 
 

(Zuruf von Sebastian Ehlers, CDU) 
 
„Und wenn die anderen zur Arbeit gehen 
Sagen wir ‚Gut‘ Nacht‘“ 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU  
und Andreas Butzki, SPD –  

Vincent Kokert, CDU: Sehr gut!) 
 
Ich würde mal sagen, ein bisschen mehr arbeiten, ein 
bisschen mehr hingucken, dann klappt es auch mit der 
Opposition ein bisschen besser. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Ja, DIE LINKE will ja noch  

zehn Stunden debattieren, bis 21 Uhr. –  
Heiterkeit und Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Nee, singen kann ich nicht. Das hat Frau Nahles mal 
gemacht. 
 
Ich wollte nur noch mal zu Beginn gleich auf die AfD 
eingehen, weil sie ja gesagt hat, das ist der schlech-
teste Haushalt, den sie bis jetzt erlebt haben. Herr 
Kramer, Sie haben es ja gesagt. Ich frage mich, wie 
Sie darauf kommen. Wenn Sie unter dem schlechtesten 
Haushalt verstehen, dass es mehr für Bildung gibt, dass 
es mehr für Kita gibt, dass es mehr für Sicherheit gibt, 
dass es mehr für Sport gibt – ich gestehe Ihnen ja zu, 
wenn Sie sagen, das ist der schlechteste Haushalt, 
weil es mehr für politische Bildung gibt, das gestehe 
ich Ihnen noch zu, da weiß ich ja, woher Sie kommen, 
aus welcher Ecke, aber alles andere, da sage ich, das 
ist der beste Landeshaushalt, den wir bis jetzt gehabt 
haben. Und wenn er auch wirklich ausgedehnt wurde, 
dann hat das auch seinen Grund, weil wir investieren 
wollen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir wollen investieren in unser Land und in unsere Bür-
gerinnen und Bürger für dieses Land. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und wenn Sie gesagt haben, wir haben uns im Aus-
schuss, auch im Finanzausschuss meinetwegen, nicht 
mit Ihren Anträgen befasst, ...  

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Ich habe  
von Fachausschüssen gesprochen.) 

 
Von den Fachausschüssen hast du gesprochen, ja,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Sozialausschuss? Nichts!) 

 
… aber ich habe hier so einen Antrag vor mir liegen, da 
geht es um Lehrer. Sie haben davon gesprochen „Moti-
vation von Lehrerinnen und Lehrern“. Wenn Sie aber 
unter „Motivation von Grundschullehrerinnen“ verstehen, 
dass sie nicht die Erhöhung auf A13 oder E13 bekom-
men, dann frage ich mich, was soll der ganze Blödsinn, 
den Sie hier erzählen. Das ist die Motivation, ein biss-
chen mehr Geld zu kriegen, und das ist auch Anerken-
nung für die Lehrerinnen und Lehrer,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Aber das Abstandsgebot  

gibt es nicht mehr.) 
 
und nicht hier einfach, ich will hier nichts mehr geben für 
die Lehrer, weil es bringt alles einfach nichts.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Und Regionalschullehrer?) 

 
Dann müssen Sie doch mal gucken, haben Sie,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Und Gymnasiallehrer? –  

Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
haben Sie Kinder, die in die Schule gehen? In die Grund-
schule?! In die Grundschule?! Sie schreiben hier: „Die 
Tätigkeit der Regional- und Gymnasiallehrer ist überdies 
von höheren Unterrichtsvorbereitungen und Korrektur-
aufwand gekennzeichnet als die der Grundschullehrer 
und umfasst die pädagogisch schwierige Zeit der Puber-
tät sowie die Prüfung der Mittleren Reife des Abiturs.“ 
Aber fragen Sie sich doch mal, Klasse 1 bis 4 – 1 bis 4 –, 
wer formt denn da den Schüler oder die Schülerin? Wer 
macht denn das? Das sind die Grundschullehrerinnen 
und Grundschullehrer.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
Und das ist kein anderer. Und denen wollen Sie nicht 
zugestehen, dass sie mehr Geld bekommen?  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Darum geht es gar nicht.) 

 
Das ist doch wohl ein völliges Armutszeugnis.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Darum geht es gar nicht.) 

 
Und das geht hier auch nicht um das Abstandsgebot,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Darum geht es gar nicht.) 

 
darum geht es auch nicht,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Sondern?) 
 
nein, darum geht es überhaupt nicht. 
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(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Jens-Holger Schneider, AfD: Was ist  
denn mit der Regionalschule hier? –  

Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD,  
und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Eine Klage heißt nun noch lange nicht, dass ich recht 
habe. Ich weiß nicht, Herr Schneider, wo Sie Jura stu-
diert haben oder ob Sie Jura studiert haben.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Hab ich nicht.) 

 
Haben Sie nicht?! Ich auch nicht, aber so oder so weiß 
ich, dass ich dafür kein Jura brauche, um zu wissen, 
dass eine Klageeinreichung noch immer kein Urteil ist.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Aha!) 
 
Also von der Warte her, glaube ich, brauchen wir nicht 
weiter zu diskutieren. 
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wollte ei-
gentlich ganz anders anfangen, nun habe ich so ange-
fangen.  
 

(Jochen Schulte, SPD: 
 Aber Tony Marshall  

ist auch mal nicht schlecht. –  
Heiterkeit und Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 

 
Tony Marshall ist auch nicht schlecht. 
 
Aber ich wollte mich bedanken. Ich wollte mich eigentlich 
auch bedanken beim Kollegen,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Kramer?) 

 
bei den Kollegen der SPD-Fraktion, aber auch der CDU-
Fraktion im Finanzausschuss und besonders beim Kolle-
gen Herrn Liskow.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Das ist gut.  
Das geht ihm runter wie Öl. –  

Heiterkeit bei Wolfgang Waldmüller, CDU) 
 
Ja, ich kenne den Kollegen Liskow ja nun schon seit 
2011, und wir haben Haushaltsberatungen seit 2011 
gemacht. Und ich bin ja 2011 neu und frisch dazuge-
kommen, und da wurde mir auch geholfen sozusagen.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Da konnten  
Sie einiges lernen, Herr Kollege.) 

 
Da konnte ich einiges lernen, ja.  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Das kann man so sagen.) 

 
Und das muss man auch mal dankend sagen und vielen 
Dank ihm entgegenbringen und sagen, Egbert, vielen 
Dank dafür. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU  
und Dagmar Kaselitz, SPD –  
Egbert Liskow, CDU: Bitte.) 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu einigen 
relevanten Änderungen im parlamentarischen Verfahren, 
die durch die Koalitionsfraktionen eingebracht wurden. 
Einmal ist es hier der Einzelplan 01 im Landtag. Es wur-
de vorhin schon mal so als Zwischenruf gebracht, aber 
die Voraussetzungen wurden gemacht, dass wir die 
Gründung einer Tochtergesellschaft des Landes zur 
Sicherung einer angemessenen Gastronomie im Schloss 
vornehmen können.  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Das Pächtermodell hat sich als unzureichend für den 
Anspruch der Besucher an die Gastronomie bei einem so 
herausragenden Gebäude, wie wir hier sind, erwiesen. 
Wir müssen daran denken, wir wollen als Schwerin oder 
Schwerin möchte UNESCO-Welterbe werden mit dem 
Schloss und dem Schlossensemble zusammen, und da 
brauchen wir eine vernünftige gastronomische Einrich-
tung. Und Herr Kokert hat, glaube ich, auch vorhin ge-
sagt, der Staat ist nicht immer der beste Unternehmer, 
das mag vielleicht sein, aber wir haben jetzt 30 Jahre 
lang private Unternehmen in der Gastronomie gehabt 
hier im Schloss, 
 

(Zuruf von Christian Brade, SPD) 
 
und ich muss Ihnen leider sagen ... 
 

(Vincent Kokert, CDU: Bisher siehst  
du aber ganz wohlgenährt aus. –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU  
und bei Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Ja, das kommt nicht, das liegt aber nicht an dem hier, 
ne?! Vielleicht ist … Wer meine Vita kennt, der weiß, 
dass ich Koch bin und gerne koche und auch gerne mal 
essen gehe,  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
aber ich weiß nicht,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
ob ich hier ... Aber da sind wir dran. 
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Da wollen wir es verbessern, und ich glaube schon, dass 
es besser wird, denn wir wollen ja nicht nur die Cafeteria, 
sondern das Schlosscafé auch und die Orangerie bewirt-
schaften und auch den neuen Medaillonsaal. Wer den 
Medaillonsaal noch nicht kennt, der sollte sich bitte mal 
darüber informieren,  
 

(Minister Reinhard Meyer:  
Schweinemedaillon.) 

 
wo er ist und wie er aussieht. Es ist eine große Perle, 
und ich glaube schon, für das UNESCO-Welterbe kön-
nen wir damit auch etwas tun. 
 
Meine Damen und Herren, komme ich zur Staatskanzlei. 
Hier wurde eine neue Abteilung zur Schaffung eines 
Personalmarketings zur Mitarbeiterkommunikation ge-
schaffen. Nach dem Beschluss der Landesregierung zur 
Kabinettsvorlage 4419 (neu) wird die Personalentwick-
lung der Staatskanzlei und des Ressorts an gemeinsa-
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men strategischen Zielen ausgerichtet. Mit Wirkung vom 
01.07.2019 wurden daher die Aufgaben der Referate 
Personalplanung vom Finanzministerium an die Staats-
kanzlei übertragen. Hierzu gehört auch die Übertragung 
von 40 Poolstellen zur Vermittlung der Nachwuchskräfte 
der allgemeinen Verwaltung. Es wurde eine neue Stelle 
für Maßnahmen zur Modernisierung und Verbesserung 
der Filmtheater in Mecklenburg-Vorpommern zur Kofi-
nanzierung des Zukunftsprogramms Kino des Bundes 
eingerichtet. 
 
Und zum Einzelplan 04 – hierzu hat mein Fraktionsvor-
sitzender schon was gesagt – gab es ein klares Be-
kenntnis des Landes zur Verantwortung für die Angehö-
rigen von unverheirateten Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehren. Ich muss noch mal dem Kollegen Mucha 
und dem Kollegen Schwarz ausdrücklich danken, die 
sich da vehement für eingebracht haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Vincent Kokert, CDU) 

 
Und ich hoffe auch, dass es da bald eine gesetzliche 
Regelung zu gibt, die auch die unverheirateten Mitglieder 
der freiwilligen Feuerwehren gleichstellen mit den verhei-
rateten Mitgliedern der freiwilligen Feuerwehren. 
 
Meine Damen und Herren, die Feuerschutzsteuer wird in 
das Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern übernommen. Diese Zuweisungen des 
Landes für Investitionen in Brandschutz an Landkreise, 
kreisfreie Städte und große kreisangehörige Städte zur 
Aufgabenwahrnehmung gemäß Paragraf 7 des Geset-
zes über den Brandschutz und die Technischen Hilfe-
leistungen durch die Feuerwehren für Mecklenburg-
Vorpommern erhöhen sich. Das Aufkommen aus der 
Feuerschutzsteuer hat sich in den letzten Jahren positiv 
entwickelt. Dennoch unterliegt es jährlichen Schwankun-
gen. Mit Blick auf das erwartete Aufkommen aus der 
Feuerschutzsteuer in den Jahren 2020 und 2021 würden 
in 2020 einmalig 1,2 Millionen Euro mehr liquide Mittel 
zur Verfügung stehen. Das vom April 2016 bis Juli 2019 
unter Leitung des Landeskriminalamtes in Kooperation 
mit der Landeszentrale für politische Bildung umgesetzte 
und mit positivem Ergebnis evaluierte Projekt „‚Helden 
statt Trolle‘ gegen Hass und Hetze im Internet“ wird 
fortgesetzt, und das ist auch gut so. Das andere ist: Das 
Wirtschaftsministerium hat einen Unternehmertag „Ost-
see verbindet“ bekommen, da haben wir heute Morgen 
schon ausdrücklich und ausführlich drüber gesprochen. 
 
Meine Damen und Herren, kommen wir zum Einzel-
plan 10: Der Landtag stellt hier fest, dass die Verbesse-
rungen beim Unterhaltsvorschussgesetz zur finanziellen 
Entlastung für viele Alleinerziehende geführt haben. 
Zugleich ist festzustellen, dass die Rückholquote beim 
Unterhaltsvorschuss in den Landkreisen auf einem un-
terschiedlichen Niveau ist. Vor diesem Hintergrund wird 
die Landesregierung beauftragt, alle Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Rückholquote beim Unterhaltsvor-
schuss zu prüfen. Dabei ist neben einem bundesweiten 
Best-Practice-Vergleich auch die Prüfung einer zentrali-
sierten Aufgabenwahrnehmung für diesen Bereich vor-
zunehmen. 
 
Komme ich nun noch einmal zum wichtigen Thema 
Sportförderung: Im Bereich des Nachwuchsleistungs-
sportes verfolgen Bund und Länder das Ziel, durch wis-
senschaftliche Forschung des Instituts für Angewandte 

Trainingswissenschaften, kurz IAT, mit Sitz in Leipzig, die 
internationale Chancengleichheit deutscher Sportlerinnen 
und Sportler zu sichern. Im Rahmen einer Verwaltungs-
vereinbarung haben sich Bund und Länder darauf ver-
ständigt, diese Projekte gemeinsam zu finanzieren. Und 
Bund und Länder haben sich dabei auf eine finanzielle 
Beteiligung der Länder in Höhe von insgesamt jährlich 
1,5 Millionen Euro verständigt. Der Anteil für Mecklen-
burg-Vorpommern beträgt nach Königsteiner Schlüssel 
jährlich 30.000 Euro. Zur Sicherung der Bundesstütz-
punkte in Mecklenburg-Vorpommern müssen die Rah-
menbedingungen für den Leistungssport in Mecklenburg-
Vorpommern weiterentwickelt werden. Mit zusätzlichen 
finanziellen Mitteln werden wir die Bundesstützpunkte im 
Land Mecklenburg-Vorpommern stärken, den Nach-
wuchsleistungssport weiterentwickeln und die angestreb-
te Gleichbehandlung des olympischen und des para-
olympischen Sports sichern. 
 
Mit dem Programm „M-V kann schwimmen“ soll das 
bewährte Programm des Landes Nordrhein-Westfalen 
„NRW kann schwimmen“ auf Mecklenburg-Vorpommern 
übertragen werden. Ziel ist es, den Anteil sicher 
schwimmender Kinder zu erhöhen. Mit dem Programm 
sollen Anbieter von Schwimmkursen dabei unterstützt 
werden, in den Schulferien Schwimmkurse für Schüler ab 
der 1. Klasse anzubieten, die nicht sicher schwimmen 
können. Dazu soll jeder Kurs mit 250 Euro gefördert 
werden. Das ist natürlich nur ein Anfang. 
 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE) 
 
Zu Einzelplan 15: Die Schaffung von guten, bezahlbaren 
Wohnungen ist eine wichtige Aufgabe im Land, das ha-
ben wir auch schon mehrfach heute gehört. Auch die 
Versorgung der Studentinnen und Studenten mit Wohn-
raum muss gewährleistet sein. Auch Studierende sind 
vom Wohnungsmangel und steigenden Preisen betrof-
fen. Hierzu wird mein Kollege Rainer Albrecht nachher 
auch noch was sagen. Und zum Mobilfunkausbau gab es 
auch schon das eine oder andere Wort, das kann ich mir 
dann hier auch schon mal sparen. 
 
Bislang, meine Damen und Herren – komme ich zum 
Haushaltsbegleitgesetz –, ist die Entnahme von Mitteln 
aus dem Sondervermögen „Breitbandausbau“ nur für 
Zwecke der digitalen Infrastruktur und auf die Kofinanzie-
rung von Förderprojekten beschränkt. Mit der Änderung 
des Paragrafen 4 Nummer 1 wird die Entnahmemöglich-
keit auch für anderweitige Finanzierungsinstrumente 
geöffnet. Damit soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
den Ausbau digitaler Infrastrukturen, zum Beispiel in 
Funkmasten, aus dem Sondervermögen zu fördern.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, nur noch einige 
wenige Worte zu den Anträgen der Opposition: Wie zu 
erwarten, gab es hier ein vollkommen gegensätzliches 
Bild, wir haben es ja schon mehrfach gesehen und auch 
gehört. Die AfD will Personalkürzungen und Streichun-
gen von Stellenhebungen. Sie erkennt die Notwendigkeit 
zum Wissenstransfer im Rahmen des Programms „Hand-
lungsfähigkeit in der Landesverwaltung“ nicht an. Und 
heute Morgen in der Debatte wurde ja angemahnt, dass 
das Wirtschaftsministerium ja mehr machen könnte, 
wenn ich da Herrn Kramer richtig verstanden habe. Aber 
auf der einen Seite verstehe ich Ihre Einlassung heute 
Morgen nicht, denn Sie wollen ja eigentlich das Wirt-
schaftsministerium abschaffen. Also das müssen Sie mir 
mal erklären. 
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DIE LINKE dagegen will mehr Personal, insbesondere für 
den Bereich „Schule und Justiz“. Wenn beide Oppositi-
onsfraktionen so gegensätzlicher Auffassung sind, liegen 
wir mit unseren Stellenplänen genau goldrichtig in der 
Mitte, und das ist auch gut so. Die AfD will alle Haus-
haltsmittel streichen, die Frauen fördern – das muss man 
sich mal vorstellen – und in Führungspositionen bringen. 
Uns wundert das nicht, denn über das verstaubte und 
rückwärtsgewandte Frauenbild der AfD haben wir hier im 
Plenum schon einiges gehört, und ab und zu darf man in 
der Lobby auch mal erfahren, wie der eine oder andere 
von der AfD dazu steht, wenn das Wort fällt, meine Frau 
gehört in die Küche, das ist dann auch gut so. Da weiß 
ich nicht, ob das so ... Also mein Frauenbild ist es nicht 
und, ich glaube, auch nicht das Frauenbild meiner Frakti-
on. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das sind doch wohl Fake News.) 

 
Nein, das sind keine Fake News. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Er ist gerade nicht da.  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 
 
Ist gerade nicht da. 
 
Genauso wie die Frauen abgelehnt werden, wird auch 
der Klimaschutz von der AfD abgelehnt. Wie naiv ist die 
AfD eigentlich, wenn sie immer noch den Klimawandel 
leugnet. Dafür soll es aber mehr Polizei und einen neuen 
Polizeihubschrauber geben. 
 

(Zurufe von Stephan J. Reuken, AfD, 
 und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Wir haben mit dem neuen Sicherheitskonzept in diesem 
Doppelhaushalt die richtigen Weichen gestellt,  
 

(Stephan J. Reuken, AfD: 
 Das ist doch nicht wahr. –  

Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
um den Sicherheitsanforderungen Rechnung zu tragen. 
 

(Zuruf von Stephan J. Reuken, AfD – 
 Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Allen beweist die AfD damit, dass sie nicht an dem wirt-
schaftlichen Erfolg unseres Landes arbeiten möchte und 
daran auch glaubt, dass das Land nicht weiter vorange-
bracht werden muss, denn Sie reden ja das Land eigent-
lich nur schlecht. Ich habe nichts anderes gehört zumin-
dest, ganz im Gegenteil.  
 
Auf die Anträge der Fraktion DIE LINKE, insbesondere 
die Forderungen im Bildungsbereich, haben wir auch 
schon teilweise geantwortet. Ich glaube, mein Kollege 
Butzki wird dazu dann auch noch was sagen. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsiden-
tin! Bevor ich zum Abschluss komme, möchte ich selbst-
verständlich die Gelegenheit auch nutzen, um mich im 
Namen der SPD-Fraktion für die gute Zusammenarbeit 
in den Fachausschüssen, insbesondere im Finanzaus-

schuss, bei den Kolleginnen und Kollegen im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern zu bedanken. Mein be-
sonderer Dank geht an das Ausschusssekretariat unter 
der Leitung von Herrn Albrecht und seinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD, CDU und DIE LINKE) 

 
Vielen Dank für Ihre herausragende Arbeit. – Und vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten hat 

noch einmal für die Fraktion der AfD der Fraktionsvorsit-
zende Herr Kramer. 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 
Landsleute! Ich muss dann mal ganz kurz hier auch noch 
mal reagieren. Der Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion 
Herr Kokert meinte eben in seinem Redebeitrag, dass 
es uns ärgern würde, wenn sich die Regierungskoalition 
einigt und Probleme löst. Das stimmt aber einfach nicht. 
Wir betreiben Sachpolitik, und wie Sie das jetzt in den 
letzten zweieinhalb Jahren mitbekommen haben dürf-
ten,  
 

(Jochen Schulte, SPD: Ich habe Tinnitus. –  
Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 

 
stimmen wir auch Anträgen der Regierungskoalition zu 
und wir stimmen auch Anträgen der Linksfraktion zu, 
wenn es unserer Parteilinie entspricht  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Der Parteilinie? Also nicht dem  
Wohl der Bürger? Parteilinie!) 

 
und wenn es vor allen Dingen einer Verbesserung für die 
Bürger im Land entspricht, ja? 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Die Parteilinie ist das Wohl der Bürger! –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
Wir wertschätzen,  
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Das kenne ich von früher!) 

 
wir wertschätzen jede positive Veränderung für die Bür-
ger unseres Landes. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Sich aber hier hinzustellen 
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
und sich selbst geschaffte Probleme – Sie hatten  
30 Jahre Zeit, dieses Land zum Positiven zu verän-
dern –, 
 

(Zurufe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU: Haben wir doch!) 
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und Sie schaffen sich, Sie schaffen sich selbst Probleme 
und stellen sich dann hier hin als Retter in der Not, als 
der Feuerwehrmann, und lassen sich dafür hart feiern, 
das ist so unglaubwürdig! Das ist echt so unglaubwürdig, 
das geht nicht. 
 
Ich komme noch mal auf die 144 Anträge zurück. Herr 
Gundlack hat vorhin,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Herr Gundlack hat vorhin gesagt, ja, die Qualität – in 
einem Zwischenruf –, die Qualität Ihrer Anträge war eben 
so, 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Ja, ja.) 
 
dass wir denen nicht zustimmen konnten.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Das war ja auch Mist.) 

 
Solo habe ich hier, ...  
 
Das war Mist? Alles klar, Herr Waldmüller. Jetzt Ohren 
spitzen, zuhören!  
 
... Ausschussdrucksache 884, Innenausschuss, meine 
Fraktion bringt einen Änderungsantrag ein zur Verbesse-
rung der Schulungsmöglichkeiten im Landesverfassungs-
schutz.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU: Was? –  
Torsten Renz, CDU: Verfassungsschutz.) 

 
Wir haben eine Deckungsquelle benannt und wollten 
zweimal um 39.000 Euro den Etat erhöhen. Was macht 
die Regierungskoalition? Lehnt den Antrag ohne Diskus-
sion ab, um eine Woche später – eine Woche später! –  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: 
 Das Zehnfache!) 

 
genau denselben Antrag einzubringen mit der gleichen 
Deckungsquelle,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
 
allerdings nur zweimal 18.500 Euro. Und dann erzählen 
Sie uns, dass unsere Anträge qualitativ schlecht sind,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Eben!) 
 
nur, weil die Summen da vielleicht ein bisschen ausei-
nandergehen?! So was hätte man auch im Ausschuss 
dann beraten können, Herr Gundlack, und dann hätte 
man sich irgendwo in der Mitte finden können.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: 
 In welchem Ausschuss?) 

 
Und das ist die Arroganz der Macht, die Herr Kokert 
vorhin verneint hat,  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Genau.) 
 
meine Damen und Herren. Das ist die Arroganz der Macht, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 

wenn unsere Anträge einfach so abgelehnt werden und 
dann gleichlautende Anträge eingebracht werden, meine 
Damen und Herren. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der CDU der Abgeordnete Herr Egbert 
Liskow, wenn sich nicht schon wieder was geändert hat. 
 
Egbert Liskow, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren!  
 
Märchenstunde möchte ich nicht machen, Frau Rösler,  
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Fakten, Fakten, Fakten!) 

 
aber ich möchte am Anfang, bevor ich beginne, mich 
ausdrücklich noch mal bei den Kollegen des Finanzaus-
schusses, aber ganz speziell der SPD-Fraktion und der 
CDU-Fraktion bedanken und hier in diesem Falle bei 
Herrn Gundlack. Wir haben wirklich in den letzten Mona-
ten eine sehr faire, sehr gute und eine auf Vertrauensba-
sis begründete Zusammenarbeit gehabt. Ich glaube, das 
ist auch immer sehr wichtig, weil jeder weiß, in den lan-
gen Monaten der Haushaltsberatungen – und wir haben 
alle Mitte August angefangen –, da gibt es wirklich viel 
Bewegung drin, viel Beratungsbedarf, bis man nachher 
einen solchen Haushalt zur Verabschiedung bringen 
kann,  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: Märchenstunde!) 
 
und ich glaube, das ist auch diesmal wieder vorbildlich 
und mustergültig passiert und auf Vertrauensbasis ge-
lungen. 
 
Jetzt noch will ich einige wesentliche Sachen nennen, 
und ich meine, ganz wichtig ist natürlich auch das Aus-
schusssekretariat, das das alles zusammenbündelt und 
vernünftig begleitet, und ohne die tatkräftigen Mitarbeiter 
im Ausschusssekretariat, glaube ich, sind wir dann auch 
selber nicht in der Lage, das so toll zu machen. Auch die 
Leitung des Vorsitzenden des Finanzausschusses, Herrn 
Dr. Jess, muss hier mal hervorgehoben werden, das ist 
auch bei den Haushaltsberatungen gut gemacht worden. 
 

(Beifall Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Jetzt zum Haushalt speziell: Wir haben hier eindeutig 
einen Investitionshaushalt, das wurde ja mehrmals heute 
schon gesagt. Und ich glaube, wenn wir es schaffen als 
Regierungskoalition, die Investitionsquote mehrmals zu 
steigern – und das ist ja in den nächsten zwei Jahren so 
drin und wir sind jetzt bei einer Investitionsquote von über 
acht Prozent –, ist es im Vergleich zu den Flächenlän-
dern West und Ost schon bemerkenswert, dass wir diese 
Investitionsquote erreichen. Die sinkt zwar nachher ab 
2022/2023 wieder leicht ab, aber trotzdem sind wir auf 
einem guten und hohen Niveau, und das muss man 
diesem Haushalt zugutehalten. Das ist wichtig für uns, 
dass die Investitionsquote im Land sehr hoch ist.  
 

(Beifall Dietmar Eifler, CDU) 
 
Auf dieser Basis müssen wir weitermachen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
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Und was für uns als CDU sehr wichtig ist – und da danke 
ich auch noch mal dem Finanzminister Meyer, das haben 
wir ja von seiner Seite in der Einbringungsrede deutlich 
auch gehört –, die schwarze Null ist für uns als CDU 
wichtig und die wollen wir auch in Zukunft halten. Das 
hört man zurzeit auf Bundesparteitagen anderer Parteien 
nicht immer so,  
 

(Torsten Renz, CDU: Zum Beispiel?) 
 
und da gibt es nicht nur die SPD, die Linksfraktion, aber 
auch die grünen Parteien, die im Moment ja sogar dar-
über teilweise nachdenken, dass man wieder investiert 
auf Grundlage neuer Schulden, dass man sogar darüber 
nachdenkt, die Schuldenbremse wieder aufzulockern. 
Das wird mit der CDU-Fraktion nicht möglich sein.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Bleibt mal bei euerm Job, sonst 

 wird euch die Realität einholen!) 
 
Wir sind dabei, dass wir gesagt haben, dass wir weiterhin 
eine solide Finanzpolitik machen wollen,  
 

(Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 
 
und da kann man sich drüber streiten, was man finanzie-
ren will und was man nicht finanzieren will, aber grund-
sätzlich muss bei der soliden Finanzpolitik die schwarze 
Null stehen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Wir können nur das ausgeben, was wir vorher einge-
nommen haben, und da muss man wirklich dem Steuer-
zahler noch mal Dank sagen, auch über den Länderfi-
nanzausgleich, dass wir überhaupt in diese Lage versetzt 
werden, dass wir so viel Geld – über 9 Milliarden in den 
beiden Haushaltsjahren – jährlich zur Verfügung haben, 
und da muss man natürlich auch mit diesen Geldern 
vernünftig und solide umgehen. Man kann immer mehr 
machen und man kann darüber streiten, was richtig ist, 
aber aus meiner Sicht haben wir richtige Schwerpunkte 
gesetzt.  
 
Wir sind auch dabei, die Rücklagen abzubauen, was ich 
teilweise selber ja auch schon in der Einbringungsrede 
kritisiert habe, dass wir so schnell und so viel die Rückla-
gen senken. Ich habe auch gesagt, dass ich das kritisch 
sehe, dass wir ohne Abschlag sozusagen den Haushalt 
aufstellen, also keinen Sicherheitsabschlag machen, 
aber wenn man sich jetzt den Gesamthaushalt anguckt, 
muss man sagen, in einer wirtschaftlichen Situation, die 
in Deutschland, sagen wir mal, nicht mehr ganz so robust 
ist, ist es auch sinnvoll, mehr zu investieren.  
 
Wir haben auch die wichtigen Programme aufgelegt 
dafür, dass wir das Mobilfunknetz sozusagen in Meck-
lenburg-Vorpommern stabilisieren können, dass überall 
vernünftig Internet kommt, dafür die 58 Millionen Euro 
in dem Funkmastenprogramm. Beim Breitbandausbau 
gehen wir in die Rücklage, nehmen das Geld raus. Wir 
machen das Feuerwehrprogramm mit den 50 Millionen, 
was festgelegt worden ist schon im Vorfeld, was jetzt 
finanziert wird. Wir haben mehr Geld für unsere Polizei. 
Wir haben für Richterstellen, die mehr bereitgestellt wer-
den, Gelder. Also wir sind in einer breiten Situation in der 
Aufstellung der wichtigen Themen, die wir haben. Das 
Schulbauprogramm, das wir für die Schulen haben, dass 

die Lehrer mehr Geld bekommen sollen, die Grundschul-
lehrer, also wir haben wirklich in allen Bereichen wesent-
liche Schwerpunkte gesetzt als CDU, als Koalition, und 
ich glaube, da muss man auch mal dankbar dafür sein, 
dass wir überhaupt in der Lage sind, so viel Geld in so 
vielen Bereichen einzusetzen. Dazu zählt natürlich auch 
die kostenfreie Kita. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU  
und Tilo Gundlack, SPD) 

 
Jetzt kann man natürlich sich über die eine oder andere 
Position noch mal Gedanken machen, ist sie sinnvoll 
oder ist sie nicht sinnvoll. Die AfD ist der Meinung, zum 
Großteil ist es nicht sinnvoll, auch die Linksfraktion setzt 
eigene Schwerpunkte. Wir als Koalition sind zurzeit in der 
Regierungsverantwortung, müssen Politik gestalten und 
wollen sie auch gestalten und setzen unsere Schwer-
punkte, und ich glaube, das ist mit diesem Haushalt sehr 
gut gelungen. Deswegen glaube ich, dass das unsere 
Fachpolitiker hier im Nachhinein mit Einzelanträgen auch 
noch mal deutlich unterstreichen werden, und bedanke 
mich erst mal für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten hat 

jetzt für die Landesregierung der Finanzminister. 
 
Minister Reinhard Meyer: Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren Abgeordnete! Lassen Sie mich zu-
nächst einmal Dank sagen – einige haben das schon 
getan, aber das kann man nicht oft genug tun – für die 
Haushaltsberatungen an alle Mitglieder des Finanzaus-
schusses, an das Sekretariat, an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Fraktionen und, erlauben Sie mir das 
bitte auch als zuständiger Minister, an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Finanzministerium natürlich 
auch. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Ich möchte noch ein paar Punkte aufgreifen aus der 
Generaldebatte, die mir wichtig sind.  
 
Erstens. Dieser Haushalt, den wir vorgelegt haben, ist 
kein Wahlkampfhaushalt. Und, meine Damen und Herren 
von der AfD, wir reden heute auch über die Mittelfristige 
Finanzplanung und Sie sehen, dass die Investitionen sich 
fortsetzen, dass wir längerfristig denken. Das ist vernünf-
tige Politik für die Zukunft in Mecklenburg-Vorpommern. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Zweitens. Wir machen eine expansive Haushaltspolitik 
mit Investitionen. Ja, wir nutzen die bessere Ausstattung 
aus dem Bund-Länder-Finanzausgleich, wir nutzen die 
Spielräume, weil, meine Damen und Herren, Sparen 
allein kein Selbstzweck ist. Wir haben in den vergange-
nen Jahren sehr konsequent gespart, um uns das leisten 
zu können, was wir heute tun mit dem Haushalt. Und 
gleichzeitig, meine Damen und Herren, sind wir solide mit 
einer schwarzen Null und ausreichenden Rücklagen. 
Dazu werde ich gleich noch etwas sagen. 
 
Drittens. Meine Damen und Herren, das Land Meck-
lenburg-Vorpommern steht dafür, dass wir seit 2006 
keine neuen Schulden machen. Das ist republikweit das 
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Markenzeichen für dieses Bundesland und für diesen 
Landtag. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Und man muss der Fairness halber darauf hinweisen, 
dass diese erste Marke 2006 „keine neuen Schulden“ 
natürlich schon bei Rot-Rot angelegt war.  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist das.) 
 
Das gehört zur Historie dazu – ich war auch dabei und 
kann das bestätigen –, und insofern lohnt es auch nicht 
die Auseinandersetzung, die es hier vorhin gegeben hat, 
nach meiner Meinung. 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Sehr richtig!) 
 
Es ist uns ja vorgeworfen worden, dass wir Rücklagen 
einfach so auflösen würden. Das ist nicht der Fall. Wozu 
bildet man Rücklagen, meine Damen und Herren? Man 
bildet Rücklagen, weil man sich vorgenommen hat, in der 
Zukunft bestimmte Aufgaben zu erledigen, damit zu fi-
nanzieren. Und natürlich sind es politische Versprechen 
der Vergangenheit, die jetzt eingelöst werden, ganz ma-
teriell über den Haushalt. Über die Elternbeitragsfreiheit 
bei der Kita haben wir schon gesprochen. Übrigens, weil 
eben noch von den armen Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern von einer rechten Seite gesprochen wird, 
das ist die größte Nettolohnerhöhung seit Langem, die 
wir in Mecklenburg-Vorpommern haben, für Eltern mit 
Kindern. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir reden über innere Sicherheit, wir reden über Breit-
band, wir reden über die Kommunen, über Feuerwehr, 
Bildung und, und, und, meine Damen und Herren. Das 
sind die Investitionen in die Zukunft des Landes. Gleich-
zeitig haben wir eine Konjunkturausgleichsrücklage ge-
bildet, aufgefüllt auf 500 Millionen Euro, mit der Regelung 
der Schuldenbremse, die erste Sicherheitsmarge, die wir 
für den Haushalt haben. 
 
Und, meine Damen und Herren, ich habe auch schon 
bei der Einbringungsrede gesagt, ja, mit diesem Haus-
halt und in der Mittelfristigen Finanzplanung gibt es Her-
ausforderungen und wir wollen die Ausgleichsrücklage 
auch dauerhaft wieder auf 500 Millionen Euro bringen, 
damit wir zusammengenommen – alleine Konjunkturaus-
gleichsrücklage/Ausgleichsrücklage – 1 Milliarde Euro 
haben zur Sicherheit. Und, meine Damen und Herren, 
bei einem Haushaltsvolumen von 9 Milliarden Euro ist 
das ausreichend Sicherheit, vernünftige Politik für Meck-
lenburg-Vorpommern zu machen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir bleiben dem Kurs solider Finanzen also nach wie vor 
treu, wir investieren aber gleichzeitig in die Zukunft des 
Landes. Und, meine Damen und Herren, wir setzen auf 
Investitionen, die so hoch sind wie seit Jahrzehnten nicht 
mehr, und das ist volle Absicht, denn wir wollen dieses 
Land attraktiv halten und machen.  
 
Und, meine Damen und Herren, natürlich gibt es Diskus-
sionen darüber, was kann die Konjunktur in den nächsten 
Jahren ausrichten. Aber auch dafür brauchen wir gerade 

Investitionen in dieser Zeit, um auch Zeichen zu setzen 
nach außen, weil wir viel zu tun haben, Mecklenburg-
Vorpommern weiter besser zu machen. In beiden Jah-
ren zusammen, 2020 und 2021, werden wir über 3 Milli-
arden Euro an Investitionen freisetzen – wie gesagt, so 
viel wie seit Jahrzehnten nicht mehr. 
 
Aber es reicht nicht, meine Damen und Herren – und 
deswegen an der Stelle ein Appell an diejenigen, die es 
umsetzen müssen –, es reicht nicht, als Landesregie-
rung, als Landtag einen solchen Haushalt zu machen, 
solche Investitionen vorzusehen, wir brauchen auch 
diejenigen, die mitmachen, die das umsetzen, insbeson-
dere in der Bauwirtschaft.  
 

(Bernhard Wildt, CDU: Bauingenieure.) 
 
Ich habe viele Gespräche geführt, auch mit der Bauwirt-
schaft, und stelle fest, wir müssen, glaube ich, noch ein 
bisschen mehr fordern. Wir legen jetzt einen Haushalt 
vor, wir legen eine Mittelfristige Finanzplanung vor, die 
ein klares Zeichen sind an die Bauwirtschaft im Land zu 
sagen, baut Kapazitäten auf, es wird genug Aufträge 
geben, von den Kommunen bis zum Land, und wir schaf-
fen das nur gemeinsam an dieser Stelle. 
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch mal 
zwei Themen herausgreifen, die ja ganz wichtig sind 
auch weiterhin für die Zukunft des Landes.  
 
Das Thema Bildung: Ich muss mich manchmal schon 
wundern, ob hier im Raum oder außerhalb dieses Rau-
mes bei gesellschaftlichen Gruppen, wenn die Landesre-
gierung sagt, wir nehmen viermal 50 Millionen Euro für 
die nächsten vier Jahre – nicht nur zwei, vier! – und da-
mit insgesamt 200 Millionen Euro, 200 Millionen Euro 
für Bildung, dass dann manche der Auffassung sind, 
200 Millionen Euro sei nichts. Und ich glaube, da müssen 
wir unsere eigenen Verhaltensweisen auch mal überprü-
fen. Das ist eine massive Investition in Bildung für Meck-
lenburg-Vorpommern. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Und im Übrigen, Frau Rösler, das war eine Pressekonfe-
renz mit Frau Hesse, der ehemaligen Bildungsministerin, 
wo Frau Oldenburg gesagt hat, 80 Inklusionsstellen. Da 
ging es um den Inklusionsfrieden.  
 

(Andreas Butzki, SPD: So ist es.) 
 
Da die Ministerin danebensaß und das weder bestätigt 
noch dementiert hat, kann man jetzt zwar behaupten, das 
wäre ein Versprechen gewesen der Ministerin – das war 
nicht so –, aber mit dem Schulpaket hat natürlich diese 
Bildungsministerin in der Kontinuität des Handelns des 
Bildungsministeriums vor, entsprechende Stellen für 
Inklusion zu schaffen. Also insofern ist das Thema auch 
da in guten Händen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion  
der SPD und Egbert Liskow, CDU –  

Andreas Butzki, SPD:  
So ist das. Ja, so ist das.) 

 
Ich hätte jetzt für Herrn Kokert und Herrn Krüger noch 
mal die exakten Zahlen für die Kommunen rausgesucht, 
aber ich glaube, das können wir dann im Nachhinein ma-
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chen, oder vielleicht fürs Protokoll: 1,469,4 Milliarden Euro 
in 2020 und 1,488,1 Milliarden Euro in 2021 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Inklusive Abrechnungsbeträge,  

müssen Sie dazusagen.) 
 
für die Kommunen, damit auch jetzt im Protokoll steht, 
was man demnächst für irgendwelche Postillen, ob CDU 
oder SPD oder wer auch immer, gerne dann benutzen 
darf, meine Damen und Herren.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Inklusive Abrechnungsbeträge.) 

 
Entscheidend ist eine andere Geschichte. Wir haben 
insbesondere mit dem neuen FAG und durch den Haus-
halt abgebildet eine Infrastrukturpauschale vorgesehen. 
Und das, Frau Rösler, das bringt mich zu dem Thema 
„Entscheidungen vor Ort“. Das setzt die Kommunen,  
 

(Unruhe bei Thomas Krüger, SPD,  
und Torsten Renz, CDU) 

 
das versetzt die Kommunen in die Lage, vor Ort zu ent-
scheiden und vor Ort auch zu entscheiden, welche Inves-
titionen in Infrastruktur  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist es.) 
 
am wichtigsten sind, und das ist eine Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Jeannine Rösler, DIE LINKE: Deshalb  

haben wir dieses schon seit  
Jahren gefordert.) 

 
Und, meine Damen und Herren,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Sie kommen damit viel zu spät.) 

 
es ist ja vieles gesagt worden über eine Diskussion 
auf Bundesebene, die zurzeit stattfindet. Sie finden 
Ökonomen, die Ihnen das eine sagen, Sie finden Öko-
nomen, die Ihnen das andere sagen. Das heißt, debat-
tiert wird über die schwarze Null, debattiert wird über die 
Schuldenbremse. Mein Fazit ist, „schwarze Null oder 
investieren“ ist die falsche Diskussion. In Mecklenburg-
Vorpommern schaffen wir beides: Rekordinvestitionen 
und einen ausgeglichenen Haushalt. Und das ist etwas 
ganz Besonderes, und deswegen, meine Damen und 
Herren, meine Zahl des Tages ist eindeutig die schwarze 
Null, und dabei wird es bleiben. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten  
der Fraktionen der SPD und CDU –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 

Minister. 
 
Ums Wort gebeten hat noch einmal für die Fraktion der 
CDU der Abgeordnete Herr Renz. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
Christian Brade, SPD: Hat er  
überhaupt noch Redezeit?) 

Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
 
Sehr geehrter Herr Krüger, Sie brauchen als Fraktions-
vorsitzender der SPD nicht nervös zu werden. Ich glau-
be, ich werde auch in Ihrem Sinne jetzt hier kurze Aus-
führungen machen.  
 

(Heiterkeit bei Thomas Krüger, SPD: 
 Ich bin die Ruhe in Person! – 

Zuruf von Jochen Schulte, SPD) 
 
Na ja, die Zwischenrufe, die mich sozusagen nach vorne 
hin begleitet haben, die lassen anderes vermuten.  
 
Mir geht es darum, eine Sache hier klarzustellen, die 
in der Grundsatzdiskussion hier von Herrn Kramer 
zum Schluss ausgeführt wurde, unter dem Motto, hier 
sitzt die Alternative und hat eine Alternative. Er hat ganz 
konkret den Verfassungsschutz hier aufgerufen, dass die 
Alternative substanziell, inhaltlich und fundiert einen 
Antrag in den Finanzausschuss eingebracht hat, der 
dann, warum auch immer, von den Koalitionären und von 
den LINKEN, so habe ich das in Erinnerung, abgelehnt 
wurde. 
 
Das gilt es hier klarzustellen, weil, Herr Kramer, Sie einen 
abgeschriebenen Antrag sozusagen, einen abgeschrie-
benen Antrag präsentiert haben, und das mit falschen 
Zahlen. Warum ist es ein abgeschriebener Antrag mit 
falschen Zahlen?  
 

(Martina Tegtmeier, SPD:  
Minus mal Minus ist Plus.) 

 
Das hängt damit zusammen, dass diese Inhalte, die Sie 
hier thematisieren, eine Vorgeschichte haben in einem 
Ausschuss, der sehr nicht öffentlich tagt. Und da kann ich 
Ihnen nur sagen – und das kann man öffentlich sagen –, 
da gab es auch unter Beteiligung Ihres Vertreters ein 
Einvernehmen zu den konkreten und richtigen Zahlen 
und keinen Hinweis, dass die nicht korrekt sind, zu gering 
sind oder Ähnliches.  
 
Insofern haben Sie sich also die Mühe gemacht oder wer 
auch immer, etwas verschriftet, was im Prinzip schon 
vorlag, und dann mit falschen Zahlen hantiert, unter dem 
Motto: „Herr Lehrer, ich weiß was“, und haben dann 
zwei/drei Tage später so einen Antrag in den Ausschuss 
eingebracht. Und Sie werden doch von uns nicht erwar-
ten können, dass wir einem abgeschriebenen Antrag mit 
falschen Zahlen zustimmen. Das ist dann nämlich in der 
Sache Populismus und keine Alternative.  
 

(Jochen Schulte, SPD:  
Und schlecht gemacht.) 

 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU – 

Thomas Krüger, SPD: Das war 
notwendig, das klarzustellen.) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Bevor wir in die Bera-

tung der Einzelpläne einsteigen, frage ich ein letztes Mal, 
ob es zur allgemeinen Aussprache weitere Wortmeldun-
gen gibt. – Das ist offensichtlich nicht der Fall, dann ist 
die allgemeine Aussprache geschlossen. 
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Im Rahmen der Debatte ist gemäß Paragraf 52 unserer 
Geschäftsordnung seitens der Fraktion der AfD zu den 
Gesetzentwürfen der Landesregierung auf den Drucksa-
chen 7/3899 und 7/3900(neu) nebst allen Anlagen die 
Durchführung einer Dritten Lesung beantragt worden. 
Hierüber lasse ich zunächst abstimmen. Wer der Durch-
führung einer Dritten Lesung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – 
Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist die Durchfüh-
rung einer Dritten Lesung bei Zustimmung der Fraktion 
der AfD und des fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
lehnung der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE 
abgelehnt. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten Sie 
mir an dieser Stelle folgenden Hinweis: Es liegen Ihnen 
ein Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4551 zum Thema „Gesundheitsversorgung 
verbessern, nicht verschlechtern! Entscheidungen zu 
Krankenhausstandorten Crivitz und Parchim neu verhan-
deln!“, ein Dringlichkeitsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4552 zum Thema „Sicherstellung der me-
dizinischen Versorgung für Kinder in Parchim und in 
Crivitz“ sowie ein Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der 
SPD und CDU auf Drucksache 7/4555 zum Thema „Pä-
diatrische Versorgung und Geburtshilfe sichern“ vor. 
Zwischen den Fraktionen bestand Einvernehmen, diese 
drei vorliegenden Dringlichkeitsanträge in verbundener 
Debatte am Freitag als Zusatztagesordnungspunkt nach 
dem Tagesordnungspunkt 18 aufzurufen. Ich sehe und 
höre dazu keinen Widerspruch, dann ist das so be-
schlossen.  
 
Jetzt kommen wir zur Beratung über die Einzelpläne. 
 
Ich eröffne die Aussprache zum Einzelplan 01 sowie zu 

dem zum Einzelplan 01 zugehörigen Teil des Stellen-
plans. 
 
Das Wort wünscht für die Fraktion der AfD der Abgeord-
nete Herr Lerche. 
 
Dirk Lerche, AfD: Sehr geehrte Präsidentin! Werte Ab-

geordnete! Liebe Landsleute! Dem Einzelplan 01 „Land-
tag“ kann meine Fraktion, die AfD-Fraktion, nicht zustim-
men.  
 

(Andreas Butzki, SPD: Den anderen ja?) 
 
30 Jahre nach Mauerfall  
 

(Torsten Renz, CDU: Das sind  
die 5 Prozent, 95 kommen noch.) 

 
versuchen doch hier wieder die SPD-Altsozialisten aus 
den westlichen Bundesländern, ihre feuchten Träume  
 

(Andreas Butzki, SPD: 
 Na, na, na, na!) 

 
vom Aufbau eines Sozialismus 2.0 zu verwirklichen,  
 

(Julian Barlen, SPD: Das ist unverschämt!) 
 
mit Gründung des volkseigenen Betriebes Schlossgastro-
nomie.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Oh je, jetzt  
kommen wir zum Problem des Jahres!) 

Ist die Schlossgastronomie von Landesinteresse? Geht 
es hier um die Landessicherheit oder Daseinsvorsorge 
der Bürger unseres Landes  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Das klang  
im Ausschuss aber ganz anders.) 

 
oder höhere Landesinteressen?  
 

(Zuruf von Julian Barlen, SPD) 
 
Nein! Also lassen Sie die Gastronomie in der Marktwirt-
schaft! Die Mitarbeiter der derzeitigen Gastronomie ha-
ben hier einen sehr guten Job gemacht und werden auch 
bestimmt von einem neuen Betreiber aus der Privatwirt-
schaft übernommen. Das ist Nummer eins. 
 
Nummer zwei: Die über zwei Jahre verteilten 900.000 Euro 
an die Fraktionen für Digitalisierung lehnen wir ebenso 
ab. Die bisher ausgereichten finanziellen Mittel an die 
Fraktionen sind ausreichend. Die Fraktionen müssen der 
Privatwirtschaft keine weiteren Fachkräfte entziehen, um 
die Staatsquote noch mehr aufzublähen. Auch dieser 
Titel atmet die sozialistischen Ansätze. Oder muss die 
SPD auch hier noch einen Parteisoldaten unterbringen? 
 
Und das dritte Thema: Auch den hohen Stellenaufwuchs 
beim Datenschutzbeauftragten lehnen wir ab.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Ihr lehnt  
alles ab, ohne Alternativen zu haben.) 

 
Im Ländervergleich – zum Beispiel mit Hamburg oder 
auch Schleswig-Holstein – haben wir einwohnerbezogen 
zu viele Datenschützer. Oder ist hier die neue Horch-
und-Guck-Truppe der SPD im Aufbau?  
 
Fazit: Der Einzelplan „Landtag“ ist für unser armes und 
wirtschaftlich schwaches Bundesland zu aufgebläht und 
zu teuer und deshalb aus Sicht der AfD nicht zustimm-
bar. – Danke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Thomas Krüger, SPD: Oh, das war  

aber eine Rede! – Andreas Butzki, SPD:  
Das war ein echter Lerche jetzt wieder!) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache 
zum Einzelplan 01. 
 
Zu den Einzelplänen 02 und 03 sowie den dazugehöri-

gen Teilen des Stellenplans liegen keine Wortmeldungen 
vor. Ich sehe und höre auch keinen Widerspruch, dann 
ist das so beschlossen. 
 
Ich eröffne nun die Aussprache zum Einzelplan 04 sowie 

zu dem zum Einzelplan 04 zugehörigen Teil des Stellen-
plans. 
 
Das Wort hat zunächst für die Fraktion der AfD der Frak-
tionsvorsitzende Herr Kramer. 
 
Nikolaus Kramer, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 
Landsleute! Herr Kokert hat ja vorhin behauptet, wir wür-
den das nicht goutieren, dass es einen Stellenaufwuchs 
gibt. Dem möchte ich hier entschieden widersprechen. 
Meine Fraktion begrüßt den von uns geforderten und nun 
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von der Regierung beschlossenen Stellenaufwuchs bei 
der Landespolizei. Damit dieser aber auch in den Revie-
ren ankommt, müssen wir die Ausbildungsstrukturen an 
der Fachhochschule und die finanziellen Mittel für die 
Anwerbung neuer Polizeianwärter verstärken. Mehr Poli-
zisten auf dem Papier – ich habe es vorhin schon in der 
Generaldebatte gesagt – sind noch lange nicht mehr 
Polizisten auf der Straße. Trotz der anvisierten neuen 
Polizisten hat es die Landesregierung im aktuellen Haus-
halt verpasst, die Ausgaben zur Gewinnung von Nach-
wuchskräften zu erhöhen. Wir fordern daher eine Ver-
zehnfachung der eingestellten Mittel auf 300.000 Euro. 
 
Nach Ansicht von Experten haben reguläre uniformierte 
Polizeikräfte in der Regel die ersten 60 Minuten einer 
Terrorlage zu bewältigen. In vielen anderen Bundeslän-
dern sind entsprechende Beschaffungen bereits umge-
setzt worden. Gegenwärtig sind Funkstreifenwagen des 
Landes in Mecklenburg-Vorpommern nur mit einer alten 
MP5 ausgestattet. Die Landespolizei muss im Kampf 
gegen terroristische Bedrohungsszenarien mit moderns-
ten Mitteln ausgestattet werden. Hierzu gehört auch eine 
flächendeckende Einführung der MP7 als effektiveres 
Einsatzgerät für Streifenbeamte im Kampf gegen Atten-
täter und Terroristen. Wer Weihnachtsmärkte schützen 
lässt, muss auch dafür die eingesetzten Polizisten hoch-
modern ausrüsten, meine Damen und Herren.  
 
Kommen wir zur Hubschrauberstaffel: Die Hubschrau-
berstaffel der Landespolizei in M-V hatte zuletzt steigen-
de Einsatzzahlen zu verzeichnen, wie es in einer Anfrage 
von mir verdeutlicht wurde. Gleichzeitig bedurfte es deut-
lich gestiegener Wartungsarbeiten. Dadurch sind die 
beiden aktuell vorhandenen Hubschrauber nicht immer 
einsatzbereit. Eine Ersatzbeschaffung durch einen neuen 
Hubschrauber im Haushaltsjahr 2020 ist daher dringend 
geboten, um die notwendige Einsatzflexibilität sicherzu-
stellen.  
 

(Egbert Liskow, CDU: Da war  
aber noch mehr Personal da.) 

 
Der Verfassungsschutz sollte ein Brandmelder gegen 
wirklich extremistische Bestrebungen in Mecklenburg-
Vorpommern sein. Mit der zunehmenden Selbstradikali-
sierung junger Menschen über das Internet ist eine neue 
Herausforderung in der Terrorismusbekämpfung ent-
standen. Der Anschlag in Halle demonstrierte, dass es 
für Sicherheitsbehörden unglaublich schwer ist, diesen 
Terrorismus frühzeitig aufzuklären. Und auch der miss-
glückte Anschlag des Islamisten Yamen A. hier in 
Schwerin konnte nur über Zuarbeit befreundeter Nach-
richtendienste verhindert werden. Der Verfassungsschutz 
in Mecklenburg-Vorpommern muss über Ressourcen 
verfügen, die der neuen Bedrohungslage angepasst 
sind. Wir fordern daher, die Mitarbeiter des Verfassungs-
schutzes in Mecklenburg-Vorpommern nicht länger als 
Schwesigs Schützer zu missbrauchen und sie stattdes-
sen zu Deradikalisierungsspezialisten zu machen.  
 
Das Land Mecklenburg-Vorpommern ignoriert weiter die 
effektive Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Ausreisepflicht. Aktuell der über 3.600 Personen – ich 
habe es heute Vormittag auch schon erwähnt – ohne 
Aufenthaltstitel kosten dem Steuerzahler jedes Jahr circa 
50 Millionen Euro. Deshalb fordern wir eine Verfünf-
fachung der Ausgaben für Abschiebungen auf 4,5 Millio-
nen Euro. Es braucht eine Rückführungsoffensive für die 
Jahre 2020/2021.  

Im Jahr 2011 betrugen die Kosten für die Maßnahme-
gruppe „Asyl- und Flüchtlingsangelegenheiten“ insge-
samt 30 Millionen Euro. Im heute zu debattierenden 
Haushaltsplan sind hierfür 110 Millionen Euro eingestellt. 
Neben der weiterhin unkontrollierten Einwanderung in 
unser Land schlägt nun auch der vom Land mit einge-
rechnete Familiennachzug zu Buche.  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Wo? An welcher Stelle ist  

das unkontrolliert? Das ist falsch.) 
 
Wir fordern von der Landesregierung, endlich einen 
aktiven Grenzschutz umzusetzen, damit keine asylferne 
Zuwanderung aus sicheren Nachbarländern mehr erfolgt.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Wir fordern eine Rückkehr zur Ausgabesituation des 
Jahres 2011. Unseren Bürgern würden Mehrkosten in 
Höhe von 80 Millionen Euro erspart werden. Genau die-
ses Geld brauchen wir dringend für Bildung und zur Stär-
kung des ländlichen Raums. – Vielen Dank, meine Da-
men und Herren.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der CDU der Abgeordnete Herr Reinhardt.  
 
Marc Reinhardt, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Einzel-
plan 04, der Haushalt des Innenministeriums – wir haben 
ja heute schon einiges darüber gehört –, ist ein klarer 
Haushalt, der in die Zukunft weist und viele wichtige 
Zukunftsfelder aufnimmt. Auf zwei bis drei möchte ich 
kurz eingehen.  
 
Mir als Feuerwehrmann ist natürlich besonders wichtig 
das auch hier schon öfter diskutierte 50-Millionen-Paket 
für unsere Feuerwehren draußen im Land. Ich glaube, 
jeder kennt das aus seiner Wahlkreisarbeit, vor allem, 
wenn er auch in kleineren Gemeinden unterwegs ist, da 
gibt es sehr, sehr viele engagierte Feuerwehrleute zum 
Teil, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Zuruf von Martina Tegtmeier, SPD) 

 
denen wir heute auch mal Dank aussprechen können 
an dieser Stelle, sehr gerne. Und zum Teil gibt es dort 
noch Technik, die stammt noch aus Zeiten der DDR. 
Ich selber kenne noch genug W50 oder auch Roburs, die 
da noch im Einsatz sind. Und deshalb ist es gut, dass 
unser Feuerwehrpaket an dieser Stelle ansetzt und wir in 
einem ersten Schritt – mit den Ausschreibungen wollen 
wir ja nach Beschluss sofort beginnen – 150 Fahrzeuge, 
Tragkraftspritzenfahrzeuge mit Wasser anschaffen wol-
len und damit versuchen wollen, möglichst alle alte 
Technik, die noch wirklich von vor 30 Jahren ist, im Land 
zu ersetzen. Das ist, denke ich, ein wichtiger Schritt. Das 
erhöht die Motivation der Kameradinnen und Kameraden, 
vor allem im ländlichen Raum. Und ich denke, das haben 
sie sich nach 30 Jahren intensiver Arbeit mehr als ver-
dient, und deshalb ist es das richtige Zeichen, was wir 
hier setzen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 
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Aber wir bedenken dabei – auch das sind Lehren aus den 
Brandfällen, gerade Lübtheen oder auch die Eurofighter-
Abstürze an der Müritz –, wir werden auch elf TLF 5000, 
das sind große wasserführende Fahrzeuge mit mindes-
tens 5.000 Litern Wasser drin, im ganzen Land verteilen. 
Die großen Landkreise, wenn ich mich recht erinnere, 
MSE und Vorpommern-Greifswald, erhalten je zwei, die 
anderen jeweils einen. 
 

(Thomas Schwarz, SPD:  
Ludwigslust-Parchim auch zwei.) 

 
Bitte. Danke, Kamerad Schwarz, für die Berichtigung. 
 

(Thomas Schwarz, SPD: Bitte.) 
 
Auch Ludwigslust-Parchim – genau, der Süden war es, so 
war das, glaube ich, genau, Thomas – erhält zwei, so-
dass wir auch in unmittelbarer Reichweite überall im 
Land tatsächlich große wasserführende Fahrzeuge haben.  
 
Und wir haben dann vor, für unsere Schwerpunktfeuer-
wehren oder auch für die Feuerwehren mit besonderer 
Ausstattung auch noch jeweils bis zu 31 kleinere Tank-
löschfahrzeuge mit mindestens 3.000 Litern oder auch 
Löschfahrzeuge 20 zu beschaffen. Und hinzu kommen 
noch zwei Hochleistungsdruckpumpen. Wir haben das 
vor allem ja auch bei Lübtheen bemerkt, dass gerade, 
wenn viel Wasser verbraucht wird, es auch eines hoch 
leistungsfähigen Pumpensystems bedarf. Auch das wol-
len wir anschaffen, davon zwei Stück und die eine im 
Osten und eine im Westen des Landes verteilen.  
 
Ich glaube, wenn wir dieses Programm mit 50 Millio-
nen Euro in den nächsten vier Jahren auch umgesetzt 
bekommen, wir auch die Industrie dahin kriegen, diese 
Kapazitäten dann auch bereitzustellen, ist das ein wichti-
ger Schritt in der Versorgung des Brandschutzes und 
auch der Gewährleistung des Brandschutzes in Meck-
lenburg-Vorpommern, auch wenn – wir wissen das alle – 
danach längst nicht alle Probleme beseitigt sind. Aber es 
ist ein sehr wichtiger Schritt, und ich glaube, da können 
wir zu Recht auch in der Koalition und auch im Parlament 
stolz drauf sein, dass wir so ein Programm mit diesem 
heutigen Haushaltsbeschluss auf den Weg bringen. Und 
ich bedanke mich bei allen, die in den Arbeitsgruppen 
mitgewirkt haben und zu diesem Ergebnis beigetragen 
haben. Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 

 
Wir machen noch ein Zweites, auch das wird mit diesem 
Doppelhaushalt angeschoben: Die Landesfeuerwehr-
schule war hier auch schon öfter Thema, die wollen wir 
perspektivisch auch für 18 Millionen oder mindestens 
18 Millionen in ein Kompetenzzentrum für den Brand-
schutz in Malchow ausbauen. Das ist dringend erforder-
lich. Wir alle wissen, dass wir ziemlich viele Lehrgänge, 
ob für Gruppenführer, für Verbandsführer oder auch 
Truppmann- und Truppführerausbildung haben, da brau-
chen wir mehr Kapazitäten, auch an der Landesfeuer-
wehrschule. Und deshalb ist es, glaube ich, gut, dass wir 
auch mit diesem Haushaltsbeschluss den Startschuss 
setzen und auch hier die Kapazitäten aufbauen, um dann 
zukünftig auch die Kameradinnen und Kameraden ver-
nünftig ausbilden zu können. Das, denke ich, ist für den 
Brandschutz ein sehr fortschrittlicher Haushalt, auf dem 
wir uns hier fortbewegen.  

Wir haben zur Polizei schon vieles gehört, auch, glaube 
ich, dass wir 150 neue Polizeistellen ausbringen, auch, 
dass wir uns – hier spielt jetzt die Bildungspolitik mit rein – 
über den Hochschulpakt geeinigt haben, dass auch zu-
künftig Geld in die Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung in Güstrow fließen wird. Das sind 500.000 pro 
Jahr für die nächsten Jahre. Das ist, glaube ich, ein rich-
tiges Signal. Diese Studenten werden im Hochschulpakt 
mitgezählt, deshalb sollen sie aus diesem Hochschulpakt 
auch Geld bekommen. Deshalb ist es richtig, dass wir 
dort auch Geld zur Verfügung stellen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Torsten Renz, CDU: Sehr richtig!) 

 
Auch da bedanke ich mich bei allen, auch bei der Bildungs-
ministerin, dass wir dort diesen Kompromiss erzielt haben.  
 

(Zuruf aus dem Plenum: Insbesondere.) 
 
Insbesondere, genau.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Ja, ich will dann noch, … 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Sehr gut, Herr Krüger!  
 
…. ich will dann auch noch an die Dankesveranstaltung 
erinnern, die wir im nächsten Jahr für die Feuerwehren 
ausführen wollen. Dafür haben wir jetzt insgesamt 
150.000 Euro in diesem Bereich zur Verfügung gestellt. 
Es gibt viele weitere Punkte.  
 
Zum Schluss will ich vielleicht noch den kommunalen 
Finanzausgleich, auch wenn der heute schon eine Rolle 
gespielt hat, erwähnen. Aus meiner Sicht sind dort drei 
Punkte wichtig: Wir geben als Land mehr Geld, wir erhö-
hen die Solidarität unter den Kommunen und wir fangen 
an, eine Investitionspauschale einzuführen, um vor Ort 
wichtige Projekte umzusetzen. Das alles zusammen zeigt 
aus meiner Sicht, dass dieser Haushalt, vor allem auch 
im Innenbereich, ganz klar die kommunal-, sicherheits- 
und auch feuerwehrpolitische Handschrift der CDU-
Fraktion trägt, 
 

(Thomas Krüger, SPD: Aber  
auch durch die SPD-Fraktion.) 

 
dass wir ein gutes Verhandlungsergebnis mit unserem 
Koalitionspartner,  
 

(Thomas Krüger, SPD: Das wollen  
wir mal ganz deutlich sagen.) 

 
dass wir ein gutes Verhandlungsergebnis mit unserem 
Koalitionspartner SPD, Herr Krüger, erzielt haben und 
dass ich zu Recht stolz darauf bin, dass wir heute so ein 
gutes Ergebnis hier verabschieden können. 
 

(Zuruf von Martina Tegtmeier, SPD) 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen 
der SPD und CDU) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion DIE LINKE die Abgeordnete Frau Larisch.  
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Aber nicht wieder mecker,  

mecker, mecker!) 
 
Karen Larisch, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Im Rahmen der 
laufenden Beratungen zum Haushalt im Innenausschuss 
wurde unser Antrag auf einen Fonds zur Entschädigung 
und Aufarbeitung der rassistischen Terrorserie des NSU 
in M-V abgelehnt. Der Innenminister und die Koalition 
bemängelten vor allem die von uns benannte Deckungs-
quelle. Unserer Fraktion ist dieser Fonds wichtig, er ist 
notwendig, darum liegt Ihnen heute der Antrag mit neuer 
Deckungsquelle vor. 
 
Im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss haben 
die ersten Zeugenvernehmungen stattgefunden. Wir 
müssen feststellen, dass es trotz intensiver Ermittlungen 
bis zur Selbstenttarnung nicht gelungen ist, die Mörder 
Mehmet Turguts ausfindig zu machen. Jahrelang wurden 
die Angehörigen vernommen, observiert, immer wieder 
verdächtigt. Die seelische Belastung und die tiefen Ein-
schnitte in das Leben bis heute schilderte eindrucksvoll 
Sahabettin Turgut am 25. Februar 2019 im Rathaus 
Rostock. Angehörige wurden infolge der Ermittlungen in 
der Türkei in Haft genommen – unschuldig. Im Wohnort 
waren sie durch die ständigen Ermittlungen von Interpol 
und der Polizei stark isoliert. Sie mussten gar wegziehen. 
Der psychische Druck war so hoch, dass alles nur noch 
vorbei sein sollte.  
 
Dem nicht genug. Noch immer erhält die Familie kaum 
Infos zu den bisherigen Aufklärungsergebnissen. 2004 
bis 2011 – sieben Jahre als Verdächtige, sieben Jahre 
immer wieder erklären müssen, sieben Jahre unschuldig 
und doch permanent überwacht. Das Wort „Entschuldi-
gung“ reicht lange nicht. Mit der Einrichtung des Ent-
schädigungsfonds wird der Landtag seine politische 
Verantwortung wahrnehmen. Ein erster Schritt der Wie-
dergutmachung, ein kleiner. Und natürlich ist es ein kla-
res und deutliches Signal in einer Zeit, in der Menschen 
wieder planvoll und ungehemmt ins Visier von militanten 
Neonazis geraten.  
 
Punkt 2: Abschiebehaftanstalt stoppen. Haft für Men-
schen, die keine Straftaten verübt haben, ist auch das 
Thema unseres Änderungsantrages. Ein abgelehnter 
Asylantrag ist ja keine Straftat.  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: 
 Illegale Einreise schon.) 

 
Dagegen gerichtlich vorzugehen, ist ein Grundrecht. 
Frauen und Kinder in Abschiebehaft zu stecken, ist 
menschliches Unrecht. Eine Abschiebehaftanstalt ist 
ein Generalverdacht gegen alle Flüchtlinge und alle 
Asylsuchenden. Das viele Geld gehört in gesellschaftli-
che Projekte, in die Zivilgesellschaft, in Projekte, zum 
Beispiel der LAG „Junge Männer/Väter“, in Projekte des 
Landesfrauenrates, in Projekte der Soziokultur, in Projek-
te der Selbstorganisation und vielleicht auch in Projekte 
der Inklusion – für die Menschen, nicht gegen die Men-
schen.  
 

(Horst Förster, AfD: Antifa! Antifa  
haben Sie vergessen, Frau Larisch.) 

Die Finanzierung einer Abschiebehaftanstalt und die 
gleichzeitige Kürzung des Integrationsbudgets ist ein 
ungleiches, ein ganz fatales Bild für die Gesellschaft.  
 
Und hören Sie auf zu behaupten, die Mittel der In-
tegration seien nicht gekürzt worden! Sie sind es doch. 
Die Pro-Kopf-Förderung für die Gemeinden und Städte 
vor Ort fällt weg und damit lassen Sie die Menschen 
wieder direkt vor Ort erneut alleine. Was sollen die Städ-
te und Gemeinden denn noch alles aus ihren spärlichen 
Budgets leisten?! Millionen für Abschiebehaft, auch für 
Frauen und Kinder, aber weniger Geld für Inklusion, 
weniger für Bildung, weniger für Soziales, weniger für 
Mitbestimmung, weniger für Kinder- und Jugendarbeit, 
weniger für Integrationsangebote, Millionen für oder bes-
ser gegen monatlich 20 Menschen ausgeben, Millionen, 
die für Tausende Aktivitäten, für Tausende Menschen in 
hundert unterschiedlichen Bereichen fehlen – nicht mit 
uns! Wir möchten die Mittel gerecht aufteilen, dorthin, wo 
sie hingehören, zu den Menschen direkt vor Ort. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache 
zum Einzelplan 04.  
 
Zum Einzelplan 05 sowie dem dazugehörigen Teil des 

Stellenplans liegen keine Wortmeldungen vor. Ich sehe 
und höre dazu auch keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen.  
 
Ich eröffne die Aussprache zum Einzelplan 06 sowie zu 

dem zum Einzelplan 06 zugehörigen Teil des Stellen-
plans. 
 
Das Wort hat für die Fraktion der AfD der Abgeordnete 
Herr Lerche. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Das wird was!) 
 
Dirk Lerche, AfD: Sehr geehrte Präsidentin! Werte Ab-

geordnete! Liebe Landsleute! Dem Einzelplan Wirt-
schaftsministerium kann unsere Fraktion ebenfalls nicht 
zustimmen.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Das sind mehr als fünf Prozent.) 

 
Ein wunder Punkt für uns, die AfD-Fraktion, ist der Stel-
lenaufwuchs bei der GSA, Gesellschaft für Struktur- und 
Arbeitsmarktentwicklung. Wir sind der Meinung, unsere 
Landesregierung muss nicht eine eigene Software entwi-
ckeln,  
 

(Heiterkeit und Zuruf  
von Sebastian Ehlers, CDU) 

 
um die Vergabe von EU-Fördermitteln in der Handha-
bung zu erleichtern und zu vereinheitlichen. Dieses kann 
man im Rahmen eines Staatsvertrages mit allen anderen 
Bundesländern gemeinsam tun. Beim Finanzamtspro-
gramm KONSENS, den Bürgern auch als ELSTER online 
bekannt, klappt es ja auch. Dann benötigen Sie keine 
400.000 pro Jahr, sondern vielleicht ein Zehntel. Wir 
würden das Geld lieber für die Ansiedlung von Ärzten im 
ländlichen Raum ausgeben. Stichwort ist unser Antrag 
„Rückkehrprämie für deutsche Ärzte im Ausland“. Da 
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haben wir 250.000 per Änderungsantrag in den Haushalt 
eingestellt.  
 
Und noch mal für Herrn Gundlack: Wir wollen das Wirt-
schaftsministerium, welches die SPD verzwergt hat – 
Abfallwirtschaft wurde ihm ja jetzt auch noch wegge-
nommen –, mit dem Ministerium für Bau, Verkehr und 
Digitales fusionieren, welches dann ein sogenanntes 
Superwirtschaftsministerium ist.  
 

(Tilo Gundlack, SPD:  
Also ist das Ministerium weg.) 

 
Danke.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat für die 

Fraktion DIE LINKE der Abgeordnete Herr Koplin.  
 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Ich hatte vermutet, dass 
eine der selbst ernannten wirtschaftsfreundlichen Frakti-
onen dann hier auch noch sprechen wird zur Wirt-
schaftspolitik.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Selbst ernannt?) 
 
Ich möchte Ihnen gern vier Änderungsanträge ... 
 

(Vincent Kokert, CDU: Haben  
Sie eben „selbst ernannt“ gesagt?) 

 
Ja.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Weil nämlich  
schon mehrere Leute in der Fraktion  
wirtschaftliche Erfahrungen haben. –  

Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU –  
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Ja, ja, diese Erfahrungen sind sehr unterschiedlicher 
Natur, wenn ich das noch mal erklären darf.  
 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte vier Änderungsanträge vorstellen. Aber bevor ich 
das tue, will ich ganz gern noch mal etwas zum Rahmen 
sagen und das Bild aufgreifen, was Herr Krüger heute 
Vormittag gebraucht hat mit dem Schub, mit diesem 
Haushalt würde es einen Schub geben.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Da sind wir überzeugt von.) 

 
Ein Schub – ich denke mal, Herr Renz, Sie wissen, wo-
von wir reden –, das hat also etwas mit physikalischen 
Gesetzen zu tun, mit Leistung und Geschwindigkeit.  
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Impulserhaltung, das fällt  

mir da sofort ein.) 
 
Und da ist die Frage, wie viel Leistung ist denn dahinter, 
und wie ist es mit der Geschwindigkeit und wie sieht es 
auch aus mit der Kontinuität.  
 
Und der Minister für Finanzen hat vorhin erklärt, weil es 
ja hierzu besorgte Einwürfe gab, wie ist denn das mit 

dem Haushalt, der da so ziemlich leergekehrt wird, was 
die Reserven betrifft, da hat er beruhigt und hat gesagt, 
bei einem 9,4-Milliarden-Euro-Haushalt 1 Milliarde dann 
als Puffer zu haben, wäre ausreichend. Das ist eine mög-
liche Betrachtungsweise und das ist auch erst mal fest-
zuhalten. Aber was man auch sehen muss, ist, wie steht 
es denn um die Investitionen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Genau.) 
 
Da wird ja sehr gelobt, dass man richtig Geld in die Hand 
nimmt. Mit 1,734 Milliarden Euro werden die Investitionen 
in die Höhe getrieben. Aber der Schub hält nicht an und 
somit werden Sie nicht die Umlaufbahn erreichen. Im 
Jahr 2021 werden Sie um 350 Millionen Euro die Investi-
tionen zurückfahren. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Und die Unternehmenserfahrenen, Herr Kokert, mit de-
nen wir reden, die sagen, das ist gut und schön, besser 
wäre eine stetig steigende Kurve und nicht sozusagen 
ein Auf und Ab.  
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Das ist doch eine Gerade,  

wenn es stetig steigt.) 
 
Aber vielleicht machen Sie das sehr vorsorglich, um dann 
im Grunde genommen nicht verbrauchte Mittel zu haben, 
um sie dann in den nächsten Jahren wieder politisch zu 
verkaufen und in Anwendung zu bringen. 
 
Zu den vier Änderungsanträgen: Diejenigen, die im Wirt-
schaftsausschuss sitzen, für die sind diese Anträge nicht 
neu. Erster Antrag, den ich vorstellen möchte, ist, dass 
wir ausloben wollen und auflegen wollen einen Betriebs-
rätepreis. Es gibt ja die Unternehmerin beziehungsweise 
den Unternehmer des Jahres. Dafür ist Geld eingestellt 
und wird in verschiedenen Kategorien, auch mit zwei 
Sonderpreisen dann noch werden Mittel ausgelobt, und 
Unternehmen, die wirtschaftlich erfolgreich sind,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Innovativ!) 

 
die innovativ sind und die sozial verantwortlich handeln, 
werden dann prämiert. Wie steht es aber eigentlich mit 
denjenigen, die die Wertschöpfung leisten, maßgeblich 
leisten, also mit den Beschäftigten? 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Wir haben gesagt, also gerade die Betriebsräte, die sich 
ja verdient machen darum, wie es um das Unternehmen 
steht gleichermaßen – sie befassen sich mit der sozialen 
Lage der Beschäftigten,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
mit Entlohnung, mit Aus- und Weiterbildung, mit Urlaub, 
mit Arbeitsschutzbedingungen, mit Gesundheitsmanage-
ment,  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
alles wichtige Fragen, damit ein Unternehmen überhaupt 
erfolgreich sein kann –, und wir halten es deshalb für 
zeitgemäß und angebracht zu sagen, dann sollte es auch 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 57 

einen Preis geben für besondere Leistungen seitens der 
Betriebsräte. Denn wie wir wissen, ist die Sozialpartner-
schaft eben ein starkes Fundament wirtschaftlichen Er-
folgs und sozialen Friedens hierzulande überhaupt.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das stimmt definitiv.) 
 
Also wir hatten ja gerade, sowohl im Bildungsausschuss 
als auch im Finanzausschuss, das Agieren des Betriebs-
rates der UMR Logistik, die sich gesorgt haben um ihre 
Beschäftigten, die sich aber auch gesorgt haben um den 
Fortbestand des Unternehmens. Und die Anhörung im 
Finanzausschuss, denke ich mal, war sehr erhellend und 
auch wichtig für alle Beteiligten. Also, wir plädieren für 
einen solchen Preis.  
 
Und wenn ich darüber gerade rede, dann will ich eben 
auch noch mal Brecht in Erinnerung bringen. Ich finde 
das so wunderschön, weil es immer die Frage ist, wer 
leistet eigentlich was.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: 
 Der Haifisch.) 

 
„In den Büchern stehen die Namen von Königen.  
Haben die Könige die Felsbrocken herbeigeschleppt?  
Und das mehrmals zerstörte Babylon,  
Wer baute es so viele Male ... auf?  
... 
Der junge Alexander eroberte Indien.  
Er allein?  
Cäsar schlug die Gallier.  
Hatte er nicht wenigstens einen Koch bei sich?“  
 
So viele Berichte, so viele Fragen. Also ich finde, wenn 
es um die Fragen geht, eine Antwort wäre doch, denen, 
die maßgeblich an der Wertschöpfung beteiligt sind, 
ebenfalls einen würdigenden Preis auszuloben. Und wir 
haben diesbezüglich vorgeschlagen,  
 

(Torsten Renz, CDU: Gibt es da  
nicht schon Erfahrungen in anderen  

Bundesländern, Herr Koplin?) 
 
15.000 Euro bereitzustellen und in den Haushalt einzu-
bringen.  
 
Zweiter Vorschlag ... 
 
Ich habe das jetzt akustisch nicht ganz verstanden.  
 

(Torsten Renz, CDU: 
 Ob es in anderen Bundesländern  

das schon gibt, frage ich.) 
 
Das weiß ich nicht. Uns ist wichtig, dass es das für unser 
Land gibt.  
 

(Torsten Renz, CDU: Wir haben  
sonst ja da die Urheberschaft.) 

 
Wir müssen nicht immer im Geleitzug fahren, 
 

(Glocke der Vizepräsidentin) 
 
wir müssen nicht immer anderen hinterherlaufen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das ist ja auch  
in Ordnung, finde ich ja auch gut.) 

Finde ich auch.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Die Urheberschaft ist in M-V.) 

 
Also ich hoffe in dieser Frage dann eben auch auf Ihre 
Zustimmung.  
 
Zweiter Vorschlag ist ein Stammkräfteprogramm für 
Beschäftigungsgesellschaften, das wir jeweils mit 
950.000 Euro ausstatten wollen. Wie Sie wissen, leisten 
Beschäftigungsgesellschaften seit über 25 Jahren eine 
unverzichtbare Arbeit für das Gemeinwesen und für 
langzeitarbeitslose Männer und Frauen hierzulande. Und 
trotz aller arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, all dem 
Fördern-und-Fordern-Humbug haben wir insgesamt immer 
noch über 36.000 Arbeitslose im Hartz-IV-Bezug, haben 
wir 19.000 langzeitarbeitslose Männer und Frauen und 
darüber hinaus dann noch mal 14.000 Frauen und Män-
ner in sogenannten Maßnahmen.  
 
Beschäftigungsgesellschaften brauchen Stammkräfte, 
damit sie eine qualitativ hochwertige Arbeit leisten kön-
nen. Stammkräfte heißt also, das ganze Projektma-
nagement, das professionelle Managen der Beschäfti-
gungsgesellschaften einschließlich dann auch dem Um-
gang mit den öffentlichen Geldern, mit den Finanzen. 
Also diesbezüglich unser zweiter Vorschlag.  
 
Ein dritter Vorschlag: Ressourcen für eine Industriestra-
tegie. Herr Kokert, Sie wollten ja wissen, ob wir eine 
haben. Nee, haben wir noch nicht. Wir sehen aber die 
Notwendigkeit. 
 

(Heiterkeit bei Vincent Kokert, CDU) 
 
Und wir maßen uns auch nicht an, zu sagen, wir könnten 
die allein erstellen. Dazu bedarf es erst einmal eines 
gemeinsamen politischen Willens hier im Haus und es 
bedarf natürlich auch des Know-hows. Und da wollen wir 
ansetzen.  
 
Im Einzelplan des Wirtschaftsministeriums sind für die 
Vorbereitung einer solchen Strategie in dem Titel „Gut-
achten, Konzepte“ und so weiter 50.000 Euro eingestellt. 
Und wir sagen, da müsste mehr Geld rein, insgesamt 
300.000 Euro, um eine Industriestrategie vorzubereiten. 
Wir haben ja Leuchttürme, wir haben ja industrielle 
Standorte, da kann man sehr stolz drauf sein, dass die in 
diesem Land wirken. Wer sich den Mittelstandsbericht 
aber, den wir auch jüngst verhandelt haben, hier sowohl 
im Parlament als auch im Wirtschaftsausschuss, wer sich 
den genau durchgelesen hat, wird merken, der Mittel-
stand – den Sie ja auch, Herr Kokert, vorhin so beschwo-
ren haben, zu Recht, das ist ein ganz wichtiger Punkt –, 
der braucht aber auch ein Rückgrat.  
 
Und an der Stelle wollen wir die industrielle Basis unse-
res Landes, die nicht ausreichend ist – da sind wir uns, 
denke ich mal, einig, dass wir da noch Herausforderun-
gen haben und noch Defizite haben –, dass wir sagen, 
wenn wir da weiterkommen wollen, dann müssen wir 
systematisch vorgehen und dann müssen wir sehr ver-
nünftige Entscheidungen treffen. Und dazu braucht es 
erst einmal die Formulierung einer solchen Strategie, und 
die wiederum hat Voraussetzungen in Form von Gutach-
ten und entsprechenden Konzepten. Um das zu leisten, 
wollen wir einen entsprechenden Haushaltstitel dann 
auch aufstocken.  
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Letzter Punkt: Kofinanzierung von Bundesprogrammen. 
Es gibt wirklich sehr gute Programme, Teilhabe am Ar-
beitsmarkt und Eingliederung von Langzeitarbeitslosen, 
und da wird allgemein – nicht nur von den Gewerkschaf-
ten – eingeschätzt, die Möglichkeiten, die es auf Bun-
desebene gibt, werden bundesweit nicht vollkommen 
ausgeschöpft. Das ist auch hierzulande so. Und wir sind 
der Meinung, an der Stelle ließe sich mehr machen für 
die Betroffenen, um eben Menschen in Arbeit zu bringen, 
um Perspektiven aufzuzeigen. Dazu ist es notwendig, 
diese Programme dann letztendlich zu nutzen. Unser 
Vorschlag könnte Vereinen und finanzschwachen Ge-
meinden helfen. Wir würden die zwischen 10- bis 50-
prozentigen Eigenanteile an den Gesamtpersonalkosten 
reduzieren. Und so könnten sowohl im Gesundheits- als 
auch im Sozialbereich, aber auch im Gartenbau und in 
der Gebäudewirtschaft neue Arbeitsplätze entstehen, 
Dienstleistungen, die wir alle gut gebrauchen können.  
 
Das sind unsere vier Vorschläge, die wir aus der Reihe 
der Vorschläge, die wir in den Ausschüssen gebracht 
haben, zum Einzelplan 06 herausgefiltert haben, gesagt 
haben, das sind die vier, die uns am wichtigsten sind. Sie 
sind finanziell gedeckt, das sehen Sie an unseren Ände-
rungsvorschlägen und den Deckungsvorschlägen. Und 
an der Stelle werbe ich für die Zustimmung für unsere 
Änderungsanträge. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache 
zum Einzelplan 06 und eröffne die Aussprache zum Ein-
zelplan 07 sowie zu dem zum Einzelplan 07 dazugehöri-

gen Teil des Stellenplans. 
 
Das Wort hat für die Fraktion der AfD der Abgeordnete 
Herr Kröger. 
 
Jörg Kröger, AfD: Werte Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Gäste! Leiwe 
Mäkelborger un Vörpommern! Schon Otto von Bismarck 
äußerte in einer Rede: „Die Bürokratie ist es, an der wir 
alle kranken.“ Und, meine Damen und Herren, dieser 
Haushalt ist ja als besonders investiv gelobt worden hier 
schon.  
 

(Egbert Liskow, CDU: Ist er ja auch.) 
 
Und im Schatten der Investitionen gedeiht auch der 
Amtsschimmel recht prächtig. 
 
Betrachten wir einmal die Stellenplanung, verglichen 
mit dem Stellenbedarf für die Ministerien und die Staats-
kanzlei, der im Rahmen des Personalkonzepts 2004, 
fortgeschrieben bis 2010, ermittelt wurde, haben unsere 
Ministerien im Stellenplan für 2021 insgesamt einen 
Überhang von 380 Stellen. Das sind 17,7 Prozent. Und 
wir beantragen deshalb eine entsprechende Einsparung 
im Bereich des Bildungsministeriums, die bedeuten wür-
de, dass hier 13 Stellen am Ende des Tages eingespart 
werden müssen. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Bildungsministerium?) 

 
Ja, im Bereich des Bildungsministeriums, wenn man die 
17 Prozent, 17,7 Prozent, zum Ansatz bringt.  

Vor allem soll hiermit der Prozess, dass Bürokratie stets 
neue Bürokratie hervorbringt, durchbrochen werden und 
den Steuerzahler entsprechend entlasten. Allein schon 
die Übertragung der Sportangelegenheiten vom Bil-
dungs- auf das Sozialministerium verlangt eine Einspa-
rung von Stellen unserer Meinung nach.  
 
Eine weitere Mästung des Amtsschimmels sehen wir in 
den zahlreichen Hebungen, mit denen Ministerialbeamte 
in höhere Besoldungsgruppen eingestuft werden. Im 
Bildungsministerium sind dies 14 Hebungen, die wir 
ablehnen. Vor allen Dingen beanstanden wir hier die 
trickreiche Methode zur Genehmigung dieser Hebung, 
indem nämlich entsprechende Senkungen von Besol-
dungsgruppen bei Stellen geplant sind, die gar nicht 
besetzt sind, also offensichtlich nur als Pool dienen, um 
daraus eine scheinbare Kostenneutralität bei den He-
bungen zu generieren.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Dies widerspricht dem Grundsatz der Haushaltswahrheit 
und Haushaltsklarheit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Dadurch wird der Aufbau vernünftiger Strukturen verhin-
dert. In diesem Zusammenhang weisen wir auf die Ein-
schätzung des Landesrechnungshofes hin, dass das 
Institut für Qualitätsentwicklung nicht Bestandteil des 
Bildungsministeriums sein sollte und eine klare Struktur 
wünschenswert wäre.  
 
Trickreich ist die Landesregierung auch bei der Finan-
zierung des geplanten Schulpaktes. Die dafür vorge-
sehenen 200 Millionen Euro für die nächsten vier Jah-
re sind anteilig lediglich im Einzelplan 11 und dort 
ohne Bezifferung seiner Höhe als mögliche Entnahme 
aus der Ausgleichsrücklage deklariert. Dazu gehört auch 
die geplante Anhebung der Stellen für die Grundschul-
lehrkräfte  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
auf die Besoldungsgruppe A13  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
beziehungsweise E13 ab dem Schuljahr 2020/2021.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wie das Bildungsministerium hier dem Finanzausschuss 
mitteilte, handelt es sich um 7,84 Millionen Euro für 2020 
und 18 Millionen Euro für 2021. Diese Maßnahme hat 
aber Auswirkungen auf den Einzelplan 07 und wird die-
sen in Zukunft jedes Jahr belasten.  
 
Neben dieser formalen Kritik ist unsere Kritik aber vor 
allem inhaltlicher und rechtlicher Art. In der Erhöhung der 
Grundschullehrergehälter sehen wir eine Verletzung des 
Abstandsgebotes  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Ach hör doch auf!) 
 
zwischen den Besoldungsgruppen.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Hör doch auf!) 
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Dieses Abstandsgebot wurde auch durch das Bundes-
verfassungsgericht bestätigt. Eine derartige Nivellierung 
der Lehrereinkommen wäre nur bei einer Neueinschät-
zung der Ämterwertigkeit möglich.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Präsidentin Birgit Hesse  
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Damit ist eine Angleichung ausgeschlossen, die rein zur 
Steuerung des Arbeitsmarktes erfolgt, das heißt hier, zur 
Gewinnung von mehr Grundschullehrern. Ein geordnetes 
Verfahren sieht anders aus. 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Ah, da werden  
sich die Grundschullehrer aber  
freuen, wenn wir das haben.) 

 
Es war schließlich schon lange bekannt, dass dieser 
erhöhte Lehrkräftebedarf aufgrund der mit dem Lehrer-
personalkonzept bereits vorgezeichneten Pensionie-
rungswelle auf uns zukommen wird. Gewiss muss 
dazu die Attraktivität des Lehrerberufes gesteigert 
werden. Und auch dazu haben wir in mehreren Anträ-
gen Vorschläge unterbreitet. Eine Einebnung des Be-
soldungsgefüges ist aber nicht das geeignete Mittel. 
Die Tätigkeitsmerkmale zwischen Grundschul- und 
Gymnasiallehrkräften unterscheiden sich nun einmal 
erheblich. 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Hör doch auf,  
das stimmt doch gar nicht!) 

 
Es ist absehbar, dass sich damit Unfrieden bei den Lehr-
kräften an weiterführenden Schulen einstellen wird 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Dann müssen  
Sie mal mit den Gymnasiallehrern  

reden, was die dazu sagen!) 
 
und Klagen zur Anhebung auch ihrer Besoldungsgruppen 
ins Haus stehen. 
 

(Tilo Gundlack, SPD:  
Die stehen dem offen entgegen.) 

 
Wir beantragen deshalb die Streichung der Höherstufung 
der Grundschullehrer aus den Erläuterungen zu Titel 359.01 
des Einzelplanes 11. 
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
In derselben Zeile der Erläuterungen ist auch ein Son-
derprogramm  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Sind wir noch bei Bildung, ja?) 

 
für die Doppelbesetzung von Lehrerstellen vorgesehen. 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Sind wir noch bei Bildung?) 

 
Richtig, aber sehr viel von der Bildung ist auch im Einzel-
plan 11 versteckt,  
 

(Torsten Renz, CDU: Sehr gut!) 
 
das gesamte 200-Millionen-Paket. 

(Torsten Renz, CDU: Ich stelle fest,  
wir sprechen über die bildungspolitischen  

Leitlinien in diesem Lande.) 
 
Richtig. 
 
Ein gravierendes Ungleichgewicht sehen wir in der Maß-
nahmegruppe 75 des Kapitels 0750. Dies ist für die indi-
viduelle Förderung, Integration und Inklusion vorgesehen 
und beinhaltet für 2020 mehr als 2 Millionen Euro. Aber 
nur weniger als ein Prozent, nämlich 18.000 Euro, sind 
für die schulischen Programme der Begabten- und 
Hochbegabtenförderung vorgesehen. 
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD –  
Zuruf von Horst Förster, AfD) 

 
Angesichts der Bedeutung hochintelligenter Leistungs-
träger für unser Land  
 

(Zuruf von Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
beantragen wir,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Was ist los?) 
 
diese Mittel auf 180.000 Euro zu verzehnfachen.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Ihr hört 
doch selber gar nicht zu.) 

 
Das sind immer noch nur etwa acht Prozent der genann-
ten Maßnahmegruppe, aber damit sollte eine andere 
Akzentsetzung im Bereich der Begabtenförderung ange-
stoßen werden. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Zuruf von Vincent Kokert, CDU –  

Torsten Renz, CDU: Das war  
doch die falsche Stelle.) 

 
Nee.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Sie haben das aus den Augen verloren.) 

 
Für die verfehlte Inklusionsstrategie, die dem Zeitgeist 
gehorcht und nicht der Vernunft, werden hingegen erheb-
liche Summen ausgegeben. Es ist gar nicht absehbar, 
welche zusätzlichen Kosten hier noch auf den Landes-
haushalt zukommen werden. Es fehlen nämlich bislang 
klare Festlegungen, welche räumlichen und technischen 
Voraussetzungen die Schulen zum Zwecke der Inklusion 
bieten müssen und wie diese finanziert werden sollen. 
Wir fordern dagegen den Erhalt des bewährten und er-
folgreichen Systems der Förderschulen, 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
gerade auch für die Förderschwerpunkte  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Lernen und Sprache. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Was klatscht ihr denn da?) 
 
Deutlich überfinanziert ist die Landeszentrale für politi-
sche Bildung.  
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(Vincent Kokert, CDU:  
In jedem Landkreis zwei.) 

 
Im Vergleich zu den Landeszentralen der übrigen ost-
deutschen Länder  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
In jedem Landkreis zwei.) 

 
leisten wir uns in Mecklenburg-Vorpommern  
 

(Torsten Renz, CDU: In jedem  
Landkreis zwei, ich übersetze noch mal.) 

 
pro Einwohner mehr als das Doppelte an Ausgaben.  
 

(Unruhe bei Torsten Renz, CDU,  
und Horst Förster, AfD) 

 
Im Bildungsausschuss haben wir dazu Einsparpotenziale 
benannt und entsprechende Anträge gestellt. 
 
Ferner kritisieren wir, dass die Digitalisierung hier im 
Einzelplan zu wenig Aufmerksamkeit erhält. Die Lan-
desregierung verlässt sich auf das Bundespaket zum 
DigitalPakt Schule und dessen Kofinanzierung. 
 

(Unruhe bei Torsten Renz, CDU,  
und Horst Förster, AfD) 

 
Aber auch hier gilt das Konnexitätsprinzip. Das Land darf 
die Schulträger bei der Erfüllung der Digitalisierung mit 
Leben und nicht nur mit Technik nicht alleinlassen oder 
auf Zeit spielen. 
 
Ein weiterer Problemkreis sind die Seiteneinsteiger. Auch 
für deren Ausbildung sind im Haushalt bereitgestellte 
Mittel nicht ausreichend, da die Seiteneinsteiger eine 
bessere Ausbildung als bisher benötigen. Diese sollte im 
Ergebnis dem Vorbereitungsdienst der regulären Lehr-
kräfte entsprechen. 
 
Meine Damen und Herren, wir haben im Lande nur so 
viel Bildung und Kultur, wie wir uns leisten wollen. 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Aber was schlagen Sie denn 

 bei den Seiteneinsteigern vor?) 
 
Weil der vorliegende Haushalt da nicht genug leistet,  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Sie können doch das nicht bloß  

anreißen und dann nichts sagen! –  
Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
können wir den Einzelplan 07 nur ablehnen. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Torsten Renz, CDU: Na,  

das gibts doch nicht!) 
 
Auch das können wir gerne im Ausschuss diskutieren.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Das können wir, auch das können wir gerne ...  

(Tilo Gundlack, SPD: 
 Wir sind nicht im Ausschuss, 

 wir sind in der Parlamentsdebatte. –  
Zuruf von Torsten Renz, CDU) 

 
Wir sind … 
 

(Unruhe vonseiten  
der Fraktionen der SPD und CDU –  

Torsten Renz, CDU: Sie sagen,  
mit den Seiteneinsteigern, das 

geht nicht, und dann … –  
Glocke der Präsidentin) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte! 

 
Herr Kröger, Sie haben das Wort. 
 
Jörg Kröger, AfD: Ja. Ich, 

 
(Heiterkeit bei Andreas Butzki, SPD:  
Sie haben schon Schluss gesagt.) 

 
ich hatte mich schon bedankt.  
 

(Zuruf von Martina Tegtmeier, SPD) 
 
Vielen Dank aber für die Aufmerksamkeit. 
 

(Torsten Renz, CDU: Ich habe fertig. –  
Vincent Kokert, CDU: Er ist fertig,  

Sie können klatschen.) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-

neter. 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der SPD Herr Butzki. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Na also! Leute, Leute, 
Leute! Das war wohl nicht so doll, wenn 

nicht mal die eigene Fraktion applaudiert. –  
Dr. Ralph Weber, AfD: Doch, als Sie noch  
gepennt haben. – Vincent Kokert, CDU:  

Ich habe die ganze Zeit zugehört. – 
Torsten Renz, CDU: Wir waren bei 

den Ausführungen geplättet,  
dass nichts Inhaltliches kam  
zu den Seiteneinsteigerinnen  

und Seiteneinsteigern.) 
 
Andreas Butzki, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon höchst 
interessant, was man so bei einer Haushaltsdebatte alles 
hört. 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Ja, nicht alles ist interessant.) 

 
Auf die AfD-Äußerungen werde ich jetzt hier nicht weiter 
eingehen.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Da würde ich dich loben.) 

 
Also es war richtig schwach, so deutlich muss man es 
sagen, vom Bildungsausschussvorsitzenden, was er hier 
vorgetragen hat. 
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In der Haushaltsdebatte haben wir einiges von der 
Fraktion DIE LINKE gehört und darauf will ich jetzt kurz 
eingehen. Und ich will mal mit einem Sprichwort von 
Manfred Eibelshäuser, einem deutschen Wirtschaftswis-
senschaftler, beginnen: „Gutes wollen reicht nicht aus, 
man muss es auch finanzieren können.“ 
 

(Vincent Kokert, CDU: Ich bin ja auf  
den Beitrag der LINKEN gespannt jetzt.) 

 
Und schaut man sich die finanziellen Auswirkungen der 
Änderungsanträge im Bildungsausschuss – nicht heute, 
im Bildungsausschuss – an, dann waren es für 2020 
48 Millionen zusätzliche Forderungen und für 2021 rund 
100 Millionen, also in summa für den Doppelhaushalt 
ungefähr 150 Millionen Euro, und dem konnten wir in 
dem Falle nicht so zustimmen. Die Finanzierung war 
ausschließlich aus der Ausgleichsrücklage vorgesehen, 
und das ist natürlich keine solide Finanzierung. 
 

(Heiterkeit bei Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Man sollte der Bevölkerung dann schon erklären, ganz 
genau, wo man streichen will bei den vielen Forderungen 
aus den ganzen anderen Bereichen, die wir hier so im 
Haushalt gehört haben. 
 
Und eins darf man nicht vergessen: Personalkosten sind 
jährlich auftretende Kosten. Diese Forderungen müssen 
natürlich auch mit Personal umgesetzt werden, und ich 
beziehe mich immer noch auf die Änderungsanträge 
vom Bildungsausschuss. Hätten wir denen so alle zuge-
stimmt, dann hätten wir rund 850 zusätzliche Stellen 
gehabt, und das bei der jetzigen Personalsituation. Das, 
wissen wir und das kriegen wir ja auch mit, klingt da sehr 
utopisch. 
 
Als ich 2011 in meinem Wahlkreis gewann, war eine 
Motivation, mehr Geld für Schule, für Personal und für 
Schulumbau, langfristig die beitragsfreie Kita bei uns in 
Mecklenburg-Vorpommern,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
damit möglichst alle Kinder in die Kita gehen können, 
schnelles Internet in ländlichen Regionen, damit natür-
lich auch für unsere Schulen da was zur Verfügung 
steht, und mehr Finanzen für Kommunen, Landkreise 
und anderes. Und was ist jetzt in diesen acht Jahren 
passiert und was hat die SPD-geführte Landesregierung 
mit unserem Koalitionspartner CDU erreicht? Das will 
ich jetzt mal sagen: 2011 betrugen die Ausgaben für 
Bildung ungefähr 750 Millionen Euro, heute sind es über 
1,1 Milliarden Euro. Und kein anderes Ministerium, das 
muss man hier so deutlich sagen, stellt das Geld hier – 
für den Bildungsbereich, wohlgemerkt – so zur Verfü-
gung. Dazu kommt jetzt noch das 200-Millionen-Euro-
Paket, da werde ich noch mal kurz nachher darauf ein-
gehen. 
 
Geld vom Bund und vom Land steht für schnelles Internet 
zur Verfügung. Die Landkreise müssen es schnell um-
bauen. Wir wissen, bei so großen Summen gibt es euro-
paweite Ausschreibungen, das dauert. Und wenn dann 
noch einer klagt, dann wird es verzögert, so, wie bei 
meinem Heimatlandkreis Mecklenburgische Seenplatte. 
Aber auch das schnelle Internet ist wichtig für Schule. 
 
Die beitragsfreie Kita wird ab 1. Januar 2020 umgesetzt. 

(Torsten Renz, CDU:  
Sag mal, wir sind doch beim  

Einzelplan 07, Andreas!) 
 
Das ist die größte Einsparung für Familie und das ist eine 
gute Vorbereitung für Schule. Deswegen will ich das 
erwähnen,  
 

(Torsten Renz, CDU: Genau.) 
 
Herr Renz. 
 
Und das Finanzausgleichsgesetz ist auch auf den Weg 
gebracht.  
 

(Torsten Renz, CDU: Und für Bildung.) 
 
Alle Kommunen und Landkreise profitieren davon, wer-
den handlungsfähiger.  
 

(Torsten Renz, CDU: Alles 
hängt mit allem zusammen. –  
Zuruf von Horst Förster, AfD) 

 
Im Kreistag MSE und auch in meiner Stadtvertretung 
Neustrelitz haben wir bis jetzt darüber diskutiert und wir 
sind da auch dort in den Haushaltsberatungen. In der 
Stadt Neustrelitz wird morgen der Haushalt beschlossen. 
Und die Haushälter in den Landkreisen und in den Kom-
munen hatten, denke ich, weitaus schwierigere Zeiten. 
Ich denke, man kann so ganz gut leben. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Aber zurück zur Finanzausstattung im Bildungsbereich. 
Wir legen ein neues Schulpaket auf, wir haben es heute 
schon mehrmals gehört. Es werden 200 Millionen Euro 
für die nächsten vier Jahre dabei sein. Die Koalition han-
delt und muss nicht extra aufgefordert werden von der 
Opposition. Eine ganz wichtige Forderung war E13/A13 
für die Grundschullehrer, also für die Angestellten von 
E11 auf E13, für die Beamten von A12 auf A13. Das ist 
eine langjährige Forderung von allen an der Bildung 
Beteiligten, ob es die Gewerkschaften waren, die Ver-
bände und so weiter und so fort. 
 
Ganz wichtig ist uns, der Koalition, die bessere Fort-, 
Weiter- und Ausbildung für Seiteneinsteiger, für Lehrkräf-
te und für Referendare und Referendarinnen. Das ist ein 
Prozess, der aus meiner Sicht ganz schön lange dauert, 
aber es ist ein zäher Prozess, gerade die ganzen Ver-
handlungen mit den Universitäten, aber auch da ist eini-
ges geplant. Wir wollen die beruflichen Schulen stärken, 
es soll Modellprojekte für die Inklusion geben, der Fi-
nanzminister hat es vorhin auch schon gesagt, wir wollen 
was für Standorte tun mit verhaltensauffälligen Schülern. 
Es sollen die Schulen modernisiert, entbürokratisiert und 
digitalisiert werden. Auch da stehen Gelder zur Verfü-
gung. Wir werden auf eine Verbesserung der Lehreraus-
bildung achten, quantitativ und auch qualitativ, es wird 
zusätzliche Schulbauförderung geben und wir wollen den 
Digitalpakt umsetzen. 
 
Auch wenn die SPD-CDU-Koalition beim Zusatzpaket an 
die Schmerzgrenzen der Finanzen geht, es ist aber alles 
solide ausfinanziert, das muss man deutlich sagen, es ist 
auch für die Zukunft tragfähig. Natürlich geht mehr im-
mer, aber wenn man mehr haben will, soll man dann 
auch genau sagen, wo will man umschichten. 
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Und dann finde ich schon ganz spannend, wenn ich jetzt 
auch allein schon von der Rhetorik von der Partei DIE 
LINKE höre den „Bildungsaufstand“. Ich will mal so 
drei/vier Punkte raussuchen. Wir hören vom Vertretungs-
budget für jede Schule. Diese Forderung kann natürlich 
jeder sofort unterstützen, ist ja ganz klar, es fehlen aber 
die Lehrkräfte und das würde zusätzliche Probleme 
schaffen.  
 
Dazu kommt die Einführung des Klassenteilers bei 26, 
maximal 25 also in einer Klasse. Wir haben bei uns, und 
das wurde vorhin falsch gesagt, Frau Rösler, durchschnitt-
lich – durchschnittlich! – in Mecklenburg-Vorpommern, im 
Bundesdurchschnitt liegen wir unterhalb der Klassenstär-
ken. Natürlich haben wir eine Unwucht im System: Wir 
haben kleine Landschulstandorte, also die Regionalen 
Schulen in ländlichen Gebieten, da sind relativ geringe 
Schülerzahlen, und wir haben natürlich in den städti-
schen Gebieten vollere Klassen. Das ist eine Unwucht, 
die man natürlich dann versucht zu lösen, aber das All-
heilmittel hat in dieser Form auch noch keiner gefunden. 
Und eines darf man dabei nicht vergessen, man wird den 
Spielraum der selbstständigen Schulen hier auch ein-
schränken.  
 
Mehr Deutsch- und Mathematikunterricht in der Grund-
schule. Wir haben da bis jetzt reagiert, wir haben bereits 
eine Deutschstunde mehr. Und wenn man eine Mehrbe-
lastung für die Grundschüler haben will, dann soll man 
das ganz deutlich sagen – oder erklären, wo man an der 
Grundschultafel streichen würde. Und dann gibt es im-
mer noch die Forderung, wie sieht es aus mit Englischun-
terricht in der Grundschule, wie sieht es aus mit Informa-
tikunterricht. Auch das sind Forderungen, auch von den 
Eltern, und das muss man auch realisieren. Und dann 
hat das natürlich auch wieder Auswirkungen auf das 
Personal.  
 
Verkürzung des Referendariats auf 12 Monate. Ich habe 
das in der letzten Debatte gesagt, ich persönlich kann 
damit sehr gut leben, aber die KMK empfiehlt eindeutig 
18 Monate. Und wir dürfen es auch nicht vergessen, es 
wäre nur ein Einmaleffekt, nämlich mehr Studenten ha-
ben wir eh nicht da, die würden dann bloß im ersten 
halben Jahr früher dann dementsprechend in der Schule 
sein.  
 
Und eine dreimonatige Grundqualifizierung für Seiten-
einsteiger, diese Maßnahmen werden im Bildungsaus-
schuss beraten.  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Da sind die Gespräche, ich bin auch an einigen Gesprä-
chen beteiligt, schon sehr weit gediehen. Hier besteht 
natürlich Handlungsbedarf und die Beratungen müssen 
jetzt auch zügig abgeschlossen und umgesetzt werden. 
Eine Grundqualifikation oder -qualifizierung wird angebo-
ten. Für das nächste Jahr müssen wir natürlich dann 
auch ganz klar Umfang und Inhalt noch klar definieren.  
 
Politiker sollen in der Hinsicht keine Versprechungen 
machen nach mehr, mehr, mehr. Die einzuhalten, wird 
schwierig. Und wenn man eine glaubwürdige Politik ma-
chen will, dann sieht die anders aus. Und wie gesagt, die 
Rhetorik finde ich dann auch schon sehr spannend. Also 
den Eltern, denke ist, ist das vollkommen egal, wer wie 
sich hier bekriegt. Sie wollen eben Lehrer vor der Klasse 
haben, sie wollen eine vernünftige Schule haben und 

nicht dieses Hickhack, was hier angeboten wird in der 
Rhetorik von der Fraktion der LINKEN. 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Da haben Sie doch jetzt eben zugestimmt.) 

 
Man kann im Bildungsbereich,  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
denke ich, mit dem Etat jetzt sehr gut arbeiten. Es wer-
den Schwerpunkte gesetzt und die müssen dann auch 
zügig umgesetzt werden. Wenn man anderes will, soll 
man ganz eindeutig sagen, wo man an anderen Haus-
haltsstellen kürzen will. 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Aha!) 
 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Butzki. 

 
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, begrüße ich 
recht herzlich auf der Besuchertribüne Bürgerinnen und 
Bürger aus dem Raum Neubrandenburg und Malchin. 
Herzlich willkommen hier bei uns im Landtag! Sie verfol-
gen jetzt gleich oder immer noch die Haushaltsdebatte 
und wir sind bei dem Einzelplan 07, dem Bildungsbe-
reich. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Herr Rein-
hardt. 
 
Marc Reinhardt, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst bin 
ich etwas verwundert über die Fraktion DIE LINKE. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Na, mich wundert  
da nichts mehr, Herr Reinhardt.) 

 
Es kann ja gute Gründe dafür geben, dass Ihre Frakti-
onsvorsitzende heute im Ausland weilt und sich an der 
Königsdebatte hier im Parlament nicht beteiligen kann. 
Das will ich nicht weiter bewerten, das sollen andere tun. 
Aber dass dann zu einem zentralen Punkt, dem Thema 
Bildung, was ja in Ihrer Fraktion auch immer ein wichtiges 
und auch immer sehr prominent platziertes Thema ist, 
hier niemand spricht, 
 

(Vincent Kokert, CDU: Was?!) 
 
das halte ich für ein Armutszeugnis 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Vincent Kokert, CDU: Das gibts  

doch wohl nicht!) 
 
für die Opposition.  
 

(Vincent Kokert, CDU: So eine Frechheit! –  
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
Aus meiner Sicht – Ihren ganzen Bildungsaufstand ha-
ben Sie damit abgeblasen, das ist ein laues Lüftchen –,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Nee,  
Herr Butzki konnte dem allen zustimmen.) 
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Sie können Ihre roten Fahnen einpacken und nach Hau-
se gehen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD, CDU und AfD –  

Vincent Kokert, CDU: Sehr gut!) 
 
Das war eine glatte Sechs. 
 
Trotzdem will auch ich mich kurz zum Thema Bildung 
und den haushaltsrelevanten Zahlen äußern. Mehr Geld 
in der Bildung wird schon immer gefordert, es wird ja 
insbesondere immer vor der Haushaltsdebatte gefordert.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Arbeits- 
verweigerung nennt man das!) 

 
Mein Kollege Butzki ist schon darauf eingegangen, was 
seit dem Jahre 2011,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
man kann eigentlich auch sagen, seit dem Jahre 2006 
passiert ist.  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Da hätten Sie mir zuhören müssen.) 

 
Wir legen jetzt,  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Ich habe zugehört.) 

 
auch das ist ja die Forderung auf vielen Parteitagen ge-
wesen,  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
noch mal 200 Millionen Euro obendrauf. Und eine ganz 
wichtige Maßnahme dabei ist – ich glaube, ich war da-
mals der Erste, der es hier angesprochen hat, da gab es 
noch Skepsis bei Herrn Butzki, da gab es auch Skepsis 
bei meinem eigenen Fraktionsvorsitzenden, das will ich 
ganz ehrlich sagen –, 
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Das ist bis heute so geblieben.) 

 
dass wir die Grundschullehrer von A12 auf A13 anheben. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Toll!) 
 
Das wird uns in der Endausbaustufe 18 Millionen Euro 
kosten. Ich glaube, es ist trotzdem eine richtige und wich-
tige Maßnahme, um konkurrenzfähig auch im Bundes-
vergleich zu bleiben. 
 
Ein weiterer wichtiger Punkt, Herr Butzki hat es genannt, 
ist die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte, der Seiten-
einsteiger. Auch hier wollen wir noch mal bis zu 7 Millio-
nen Euro jährlich in die Hand nehmen, um vor allem auch 
die Situation an den Universitäten zu verbessern. Ich will 
es an dieser Stelle auch noch mal ganz deutlich sagen: 
Da muss in den nächsten zwei Jahren auch richtig was 
passieren an unseren Universitäten! 
 

(Andreas Butzki, SPD: Richtig!) 
 
Ich bin mit der Geduld da mehr als am Ende  

(Torsten Renz, CDU: Oh!) 
 
und sage das auch hier noch mal ganz deutlich: Wenn 
das nicht funktioniert und wir in den Lehramtsausbildun-
gen an den Universitäten nicht besser werden und deut-
lich mehr Absolventen auch diese Universitäten verlas-
sen, dann werden wir darüber nachdenken müssen, die 
Lehramtsausbildung auch wieder vollständig in eigene 
Hand zu nehmen. Da wird aus meiner Sicht dann kein 
Weg dran vorbeiführen. Auch das ist natürlich erst ein 
langfristiges Ziel, aber ich will das an dieser Stelle – auch 
an die Universitäten gerichtet – ganz eindeutig sagen. 
 
Wir nehmen dann Stärkung der beruflichen Schule. Auch 
das geriet ja, manchmal geriet die berufliche Schule hier 
ja auch in den Hintergrund. Auch hier werden wir noch 
mal bis zu 4 Millionen jährlich in die Hand nehmen, um 
hier auch die Bedingungen deutlich zu verbessern und 
die duale Ausbildung in unserem Land zu stärken. 
 
Wir haben dann ein wichtiges Thema, wie ich finde, 
was uns als CDU-Fraktion auch immer sehr am Herzen 
liegt, das ist, auch etwas für die Lehrer im Bestand zu 
tun. Wir nennen das Altersanrechnungsstunden. Das 
bedeutet also, dass, wenn man älter wird, dass man 
dann weniger arbeiten muss. Wir werden jetzt mit diesem 
200-Millionen-Euro-Paket einführen, dass es ab dem 
63. Lebensjahr vier Anrechnungsstunden gibt,  
 

(Torsten Renz, CDU: Sehr gut!) 
 
dass man also bei gleichem Gehalt vier Stunden weniger 
arbeitet. 
 

(Beifall Torsten Renz, CDU:  
Sehr gut, Herr Reinhardt!) 

 
Das, denke ich, ist ein wichtiges Signal an die Lehrerin-
nen und Lehrer im Land. Und wir als CDU-Fraktion kön-
nen uns hier auch einen deutlichen Ausbau vorstellen, 
zum Beispiel mit dem Einstieg der ersten Anrechnungs-
stunde ab dem 50. Lebensjahr. Darüber werden wir dann 
in Zukunft zu diskutieren haben. 
 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist – auch da investieren wir 
noch mal Geld – 50 Millionen Euro mehr für den Schul-
bau. Wenn man das jetzt mal über alle Programme zu-
sammen guckt, werden wir wahrscheinlich in dieser Le-
gislaturperiode als Land über 500 Millionen Euro in die 
Hand genommen haben. 
 

(Andreas Butzki, SPD: Da kommt die  
Infrastrukturpauschale auch noch dazu.) 

 
Und wenn man dann auch noch das Geld der Kommu-
nen und aller zusammennimmt, wird es wahrscheinlich in 
dieser Legislaturperiode fast 1 Milliarde Euro sein, die wir 
in den Schulbau investieren. Das ist dringend notwendig 
und an diesem Fahrplan werden wir auch in den nächs-
ten Legislaturperioden dringend festhalten müssen, damit 
sich die Bedingungen an unseren Schulen weiter deutlich 
verbessern. Wir investieren außerdem auch mehr in 
Kultur, auch in Wissenschaft und Hochschule. Der neue 
Hochschulpakt wird gerade auf den Weg gebracht. Auch 
dort sind für alle Universitäten und Fachhochschulen 
deutlich mehr Gelder vorgesehen. 
 
Und damit wird natürlich die Diskussion über die Finan-
zierung der Bildung nicht zu Ende sein. Auch in Zukunft 
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werden wir weiter mindestens über die Lehrerausbildung, 
über die Hochschulpolitik, wir werden, so kennt man 
es ja von vielen Parteitagen auch, über das Azubi- und 
Studententicket – es ist auf unserem Parteitag beschlos-
sen, bei vielen anderen auch in der Diskussion –, dar-
über werden wir diskutieren. Wir werden weiter über die 
Attraktivität des Lehrerberufs diskutieren. Ich glaube 
aber, wir machen als Koalition und als Parlament hier 
heute einen wichtigen Schritt in der Bildungspolitik für 
Mecklenburg-Vorpommern, und deshalb wünsche ich 
mir eine breite Zustimmung zu diesem Paket. – Vielen 
Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Reinhardt. 

 
Das Wort hat jetzt für die Landesregierung die Ministerin 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur Frau Martin. 
 
Ministerin Bettina Martin: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich 
hatte mich gemeldet, um auch noch mal so ein paar 
Punkte klarzustellen, die jetzt in der Debatte aufgeploppt 
sind, das möchte ich machen. 
 
Ich möchte mich ausdrücklich bedanken bei meinen bei-
den Vorrednern, die auch das 200-Millionen-Schulpaket 
noch mal hervorgehoben haben und die einzelnen Punk-
te ja erläutert haben, was wir da an Spielräumen gewon-
nen haben. Ich möchte das noch mal betonen, wir wer-
den in den nächsten vier Jahren erhebliche Spielräume 
dazugewinnen. Und mir ist es wichtig zu sagen, dass wir 
spürbare Verbesserungen damit vor Ort erreichen wer-
den. Hinzu kommt, wir werden rund 110 Millionen Euro 
haben für den DigitalPakt, um auch da in den Schulen 
Verbesserungen im Bereich Digitales hervorzuheben, 
herbeizuführen. Wir werden Schulbauinvestitionen täti-
gen können, also wir werden einen wirklichen Schritt 
nach vorne gehen für die Schulen.  
 
Und da möchte ich jetzt auch noch mal betonen, es geht 
hier um die Kinder und die Jugendlichen in den Schulen, 
damit wir die beste Bildung, die wir erreichen können für 
die nachfolgenden Generationen, in unseren Schulen 
auch bieten können, denn darum geht es, um die Kinder 
und Jugendlichen. Da zu sagen, das wäre nicht genug, 
gar nichts und wir würden überhaupt gar nichts damit 
erreichen, glaube ich, ist nicht der richtige Ansatz und der 
wird uns sicherlich nicht weiterhelfen. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Es geht aber nicht um Glauben.) 

 
Ich möchte noch mal dabei darauf eingehen, was uns vor 
allen Dingen wichtig ist. Die Ministerpräsidentin hat es 
vorhin erwähnt, wir werden in den nächsten rund zehn 
Jahren rund 80 Prozent der Lehrerinnen und Lehrer in 
den Ruhestand schicken. Es muss jetzt uns allen ge-
meinsam darum gehen, genügend gut ausgebildete 
Lehrkräfte in unsere Schulen zu kriegen für die Kinder in 
den Klassen. Und darum geht es uns unter anderem in 
unserem Schulpaket. Das ist einer der wichtigsten 
Schwerpunkte für die Bildungspolitik der nächsten Jahre: 
Lehrkräfte gewinnen, Lehrkräfte in unseren Schulen 
halten und neue, gute, gut qualifizierte Lehrerinnen und 
Lehrer ausbilden an unseren Universitäten. Dort werden 
wir zusätzlich Qualität reinbringen, in den Universitäten, 

sowohl in Rostock als auch in Greifswald. Wir werden 
zusätzlich Grundschulpädagogik einrichten als Studien-
fach in Greifswald. Wir werden also Kapazitäten erhöhen. 
Ich halte das für sehr wichtig. 
 
Ein anderer Schwerpunkt dieses Schulpaketes ist es 
auch, dass wir die Schule als Arbeitsort für die Lehrkräf-
te, aber natürlich vor allen Dingen als Lernort für die 
Kinder qualitativ verbessern werden. Wir haben viele 
Maßnahmen geplant, die die Schule unterstützen wer-
den, auch in dem Bereich Inklusion. 
 
Ich möchte da kurz auf das eingehen, was Frau Rösler 
vorhin sagte, dass es eine Forderung gab von der LINKEN 
zum Thema „80 zusätzliche Stellen für Inklusion“. Diese 
80 Stellen wird es geben im Bereich Inklusion im Schul-
paket. Wir werden dort zusätzliche Modellversuche, Mo-
dellprojekte für all die Schulen ermöglichen – über zu-
sätzliche Stellen –, die sich auf den Weg machen, Inklu-
sion stärker zu fördern und stärker zu leben in den 
Schulen, und wir werden auch noch darüber hinaus zu-
sätzliche Stellen schaffen im Bereich emotional-soziale 
Entwicklung, um dort ganz spezielle Fördermöglichkeiten 
zu entwickeln. Also da machen wir uns auf den Weg, das 
ist im Paket drin. 
 
Ich möchte aber auch noch mal einen Punkt sagen zu 
dem wichtigen Thema, das wir jetzt schon gehört haben, 
dass wir die Grundschullehrerinnen und -lehrer besser 
bezahlen werden. Wir sagen da immer, wir heben sie 
einmal an auf A13/E13. Das ist bundesweit wirklich, 
damit verschaffen wir uns einen großen Wettbewerbsvor-
teil, um auch Lehrkräfte für uns zu gewinnen im Land. 
Aber ich möchte es mal ausformulieren, was das bedeu-
tet für die Lehrerinnen und Lehrer. Sie werden nämlich 
monatlich bis zu 500 Euro mehr im Geldbeutel haben. 
500 Euro monatlich, das ist schon eine Hausnummer. Bei 
den Tarifbeschäftigten sind es sogar bis zu 600 Euro 
monatlich mehr. Das ist eine große Anerkennung für die 
wichtige Arbeit von GrundschullehrerInnen im Primarbe-
reich, das kann sich sehen lassen. Und ich möchte wirk-
lich hier betonen, da zu sagen, das reicht nicht, das ist 
nichts – ich muss mich da sehr wundern. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und dann höre ich auch gleich auf, ein letzter Punkt noch 
zu den Klassengrößen. Wir haben eben gehört, dass 
angeblich Mecklenburg-Vorpommern die größten Klas-
sen haben soll im Bundesvergleich. 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Das ist einfach schlichtweg falsch. Es gibt eine ganz 
aktuelle Bildungsstudie, die ist vor wenigen Wochen 
rausgekommen, das ist der Bildungsindikator 2019. Da 
werden die Klassengrößen verglichen. Da liegen wir im 
Primarbereich bei 20,1 – das ist jetzt eben ein Durch-
schnittswert –, 20,1 Schülerinnen und Schüler in einer 
Klasse. Im bundesweiten Durchschnitt sind es 20,9. Wir 
sind also unter dem Bundesdurchschnitt. Und im Se-
kundarbereich I sieht es noch besser aus. Da ist der 
bundesweite Schnitt 23,9 und wir liegen bei 21 Schüle-
rinnen und Schülern pro Klasse. Also ich möchte doch 
sagen, allen, die sich dafür interessieren und darüber 
gerne öffentlich sprechen möchten, können das tun. 
Diese Studie ist öffentlich zugänglich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
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Ja, ich freue mich darüber, dass wir dieses Schulpaket 
gemeinsam auf den Weg bringen. Und ich sage dieses 
Wort „gemeinsam“ ganz bewusst, weil ich der festen 
Überzeugung bin, dass Bildungspolitik ein Bereich ist, wo 
wir Politikerinnen und Politiker sehr gut daran täten, da 
gemeinsam an einem Strang zu ziehen. Ich finde es sehr 
wichtig und eine sehr gute Erfahrung, die hier im Land 
gemacht worden ist, dass wir einen Inklusionsfrieden 
geschlossen haben. Da sind wir mit gutem Beispiel vo-
rangegangen. Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, und das haben jetzt schon zwei Rednerinnen 
und Redner gesagt. Die Kinder, aber auch die Eltern 
interessieren sich überhaupt gar nicht dafür, worüber wir 
uns streiten und was wir uns hier so gegenseitig an den 
Kopf werfen. Die wollen, dass die Schulen gut sind, dass 
das funktioniert in den Klassen und in den Schulen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist es.) 
 
Deswegen hoffe ich sehr, dass wir Bildungspolitik nicht 
missbrauchen und funktionalisieren, sondern gemeinsam 
miteinander ein gutes Schulsystem weiterentwickeln, und 
freue mich darauf. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Ministerin. 

 
Das Wort hat noch einmal für die Fraktion der CDU Herr 
Renz. 
 

 (Zuruf von Marc Reinhardt, CDU) 
 
Torsten Renz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muss das 
noch mal verstärken, was mein Kollege Reinheit gesagt 
hat in Richtung Opposition. Reinhardt, Entschuldigung! 
 

(allgemeine Heiterkeit –  
Zurufe aus dem Plenum: Reinheit!) 

 
Wenn das jetzt sozusagen kriegsentscheidend war,  
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Reinheit ist auch gut!) 

 
dann nehme ich das mit größtem Bedauern zurück und 
sage noch mal ausdrücklich, mein geschätzter Herr Kol-
lege Reinhardt. 
 

(Marc Reinhardt, CDU: 
 Sehr gut, ja, richtig!) 

 
In Richtung der Opposition:  
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Meier.) 
 
Das ist hier für mich im Prinzip eine Bankrotterklärung, 
Herr Koplin.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Was denn?) 
 
Ja, das ist wahrscheinlich das richtige Wort.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Was denn jetzt?) 
 
Also wir machen jetzt einen Doppelhaushalt, auch mit 
Blick auf 2021 – ich höre ja, Sie wollen sich auch wieder 

der Wahl stellen –, und Sie stellen hier nicht mal mehr 
Redner, in dem Thema schlechthin für die Zukunft! 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Haben Sie denn nicht  

zugehört, Herr Renz?!) 
 
Im bildungspolitischen Bereich … 
 
Ich habe sehr gut zugehört. 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Das war uns so wichtig, dass wir es in 
die Generaldebatte eingebracht haben,  

weil es ein Schwerpunktthema ist.) 
 
Im bildungspolitischen Bereich kommt von Ihnen nichts. 
Und wenn das tatsächlich so ist, dass bei Ihnen die Last 
auf eine Schulter verteilt ist und diese Schulter dann nicht 
da ist oder die beiden Schultern, also dann ist das wirk-
lich traurig. Da sollten Sie noch mal schauen, wie Sie 
sich da perspektivisch aufstellen!  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Haben Sie vorhin nicht zugehört, 

 als Frau Rösler gesprochen hat?) 
 
Aber das ist einfach zu wenig. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der CDU und AfD) 

 
Insofern muss ich ja jetzt schon fast wieder den Job der 
Opposition hier mit übernehmen,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
weil es mir dann doch auch noch mal wichtig ist,  
 

(Franz-Robert Liskow, CDU:  
Aber nur fast, was?) 

 
dass später Sie vielleicht in Pressemitteilungen – das ist 
ja das Medium, was Sie dann auch nutzen können, wenn 
Sie sich zurückziehen in Ihre Schreibstube –, dass Sie 
uns vielleicht vorwerfen, dass wir hier alles schönreden. 
 
Deswegen ist es mir noch mal wichtig, ausdrücklich zu 
betonen, wie wichtig es war, dass zu Beginn dieses Jah-
res die Koalitionäre in Verhandlungen sich auf den Weg 
gemacht haben und gesagt haben, das Zukunftsfeld 
Bildung bedarf zusätzlicher Gelder. Das fiel dann so 
ungefähr in die Zeit mit dem Dienstantritt der neuen Mi-
nisterin in den Mai, dass wir uns dann geeinigt hatten, 
und sie durfte das ja dann verkünden, dass sie es durch-
gesetzt hat, dass wir jetzt 200 Millionen zusätzlich zur 
Verfügung stellen. Das war eine gute und richtige Ent-
scheidung,  
 

(Thomas Krüger, SPD: Genau.) 
 
dass wir das als Koalitionäre hier auf den Weg bringen. 
Das ist noch mal wichtig, das an dieser Stelle zu sagen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU –  

Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Jetzt gehöre ich ja zu denen, ...  
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Frau Bernhardt signalisiert gerade, dass sie das auch so 
sieht.  
 
... die hier versuchen, auch ein bisschen Realismus an 
den Tag zu legen.  
 

(Heiterkeit bei Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
Wir können natürlich von 200 Millionen immer wieder 
sprechen, aber ich glaube, es gehört zur Wahrheit immer 
wieder dazu, zu sagen, es sind 50 Millionen pro Jahr. 
Und dann gehört es auch zur Wahrheit dazu, dass von 
diesen 50 Millionen 18 Millionen verwendet werden 
müssen/dürfen – wie auch immer Sie das sehen – für die 
Gehaltszahlungen der Grundschullehrer. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Als Steigerung.) 
 
18 Millionen von 50 Millionen gehen dafür sozusagen 
buchungstechnisch dann drauf. Und jetzt könnten wir 
natürlich stundenlang diskutieren, was es bringt, was es 
nicht bringt mit dieser Gehaltserhöhung.  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD:  
Das hatten wir jetzt schon.) 

 
Frau Ministerin hat hier ausgeführt, dass es ja für den 
Einzelnen dann 600 Euro mehr sind. Das ist auch gut so. 
Wir werden aber auch als Politiker draußen damit kon-
frontiert, dass uns diese Leute sagen, ja, über Jahre 
hinweg habt ihr uns meinetwegen 600 Euro zu wenig 
gegeben. Dem müssen wir uns auch stellen. Deswegen 
ist es eine richtige Entscheidung, dass wir es jetzt ma-
chen. Dann gehört es aber auch realistisch immer dazu, 
einen Vergleich mit anderen Bundesländern heranzufüh-
ren. Dann hören sich die 600 Euro gut an. 
 
Ich wurde jetzt gerade am Wochenende konfrontiert von 
Gymnasiallehrern, die sagen, wir kriegen 200/300 Euro 
weniger als in anderen Bundesländern. Also ich will 
Ihnen ganz ehrlich sagen, ich hätte fast die Wette verlo-
ren. Dann habe ich da reingeschaut und dann ist es 
tatsächlich so. Die liegen bei den Einstiegsvergütungen 
im A13-Bereich bei, sagen wir mal, vielleicht circa 4.000 
und wir bei 3.800. Da war ich dann erst mal etwas 
stutzig. Die Situation konnte ich jetzt auch nicht gleich 
abschließend auflösen. Aber ich finde, das gehört immer 
zur realistischen Diskussion mit dazu.  
 
Und deswegen ist es mir wichtig, auch noch mal dieses 
Thema aufzurufen. Nämlich, wenn wir diese 18 Millionen 
zu Recht zur Verfügung stellen, dann bedeutet das aus 
meiner Sicht – das können andere anders sehen – keine 
Verbesserung in der Bildungsqualität in dem Sinne, weil 
die Leute zu Recht sagen, uns steht das Geld zu. Und 
Sie wissen, wie das psychologisch ist mit Gehaltszahlun-
gen. In zwei/drei Monaten werden die sich nicht mehr 
rund um die Uhr freuen und sagen, ich bin jetzt noch 
engagierter. Nein, ihnen steht das Geld zu und es ist für 
die Qualitätsverbesserung nur bedingt anrechenbar. Das 
heißt, bei diesen 50 Millionen geht ein großer Teil zu 
Recht dafür drauf, das will ich also noch mal betonen. 
Aber aus meiner Sicht – aber ich glaube, da sind wir uns 
bei den Koalitionären auch einig – müssen wir perspekti-
visch sehen, dass wir in diesem Bereich weiterkommen, 
im Bildungsbereich, mit weiteren Investitionen.  
 
Und ich glaube, ein ganz wichtiger Punkt wird sein – Herr 
Reinhardt hat das angesprochen – die Abminderungs-

stunden. Da kann man natürlich jetzt sagen, wir haben 
vorher, oder das ist ja immer noch Bestand, mit 57 Jah-
ren gibt es eine Abminderungsstunde und ab dem  
60. Lebensjahr zwei. Jetzt haben wir es auch durchge-
setzt, dass sozusagen ab 63 das neu eingezogen wurde 
mit vier Stunden. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, wenn ich 
mit den Leuten vor Ort spreche, dann sagen die, ich bin 
63, ich will jetzt in den Ruhestand gehen. Die Frage ist, 
ob diese Maßnahme ausreichend ist, um diese qualifi-
zierten Lehrer im System zu halten.  
 
Und weil vorhin so die Zwischenfrage an mich gestellt 
wurde, ob das möglicherweise auch für andere Politikbe-
reiche gelten sollte, da sage ich Ihnen, meine persönliche 
Auffassung ist ganz klar: Ja. Ob das im Polizeibereich 
oder wo sonst auch immer als mögliche Maßnahme in 
Betracht kommt, sollten wir darüber diskutieren, weil das 
sind nämlich Fachkräfte. Und wenn es dazu führt, ob wir 
nun auf sechs oder acht Stunden zurückgehen, dass die 
ausgebildeten Kräfte im System bleiben, uns erhalten 
bleiben mit ihrer Lebenserfahrung, dann ist das eine gute 
und richtige Investition. Das führt nämlich mathematisch 
auch dazu, dass die Anzahl der Seiteneinsteiger – gegen 
die ich persönlich inzwischen nicht mehr so viel habe –  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
nicht noch mehr prozentual ansteigt. Inzwischen ist es 
schon jeder Dritte. Und wenn wir diese Pensionierungs-
welle vor uns haben und die Leute mit 63 alle in den 
Ruhestand gehen, dann wird das, bezogen auf die Quali-
tätsverbesserung vor Ort, eher negative Auswirkungen 
haben.  
 
Deswegen sage ich ganz klar, lassen Sie uns auch 
weiter in der Koalition und, wenn Sie dann auch wieder 
redetechnisch bereit sind, einzusteigen als Opposition im 
Bildungsbereich, 
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Das werden wir  
gleich machen. Bleiben Sie mal ganz ruhig!) 

 
arbeiten Sie ohne Weiteres mit an diesem Thema Bil-
dung! 
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Lassen Sie uns beim Thema Bildung weiter die Fahrt, 
die wir jetzt aufgenommen haben, Frau Ministerin, weiter 
in die Zukunft transportieren, für die Kinder in unserem 
Land! – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU –  
Andreas Butzki, SPD: Du hast aber eine  

schöne Oppositionsrede gehalten!) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Renz. 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat noch einmal um das Wort 
gebeten, und zwar in Person von Frau Kröger. 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Liebe Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Also diese arrogante 
Grundhaltung, die Sie hier zutage bringen, kann ich 
überhaupt nicht nachvollziehen, ehrlich gesagt. Ich war ja 
bedauerlicherweise im Bildungsausschuss nicht dabei, 
als unsere zahlreichen Änderungsanträge zum Bereich 
Bildung, sagen wir mal, diskutiert wurden. Das heißt, wir 
haben sie eingereicht, zum Großteil wollten Sie sich gar 
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nicht äußern, wollten überhaupt keinen Kommentar ab-
geben. Frau Oldenburg musste mehrfach nachfragen, 
und dann kam nur sehr, sehr dünn etwas und am Ende 
haben Sie alles abgelehnt. Und ich finde, das kann man 
auch noch mal selbstkritisch reflektieren, wenn man sich 
hier hinstellt und der Meinung ist, DIE LINKE hätte keine 
Position zur Bildung, liebe Kolleginnen und Kollegen.  
 
Sie haben den Bildungsaufstand jetzt schon  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Abgesagt!) 
 
mehrere Male erwähnt,  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Abgesagt!) 
 
dazu möchten wir natürlich gerne sprechen. Offensicht-
lich interessiert Sie dieses Thema ja  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Nicht wirklich.) 
 
und bewegt es Sie auch.  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Ja, im Sinne der Bürger, ja.) 

 
Das freut uns natürlich sehr. Sie sind im Übrigen alle 
herzlich eingeladen, Ihre Unterschrift zu leisten für diese 
Volksinitiative.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Das wäre mal ein aktiver Posten.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Im Übrigen, Herr Renz, besonders Ihr Auftreten fand ich 
hier besonders daneben, ehrlich gesagt.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das macht nichts.) 
 
Wenn Sie der Kollegin Frau Rösler zugehört hätten,  
 

(Torsten Renz, CDU: Habe ich, habe ich.) 
 
sie hat nämlich zum Bildungsbereich gesprochen,  
 

(Marc Reinhardt, CDU:  
Kommen auch noch Inhalte oder ...?) 

 
hat dort schon Etliches erwähnt, aber das ist Ihnen offen-
sichtlich entgangen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das andere  
war die Grundsatzdebatte.  

Frau Rösler hat nur vorgelesen, was 
 Frau Oldenburg ihr aufgeschrieben hat.) 

 
Fangen wir an mit dem großen Thema Unterrichtsausfall: 
Das ist ja was, worüber Sie nicht so gerne sprechen, weil 
statt Mathe mit Frau Meier gibt es ja regelmäßig Stillbe-
schäftigung. 15.000 Unterrichtsstunden sind ausgefallen, 
und das allein in diesem Schuljahr. Ich finde, das ist 
schon eine sehr dramatische Situation. Da fehlen hau-
fenweise Lehrkräfte. Das führt natürlich auch zu einer 
Mehrbelastung aller anderen Kolleginnen und Kollegen.  
 
Besonders dramatisch ist die Situation an den Berufs-
schulen. Auch hier steigt jedes Jahr der Unterrichtsaus-

fall. Viele Auszubildende brechen ihre Ausbildung ab 
oder fallen am Ende durch die Prüfung. Deshalb der 
Vorschlag des Vertretungsbudgets, Sie haben es ja 
selbst schon erwähnt, ein Budget für Vertretungen in 
Höhe von einer Unterrichtsstunde pro Lehrkraft. Lehre-
rinnen und Lehrer arbeiten dann nicht mehr 27 Stunden 
pro Woche im Unterricht, sondern 26. Somit stünde pro 
Lehrkraft eine Stunde für den Vertretungsunterricht zur 
Verfügung. Diesen Vorschlag haben wir gemacht und 
werden ihn weiter machen, ebenso den Vorschlag, die 
Klassen zu verkleinern, denn guter Unterricht sollte 
Schülerinnen und Schülern genug Zeit zum Lernen und 
Üben geben. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Frau Kröger, gestatten Sie 

eine Zwischenfrage von Herrn Renz? 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Nein. Herr Renz, jetzt 

haben Sie mich aufgefordert, endlich zur Bildung zu 
reden. Das würde ich dann auch gerne in Ruhe tun. 
Wenn hinterher noch Zeit ist, können Sie gerne nachfra-
gen.  
 
Schülerinnen und Schüler brauchen Zeit zum Lernen und 
Üben, und genauso sind natürlich auch Lehrkräfte wich-
tig, die sich um diese Schülerinnen und Schüler dann 
auch kümmern. Aber wenn die Klassen zu groß sind, ist 
beides eben nicht mehr möglich. Für Kinder und Jugend-
liche, die es besonders schwer haben in der Schule, die 
auch noch mehr Unterstützung brauchen, da ist dann 
Unterricht am späten Nachmittag auch nicht sonderlich 
hilfreich, sondern belastend. Deshalb müssen die Klas-
sen geteilt werden, wenn sie zu groß sind. Die 26. Schü-
lerin beziehungsweise der 26. Schüler eines Jahrgangs 
sollte die Klasse hier teilen.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Aber wo wollen  
Sie die Lehrer hernehmen, Frau Kollegin?) 

 
Somit lernen maximal 25 Kinder zusammen. Und ich 
denke, genau das ist auch das, worauf es dann an-
kommt. 
 
Dann gerne noch zu unseren Anregungen in Bezug auf 
Mathe und Deutsch: Bis 1990 erhielten die Kinder in 
der 1. bis zur 4. Klasse durchschnittlich 13 Stunden 
Deutschunterricht. Auch hier regierte dann der Spar-
zwang. Statt 13 Stunden sind es inzwischen nur noch 
4 beziehungsweise 5 Wochenstunden. 2009 war der 
Einschnitt besonders stark. In der 7. bis zur 10. Klasse 
fielen hier 4 Wochenstunden Deutsch weg. Im Fach 
Mathematik strich man 5 Stunden und im gesellschafts-
wissenschaftlichen Aufgabenfeld waren es sogar 7. Übri-
gens, bei den Fächern, die Ihnen ja offensichtlich immer 
so wichtig sind – Stichwort MINT –, fiel die Kürzung sogar 
mit 8 Wochenstunden am größten aus. Zählen wir das 
alles zusammen, sind den Schülerinnen und Schülern 
der Jahrgangsstufen 7 bis 10 960 Unterrichtsstunden 
gestrichen worden. Ich finde, das ist eine dramatische 
Situation. Auch da muss sich etwas ändern. 
 
Und jetzt kommen wir zu den Lehrkräften, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: A13 für Grundschülerinnen und Grund-
schüler, natürlich ist das etwas, was wir unterstützen. 
 

(Zurufe aus dem Plenum: Lehrer!) 
 
Lehrer – wobei, für Grundschüler, das wäre ja auch mal 
ein Ansatz.  
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(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Für Grundschullehrerinnen und Grundschullehrer. Das ist 
der richtige Weg, ist aber auch für uns nichts Neues, 
fordern wir auch schon seit Jahren.  
 

(Karsten Kolbe, DIE LINKE: Geht es 
hier um Kindergrundsicherung?) 

 
Da freut es uns, dass der stete Tropfen auch Ihren Stein 
gehöhlt hat und Sie jetzt diese Forderung übernommen 
haben.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Tilo Gundlack, SPD: Ach mein Gott!  

Wie armselig!) 
 
Herzlichen Glückwunsch, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Das ändert aber nichts daran, dass Mecklenburg-
Vorpommern tausend Lehrkräfte zusätzlich braucht, nur 
dann kann der Unterricht sowie auch die Ausbildung der 
Lehrerinnen und Lehrer hier verbessert werden.  
 
Und natürlich möchten wir auch den älteren Kolleginnen 
und Kollegen, die gern früher aus ihrem Berufsleben 
aussteigen möchten, dieses auch möglich machen. Das 
ist nicht zum Nulltarif zu haben, gar keine Frage. Sie 
müssen den Ernst der Lage erkennen, das Geld in die 
Hand nehmen, denn noch – und da helfen auch neue 
Untersuchungen nichts – bleiben wir Schlusslicht im 
Bildungsranking der Länder. Das ist ein Fakt.  
 
Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die die Schule 
oder aber ihre Ausbildung abbrechen, wird nicht sinken 
und Lehrkräfte werden nicht nach M-V kommen, wenn 
wir hier nicht einen grundlegenden Wandel herbeiführen. 
Und die Ausrede, die wir ja auch immer wieder hören, 
überall in Deutschland würden Lehrkräfte fehlen, das hilft 
uns auch nicht und verbessert auch im Schulwesen 
nichts.  
 
Ich hoffe, dass diese paar wenigen Punkte zu unseren 
Forderungen im Bildungsbereich zumindest ansatzweise 
das aufgreifen, was nicht nur Frau Oldenburg, sondern 
DIE LINKE im Landtag Mecklenburg-Vorpommern seit 
vielen Jahren skandalisiert im Bildungsbereich und … 
 

(Egbert Liskow, CDU: Was?!) 
 
Allerdings ist es so!  
 

(Zuruf von Andreas Butzki, SPD) 
 
Ich sitze ja noch nicht so lange im Landtag, weiß aber 
sehr wohl, wie häufig wir auch in der Fraktion über dieses 
Thema sprechen, uns dazu austauschen. Und ich bin mir 
ziemlich sicher, dass Ihnen das im Zuge Ihrer Wahlkreis-
arbeit ähnlich geht, wenn Sie vor Ort unterwegs sind. 
Auch in Rostock ist die Situation ja inzwischen so, dass 
man von vielen Eltern angesprochen wird, gerade in 
Bezug auf den Unterrichtsausfall, gerade in Bezug auf 
den Mangel an Lehrerinnen und Lehrern. Ich kenne das 
selbst aus dem familiären Umfeld auch.  
 
Und die Mehrbelastung steigt ja. Wir haben das große 
Thema Inklusion, haben wir im Bildungsausschuss auch 
schon drüber gesprochen. Was die Weiterbildung der 
Lehrerinnen und Lehrer angeht, da ist ja jetzt noch mal 
der Zeitraum gestreckt worden, weil die Herausforderung 

so groß ist. Dann kommt das große Thema Digitalisie-
rung. Lehrerinnen und Lehrer müssen sich weiterbilden, 
Schulen müssen entsprechend ausgestattet werden. Und 
zurzeit haben, glaube ich, viele Kolleginnen und Kollegen  
 

(Thomas Krüger, SPD: Der DigiPakt läuft.) 
 
eher das Gefühl, überlastet zu sein, als von Ihnen unter-
stützt zu werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
 
Herr Renz, wenn es mir jetzt möglich ist, versuche ich 
das gerne. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Frau 

Kröger! Gestatten Sie jetzt die Zwischenfrage? (Zustim-
mung) 
 
Herr Renz, bitte schön. 
 
Torsten Renz, CDU: Vorbemerkung: Frau Kröger, Sie 

haben aus meiner Sicht zu Recht ausgeführt, Berufs-
schulen – Handlungsbedarf. Jetzt meine Frage: Ich habe 
mir Ihre Änderungsanträge angeschaut,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Das ist ja schon mal was!) 

 
Sie haben zu allen Schularten Änderungsanträge ge-
stellt, zum Beispiel den Klassenteiler dann auf 26 zu 
setzen – für alle Schularten, nur für die Berufsschulen 
nicht. Könnten Sie das mal inhaltlich begründen, warum 
Sie da nicht antragstechnisch aktiv geworden sind? 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: In Bezug auf die Berufs-

schulen? Das ist noch gar nicht lange her, Herr Renz, da 
haben wir uns mit dem Bereich Berufsschulen sehr in-
tensiv befasst als Fraktion DIE LINKE. Wir haben zu dem 
Thema auch eine Tour durchs Land gemacht, haben 
Berufsschulen und Einrichtungen besucht, haben dazu 
dann auch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit gemacht. 
Ob das Thema im Bildungsausschuss dann auch Thema 
war, das weiß ich jetzt nicht. Meines Wissens gab es auf 
jeden Fall von unserer Seite dazu auch ein Forderungs-
papier. Aber ich glaube, wenn wir über die Berufsschulen 
reden, lieber Herr Renz, dann sollten gerade Sie als 
Vertreter der Landesregierung ganz vorsichtig sein, 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Was?!) 
 
denn da sind Sie diejenigen, die im Glashaus sitzen.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Er ist doch  
kein Vertreter der Landesregierung!) 

 
Denn wenn hier jemand die Berufsschulen zentralisiert 
hat, das heißt, auch zusammengestrichen hat, dann war 
das die SPD-CDU-Regierung, und da fangen die Prob-
leme ja an. Und das merken wir an unseren Auszubil-
denden ja auch, die jetzt weitere Strecken zu fahren 
haben und dadurch ja auch eine höhere Belastung ha-
ben. Also ich glaube, die Stärkung der Berufsschulen ist 
jetzt nicht zuallererst Ihr Handlungsfeld gewesen in den 
letzten Jahren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Kröger.  

 
Gestatten Sie eine weitere Nachfrage von Herrn Renz? 
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Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Bitte. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Herr Renz. 

 
Torsten Renz, CDU: Danke, Frau Kröger.  

 
Heißt das, ich soll schlussfolgern, dass aufgrund Ihrer 
Rundreise beim Thema Berufsschulen es dazu geführt 
hat, dass Sie keinen Handlungsbedarf sehen, bei der 
Haushaltsdiskussion zum Thema Berufsschule einen 
konkreten entsprechenden Antrag zu stellen? 
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Das ist die  
falsche Schlussfolgerung. Das ist doch die  
falsche Schlussfolgerung, die Sie ziehen!) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte schön. 

 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Nein, Herr Renz, da 

ziehen Sie natürlich die falschen Schlussfolgerungen. 
Was ich damit zum Ausdruck bringen wollte, ist, wir ha-
ben einen Haushaltsentwurf von Ihnen bekommen, mit 
diesem Haushaltsentwurf setzen wir uns auseinander. 
Und die Fraktion DIE LINKE hat ja nun zahlreiche Ände-
rungsanträge zu den unterschiedlichsten Bereichen ge-
stellt. Hätten wir jetzt versucht, zu allen Themenberei-
chen des Landeshaushaltes alle Änderungen zu bean-
tragen, 
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Wäre es auch falsch gewesen.) 

 
die wir hätten anders machen wollen, wäre es wahr-
scheinlich klüger gewesen, einfach einen zweiten Haus-
halt zu schreiben.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Das ist richtig.) 

 
Dann hätten wir uns noch weniger Arbeit gemacht.  
 

(Manfred Dachner, SPD: Das ist jetzt  
eine Ausrede, eine billige Ausrede.) 

 
Aber da ja die Erfahrung im Umgang mit unseren Ände-
rungsanträgen ziemlich dünn ist, weil in der Regel lehnen 
Sie die ja alle ab – und das haben Sie beim letzten Mal 
auch so gemacht –, konzentrieren wir uns als Fraktion 
natürlich auch auf bestimmte Schwerpunkte.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Dazu  
gehören die Berufsschulen nicht.) 

 
Und deshalb liegt zu diesem Bereich kein Änderungsan-
trag vor, Herr Renz, und nicht, weil uns das Thema nicht 
interessieren würde. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Frau Kröger, Sie scheinen 

offensichtlich sehr gefragt zu sein. Gestatten Sie eine 
weitere Nachfrage von dem Abgeordneten Herrn Butzki? 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Wenn ich Sie denn … 

Bitte. 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Herr Butzki. 

 
Andreas Butzki, SPD: Ja, vielen Dank. 

Ich gehe davon aus, dass Sie der Rededebatte aufmerk-
sam gefolgt sind. Ich denke, Sie erkennen auch an, dass 
die Landesregierung eine ganze Menge finanziert im 
Bildungsbereich, auch zusätzlich. Woher wollen Sie jetzt 
Ihre zusätzlichen Forderungen finanzieren? Wo wollen 
Sie streichen? 
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE, und 
Jeannine Rösler, DIE LINKE:  

Aus dem Haushalt!) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Frau Kröger. 

 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Ja, Herr Butzki, natürlich 

ist es so, dass Sie im Bildungsbereich Entscheidungen 
getroffen haben, die wir auch zu würdigen wissen. Also 
die Budgets haben Sie ja vorhin genannt, dazu noch die 
Infrastrukturmaßnahmen, und das sind auch Dinge, die 
ich jetzt persönlich sicherlich nicht kleinreden will. Ich 
denke aber auch, wenn wir uns den Bildungsbereich 
anschauen und auch die Themenpunkte, die ich jetzt 
noch mal aufgelistet habe, dass der Finanzbedarf noch 
deutlich größer wäre. Und das ist dann eine Frage von 
politischer Schwerpunktsetzung.  
 
Wenn Sie uns ernsthaft in die Haushaltsverhandlungen 
miteinbeziehen würden, dann könnten wir darüber natür-
lich auch ganz anders diskutieren, ob wir die Schwer-
punkte dann bei Kita, Kinder und Jugend setzen oder ob 
wir sie auf den Bereich Bildung erweitern oder aber viel-
leicht im Bereich Nahverkehr, weil ich glaube, auch da 
sind wir uns einig, dass, wenn man den Nahverkehr im 
Land deutlich verbessern will, dass auch da ein deutlich 
größerer Schluck aus der Pulle notwendig wäre.  
 
Und natürlich muss man sich dann über die Mittelverteilung 
verständigen. Aber so knapp ist der Haushalt ja nun auch 
nicht aufgestellt, also Sie können Ihre Vorhaben ja auch 
finanzieren – wir würden da als LINKE vielleicht andere 
Schwerpunkte setzen –, und eine Finanzierungslösung 
findet man, wenn man will. Dass Ihnen das auch immer 
gelingt, zeigt ja am allerbesten der Strategiefonds. Wenn 
Sie Geld brauchen, finden Sie ja auch immer welches. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-

nete. 
 
Gestatten Sie noch eine weitere Nachfrage? 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Bitte. 

 
(Der Abgeordnete Andreas Butzki  

spricht bei abgeschaltetem Mikrofon.) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment!  

 
Gestatten Sie noch eine weitere Nachfrage? Frau Kröger? 
 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Ach so! Ja, natürlich. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Herr Butzki. 
 
Andreas Butzki, SPD: Aber die Frage ist nicht beantwor-

tet, die Frage: Woher sollen die zusätzlichen Mittel kom-
men? Also wir sind schon an die Schmerzgrenze gegan-
gen und ich hatte auch die Zahlen ungefähr gesagt,  
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(Karsten Kolbe, DIE LINKE: Haben  
Sie denn die Änderungsanträge  

nicht gelesen, Herr Butzki?) 
 
was die Änderungsanträge im Bildungsausschuss gekos-
tet hätten. Wo würden Sie wegnehmen jetzt? Ich höre 
immer bloß: Mehr, mehr, mehr.  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Das steht in den Änderungsanträgen!) 

 
Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Ja, das ist jetzt natürlich 

eine einfache Situation für Sie, Herr Butzki, wenn ich hier 
vorne stehe, um den Redebeitrag zu übernehmen, jetzt 
von mir eine Haushaltsstelle hören zu wollen. Die kann 
ich Ihnen nicht geben – das wäre, glaube ich, auch etwas 
unseriös –,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Das steht in den Änderungsanträgen.) 

 
sondern das Einzige,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Änderungsanträge lesen!) 

 
was ich Ihnen sagen kann, ist, dass aus unserer Sicht, 
so, wie Sie den Haushalt aufgestellt haben, so, wie Sie 
ihn behandelt haben, genug Mittel im Haushalt des Lan-
des vorhanden sind. Dass man Schwerpunkte setzen 
muss, ist unstrittig. Dass wir uns dann vielleicht gemein-
sam politisch an anderer Stelle auch anders entschieden 
hätten, ist auch unstrittig.  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der SPD: 
Wo denn?) 

 
Aber aus unserer Sicht ist der Bildungsbereich der 
Bereich, in den wir ganz massiv investieren müssen. 
Wir haben uns ja heute auch schon mal über die Wirt-
schaft unterhalten und über Nachwuchskräfte im Land. 
Und wenn wir da als Mecklenburg-Vorpommern uns 
anders aufstellen wollen, dann müssen wir an die Schu-
len, dann müssen wir mehr Lehrkräfte einstellen und das 
Problem nicht nur über Seiteneinsteiger/-innen lösen, 
sondern dann sollte Bildung einer der großen Schwer-
punkte sein.  
 
Sie haben einen Anfang genommen, mit den Mitteln, 
die Sie jetzt eingestellt haben. Das reicht aber aus 
unserer Sicht nicht. Und das nächste Mal, wenn Sie 
den Haushalt aufstellen, beziehen Sie uns doch gerne 
ehrlich und auf Augenhöhe in die Haushaltsverhand-
lungen mit ein, und dann, bin ich mir sicher, finden wir 
auch gemeinsam eine Lösung, wie man das finanzie-
ren kann. Aber dann müssten Sie damit anfangen, unse-
re Änderungsanträge nicht alle ohne Diskussion vom 
Tisch zu wischen, sondern sich mit uns eben an diesen 
Tisch zu setzen und unsere Vorschläge auch ernst zu 
nehmen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-

nete. 
 
Weitere Nachfragen liegen mir nicht vor. Es liegen mir 
auch keine weiteren Redner mehr vor. Damit schließe ich 
die Aussprache zu dem Einzelplan 07.  

Zum Einzelplan 08 sowie zu dem dazugehörigen Teil 

des Stellenplans liegen keine Wortmeldungen vor. Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das so be-
schlossen. 
 
Ich eröffne die Aussprache zum Einzelplan 09 sowie zu 

dem zum Einzelplan 09 zugehörigen Teil des Stellen-
plans. 
 
Das Wort hat für die Fraktion der AfD Herr Professor 
Dr. Weber. 
 
Dr. Ralph Weber, AfD: Liebe Landsleute! Wertes Präsi-

dium! Werte Kollegen und liebe Gäste! Einzelplan 09, 
Justiz – ich glaube, ich kann jetzt mal, wenn ich die Kritik, 
die wir gerade zuvor gehört haben, so Revue passieren 
lasse, ruhig mal einen Gang zurückschalten. Im Einzel-
plan 09 ist die Kritik, die wir jedenfalls anzubringen ha-
ben, deutlich geringer. Das liegt im Wesentlichen daran, 
dass der geforderte Stellenaufwuchs bei Richtern und 
Staatsanwälten für diesen Doppelhaushalt gewährleistet 
ist, weil der Bund mit den Mitteln aus dem „Pakt für den 
Rechtsstaat“ ja Mittel zur Verfügung gestellt hat, mit 
denen eben diese Stellen finanziert werden. Ich möchte 
nur daran erinnern, dass das eine Anschubfinanzierung 
ist.  
 
Wir werden uns über die Fortsetzung dieses Aufwuchses 
in den nächsten Haushaltsjahren dann Gedanken ma-
chen müssen. Und ich erinnere auch daran, was wir vor 
zwei Jahren bei der Haushaltsdebatte gefordert hatten, 
nicht wie die LINKEN, 24 Stellen – waren es, glaube ich – 
auf einen Schlag dazu, sondern in den nächsten sechs 
Doppelhaushalten jeweils fünf zusätzliche Stellen in der 
Justiz und in der Staatsanwaltschaft, um diesen Pensio-
nierungseffekt, der sich immer sonst zum gleichen Zeit-
punkt wiederholt, etwas zu entzerren. Das werden wir 
dann bei der nächsten Haushaltsdebatte gegebenenfalls 
haben. 
 
Was an Kritik bleibt, das sind die zwei Punkte, die auch 
in den anderen Einzelplänen schon eine Rolle gespielt 
haben. Wir haben ein Personalkonzept hier im Land 
gehabt, das sich eine deutlich geringere Ausstattung der 
Ministerialverwaltung als Ziel gesetzt hatte, als wir sie 
damals hatten, und noch viel geringer, als wir sie jetzt 
bekommen. Und anstatt sich zu bemühen, diesem Per-
sonalkonzept Rechnung zu tragen und die Personaldich-
te in den Ministerialverwaltungen herabzuführen, wird mit 
Stellenzuwachs und einem Stellenaufwuchs in der Dotie-
rung der einzelnen Stellen gearbeitet. Das halten wir für 
grundverkehrt. Wir finden, wenn wir – mein Kollege Kra-
mer hat es heute Morgen deutlich mitgeteilt –, wenn wir 
sehen, dass andere Bundesländer mit 0,7 Stellen pro 
1.000 Einwohner in der Ministerialverwaltung auskom-
men, dann müssen wir nicht mit 1,3 irgendwas Stellen 
pro 1.000 Einwohner bundesweit von den Flächenlän-
dern die Spitzenposition einnehmen. Da ist noch erhebli-
cher Platz, um Bürokratie abzubauen und Verwaltungs-
stellen einzusparen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Das ist im Kern, das ist im Kern die Kritik, die meine 
Fraktion am Einzelplan 09 anzubringen hat. Das ist aber – 
auch das wollen wir honorieren – der geringste Stellen-
aufwuchs in allen Ministerien, den das Justizministerium 
aufzuweisen hat. Also wir sehen immerhin das Bemühen, 
nicht so doll zuzuschlagen, wie das die anderen Ministe-
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rialverwaltungen gemacht haben. Deswegen werden wir 
diesen Einzelplan nicht ablehnen, sondern uns der 
Stimme enthalten. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Professor 

Weber. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Herr Ehlers. 
 
Sebastian Ehlers, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Ich bin erst mal froh und 
dankbar, dass ich Mitglied einer sehr diskussionsfreudi-
gen Fraktion bin, denn ich finde es schon etwas befremd-
lich, dass hier insgesamt zehn Stunden Ausspracherede-
zeit angemeldet werden und dann vor allem die LINKEN 
hier quasi redetechnisch durch Abwesenheit glänzen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Karsten Kolbe, DIE LINKE: Hallo!) 

 
Da habe ich wenig Verständnis für. Wir können nicht 
immer darüber reden, dass das hier die Königsdisziplin 
des Parlaments ist, und wenn es drauf ankommt, ma-
chen Sie sich hier einen schlanken Fuß.  
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU) 
 
Erst auf Aufforderung sprechen Sie zu einigen Themen. 
Zur Justiz werden Sie laut Plan nicht sprechen,  
 

(Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE:  
Stimmt doch gar nicht.) 

 
zu Energie und Bau werden Sie gleich nicht sprechen 
laut Plan. Ich bin sehr gespannt, wie diese Debatte hier 
weitergeht. 
 
Und für mich ist auch klar, warum Sie – jedenfalls, seit-
dem ich da bin in diesem Parlament – erst ein Mal, glau-
be ich, einen Minister zitiert haben, 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE: Übrigens  
habe ich zu Wohnungsbau und  

Wohnungsförderung längst gesprochen.) 
 
denn, wenn die eigene Fraktionsvorsitzende es nicht 
einmal für nötig hält, hier zur Haushaltsdebatte zu er-
scheinen – ich glaube, es ist schon die dritte Auslands-
reise während einer Landtagswoche –, dann habe ich 
dafür auch wenig Verständnis, wie man hier mit Opposi-
tionsarbeit an der Stelle umgeht.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU  
und Dr. Ralph Weber, AfD) 

 
Zur Haushaltsdebatte sollte man, finde ich, als Oppositi-
onsführerin dann hier auch anwesend sein.  
 
Und ich möchte die Gelegenheit gerne auch mal nutzen, 
um mal mit ein paar Legenden aufzuräumen, denn heute 
Morgen hat es Frau Rösler hier in ihrem mexikanischen 
Rundumschlag ja pauschal gesagt, also alle Anträge 
werden hier abgelehnt, da wird gar nicht drüber disku-
tiert. Da möchte ich für den Justizbereich doch deutlich 
machen, dass wir uns sehr wohl auch mit den Anträgen 
auseinandergesetzt haben, die aber dann am Ende des 
Tages, soweit ich weiß, auch mit breiter Ablehnung dort 

versehen wurden. Und es ist für mich noch mal eine 
Gelegenheit … 
 

(Vincent Kokert, CDU: Was ist der  
mexikanische Rundumschlag?) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr 

Ehlers! 
 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Professor 
Weber? 
 
Sebastian Ehlers, CDU: Wenn nachher noch Zeit ist, 

gerne. Ich würde erst mal mein Skript … 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte schön. 

 
(Vincent Kokert, CDU: Das ist  

eine dumme Frage. Machs nicht!) 
 
Sebastian Ehlers, CDU: Ich finde, es ist eine gute Gele-

genheit, auch mal zu schauen, wo kommen wir eigentlich 
im Justizbereich her und wo stehen wir mit dem jetzigen 
Haushalt, den wir in wenigen Stunden auf den Weg brin-
gen werden. Und zur Wahrheit gehört, glaube ich, auch, 
dass nach dem Personalkonzept 2010 für die Justiz in 
den Jahren 2012 bis 2026 insgesamt 100 Stellen hätten 
abgebaut werden müssen. Ich glaube, das gehört zur 
Wahrheit auch dazu.  
 
Und die Diskussionen auch im letzten Wahlkampf und 
danach in den Koalitionsverhandlungen haben Sie ver-
folgt. Wir mussten den Koalitionspartner jetzt ein biss-
chen mit auf den Weg nehmen, da waren Sie nicht ganz 
so begeistert davon, dass wir noch mehr Stellen für 
die Justiz in dem Bereich brauchen. Aber auch hier in 
dem Bereich können wir jetzt sagen, haben wir geliefert, 
sodass das Personalkonzept auch hier an der Stelle 
ausgesetzt ist, das ist völlig klar. Wir haben 23 Stellen 
aus dem Pakt für Sicherheit und 10 Stellen aus dem 
Pakt für den Rechtsstaat, und somit haben wir am 1. Ja-
nuar 2020 – also in wenigen Tagen – damit insgesamt 
66 Stellen mehr zur Verfügung als im Personalkon-
zept 2010 vorgesehen.  
 

(Beifall Torsten Renz, CDU: Richtig!) 
 
Und ich finde, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das ist doch auch mal eine Botschaft, über die wir heute 
reden sollten. Und deswegen ist das Thema Personal-
gewinnung, wie in allen Bereichen – und wir werden hier 
über den Bereich Gesundheit und Krankenhaus auch 
noch jetzt reden die nächsten Tage –, auch im Bereich 
Justiz eines der Kernthemen für die nächsten Jahre und 
eine der Fragen, die uns hier umtreibt.  
 
Und was machen wir in dem Bereich? Wir stocken bei-
spielsweise die Zahl der Anwärter auf im allgemeinen 
Vollzugsdienst von 60 auf insgesamt 100. Wir erhöhen 
die Anzahl der Auszubildenden zu Justizfachangestell-
ten für die Geschäftsstellen um weitere 15 auf insge-
samt 120 Stellen. Und ein weiterer wichtiger Schritt ist 
auch die Wiederaufnahme der Ausbildung der Rechts-
pfleger an der Fachhochschule in Güstrow. Das war auch 
ein langer Weg dorthin, es war auch nicht so ganz 
einfach, und da bin ich auch den Koalitionsfraktionen 
dankbar, dass wir das zusammen mit den zuständigen 
Ministerien auf den Weg gebracht haben, und somit wird 
dieser Ausbildungsgang mit 20 Anwärtern umgesetzt.  
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Weil im letzten Jahr noch häufig die Kritik war, ihr küm-
mert euch um die Richter und Staatsanwälte und die 
anderen Bereiche spart ihr aus, deswegen haben wir 
auch in diesem Haushalt ganz klar diese Bereiche hier 
mit reingenommen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU – 
Torsten Renz, CDU: Genau.) 

 
Das ist, glaube ich, auch ein wichtiges Zeichen. Zusätz-
lich noch neun Stellen der Besoldungsgruppe R1, vier 
Stellen Staatsanwaltschaft und vier Stellen für die Rich-
terschaft – ich glaube, das sind insgesamt gute Ergeb-
nisse, die lassen sich sehen. Und natürlich kann man 
auch immer noch sagen, es geht mehr. Aber am Ende 
des Tages hätten die Änderungsanträge der LINKEN – ich 
bin darauf eingegangen – ein Mehr von 9,3 Millionen Euro 
bedeutet. Ich glaube, das muss man auch einfach mal so 
sagen. 
 
Ich habe mir jetzt nicht die Mühe gemacht, das aus allen 
Bereichen zusammenzurechnen. Aber wir haben ja ge-
rade im Bildungsbereich die Zahlen auch gehört, und wir 
haben es heute Morgen in der Generaldebatte gehört, 
der Haushalt ist in vielen Bereichen auf Kante genäht. 
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: In der Tat.) 
 
Und alles, was an Personalausgaben natürlich noch 
on top kommt, sind auch Ausgaben, die werden uns die 
nächsten Jahre, Jahrzehnte begleiten, das sind ja keine 
einmaligen Investitionen. Deswegen, finde ich, muss man 
schon schauen, wie geht man mit diesen Dingen um. 
Und da, glaube ich, haben wir einen guten Beitrag dazu 
geleistet, dass die Justiz im Land handlungsfähig bleibt. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt auch hier – diskutiert hier im 
Haus – ist das Thema Bauten. Wir haben uns hier über 
die baulichen Zustände ausgetauscht, beispielsweise in 
der JVA in Bützow. Und deswegen ist es, glaube ich, 
auch gut, dass wir auch im Bereich Bauen hier einiges 
mit dem Haushalt auf den Weg bringen. Ich will beispiel-
haft nennen in Bützow beispielsweise die Sanierungen 
des Wirtschaftsgebäudes und der Anstaltsküche mit 
Mitteln in Höhe von 3,6 Millionen Euro, die Sanierung 
des Hafthauses B mit einem Investitionsvolumen von 
13,7 Millionen Euro, in Stralsund die JVA, die Sanierung 
des offenen Vollzugs und die Erneuerung der sicherheits-
technischen Anlagen mit insgesamt 4,2 Millionen Euro, 
die JVA Neustrelitz, die Erneuerung der sicherheitstech-
nischen Anlagen, hierfür sind 3,2 Millionen Euro vorge-
sehen, und den Umbau und die Erweiterung des Ju-
gendarrestes bis 2020 mit Mitteln in Höhe von 2,2 Millio-
nen Euro.  
 
Und ich glaube, in der Gesamtschau für diesen Einzel-
plan 09 ist das ein recht ambitionierter Haushalt. Und ich 
finde es wichtig, das hier auch in dem Bereich jetzt ein 
Stück weit gegengesteuert wird, dass Dinge, die vielleicht 
mal vor Jahren vereinbart wurden, auch ausgesetzt wur-
den, dass wir uns auch der Gegebenheit stellen, dass wir 
in vielen Bereichen einfach auch einen gewissen Stau 
haben, dass wir dort abbauen müssen und dass wir es 
schaffen müssen, jetzt auch Personal wieder ranzuführen 
und vor allem junge Leute wieder zu begeistern, auch in 
der Justiz Verantwortung zu übernehmen, denn die Per-
sonal- – jeder, der sich damit beschäftigt –, die Altersab-
gänge sind in den nächsten Jahren wie in allen anderen 
Bereichen auch so, dass wir da jetzt zwingend nachsteu-

ern müssen. Und deswegen bitte ich auch um breite 
Unterstützung für diesen Einzelplan. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Ehlers, gestatten Sie 

jetzt die Zwischenfrage von …? 
 
Sebastian Ehlers, CDU: Ja. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Professor Weber, Sie 

haben das Wort. 
 
Dr. Ralph Weber, AfD: Ja, vielen Dank.  

 
Herr Ehlers, ich bitte um Aufklärung einer Wissenslücke. 
Was ist ein mexikanischer Rundumschlag? 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Sebastian Ehlers, CDU: Wir haben einen sehr kreativen 

Fraktionsvorsitzenden,  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
und der verwendet dieses Wort immer sehr gerne, und 
von daher müssen Sie ihn vielleicht dazu befragen. Ich 
finde es sehr unterhaltsam, und wenn man eine gewisse 
Affinität zu Lateinamerika hat, finde ich, passte das gera-
de ganz gut.  
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-

neter. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE Frau Bern-
hardt. 
 
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Uns wurde ja verschiedenfach vorgeworfen, wir würden 
zu einigen Punkten nicht reden. Nur für die Öffentlichkeit: 
Wir haben jeden einzelnen Änderungsantrag in den ein-
zelnen Ausschüssen, dort, wo es hingehört 
 

(Egbert Liskow, CDU: Ach so!) 
 
und wo wir gemeinsam beraten, wirklich ausführlich ein-
gebracht und dargestellt, wie wir zu den einzelnen Punk-
ten kommen. Dann hier von Bankrotterklärung zu reden, 
von Herrn Renz, 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Ja, das war von mir.) 

 
oder Herr Ehlers zeigte sich verwundert, dass wir hier zu 
einigen Punkten keine Stellung nehmen, das finde ich 
wirklich schon sehr makaber.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
In den Ausschüssen kam nicht ein Mal was von Ihnen 
oder von den Kollegen der SPD. Sie haben alles abge-
lehnt.  
 

(Beate Schlupp, CDU:  
Stimmt doch gar nicht.) 

 
Hier von Demokratie zu reden, wie Herr Kokert das ge-
macht hat –  
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(Egbert Liskow, CDU:  
Das stimmt doch nicht.) 

 
Herr Kokert, da habe ich ein anderes Demokratiever-
ständnis,  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
dass man auch in den Ausschüssen darüber redet.  
 
Ich bin ja schon gewohnt, dass Änderungsanträge abge-
lehnt werden von Ihnen. Dass Sie sich noch nicht mal 
inhaltlich damit auseinandersetzen,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Aber wir haben 
 uns damit auseinandergesetzt,  

mit jedem einzelnen.) 
 
das ist wirklich unterste Stufe.  
 

(Vincent Kokert, CDU: So?!) 
 
Auch heute nehmen Sie hier zu den Änderungsanträgen 
keine Stellung.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Na,  
Sie reden ja noch nicht mal!) 

 
Insofern sehe ich es als nicht notwendig an, auf Ihre 
Redebeiträge einzugehen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Ich habe  
Ihnen sogar eine Frage gestellt  

zum Thema Berufsschulen.) 
 
Wir haben die verschiedensten Änderungsanträge ein-
gebracht: mehr Richter, mehr Staatsanwälte, die Justiz-
vollzugsanstalten sollten bessere Einstiegsämter be-
kommen,  
 

(Vincent Kokert, CDU:  
Sie wollten nur Ihre Pleite bei  

der Haushaltsdebatte vertuschen.) 
 
die Höherstufung der Mitarbeiter in den Geschäftsstel-
len – alles, was von Ihnen kam, war die Wortmeldung 
von Herrn Ehlers, der es heute auch noch mal wiederholt 
hat, das war aber wirklich das Einzige,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Na immerhin.) 
 
wo er sagte, das alles kostet 9,3 Millionen Euro, wo wollt 
ihr das hernehmen. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Mein Ticker  
läuft schon: „LINKE versagt auf ganzer  

Linie in den Haushaltsberatungen“.) 
 
Da kann ich Sie nur fragen, Herr Kokert: Wo nehmen Sie 
die 170 Millionen Euro Umschichtung im Gegensatz zum 
Entwurf des Haushaltes her? Ich glaube, die Frage, die 
Sie uns stellen, müssen Sie erst mal selber für sich hier 
im Plenum beantworten. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Allgemeine  
Rücklage, das wissen Sie doch.) 

 
Allgemeine Rücklage, aha! Bei uns wird es sozusagen 
abgelehnt, wenn wir das machen.  

(Vincent Kokert, CDU: Dann müsst  
ihr es angeben als Deckungsquelle.) 

 
Insofern, Herr Kokert, ist das nicht ganz ehrlich, was Sie 
hier machen.  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Zu jedem Änderungsantrag, den wir eingebracht hatten,  
 

(Zuruf von Karsten Kolbe, DIE LINKE) 
 
war immer ein Finanzierungsvorschlag eingebracht,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Redet doch  
vorne am Pult und nicht dazwischen!) 

 
aber nicht mal dazu hielten Sie es für nötig,  
 

(Karsten Kolbe, DIE LINKE: Jaja.) 
 
irgendwie …. 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
Wollen Sie noch mal vor, Herr Kokert?  
 

(Vincent Kokert, CDU: Was?) 
 
Wollen Sie noch mal vor? 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen …  

 
(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Na, sehr schön! 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte! 

 
Meine sehr geehrten Damen und …  
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Herr Kokert!  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte jetzt 
noch ein bisschen um Aufmerksamkeit zu diesem Ein-
zelplan. 
 
Frau Bernhardt, Sie haben das Wort. 
 
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Vielen Dank, Frau 

Präsidentin! 
 

(Torsten Renz, CDU: Jetzt Ihr  
Votum zum Haushaltsplan!) 

 
Deshalb, wir haben in unseren Änderungsanträgen die 
Finanzierungsquellen dargestellt. Wir sind inhaltlich in 
den Ausschüssen auf jede einzelne Position eingegan-
gen. Alles, was vonseiten der Koalition zu hören war, war 
Stille beziehungsweise der Generalvorwurf, wo kommt 
denn das Geld her. Wer so handelt, der kann sich nicht 
hier im Landtag ins Plenum hinstellen und von Demokra-
tie oder von Bankrotterklärung reden. Das ist alles unehr-
lich.  
 

(Torsten Renz, CDU: Na, na, na, na, na! 
Also beim Thema „ehrlich“?!) 
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Reißen Sie sich in Zukunft zusammen! Also das, was Sie 
hier anbieten, ist unterste Kanone. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Vincent Kokert, CDU: Zur Sache!  

Zur Sache!) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Bernhardt.  

 
(Sebastian Ehlers, CDU:  

Kein Wort zum Justizhaushalt.) 
 
Das Wort hat jetzt für die Landesregierung der Finanzmi-
nister Herr Meyer. 
 

(Sebastian Ehlers, CDU:  
Kein Wort zum Justizhaushalt.) 

 
Minister Reinhard Meyer: Also, der Finanzminister – 

ich bitte um Aufmerksamkeit –, der spricht jetzt weniger 
zum Einzelplan 09, sondern zu der Äußerung, die ich 
heute schon das zweite Mal gehört habe vonseiten der 
AfD-Fraktion, wo etwas schiefe Vergleiche gezogen 
werden zum Personalkonzept und Personal pro Flächen-
land. Und was ich Ihnen dazu sagen möchte: Wenn Sie 
schon Rankings machen der Bundesländer – das dünn 
besiedeltste Flächenland der Republik ist Mecklenburg-
Vorpommern, und da ist es doch normal, wenn man als 
Staat Dienstleistungen für die Bürgerinnen und Bürger 
vor Ort erbringen will, dass man ein bisschen mehr Per-
sonal braucht als andere.  
 

(Thomas Krüger, SPD:  
So ist es. Genau.) 

 
Mit anderen Worten: Die AfD steht dafür, die Dienstleis-
tungen des Staates in der Fläche abzuziehen. Das ist die 
Schlussfolgerung, die man daraus ziehen soll, 
 

(Thomas Krüger, SPD: Ja, genau so.) 
 
und insofern die völlig falsche Politik. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Meyer.  

 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache zum Einzelplan 09.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten Sie 
mir an dieser Stelle folgenden Hinweis: Da es sich ab-
zeichnet, zumindest zum jetzigen Zeitpunkt, dass wir für 
die Haushaltsberatung nicht die beantragte Redezeit 
benötigen, bestand Einvernehmen zwischen den Fraktio-
nen, … 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Einen Moment bitte! 
 
… zwischen den Fraktionen, heute nach den Haushalts-
beratungen die Tagesordnungspunkte 21 – Waldmeh-
rungsprogramm, 9 – Petition, 4 – Staatsvertrag Giro-
zentrale, 7 – Regulierungskammer und 8 – Zensusaus-
führungsgesetz in der jetzt genannten Reihenfolge 
vorzuziehen. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, 
dann ist das so beschlossen und wir werden so verfah-
ren. 

Ich eröffne die Aussprache zum Einzelplan 10 sowie zu 

dem zum Einzelplan 10 zugehörigen Teil des Stellen-
plans.  
 
Das Wort hat die Abgeordnete für die SPD-Fraktion Frau 
Julitz. 
 
Nadine Julitz, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Investitionen 
sind immer gut und sollten vor allem nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Eine ganz besondere Herzensange-
legenheit sind Investitionen in unsere Kinder. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Na!) 
 
Die für alle Eltern gebührenfreie Kita ist die größte Fami-
lienentlastung in der Geschichte dieses Landes.  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: Das hören  
wir jetzt schon zum hundertsten Mal.) 

 
Das können wir auch hundertundeinmal hören, Herr 
Professor Weber. Dann erzählen wir das noch mal öfter, 
das ist nicht schlechter, das ist gut. 
 
Damit fördern wir Familien, wir entlasten Familien, wir 
stärken Familien in Mecklenburg-Vorpommern, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. Eines unserer Ziele, 
nämlich kostenfreie Bildung von Anfang an, wird in weni-
gen Tagen Realität, und das in allen Förderfeldern – 
Krippe, Kindergarten, Hort und Kindertagespflege – und 
in vollem Förderumfang von zehn Stunden. Ab dem 
01.01.2020 profitieren über 100.000 Kinder in Mecklen-
burg-Vorpommern und vor allem Eltern mit niedrigem 
Einkommen, Familien mit vielen Kindern und Alleinerzie-
hende in diesem Land. 
 
Mit diesem Haushalt schaffen wir die Möglichkeit der 
Teilhabe für alle Kinder, unabhängig vom Geldbeutel 
ihrer Eltern. Das, meine Damen und Herren, ist echte 
Chancengleichheit und das ist keine Selbstverständlich-
keit. Das sehen wir daran, dass das eben schon eine 
lange Forderung ist und lange gedauert hat, viele Bemü-
hungen vieler Personen beinhaltet hat und unser Bun-
desland der Vorreiter in Sachen gänzlicher Kostenfreiheit 
ist.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
145 Millionen Euro – ein enormer Kraftakt, eine enorme, 
aber wichtige und richtige Investition, nämlich in unsere 
Zukunft, in unsere Kinder und in unsere Familien. Meck-
lenburg-Vorpommern – ein Land zum Leben, ein Land für 
unsere Familien. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Julitz.  

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD Herr de Jesus 
Fernandes. 
 
Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Sehr geehrtes Prä-

sidium! Werte Abgeordnete! Liebe Bürger im Land! Frau 
Julitz hat eben noch mal das Thema Kita zum 101. Mal 
aufgerufen, dass es auch die größte Familienleistung in 
diesem Land wäre. Ja, es ist eine gute Familienleistung, 
die wir auch begrüßt haben und die wir immer als Kern-
forderung auch im Wahlkampf hatten. Danke dafür, dass 
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Sie das schon mal umgesetzt haben. Wie Sie das aller-
dings umgesetzt haben, das finden wir nicht so gut.  
 
Und zur Wahrheit gehört eben dazu, dass das Gute-
KiTa-Gesetz aus dem Bund missbraucht wurde aus un-
serer Sicht. Das hat nämlich elf Punkte, das geht wesent-
lich weiter als das, was hier umgesetzt wird. Hier lediglich 
hält man sich an die Kostenfreiheit. Bemängelt wurde 
natürlich der Betreuungsschlüssel, der sich nicht geän-
dert hat. Eine Ausbildungsplatzplanung in dem Bereich 
ist nicht möglich, da man dies nicht in dieses Gesetz 
gleich mit reingeschrieben hat. Die Erzieher gucken in 
die Röhre, wenn es um bessere Erziehung geht, die 
Eltern ebenfalls. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Falsch!) 
 
Es ist jetzt kostenlos, ja, aber besser? Das wage ich zu 
bezweifeln. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Falsch!) 
 
Ich hoffe, dass Sie da noch deutlich nachlegen. Wenn 
nicht, werden wir dazu dementsprechend noch Anträge 
im nächsten Jahr bringen. 
 

(Beifall Nikolaus Kramer, AfD) 
 
Familie stärken – das ist unser Hauptanliegen und Politik 
für unser Land und unsere Kinder zu machen. Und da 
ist es im Bereich „Soziales“ natürlich auch unser Haupt-
augenmerk. Aus dem Grund haben wir natürlich Anträge 
gestellt im Laufe der Legislaturperiode, eben auch ein 
Willkommensgeschenk für unsere Kinder im Land et 
cetera als Anerkennung. Das hatten wir im Plenum und 
konsequenterweise auch hier jetzt als Haushaltsantrag. 
Das möchten wir. Das lehnen Sie weiterhin ab. 
 
Das Weitere ist, wir wollen ein Landespflegefördergeld 
für pflegende Angehörige. Damit entlasten wir ebenfalls 
Familien pflegende Angehörige und den ganzen Pflege-
sektor und haben die Möglichkeit, auch noch Anerken-
nung kundzutun. Das ist unsere Priorität. Deswegen 
auch als Änderungsantrag schon im Ausschuss und als 
Antrag hier im Landtag erschienen. Was wir nicht wollen, 
sind Außenstellen des Wirtschaftsministeriums in Hanoi. 
Das muss man ja auch mal dazusagen. Da fliegt jemand 
nach Hanoi, macht dort eine Zweigstelle auf, um ver-
meintliche potenzielle Kandidaten für eine Ausbildung im 
Pflegebereich zu finden. Das soll man sich mal auf der 
Zunge zergehen lassen, was das kostet! Das vor dem 
Hintergrund der hohen Jugendarbeitslosigkeit innerhalb 
der EU, wo Sie immer alle von Solidarität sprechen, ist 
der blanke Hohn, den Sie uns hier liefern in diesem Be-
reich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Wir haben dazu auch schon eine Kleine Anfrage gestellt. 
Da bin ich echt gespannt, wie die beantwortet wird. Da 
geht es nämlich um die Kosten und um die Sinnhaftigkeit 
dieses ganzen Projektes sozusagen. 
 
Dann wollen wir weiter das Ehrenamt stärken und des-
wegen auch immer wieder Anträge im Bereich „Sport“. 
Und wie wir ja mitbekommen haben, jedes Mal, wenn die 
AfD im Bereich „Sport“ etwas macht, ist die Aufregung 
recht groß. Aber das macht nichts, weil Frau Minister 
Drese da sehr schnell ist und dann auch liefert, entweder 

zwei/drei Tage vorher oder zwei/drei Tage danach, dann 
eben in ihrem eigenen Namen. Das ist aber auch nicht 
schlimm, aber das beweist eben, dass wir hier etwas 
bewegen. 
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Bevor sie ihren eigenen Antrag stellt?) 

 
Ganz kurz noch zum Vorgehen der Regierungskoalition 
mit den Änderungsanträgen der Opposition. Und da 
muss ich ins selbe Horn blasen wie DIE LINKE: Das war 
nichts. Natürlich haben wir uns Arbeit gemacht, und Herr 
Kramer hat es heute Morgen auch schon gesagt, dass 
wir über hundert Änderungsanträge gebracht haben. Sie 
nicht! Wir waren das gewesen. 
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Sie haben eine Vorlage abgeliefert, an der Sie wahr-
scheinlich selber nicht mal mitgearbeitet haben. 
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Die richtige Arbeit, die wurde dort gemacht und die wurde 
dort gemacht,  
 

(Jochen Schulte, SPD: Reden  
Sie doch nicht von Dingen, von  

denen Sie keine Ahnung haben!) 
 
und das haben Sie nicht mal wertgeschätzt.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Das machen Sie ja sowieso nicht in Ihrer Selbstherrlich-
keit. Sie haben sich nicht mal damit befasst im Sozial-
ausschuss, mit keinem einzigen Wort, meine Damen und 
Herren, mit nichts. Es wurde eingebracht, begründet, von 
beiden Oppositionsparteien, Sie haben sich das angehört 
oder haben auf Ihren Handys rumgespielt, wie auch 
immer, und haben es einfach abgelehnt, ohne Wortmel-
dung, ohne Begründung, ohne irgendetwas. Ich finde, 
das ist ein unmögliches Verhalten. Das können die Bür-
ger da draußen ruhig wissen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Was wir ablehnen in diesem Haushalt oder was wir gene-
rell, glaube ich, alle ablehnen, das habe ich zumindest so 
vernommen aus den letzten Debatten, sind Parallelge-
sellschaften in diesem Land. Da habe ich zumindest so 
den Eindruck. Auch wenn es um Segregation geht et 
cetera – niemand möchte Parallelgesellschaften in die-
sem Land haben. Da habe ich bis jetzt nichts Gegenteili-
ges gehört. Und wenn man sich dann die Migrantenför-
derung anguckt, alles, was in diesen Teilbereich reinfällt, 
Frau Ministerin Drese hatte mal eine Ansprache gemacht 
zu einem anderen Tagesordnungspunkt, sie hatte, glau-
be ich, eine halbe Stunde lang Ausführungen gemacht, 
mit welchem Programm und wie viele Millionen in diesen 
Bereich fließen und Migranten unterstützt werden – das 
sehen wir anders.  
 
Richtige Integration funktioniert anders. Sie kann so nicht 
funktionieren, wenn man Parallelinstitutionen schafft 
und Parallelprogramme für Parallelgesellschaften, meine 
Damen und Herren. Die Leute, die einen tatsächlichen 
Anspruch haben, hier zu sein, die können unsere ganzen 
Institutionen nutzen. Das wäre Integration. Die können 
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zur Familienberatung gehen wie unsere Familien, die 
können sich weiterbilden, da, wo wir uns weiterbilden 
lassen. Wenn es Probleme gibt, die können genauso gut 
zu unserer Schuldnerberatung gehen et cetera. Wir ha-
ben da einen sehr gut aufgestellten Bereich, der genutzt 
werden kann. Wir brauchen hier nichts extra. 
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Wer sich integrieren will, der tut das mit unseren Mitteln, 
die wir hier in Deutschland haben, indem er sie akzeptiert 
und nutzt, meine Damen und Herren.  
 

(Beifall Jörg Kröger, AfD) 
 
Und deswegen möchten wir in diesem Bereich Strei-
chungen vornehmen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Das Zweite: Frauenforschung, Frauenförderung et cetera. 
Ich finde es echt immer bemerkenswert, wenn die Herren 
der CDU oder der SPD oder von mir aus auch noch der 
LINKEN hier ans Mikrofon treten und ihre Frauen in 
Schutz nehmen müssen, sie meinen in Schutz nehmen 
zu müssen. 
 

(Heiterkeit und Zuruf  
von Egbert Liskow, CDU) 

 
Das sagt eigentlich ganz genau aus, dass in Ihren Köp-
fen die Baustellen sind, meine Damen und Herren. Sie 
trauen nicht mal Ihren eigenen Frauen zu, für sich selbst 
zu sprechen et cetera. 
 

(Unruhe vonseiten  
der Fraktionen der SPD und CDU –  

Thomas Krüger, SPD: Sie haben nicht 
mal Frauen in Ihrer Fraktion.) 

 
Wir sehen, dass ein völlig falsches Politikfeld hier betrie-
ben wird mit Steuermittelkosten. Wenn ich höre „Erhö-
hung zum Anteil der Frauen in der Landesregierung“, 
meine Damen und Herren, dann drehen wir uns doch 
einmal um, und dann sieht das so aus, als ob wir da gar 
kein Problem haben bei uns im Land. Wir haben hier 
reichlich selbstbewusste, engagierte Frauen sitzen, 
 

(Unruhe vonseiten der  
Fraktionen der SPD und DIE LINKE –  
Zurufe von Beate Schlupp, CDU, und  

Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
die das alles ohne Förderprogramme geschafft haben, 
meine Damen und Herren. Dafür kann man mal Danke 
sagen, aber wir brauchen eben nicht solche Förderpro-
jekte sozusagen, weil wir der Meinung sind, Frauen sind 
stark und selbstbewusst 
 

(Nadine Julitz, SPD: Herzlichen Dank!  
Deshalb haben Sie sie auch nicht  

auf Ihren Listen, oder was?!) 
 
und können sehr wohl von sich heraus dasselbe leisten 
wie Männer. Das ist Gleichstellung im Gedanken, der bei 
Ihnen noch nicht stattgefunden hat, meine Damen und 
Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 

Das solls schon gewesen sein zur Kritik. – Vielen Dank, 
meine Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Abgeord-

neter.  
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Frau Friemann-
Jennert. 
 
Maika Friemann-Jennert, CDU: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen im 
Landtag! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau 
Rösler hat sich ja in der Hauptdebatte im finanziellen 
Märchenwald verirrt, kritisierte voller Frust natürlich alles, 
was nach linker Wunschvorstellung nicht durchsetzbar 
ist, und Frau Bernhardt wird sicherlich in die Attitüde 
gleich einfallen,  
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Sie sind ja Hellseherin!) 

 
völlig egal, woher das Geld kommt. Wir bauen hier je-
doch keine Luftschlösser, und wir werden künftig noch 
viele wichtige Entscheidungen zu treffen haben, ob das 
Einrichtungsqualität betrifft, Teilhabe, Beratung, soziale 
Themen für alle Bevölkerungsgruppen, nicht nur für Ein-
zelne. Und ich will es Ihnen an dieser Stelle auch gern 
noch mal sagen: Ihre Änderungsanträge im Sozialbereich 
nur alleine in 2020 hätten 595,8 Millionen Euro Mehrauf-
wand bedeutet. 
 

(Jeannine Rösler, DIE LINKE:  
Ich glaub, da können Sie nicht rechnen.) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, … 
 
Wir haben es ausgerechnet, Frau Rösler. 
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 
 
… Schwerpunkt im Doppelhaushalt 2020/21 im Einzel-
plan 10 ist ganz klar die vollständige Beitragsfreiheit für 
die Eltern in der Kindertagesbetreuung. Diesen Schritt 
haben wir gemeinsam im September 2019 mit der Ände-
rung des KiföG beschlossen. Heute mit dem Beschluss 
des Doppelhaushaltes bilden wir diesen im Doppelhaus-
halt für die nächsten zwei Jahre ab. Dazu sind 145 Milli-
onen Euro im Haushalt vorgesehen. Insgesamt fördern 
wir die frühkindliche Bildung in den Kindertagesstätten 
oder in der Kindertagespflege mit rund 350 Millionen Euro 
jährlich. Und da kann man auch der AfD nur zurufen: 
Was ist daran schlecht? Ich hoffe jedenfalls, dass die 
Bürgerinnen und Bürger das nicht vergessen, dass die 
Kitabetreuung für sie nichts mehr kostet, denn Kosten 
entstehen ja trotzdem. 
 
Und ein zweites Thema, was ich gerne noch ansprechen 
möchte, meine sehr geehrten Damen und Herren: Mir 
persönlich liegt zudem die Kinder- und Jugendförderung 
besonders am Herzen. 
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU) 
 
Erfreulich ist es, dass uns nach vielen Jahren eine Auf-
stockung der Pro-Kopf-Förderung für die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe gelungen ist. Insgesamt 
200.000 Euro an zusätzlichen Mitteln führen dazu, dass 
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wir die Pauschale von 5,11 Euro auf 6,43 Euro zum  
1. Januar 2020 anheben werden. Ich sage es aber auch 
deutlich, das ist ein erster Schritt in die richtige Richtung, 
um die Arbeit der Kinder- und Jugendförderung zukunfts-
sicher aufzustellen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Klar ist aber auch, dass ich mir an dieser Stelle eine 
deutlichere Anhebung gewünscht hätte. Aber wir sind 
halt auch nicht bei „Wünsch Dir was“. Somit ist es ein 
Zwischenziel. An weiteren Zielen werden wir in gewohnt 
konstruktiver Art und Weise arbeiten. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU  
und Thomas Würdisch, SPD) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Abgeord-

nete. 
 
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, begrüße ich 
recht herzlich auf der Besuchertribüne Mitglieder der 
Bürgerinitiative Mirow. Herzlich willkommen bei uns im 
Landtag! Sie lauschen gerade der Debatte zum Haushalt, 
und wir befinden uns im Einzelplan 10, Soziales. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE Frau Bern-
hardt. 
 
Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wenn ich in den Einzelplan 10 schaue und in die Bera-
tung dazu, dann ist auch das keine Glanzstunde der 
Demokratie gewesen. Wir haben hierzu im Sozialaus-
schuss verschiedenste Änderungsanträge gestellt, um 
Mecklenburg-Vorpommern zu einem kinder- und jugend-
freundlichen Bundesland weiterzuentwickeln. Alle Ände-
rungsanträge wurden durch SPD und CDU ohne irgend-
eine Begründung, ohne irgendeine inhaltliche Auseinan-
dersetzung abgelehnt.  
 
Insofern weise ich auch hier noch mal zurück, dass es 
sich um eine demokratiefreundliche Debatte hier handelt. 
Es handelt sich um Arroganz der Macht, was wir tatsäch-
lich in den Ausschüssen erlebt haben. 
 

(Beate Schlupp, CDU: Nicht  
so pauschal, Frau Bernhardt! –  

Zuruf von Jeannine Rösler, DIE LINKE) 
 
Und insofern war das, was Frau Rösler heute früh gesagt 
hat, durchaus richtig. Wenn Sie ankreiden, dass unsere 
Fraktionsvorsitzende heute fehlt, so kann ich an den 
Fraktionsvorsitzenden der CDU nur zurückgeben: Wo 
sind Sie denn die ganze Zeit? Heute wenigstens haben 
Sie es mal geschafft, ein paar Stunden hier zu sitzen. 
Das ist sonst auch eher selten der Fall. 
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD –  
Marc Reinhardt, CDU: Bin immer hier. –  

Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Insofern, Mecklenburg-Vorpommern rühmt sich gerne als 
Kinder- und Jugendland. Mittlerweile hören wir schon von 
einer Verschiebung in Richtung Familienland. Worte sind 
das eine, Taten sind das andere. Schaut man sich den 
Haushalt im Bereich „Kinder und Jugend“ an, so werden 
Kinder und Jugendliche scheinbar vergessen. Es handelt 
sich in diesem Bereich um eine Politik von SPD und 

CDU, um eine Verzögerungspolitik, Verzögerung zulas-
ten unserer Kinder und Jugendlichen. Und aus unserer 
Sicht hat das nichts mit einem jugend- und kinderfreund-
lichen Mecklenburg-Vorpommern zu tun. 
 
Im Bereich Kita Verzögerungen. Ja, Sie rühmen sich – 
man konnte es heute wieder hören – zum Tausendsten 
Mal mit der kostenfreien Kita, die Sie nach elf Jahren 
Versprechen nun endlich hier einführen.  
 

(Marc Reinhardt, CDU: Ich habe immer noch  
einen Gutschein von 2002, den ich einlösen  

würde, von den LINKEN damals versprochen.) 
 
Und ich finde, es wurde auch einfach Zeit den Wählerin-
nen, den Bürgern gegenüber, dass Sie Ihre Versprechen 
umsetzen. Und sich dafür hier zu rühmen ohne Ende, 
aber auf der anderen Seite zu vergessen, dass Sie das, 
was wirklich den Kindern in den Kitas zugutekommt, 
nämlich kleinere Gruppen durch mehr Erzieher, also 
Qualitätsverbesserungen, dass Sie das ganz weit hin-
ausgeschoben haben auf die nächste Legislaturperiode 
und eben hier nicht zu Veränderungen, zu Verbesserun-
gen kommen. 
 

(Heiterkeit bei Egbert Liskow, CDU:  
Ich habe immer noch Ihren  

Bildungsgutschein.) 
 
Wenn ich in die Kitas hineingehe, dann wird mir mittler-
weile entgegengehalten, dass es keine Bildungsstätten, 
sondern nur noch Aufbewahrungsstätten sind. Insofern 
Verzögerung Nummer eins. 
 

(Torsten Renz, CDU: Wer sagt das?  
Die Eltern oder die Erzieher?) 

 
Verzögerung Nummer zwei: Kinder- und Jugendhilfe. Wir 
hatten ja erst im September einen Gesetzentwurf einge-
bracht, und schon damals sagten Sie – da war ich froh, 
das wenigstens mal zu hören, dass wir nicht im Schlaraf-
fenland sind, sondern auch wirklich kritische Worte von 
den Koalitionären –, ja, wir sehen hier auch Bedarf, wir 
müssten hier was machen, aber das geht jetzt nicht. Wir 
verzögern Nummer zwei, die Aufstockung in der Kinder- 
und Jugendhilfe. Dabei sind die Probleme schon jetzt da. 
Wir kriegen fast monatlich Brandbriefe, wir lesen in Zei-
tungen, dass Sozialarbeiter nicht mehr finanziert werden, 
wir hören in der Anhörungsreihe „Jung sein in M-V“, dass 
die Jugendlichen das schon selber mitbekommen als 
Betroffene und sagen, hier muss es endlich eine Aufsto-
ckung geben, dass die Kinder- und Jugendarbeit endlich 
besser ausgestattet wird. Überall schreit es um Hilfe, und 
das Einzige, was wir hier in den Haushaltsdebatten dazu 
hören, ist, das verschieben wir mal auf 2022.  
 

(Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
Nein, liebe Koalitionäre, das ist nicht unser Ansinnen. Wir 
wollen, dass jetzt Verbesserungen kommen.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Na ja.) 
 
Und sich dann hier hinzustellen und zu sagen, na, wir 
haben ja Verbesserungen vorgenommen, das ist einfach 
eine Lüge.  
 
Was Sie getan haben: Sie verringern die Alterskohorte 
der förderfähigen Kinder aufgrund dessen die Landesmit-
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tel zugewiesen werden auf die 6- bis 21-Jährigen, statt 
vorher der 10- bis 26-Jährigen. Wenn man dann mal 
nachrechnet, bekommt man einfach mit, wir kürzen ein-
fach mal die förderfähigen Kinder und Jugendlichen um 
ein Jahr. Eine Anzuhörende, die während der Haushalts-
debatte auf unsere Anregung ausgesagt hat, sagte, ein 
Fünftel aller Kinder und Jugendlichen, die sich im Rah-
men schulischer und familiärer Sozialisation nicht ausrei-
chend entwickeln können, bedarf einfach der Kinder- und 
Jugendhilfe.  
 
Wenn das Land Mecklenburg-Vorpommern diese Kinder 
und Jugendlichen nicht verlorengeben möchte, ist es ein 
Fehler, sich komplett auf die schulische Bildung zu fo-
kussieren und die außerschulische Bildung, sprich die 
Kinder- und Jugendhilfe, so stark ökonomisch zu margi-
nalisieren beziehungsweise finanziell unzureichend aus-
zustatten. Und genau das ist es, was wir auch heute 
wieder in den Haushaltsdebatten wahrnehmen konnten. 
Sie rühmen sich der Worte, die Sie in Bildungspolitik 
reingesteckt haben, gar keine Frage, das sind gute Zei-
chen, aber auf der anderen Seite vernachlässigen Sie 
einen weiteren Bereich, und das ist die Kinder- und 
Jugendarbeit.  
 
Deshalb wurde einstimmig auch hier in der Anhörung 
zu diesem Thema von den Anzuhörenden gesagt, wir 
brauchen endlich eine Aufstockung. Deshalb liegt Ihnen 
auch ein Änderungsantrag vor. Es braucht endlich nach 
20 Jahren gleichbleibender Finanzierung eine bedarfsge-
rechte Ausfinanzierung der Kinder- und Jugendförde-
rung. Deshalb liegt Ihnen unser Änderungsantrag vor, 
dass wir die Erhöhung der Förderung von 5,11 Euro auf 
10,22 Euro pro Kopf vornehmen möchten für die öffentli-
chen Träger und von 10,22 Euro auf 15,33 Euro pro Kopf 
für die freien Träger. Das wäre ein Zeichen für Kinder 
und Jugendliche und würde eben nichts mit Verzögerung 
zu tun haben. 
 
Zu einem dritten Thema noch, das ist das Beratungs- 
und Hilfenetz: Sie alle wurden heute, von SPD insbeson-
dere, nicht müde, gute Arbeitsbedingungen hier in Meck-
lenburg-Vorpommern zu thematisieren. Ja, da geben wir 
Ihnen recht. Wenn ich mir aber gerade den Haushalt im 
Bereich „Beratungs- und Hilfesystem“ anschaue, dann 
kann ich eben nicht erkennen, dass weder die Landesre-
gierung uns einen Haushalt vorgelegt hätte, der dem 
gerecht wird, noch SPD und CDU hier für eine gute Ar-
beit in den Beratungs- und Hilfesystemen sorgen. Das 
Einzige, was in dem Haushalt enthalten ist, ist eine Dy-
namisierung von 2,3 Prozent, aber es gibt eben keine 
tarifliche Entlohnung für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Beratungs- und Hilfenetzen. Das sehen wir 
als das falsche Signal und hoffen, Sie werden hier noch 
nachbessern – auch das ein Zeichen von Demokratie. 
Ich hoffe, Sie nehmen sich selber ernst und lehnen heute 
nicht nur unsere Änderungsanträge ab. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Bernhardt.  

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der CDU Herr Dr. Man-
thei. 
 
Dr. Matthias Manthei, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte um 
Ihre Zustimmung bitten für die Beschlussempfehlung des 

Finanzausschusses. Da möchte ich einen Punkt hervor-
heben, über den ich mich besonders freue. Im Finanz-
ausschuss ist diesem Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU und SPD zugestimmt worden, und zwar soll mit 
diesem Antrag Geld in den Haushalt eingestellt werden, 
um in Mecklenburg-Vorpommern ein Schwimmprogramm 
einzuführen, das Programm mit dem Titel „MV kann 
schwimmen!“. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Mit diesem Programm sollen Schwimmvereine unterstützt 
werden, in den Ferien Schwimmkurse für Schüler anzu-
bieten, und die Vereine sollen mit einem Betrag von 
250 Euro bezuschusst werden.  
 
Sie kennen alle die Problematik – wir hatten das ja auch 
gerade im Bildungsausschuss in der Anhörung –, dass 
die Schwimmfertigkeiten unserer Schüler verbessert 
werden müssen. Wir haben ja die Umfragen gehabt von 
der DLRG bundesweit, und wir selbst haben es auch im 
Land festgestellt, dass etwa 60 Prozent aller Grundschü-
ler am Ende der Grundschule keine sicheren Schwimmer 
sind. Es gibt hier verschiedene Probleme, ich will das 
jetzt nicht alles noch mal ausbreiten, nur ganz kurz zu-
sammenfassen. Wir haben personelle, technische und 
finanzielle Ursachen. Das eine ist, dass es zu wenig 
Schwimmlehrer gibt, dann gibt es technisch zu wenig 
Schwimmhallen und natürlich finanziell die Kosten für die 
Fahrtkosten und die Miete von Bahnen in Schwimmhallen. 
 
Um die Schwimmfertigkeiten zu verbessern, wird immer 
wieder auf die Eigenverantwortung der Eltern hingewie-
sen, also praktisch auf den Schwimmunterricht außerhalb 
der Schule. Und genau an dieser Stelle setzt der Antrag 
an, denn wie der schulische sieht sich auch der außer-
schulische Schwimmunterricht den drei genannten Hür-
den ausgesetzt. Und mit dem Antrag werden alle drei 
Probleme angegangen. In personeller Hinsicht haben wir 
eine Ergänzung der Schwimmlehrer, die in der Schule 
sind, durch die Schwimmlehrer, die in den Vereinen tätig 
sind. In technischer Hinsicht schaffen wir natürlich damit 
auch nicht mehr Schwimmhallen oder mehr Bahnen, aber 
wir nutzen das Potenzial besser aus, denn es gibt schon 
noch Zeiten, auch in den Hallen, die für Kurse genutzt 
werden können, und das sind eben gerade die Ferienzei-
ten, vielleicht auch am Wochenende, und in diesen Zei-
ten soll dann das Programm durchgeführt werden. Und in 
finanzieller Hinsicht werden die Vereine eben bei den 
Kosten unterstützt. Wenn sie so einen Schwimmkurs 
durchführen, müssen sie insbesondere die Bahnen mie-
ten und Geld dann an die Schwimmhallen bezahlen.  
 
Kurzum: Das Programm „MV kann schwimmen!“ hat zum 
Vorbild das Programm „NRW kann schwimmen!“, ein 
Programm also aus Nordrhein-Westfalen. Und das ist ein 
geniales Programm, mit dem alle drei Kernprobleme des 
Schwimmunterrichts sicher nicht endgültig gelöst werden, 
aber dieses Programm findet eine realistische und vor 
allem kurzfristig umsetzbare Lösung. Es ist sehr erfolg-
reich in Nordrhein-Westfalen. Gerade wurde ein neuer 
Rekord aufgestellt: Im Jahr 2018 haben dort 5.600 Kinder 
teilgenommen, und über die gesamten zehn Jahre – seit 
zehn Jahren läuft das Programm schon – waren es etwa 
30.000 Kinder, denen das Schwimmen dort beigebracht 
wurde. 
 
Ich möchte mich abschließend bedanken bei meinem 
sportpolitischen Sprecher, Herrn Waldmüller, und dann 
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auch seitens der SPD-Fraktion bei Herrn Gundlack als 
sport- und finanzpolitischem Sprecher, dass das hier so 
gut geklappt hat, und natürlich bei Egbert Liskow auch für 
die Arbeit da im Finanzausschuss. Ich freue mich sehr, 
dass das so geklappt hat, und würde mich freuen, wenn 
Sie der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
zustimmen. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU 
und Tilo Gundlack, SPD) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Manthei.  

 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE Herr Kop-
lin.  
 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Liebe Gäste aus Mirow! 
Der Redebeitrag von Herrn Dr. Manthei hat gezeigt, da, 
wo es einen politischen Willen gibt, da geht auch was. 
Wenn man was verändern will, dann funktioniert es. Also 
die Formel gilt: Was politisch gewollt ist, wird auch be-
zahlt. 
 
Ich darf Ihnen zum Einzelplan 10 – wir haben zwei – 
Änderungsanträge der Fraktion DIE LINKE vorstellen, will 
Ihnen aber ganz gern noch etwas zu meinem Eindruck 
von der heutigen Debatte sagen. Es gibt so Dinge, die 
mich überraschen, und Dinge, die mich nicht überra-
schen. Also mich überrascht zum Beispiel nicht, dass die 
SPD sehr selbstbewusst und souverän auf Erfolge ver-
weist und die Ministerpräsidentin das dann auch an-
spricht und vor allen Dingen die SPD selbst lobt, die 
CDU-Fraktion wird einmal erwähnt. Und mich überrascht 
also die Unruhe, fast schon Aggressivität der CDU ge-
genüber meiner Fraktion DIE LINKE.  
 
Um das noch mal deutlich zu machen: Bei uns gibts 
einen großen … 
 

(Egbert Liskow, CDU: Keine Aggression.) 
 
Ja, ja.  
 

(Egbert Liskow, CDU: Lediglich Kritik.) 
 
Nein, nein,  
 

(Egbert Liskow, CDU: Lediglich Kritik.) 
 
das hat schon die Dimension einer sachlichen Kritik 
überzogen. Also wie viele bei uns sitzen – ich will das 
noch mal, noch mal deutlich machen –,  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
wir haben einen Krankenstand sowohl unter Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern als auch unter Abgeordneten, 
den wünsche ich Ihnen nicht und den wünschen wir uns 
auch nicht. Was wir uns wünschen, ist gute Besserung 
für unsere Kolleginnen und Kollegen. So. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Und was ich aber wahrnehme, ist, ich habe überlegt, wo 
kommt diese Unruhe, diese Aggressivität her, insbeson-
dere auch Ihr Fraktionsvorsitzender.  
 

(Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

Ich glaube, Sie haben Fracksausen mittlerweile, Frack-
sausen, ja, dass ein paar Sachen nicht so hinhauen. Ich 
will noch mal auf den Haushalt zurückkommen. Der 
Haushalt ist auf Kante genäht, das sagen Sie selber. Der 
Haushalt ist aufgebläht worden von über 8 Milliarden auf 
9,3/9,4 Milliarden Euro, weil Sie ... 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Na, „gebläht“ ist nicht das, das ... Sie haben ihn, Sie 
haben ihn hochgezoomt, weil Sie alles raushauen, alles, 
weil es ein Wahlhaushalt ist.  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU –  
Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 

 
Ja, es ist ein Wahlhaushalt. Und mit Blick auf 2021, da 
haben Sie jetzt so auch ein paar Erklärungsnöte, dass 
jetzt Dinge gehen, die vorher nicht gegangen sind. Das 
will ich jetzt gar nicht wiederholen. Ich konstatiere das 
nur, dass Sie im Grunde genommen alles raushauen und 
selbst sagen, jetzt ist es auf Kante genäht.  
 
Der Finanzminister sieht sich genötigt, ans Rednerpult 
zu treten und zu beschwichtigen. Diejenigen, die be-
sorgt sagen, Mensch, hier werden ja die Rücklagen 
abgeräumt, und er sagt, nee, Rücklagen haben wir noch 
1 Milliarde, das ist also vertretbar, brauch ich auch nicht 
zu wiederholen, nehmen wir das mal so, aber – hier will 
ich das noch mal betonen, weil Sie vorhin nicht da sein 
konnten, Herr Minister –, ich halte es schon für bedenk-
lich, wie diskontinuierlich mit Investitionen umgegangen 
wird, dass die hochgezoomt werden auf über 1,7 Milliar-
den, dann wieder fallen auf 1,3 Milliarden. Alles andere 
ergibt sich aus der Mittelfristigen Finanzplanung. Die 
beschließen wir aber nicht, die nehmen wir nur zur 
Kenntnis. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Das ist 
doch aber alles erklärlich.) 

 
Was dann kommt, wird sich zeigen. Es ist ein riskanter 
Kurs, den Sie fahren. Darauf möchte ich Sie hinwei-
sen.  
 
Und was mich also geradezu verstört hat, Herr Butzki, 
war vorhin die Frage an die Kollegin Kröger, wie denn 
sozusagen unsere Änderungsanträge bezahlt werden 
sollen, woher wir das Geld nehmen wollen und wo wir 
das dann wegnehmen.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Da muss ich Ihnen nur sagen: Genauso wie Sie! Jeder 
Änderungsantrag ist mit einer Deckungsquelle versehen. 
Wenn Sie denn die Änderungsanträge von uns wenigs-
tens überhaupt mal gelesen hätten, dann wäre diese 
Frage doch gar nicht entstanden hier.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
Also alle Änderungsanträge, die wir haben, sind mit einer 
Deckungsquelle versehen. Die können Sie gutheißen 
oder nicht, das ist dann Ansichtssache und eine Sache 
der politischen Einschätzung. 
 

(Zurufe von Dietmar Eifler, CDU,  
und Egbert Liskow, CDU) 
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Worauf ich noch mal verweisen möchte, weil das hier 
heute noch nicht aus meiner Sicht ausreichend gewürdigt 
wurde, ist mit Blick auf diesen riskanten Kurs, ich halte 
das für bemerkenswert, wenn die Präsidentin des Lan-
desrechnungshofs, der ich nicht in jedem Punkt beipflich-
te, aber wenn sie selber sagt, dass die – ich sage das 
jetzt mit meinen Worten – Tugenden der seriösen Haus-
haltsführung also zumindest berührt sind, wo sie sagt, 
vorsorgliche Haushaltsplanung nicht gegeben, stetige 
Haushaltskonsolidierung nicht gegeben, moderate Aus-
gabenentwicklung nicht gegeben, Schuldenabbau so nicht 
gegeben.  
 

(Tilo Gundlack, SPD: Entscheidet die  
Präsidentin des Landesrechnungshofs  

oder entscheidet das Parlament?) 
 
Das entscheidet sie nicht, aber sie hat die Aufgabe zu 
warnen.  
 

(Zuruf von Tilo Gundlack, SPD) 
 
Und weil das hier heute noch nicht gewürdigt wurde, was 
sie gesagt hat, will ich das dann zumindest hier mal zu 
Protokoll geben. 
 

(Tilo Gundlack, SPD: Das hätten  
Sie auch in der Generaldebatte 

 machen können.) 
 
Denn wir teilen an dieser Stelle ihre Auffassung. Es ist 
schon von Belang, welchen Kurs Sie fahren und wie es 
dann weitergehen soll. Das muss dann der nächste 
Landtag also sehr sorgfältig entscheiden und der be-
kommt keine leichte Bürde. Das ist jetzt schon klar.  
 
Zwei der Änderungsanträge, die wir im Fachausschuss 
gestellt haben, möchten wir wieder auf die Tagesordnung 
bringen, weil sie aus unserer Sicht … Oh, die rote Lam-
pe. Also zum Landesbinnengeld liegt Ihnen was vor und 
zum Pflegegeld liegt Ihnen was vor, zum Pflegegesetz 
und zur Pflegeplanung. Dazu haben wir Änderungsanträ-
ge. Schauen Sie sich die an! Hierfür werbe ich. 
 

(Andreas Butzki, SPD:  
Wollte ich gerade sagen,  

jetzt ist vom Einzelplan die Rede. –  
Zuruf von Jacqueline Bernhardt, DIE LINKE) 

 
Nein, das war mir wichtig, dass ich das vorweghole. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank Herr Koplin.  

 
Es tut mir auch leid, dass ich Ihnen so schnell die rote 
Lampe zeigen musste, aber insgesamt war die Redezeit 
ausgeschöpft. 
 
Das Wort hat jetzt noch einmal für die Fraktion der SPD 
Herr Heydorn. 
 
Jörg Heydorn, SPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren Abgeordnete! Der Kollege Koplin hat hier 
gerade vorne gestanden und gesagt, es ist Wahlhaus-
halt, die Koalitionäre hauen alles raus. Aber, Herr Koplin, 
das passt doch irgendwie nicht. Sie wollten doch noch 
mehr raushauen! 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Wir wollten umschichten.) 

 
Sie wollten doch noch mehr raushauen!  
 

(Torsten Koplin, DIE LINKE:  
Wir wollten umschichten.) 

 
Wenn wir das mal summieren, dann wollten Sie noch 
mehr raushauen, und zwar deutlich mehr raushauen. Da 
hat auch gerade die Kollegin Bernhardt noch mal ein-
drucksvoll Beleg für gegeben, wie Ihre Vorstellungen an 
der Stelle gewesen sind. 
 
Sie haben es völlig richtig erkannt, in dem Haushalt ha-
ben wir möglich gemacht, was möglich ist. Und das wer-
den Sie uns nachsehen, wir haben unsere Prioritäten 
gesetzt. Also, ist doch klar, wir sind hier die Regierungs-
koalition und die Regierungskoalition setzt nicht die Prio-
ritäten der Opposition. Und daraus abzuleiten, das sei 
Arroganz der Macht, ist doch ein bisschen abwegig. Und 
zu sagen, also hier wird über alles hinweggegangen, was 
von der Opposition auf den Tisch gelegt wird, und uns zu 
unterstellen, wir hätten Ihre Anträge nicht gelesen – also 
ich lese jetzt nicht die Anträge aus anderen Einzelplänen, 
aber die Anträge, die im Einzelplan 10 oder zum Einzel-
plan 10 auf den Tisch gelegt worden sind, die haben wir 
gelesen und da haben wir doch auch drüber beraten.  
 
Und ich sage Ihnen, ich habe auch mit Ihnen schon in 
der Koalition zusammengesessen, und wir haben Haus-
haltsberatungen geführt, und wir sind damals mit den 
Anträgen der CDU in der gleichen Art und Weise umge-
gangen.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU: Aha!) 
 
Und auch die haben damals immer gesagt, das ist Arro-
ganz der Macht. Nein, es gibt hier Mehrheiten, es gibt 
hier Mehrheiten und die Mehrheiten entscheiden auch 
über Anträge. Und wenn Ihre Anträge in den Ausschüs-
sen dann nach Ihrer Meinung nicht entsprechend be-
rücksichtigt worden sind, dann hat das nichts mit Arro-
ganz zu tun, sondern es hat letztendlich mit gewählten 
Mehrheiten zu tun, und das ist ein sehr demokratisches 
Vorgehen und das sind sehr demokratische Verhältnisse, 
wenn man sich so verhält. 
 
Ich war ja heute als Redner gar nicht vorgesehen, aber 
nachdem also hier der Abgeordnete de Jesus Fernandes 
von der AfD am Mikrofon gestanden hat, hat es mich 
letztendlich nicht mehr gehalten. Ich muss also ein paar 
Dinge hier einfach klarstellen. Also wenn man Ihrerseits 
das Thema Frauenförderung auf die Absturzrampe stel-
len will, kann ich nur empfehlen, Sie sind doch diejeni-
gen, die als Fraktion und Partei die Frauenförderung am 
Nötigsten hätten.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Gucken sich doch mal Ihre Reihen an! Sowohl hier in der 
Fraktion sitzt nicht eine einzige Frau,  
 

(Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD,  
und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
und wenn man sich Ihre Parteiversammlungen anguckt, 
also da muss man auch die Frauen mit der Laterne se-
hen. Insofern also von selbstbewussten Frauen zu reden, 
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die ihre Möglichkeiten auch realisieren, das ist doch 
alles, würde ich mal sagen, Humbug. 
 

(Beifall Thomas Krüger, SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Heydorn! 

 
Jörg Heydorn, SPD: Und wenn man sich ... 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Herr Heydorn, es tut mir leid, 

Sie unterbrechen zu müssen. Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Koplin? 
 
Jörg Heydorn, SPD: Ja. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Bitte, Herr Koplin. 

 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Frau Präsidentin! 

 
Vielen Dank, Herr Kollege. Sie hatten ja eben gesagt, 
dass Sie alle Anträge gelesen haben von uns, und da 
würde mich interessieren: Was halten Sie denn von dem 
Änderungsantrag der LINKEN zur Erhöhung des Lan-
desblindengeldes und zur Dynamisierung ab 2021? Das 
ist ein Akt der sozialen Gerechtigkeit, finden Sie nicht 
auch? 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Jörg Heydorn, SPD: Also, Sie können mich jetzt persön-

lich fragen, was ich davon halte, aber es gibt natürlich, 
wir haben eine Linie als SPD, und die SPD hat beim 
Thema Landesblindengeld keine Priorität gesetzt und wir 
haben uns nicht für eine Erhöhung,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
haben uns nicht für eine Erhöhung entschieden, sondern 
die Zahlen verstetigt. Und wenn man sich die Höhe des 
Landesblindengeldes in Mecklenburg-Vorpommern an-
sieht, dann muss man sagen, damit liegen wir im Bun-
desdurchschnitt im oberen Mittelfeld, und das ist eine 
Geschichte, die kann man so akzeptieren. Dass Sie da 
eine andere Meinung zu haben, das kann ich gut nach-
vollziehen, kann ich akzeptieren, aber bei uns war mehr-
heitlich die Auffassung, dass wir das in diesem Haushalt 
nicht verbessern wollen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Heydorn. 

Sie können jetzt bitte fortfahren. 
 
Jörg Heydorn, SPD: So, jetzt muss ich doch noch mal 

auf das Thema Frauenförderung zurückkommen. Wenn 
man sich die Situation der Frauen bei uns in der Gesell-
schaft ansieht, dann ist es immer noch so, dass sie struk-
turell benachteiligt sind.  
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Aber nicht mehr lange.) 

 
Und das ist nicht erst seit gestern so, das ist seit vie-
len Jahrzehnten so. Sie verdienen weniger Geld, sie 
sind weniger in Führungspositionen und so weiter und 
so fort.  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 

Und wenn man dann sagt, das ist eine Aufgabe des 
Staates, dass man der Hälfte der Bevölkerung zu ihren 
Rechten verhilft, dass sie entsprechend ihrem Bevölke-
rungsanteil auch vertreten ist  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
und Einfluss wahrnehmen kann, dann finde ich das also 
völlig korrekt.  
 

(Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD,  
und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Und wenn man, und wenn man, und wenn man dann 
mitkriegt, und wenn man dann mitkriegt, dass Sie hier 
also sich hinstellen und sagen, das ganze Thema Frau-
enförderung, das können wir untern Tisch fegen, dann 
muss man ganz klar sagen, das ist ein Bild von ewiggest-
rig, das ist ein Bild von Familienpolitik, wo die Frau am 
Herd steht, der Mann geht zur Arbeit,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Dann haben Sie nicht zugehört, 

Herr Heydorn.) 
 
und um die Kinder darf sie sich dann auch noch küm-
mern.  
 

(Zuruf von Jens-Holger Schneider, AfD) 
 
Damit haben wir nichts zu tun. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Und dann, und dann, und dann, und dann machen wir 
mal weiter. Auch von Ihnen kam ja der Hinweis, dass wir 
uns mit Ihren Anträgen nicht in hinreichendem Umfang 
beschäftigt hätten. 
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: Überhaupt nicht.) 
 
Ich will nur auf einen Antrag eingehen, also dieser von 
Ihnen auch explizit erwähnte Antrag zur Ausreichung 
eines Pflegegeldes für Angehörige. Wenn Sie sich die 
Situation bei uns im Land angucken, dann ist das Thema 
Pflege vor allen Dingen deswegen in einer schwierigen 
Situation, weil uns inzwischen die Pflegekräfte fehlen. Es 
gibt stationäre Altenpflegeeinrichtungen, die bestimmte 
Bereiche nicht mehr belegen, weil sie nicht mehr in hin-
reichendem Umfang Fachkräfte haben. Darum muss 
man sich kümmern und dafür muss man Lösungen su-
chen. Und das, was Sie anbieten, ist ein weiteres Ausrei-
chen von Geld, wo nicht ein einziger Pflegefall besser mit 
behandelt werden kann – nicht ein einziger.  
 
Das heißt also, wenn Sie mit Lösungen kommen, die Sie 
als Lösungen verkaufen, die aber in Wirklichkeit gar 
keine Lösungen sind, dann müssen Sie sich,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Da haben Sie aber zum Antrag  

damals bei uns ganz anders geredet.) 
 
dann müssen Sie sich nicht darüber wundern, wenn 
solche Dinge, wenn solche Dinge hier von uns zurück-
gewiesen werden.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das fanden Sie noch gut damals.) 
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Also, wenn Sie wirklich realistische,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
mit Sachbezug ausgestattete 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Sie drehen sich wie ein Brummkreisel.) 

 
Anträge stellen würden,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das ist fürchterlich!) 

 
dann sähe das ein bisschen anders aus. Und man merkt 
auch wieder, Sie bellen wieder reichlich, und Sie wissen 
ja, getroffene Hunde, die bellen. Sie wissen selber, dass 
das, was Sie hier abgeliefert haben, sachlich, in der Sa-
che nichts war, sondern nur etwas für die Galerie, wo 
man sich wieder nach außen hinstellen kann und sagen, 
die AfD kümmert sich. 
 

(Torsten Renz, CDU: Da bin ich 
nicht sicher, Herr Heydorn, 

 da bin ich nicht sicher.) 
 
Sie kümmern sich nicht, das muss man ganz klar sagen. 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Ich glaube, die glauben das noch, 

was sie sagen. – Nadine Julitz, SPD:  
Ja, das ist ja das Schlimme. –  
Torsten Renz, CDU: Genau.) 

 
Hier ist viel auch das Thema „Kritik an Kindertagesstät-
ten“. Ja, wir haben uns in dieser Legislaturperiode dazu 
entschieden, eine sozialpolitische Großtat zu vollbringen. 
Wir haben die Kindertagesstätten in Mecklenburg-
Vorpommern kostenlos gemacht. Wir haben sie kosten-
los gemacht, und zwar haben wir das in dieser Legisla-
turperiode gemacht, obwohl es noch gar nicht im Koaliti-
onsvertrag stand. Es war gar nicht vorgesehen, aber wir 
haben uns zusammengerauft mit unserem Koalitions-
partner und haben das geregelt. Die Kita ist kostenlos.  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Und ich sage Ihnen eins, sowohl zur LINKEN als auch 
zur AfD: Das lassen wir uns von Ihnen nicht kleinreden. 
Das wird nicht passieren, davon können Sie ausgehen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Heiterkeit bei Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  

Das haben Sie nur gemacht wegen 
 uns. Nur wegen der AfD haben  

Sie das gemacht.) 
 
Und das Thema „Kinder- und Jugendförderung“ ist ja 
auch angesprochen worden. Ja, „Kinder- und Jugend-
förderung“ ist ein wichtiges Thema, aber beim Thema 
„Kinder- und Jugendförderung“ sind wir nicht alleine auf 
der Bühne. Es gibt Kreise und kreisfreie Städte, die beim 
Thema „Kinder- und Jugendförderung“ eine nicht uner-
hebliche Verantwortung tragen, auch finanzielle Verant-
wortung, fachliche Verantwortung als auch finanzielle 
Verantwortung. Und ich habe gerade noch mal unseren 
Finanzminister gefragt, der sagt zu mir, ja, es ist richtig, 
im Verhältnis zu 2019 geben wir 2020 352 Millionen Euro 
mehr an die kommunale Ebene über den kommunalen 

Finanzausgleich. Das ist richtig viel Geld, 352 Millio-
nen Euro mehr! Und da gibt es auch auf der örtlichen 
Ebene mehr Spielraum für Kinder- und Jugendarbeit. 
Also auch hier alles bei uns abkippen zu wollen, halte ich 
für eine schwierige Geschichte. Dem folgen wir nicht.  
 
Und jetzt bin ich am Ende meiner Ausführungen und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Herr 

Heydorn!  
 
Herr Professor Weber hat eine Kurzintervention ange-
meldet. Herr Professor Weber, bitte. 
 
Dr. Ralph Weber, AfD: Liebe Landsleute! Wertes Präsi-

dium!  
 
Herr Heydorn, es ist ja schön, dass Sie so eine kurze 
Zündschnur haben, kriegt man Sie wenigstens schnell 
zum Explodieren. 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Da kennen Sie sich mit aus, ne?!) 

 
Ich möchte ein paar Dinge korrigieren. Ich möchte zum 
einen sagen, ich weiß nicht, ob Ihnen das entgangen ist, 
wir haben Haushaltsdebatte. Das, was Sie dort zur Frau-
enförderung gesagt haben, hat mit Haushalt, den wir jetzt 
hier – Einzelplan 10 – diskutieren, 
 

(Thomas Krüger, SPD:  
Das haben Sie doch beantragt.) 

 
gar nichts zu tun. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Zum Zweiten, zum Zweiten war es inhaltlich falsch, was 
Sie gesagt haben.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Wenn Sie sagen, dass Frauen weniger verdienen, ist das 
faktisch für die Gesamtlebensleistung richtig. Frauen 
verdienen aber weniger, weil sie zum Teil eben nur halb 
arbeiten, oder noch weniger,  
 

(Zuruf von Karen Larisch, DIE LINKE) 
 
weil sie sich um Kindererziehung und anderes bemühen. 
Wir haben einen gesetzlich festgeschriebenen gleichen 
Lohnanspruch bei gleicher Arbeit.  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Das heißt, es ist eine mittelbare Benachteiligung, über 
die wir hier reden, und die liegt daran, dass Frauen auch 
faktisch weniger Arbeitszeit erbringen als Männer. Dann 
muss man es auch richtigstellen. Das ist das Zweite. 
 
Und wenn Sie sagen, diese sozialpolitische Großtat 
„kostenfreie Kita“ – jawohl, das ist eine sozialpolitische 
Großtat, da gebe ich Ihnen recht, aber da haben die 
LINKEN und wir genauso mitgewirkt.  
 

(Zuruf von Nadine Julitz, SPD) 
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Wir alle haben das gefordert, wir alle haben es mitgetra-
gen. Dass Sie es in der Regierung umgesetzt haben, ich 
möchte nicht so weit gehen und sagen, das ist nur wegen 
der AfD, 
 

(Heiterkeit vonseiten der  
Fraktionen der SPD und CDU  

Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
aber hätte es den Druck der Opposition nicht gegeben, 
hätte es noch mal zehn Jahre gedauert. Das wollte ich 
dazu nur mal bemerken. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte! 

 
Herr Heydorn, möchten Sie darauf erwidern? 
 
Jörg Heydorn, SPD: Ja, da würde ich gern drauf erwi-

dern. 
 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeordne-
te! Also um diese Kitaentlastung zu machen, da brau-
chen wir Sie nicht. Das ist seit vielen Jahren auf unserer 
Agenda.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
So lange, wie ich also hier im Landtag, so lange, wie ich 
hier im Landtag sitze, war das Thema Kita immer ein 
Thema für uns, in jeder Legislaturperiode.  
 

(Dirk Lerche, AfD: Aber  
gemacht haben Sie nichts.) 

 
Ich kann mich erinnern,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
ich kann mich erinnern, ich kann mich erinnern, dass wir 
hier mal angefangen haben, da waren wir bei einem 
Landesanteil von, ich glaube, um die 70 Millionen, um die 
70 Millionen Euro. Wenn man sich mal anguckt, wo wir 
heute sind, dann haben wir, dann haben wir das verdrei-
facht.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Wenn Sie für alles zwölf Jahre brauchen,  

Herr Heydorn mit Ihrer Politik,  
dann sollten Sie abtreten.) 

 
An die AfD hat da noch keiner gedacht. Und für diese 
Dinge … Also wir entwickeln unsere Politik anders. Wir 
entwickeln unsere Politik nicht an dem, was von Ihnen 
hier an Forderungen gestellt wird, sondern wir entwickeln 
unsere Politik an unseren Grundsätzen und an den Fra-
gen, die wir letztendlich für notwendig beantworten. Das 
ist eine Geschichte.  
 

(Zurufe von Thomas de Jesus Fernandes, AfD,  
und Stephan J. Reuken, AfD) 

 
Und wenn Sie sich jetzt hier hinstellen und sagen, wir 
haben auch unseren Anteil daran, dass also die Kita 
kostenlos ist, dann muss man sagen, wenn es schriftlich, 
wenn es schriftlich jetzt hier vorgelegen hätte, würde ich 
sagen, gelesen und gelacht. So kann ich nur lachen 
eigentlich darüber. Das ist der erste Punkt. 

(Zuruf von Dirk Lerche, AfD) 
 
Der zweite Punkt: Das Thema Frauenförderung ist ja 
nicht von mir hier eingebracht worden.  
 

(Thomas Krüger, SPD: So ist es.) 
 
Also Ihr, Ihr Kollege – wie heißt er – de Jesus Fernandes 
ist mit dem Thema Frauenförderung hier in Erscheinung 
getreten und hat gesagt, das würden wir aus dem Haus-
halt rausstreichen. Und ich habe dargelegt, warum das 
Thema Frauenförderung,  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Sie haben von Löhnen geredet,  

Herr Heydorn, von Löhnen!) 
 
warum das also auch für uns im Haushalt nach wie vor 
ein Thema ist.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Die sind gar kein Bestandteil  

im Haushalt.) 
 
Natürlich geht es darum, die strukturelle Benachteiligung 
von Frauen zu reduzieren und letztendlich im Ergebnis 
einen Zustand herzustellen, dass Frauen in wesentlichen 
Ämtern  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
und in wesentlichen Positionen genauso stattfinden, wie 
das bei Männern der Fall ist.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 

 
Und, wie gesagt, ich kann Ihnen als AfD – sowohl als 
Partei als auch als Fraktion – so einen Frauenförderplan 
empfehlen, dann würde das bei Ihnen quasi auch anders 
aussehen und wir hätten es nicht mit so einer Truppe hier 
zu tun. Das ist der nächste Punkt. 
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD) 
 
Und natürlich ist es, natürlich ist es richtig, dass wir den 
Gleichbezahlungsgrundsatz haben, aber schauen wir uns 
doch an, wie die Stellen teilweise besetzt sind. Und mei-
nes Wissens ist es nach wie vor so, dass Frauen, die auf 
gleichen Arbeitsplätzen sitzen, dass die nicht das gleiche 
Geld kriegen. Und auch die Tatsache, dass Frauen we-
niger arbeiten: Ist das immer das, was Frauen wirklich 
wollen, oder ist es das, was gesellschaftlich erwartet 
wird, der Mann arbeitet dann Vollzeit, die Frau bleibt 
Teilzeit zu Hause? Das sind doch keine Selbstverständ-
lichkeiten.  
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: Leider nicht mehr.) 
 
Da muss man doch gucken, dass man die wegbringt. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Meine Zeit ist abgelaufen. – Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Herr Heydorn. 
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(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Ihre Zeit ist abgelaufen, wirklich.) 

 
Ich bitte jetzt wieder um etwas mehr Ruhe, weil wir noch 
eine weitere Rednerin auf der Liste haben. Für die Frak-
tion der SPD ist das Frau Julitz. 
 
Nadine Julitz, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
 
Ja, Herr Renz, der Schwerpunkt der Fraktionen wird her-
ausgearbeitet, darauf sind wir stolz. Und Überraschung: Ich 
gehe auch noch mal auf die Frauenförderung ein. Das ist ... 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Jetzt erst auf Nachfrage.) 

 
Bitte? Ich habe Sie leider akustisch nicht verstanden. 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Das macht nichts.) 

 
Trauen Sie sich das nicht noch mal zu sagen?! Schade! 
 
Gut, also, hören Sie vielleicht auf, den Frauen zu unter-
stellen, dass wir verteidigt werden müssen. In unseren 
Fraktionen gibt es Gleichberechtigung auf Augenhöhe, 
da haben wir das nicht nötig. Und da es um die Sache 
geht, ist es auch vollkommen egal, ob, so wie eben, Jörg 
Heydorn zu dem Thema spricht, ob sonst Herr Ritter bei 
den LINKEN zu dem Thema spricht, ob das Frau Tegt-
meier oder Frau Friemann-Jennert sind, die zu dem 
Thema sprechen, es geht um die Sache und es ist voll-
kommen egal, ob es Männer oder Frauen sind, die sich 
für Gleichberechtigung, für Frauenrechte, für Frauenfor-
schung, für Frauenförderung einsetzen.  
 
Ihre Anträge im Sozialausschuss waren so schlecht und 
sie gingen zum Großteil tatsächlich um die Streichung 
von Frauenforschung und Frauenförderung.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: Falsch!) 
 
Nee, das ist nicht falsch, das ist richtig. Vielleicht lesen 
Sie sich die noch mal durch?! 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Nee, Sie haben einen „Großteil“ 

 gesagt, das war falsch.) 
 
Es waren etliche Anträge dazu. Es ist vollkommen egal, 
wie viele es waren, weil jeder, den Sie dazu gestellt, 
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Ab jetzt ist es egal.) 

 
jeder Antrag, den Sie dazu gestellt haben, ist einer zu viel, 
denn Sie kennen die Realität nicht. Sie kennen sie einfach 
nicht.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der  
SPD und DIE LINKE – Zurufe von  
Thomas de Jesus Fernandes, AfD,  

und Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Es gibt immer noch Bewerbungsgespräche, wo Frauen 
gefragt werden, ob sie einen Kinderwunsch haben, und 
den Job nicht bekommen im Gegensatz zu ihren männli-
chen Kollegen.  

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD: 
 Da ändert keines Ihrer  

Programme etwas dran.) 
 
Es gibt immer noch – immer noch! – Hinweise für Frauen, 
wie sie sich in ihrem Job zu kleiden haben, wie sie ihre 
Stimme verstellen sollen am Telefon und etliche solche 
Sachen, damit sie erfolgreich im Job sein können. Es gibt 
immer noch Frauen, die sich nicht trauen, sexuelle Über-
griffe zur Anzeige zu bringen, weil man ihnen nicht glau-
ben könnte oder weil es schamlos ausgenutzt werden 
könnte, wie es auch jüngst in Mecklenburg-Vorpommern 
der Fall war, ja?!  
 
Es gibt übrigens auch in diesem Haus – lesen Sie das 
Protokoll aus der letzten Landtagssitzung, da gab es 
einen Hinweis, und ich gehe davon aus, aus der rechten 
Ecke des Saales, für Frau Aßmann in ihrer Rede, der 
kommentiert wurde aus dem Plenum, leider nicht na-
mentlich erwähnt, mit „typisch blond“. Das wird keine 
Frau gewesen sein, die das gesagt hat. Danke! Wirklich 
unglaublich! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 

 
Die Voraussetzung übrigens, als Frau hier in diesem 
Parlament sitzen zu können, ist, dass man vorher aufge-
stellt wurde und auf einer Liste einer Partei erscheint. 
Offensichtlich ist das in Ihrem Fall nicht so häufig vorge-
kommen, weil sonst würden da nämlich Frauen sitzen. 
Sie haben nämlich vor allem Landeslistenplätze.  
 
Und dann muss auch noch mal gesagt werden, in der 
Fraktion der SPD und, gerade noch mal gesprochen, 
auch Frau von Allwörden sitzt mit einem Direktmandat 
hier, aus eigener Kraft errungen und nicht, weil irgendje-
mand hier irgendjemanden auf die Liste ganz nach oben 
gesetzt hat, weil wir es nötig gehabt hätten. Das haben 
die Frauen hier ganz alleine geschafft, weil die Frauen 
hier in dem Saal nämlich gut sind und es alleine schaffen 
und dafür keine Männer brauchen.  
 

(Thomas de Jesus Fernandes, AfD:  
Machen Sie sich doch nicht immer  

so viele Sorgen um die AfD!) 
 
Ich mache mir keine Sorgen um die AfD,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
aber ich glaube, wenn Sie in Ihrer Partei mehr Frauen 
hätten, würde es Ihrer Partei vielleicht gar nicht so 
schlecht gehen. 
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD –  
Glocke der Präsidentin) 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte, Frau Julitz! 

 
Herr de Jesus,  
 

(Zuruf von Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
Herr de Jesus Fernandes … 
 
Nadine Julitz, SPD: Sie braucht niemand. 

 
Präsidentin Birgit Hesse: Einen Moment bitte!  



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 85 

Ich würde Sie bitten, etwas die Stimme zu dämpfen. Ich 
kann der Rednerin nicht mehr folgen. Ich glaube, sie hat 
es aber verdient, dass wir zuhören. Vielen Dank. 
 

(Dr. Ralph Weber, AfD: Na, darüber könnten  
wir lange streiten. – Andreas Butzki, SPD:  

Das ist nicht zu kommentieren.) 
 
Frau Julitz, fahren Sie fort. 
 
Nadine Julitz, SPD: Noch ein Hinweis, ich weiß jetzt 

nicht genau, ob Herr Heydorn darauf eingegangen ist: 
Frau Bernhardt, Sie hatten vorhin gesagt, der Haushalts-
titel im KJFG würde im Haushalt nicht steigen. Das ist 
nicht wahr. Um 200.000 Euro steigt der im Haushalt. – 
Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Birgit Hesse: Vielen Dank, Frau Julitz.  

 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache zu dem Einzelplan 10 und eröffne die 
Aussprache zum Einzelplan 11. 

 
Das Wort hat für die Fraktion der AfD Herr Dr. Jess. 
 
Dr. Gunter Jess, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Landsleu-
te! Verehrte Gäste!  
 
Herr Koplin, erst mal an Sie: Vielen Dank für die Ausfüh-
rungen, die Sie vorhin allgemeiner Art gemacht haben. 
Das war eine gute Ergänzung zur Generaldebatte und 
ich kann das nur unterstreichen, was Sie dort dargestellt 
haben. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Was denn?) 
 
Ich möchte aber jetzt im Rahmen der Debatte zum Dop-
pelhaushalt einige Anmerkungen zum Einzelplan 11, das 
heißt zur allgemeinen Finanzverwaltung machen. Dies 
betrifft Einnahmen und Ausgaben, die fachlich nicht den 
einzelnen Ministerien zugeordnet werden können, das 
heißt, das betrifft die Bereiche Steuern, Finanzzuweisun-
gen mit den Finanzausgleichsleistungen an die Kommu-
nen, den Schuldendienst, die Sicherheitsleistungen im 
Zusammenhang mit Bürgschaften, die Beamtenver-
sorgung, Verstärkungsmittel und die Entnahmen aus der 
Ausgleichsrücklage. Weiterhin gehören zu diesem Ein-
zelplan 11 die Wirtschaftspläne vom Kommunalen Auf-
baufonds Mecklenburg-Vorpommern und die Pläne der 
insgesamt zehn zum Teil neu eingerichteten Sonderver-
mögen, wie zum Beispiel Konjunkturausgleichsrücklage 
oder Strategiefonds Mecklenburg-Vorpommern. 
 
Meine Anmerkungen werden sich auf vier Punkte kon-
zentrieren.  
 
Erstens, die Steuereinnahmen, Kapitel 1101: Die Steuer-
einnahmen sind mit 5,7 Milliarden Euro für 2020 bezie-
hungsweise 5,9 Milliarden Euro für 2021 deutlich höher 
als in den beiden Vorjahren mit circa je 5 Milliarden Euro 
veranschlagt. Dies resultiert aus der Neugestaltung des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs vom 1. Januar 2020. 
Dabei basieren die Annahmen für die Steuereinnahmen 
auf den Ergebnissen der Mai-Steuerschätzung. Der Fi-
nanzminister erklärt dem Finanzausschuss, dass die 
regionalisierte November-Steuerschätzung keine Ergeb-

nisse aufwiese, die Einfluss auf den Haushaltsentwurf 
haben müssten.  
 

(Egbert Liskow, CDU: Keine wesentlichen.) 
 
Dies erscheint mit Blick auf die Steuerschätzung im 
Bund und die Unsicherheiten durch Brexit – die mögli-
chen Steuerrechtsänderungen zum Beispiel –, die Teil-
abschaffung des Solidaritätszuschlags und so weiter 
durchaus zweifelhaft. Der Aufforderung der AfD-Fraktion, 
dass, wenn dem so wäre, ja im Text des Haushaltsent-
wurfs problemlos auch als Grundlage die November-
Steuerschätzung angegeben werden könnte, wurde nicht 
gefolgt.  
 
Finanzminister Olaf Scholz, ebenfalls SPD, bewertet die 
mittelfristige Steuerprognose für Deutschland deutlich 
schlechter, als die SPD-CDU-Landesregierung es für 
Mecklenburg-Vorpommern wahrhaben will. Die Konjunk-
tur in Deutschland schwächelt, die Wirtschaft wächst nur 
langsam, und deshalb ist es auch keine große Überra-
schung, dass die Steuereinnahmen zukünftig wohl weni-
ger sprudeln werden als bislang erwartet. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Da Mecklenburg-Vorpommern zu den Nettoempfänger-
ländern zählt, wird dies Auswirkungen auf unsere Ein-
nahmen haben. Bis 2023 rechnen die Steuerschätzer 
wegen der trüben Konjunktur mit insgesamt 7,1 Milliar-
den Euro weniger Einnahmen, als noch im Mai 2019 
vorhergesagt worden waren. Wir sehen deshalb in der 
Einnahmesituation des Landes für den Haushaltszeit-
raum 2020/2021 deutliche Risiken und kritisieren aber 
auch die Beseitigung des bisher üblichen Sicherheitsab-
schlags im Haushaltsentwurf bei den Steuereinnahmen.  
 
Aus den Auskünften der zuständigen Minister auf Anfra-
gen der AfD haben wir entnommen, dass die Umsatz-
steuermehreinnahmen infolge des sogenannten Gute-
Kita-Gesetzes, des Paktes für den Rechtsstaat und aus 
der Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten im 
Haushaltsentwurf der Regierung bereits enthalten sein 
sollen. Diese Auskunft erscheint aus unserer Sicht inso-
fern fragwürdig, weil sich zum Beispiel der Bund und die 
Regierungschefs erst im Juni 2019 auf die Weiterführung 
der flüchtlingsbedingten Kosten verständigt hatten. 
 
Zweitens, zu den Kommunalfinanzzuweisungen, Kapi-
tel 1102: Bei den Finanzzuweisungen einschließlich Fi-
nanzausgleichsleistungen an die Kommunen wurden durch 
die Koalitionsfraktionen insgesamt 34 Titel im parlamen-
tarischen Verfahren abgeändert. Durch diese Änderun-
gen sollen die Ergebnisse des Fortsetzungsgespräches 
zwischen den kommunalen Landesverbänden und der 
Regierung vom September 2019 umgesetzt werden. Eine 
Prüfung dieser Änderungen durch die kommunalen Lan-
desverbände oder eine erneute Verbandsanhörung ist 
nicht erfolgt. Vertreter der Opposition waren bei den 
Gesprächen in der Staatskanzlei nicht dabei und können 
somit die Anträge auch nicht umfassend bewerten.  
 

(Torsten Renz, CDU: Was?!) 
 
Wir kritisieren die Intransparenz dieses Verfahrens, auch, 
weil anschließende Anhörungen im Finanzausschuss aus 
Zeitgründen gar nicht mehr möglich waren. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 



86  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 7. Wahlperiode – 78. Sitzung am 11. Dezember 2019 

Aus unserer Sicht ist es nicht fair gegenüber den 726 Ge-
meinden im Land, wenn zum Beispiel durch den Haushalt 
heute der vertikale Finanzausgleich mit den Kommunen 
festgelegt wird und dann erst im März 2020 nur noch 
Kleinigkeiten, nämlich in der horizontalen Verteilung 
zwischen den Kommunen geregelt werden können. Das 
war einer der Gründe, weshalb die AfD-Fraktion eine 
Dritte Lesung des Haushaltsentwurfs beantragt hat, näm-
lich um zeitlichen Einklang mit der Verabschiedung des 
FAG herzustellen. Das haben Sie heute abgelehnt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Nun einige Bemerkungen zur Gemeindesteuerkraftzu-
weisung des Bundes: Die Einnahmen vor Finanzaus-
gleich der Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern 
liegen bei etwa 60 Prozent des Durchschnitts aller deut-
schen Gemeinden. Unsere Gemeinden sind im Bundes-
vergleich arm, wir haben es heute mehrfach gehört. Des-
halb erhält das Land ab 2020 dauerhaft Zuweisungen 
des Bundes zum Ausgleich der Finanzkraftunterschiede 
auf Gemeindeebene als Gemeindesteuerkraftzuweisung. 
Die SPD-CDU-Regierung ist nicht bereit, dieses Geld 
vollständig an die kommunale Ebene bei uns im Land 
durchzureichen, sondern nur zu circa einem Drittel und 
gegebenenfalls in Form von landespolitischen Förder-
programmen. Finanzielle Eigenverantwortung aber errei-
chen wir nicht, indem wir die Gemeinden zu Bittstellern 
bei einer Vielzahl von Fördertöpfen machen. Eigenver-
antwortung erwerben die Kommunen nur durch Wirt-
schaften mit eigenen Mitteln.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Deshalb muss die angemessene finanzielle Grundaus-
stattung der Gemeinden aus Sicht der AfD-Fraktion vor 
zweckgebundenen Forderungen stehen.  
 

(Egbert Liskow, CDU:  
152 Millionen mehr.) 

 
Die Bürger und Kommunalpolitiker, Herr Liskow, vor Ort 
wissen am besten, was sie brauchen und wo das vor-
handene Geld sinnvoll eingesetzt werden muss.  
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Und sollte dies einmal nicht der Fall sein, so haben die 
Akteure vor Ort dies dann auch vor ihren Wählern zu 
verantworten.  
 
Wir teilen die Sorgen des Städte- und Gemeindetages, 
des Landkreistages und etlicher Bürgermeister von 
Grundzentren, die trotz der Neugestaltung des Bund-
Länder-Finanzausgleichs und des derzeit in der Diskus-
sion befindlichen FAG M-V keine hinreichende Finanz-
ausstattung der Kommunen befürchten. Wir werden die 
Auswirkungen der neuen Regelungen beobachten und 
dauerhaft kritisch begleiten. 
 
Drittens, zu den Versorgungsleistungen im Kapitel 1107: 
Die Ausgaben für Versorgung, Unfallfürsorge und Aus-
gleichsbeträge sind in 2020 mit 452 Millionen Euro und 
für 2021 mit 476 Millionen Euro geplant. Damit sind die 
Versorgungsaufgaben gegenüber dem Ansatz aus 2019 
um 13 Prozent beziehungsweise 19 Prozent gestiegen. 
Dieser Anstieg ist unseres Erachtens unverständlich 
hoch. Er könnte durch Steigerungen bei den Versor-
gungsbezügen oder auch durch eine vorzeitige Verset-

zung in den Ruhestand vor Erreichen der Regelalters-
grenze verursacht worden sein. Wir werden dies weiter-
hin verstärkt beobachten und untersuchen. 
 
Aus unserer Sicht ist eine verstärkte Kontrolle der Ver-
sorgungsaufgaben nämlich notwendig, weil unser Land 
derzeit gegenüber dem Versorgungsfonds eine implizite 
Verschuldung durch zukünftig noch nicht gedeckte Ver-
sorgungslasten in Höhe von 8,3 Milliarden Euro ausweist.  
 

(Egbert Liskow, CDU:  
Das haben doch alle Länder.) 

 
Dies ist für zukünftige Generationen eine erhebliche 
Belastung und ein Zeichen für nicht nachhaltiges Han-
deln der derzeitigen Regierung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Viertens, zur Entnahme aus der Ausgleichsrücklage, 
Kapitel 1111: In Kapitel 1111 sind die Entnahmen aus 
der Ausgleichsrücklage geplant, insgesamt 326,7 Millio-
nen Euro in 2020 beziehungsweise 130,3 Millionen Euro 
in 2021. Diese Entnahmen sind im Rahmen der Haus-
haltsberatungen durch die SPD-CDU-Abgeordneten für 
2020 um 9,5 Millionen Euro gekürzt worden. Dadurch 
sinken die Übergangszuweisungen für kreisangehörige 
Zentren um genau diesen Betrag.  
 
Bemerkenswerterweise ist demgegenüber eine Kürzung 
der Entnahmen aus der Ausgleichsrücklage für Asyl- und 
Flüchtlingsangelegenheiten von der Regierungskoalition 
nicht vorgenommen worden, obwohl sich im Juni 2019 
der Bund und die Regierungschefs auf die Weiterführung 
der flüchtlingsbedingten Kostenübernahme durch den 
Bund verständigt hatten, wodurch dem Land eine Mehr-
einnahme von circa 20 Millionen Euro zufließen wird, 
aber die sollen ja bereits, wie der Finanzminister ange-
geben hatte, im Haushaltsplan enthalten sein, nur, dass 
die flüchtlingsbedingten Mehrkosten 2020 die Summe 
von Integrationskosten für Flüchtlinge, die Summe von 
20 Millionen Euro gar nicht erreichen. 
 

(Vizepräsidentin Beate Schlupp 
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Wir haben kein Verständnis dafür, dass einerseits Um-
satzsteuermehreinnahmen für diesen Zweck vom Bund 
veranschlagt werden und andererseits 9,6 Millionen Euro 
aus der Ausgleichsrücklage entnommen werden sollen. 
Nach der ursprünglichen Finanzstrategie der Koalitions-
fraktionen sollte die Ausgleichsrücklage einen Dauerbe-
stand von 500 Millionen Euro aufweisen. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Zusätzlich zu den 500 Millionen Euro im Bestand des 
Sondervermögens Konjunkturausgleichsrücklage, beide, 
also 1.000 Millionen, also 1 Milliarde sollen zur Abfede-
rung von Konjunkturkrisen zur Verfügung stehen. Die 
Höhe ergibt sich aus Kalkulationen des Krisenszenarios 
um 2007/2008. Genau diese aufgeführte Ausgleichsrück-
lage wird aber laut Mittelfristiger Finanzplanung bereits 
bis 2024 komplett verbraucht. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Das ist dann doch eine fragwürdige Krisenrücklage, das 
müssen wir schon sagen. 
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Lassen Sie mich abschließend noch auf ein Kuriosum 
bei der Entnahme aus der Ausgleichsrücklage hinweisen. 
In den Erläuterungen zur Entnahme aus der Ausgleichs-
rücklage werden 16 Zweckbestimmungen benannt, da-
runter Vorpommern-Fonds, Sonderprogramm, Feuerwehr 
und so weiter. Unter Position 16 ist als Zweckbestim-
mung schlicht „Haushaltsausgleich“ genannt, und der 
beinhaltet sage und schreibe nahezu 65,2 Millionen Euro, 
65,2 Millionen Euro, die keiner konkreten Zweckbin-
dung zugeordnet sind, die der Landesregierung sozusa-
gen als beliebig einsetzbarer Puffer zur Verfügung ste-
hen. 
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Meine Damen und Herren Abgeordnete, verehrter Herr 
Minister Meyer, ich halte dies alles nicht für eine solide 
Haushaltsplanung. 
 

(Tilo Gundlack, SPD:  
Nun ist es aber mal genug!) 

 
Als Ausschussvorsitzender lassen Sie mich zum Schluss 
noch ebenfalls einen Dank an das Ausschusssekretariat 
sagen, die wirklich eine hervorragende Arbeit geleistet 
haben und die vielen Hunderte Änderungsanträge perfekt 
abgearbeitet haben. Also dafür meinen Respekt an die 
Mitarbeiter des Ausschusssekretariats! – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD 
und Holger Arppe, fraktionslos) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten hat 

für die Landesregierung der Finanzminister Herr Meyer. 
 
Minister Reinhard Meyer: Frau Präsidentin! Meine Da-

men und Herren!  
 
Herr Dr. Jess, mich irritiert ein wenig, aber das versuche 
ich jetzt mal nachzuholen, dass wir ja ausführlich über 
die Steuerschätzung im Finanzausschuss gesprochen 
haben. Die Mitglieder des Finanzausschusses wissen 
das. 
 

(Egbert Liskow, CDU:  
Aber er war nicht dabei.) 

 
Waren Sie nicht dabei? 
 

(Heiterkeit bei Egbert Liskow, CDU, 
und Wolfgang Waldmüller, CDU – 

Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Ja, dass der Vorsitzende nicht dabei ist, kommt seltener 
vor. 
 
Nein, aber offensichtlich hat das, was wir als Diskussion 
geführt haben, bei Ihnen noch nicht zu einem Prozess 
geführt, das da nachvollziehen zu können. Deswegen 
mache ich das an der Stelle noch mal ganz kurz, warum 
wir so mit diesem Haushalt umgegangen sind im Unter-
schied von der Mai- zur November-Steuerschätzung. 
 
Zunächst einmal: Was heißt Steuerschätzung? Das ist 
ja immer so die Illusion, das bedeutet weniger Einnah-
men. Nein, als Erstes, weniger von mehr Steuerein-
nahmen ist der Unterschied der Steuerschätzung No-
vember zu Mai, weniger von mehr Steuereinnahmen. 

Das Zweite ist, der Bund hat am wenigsten weniger von 
mehr, dann die Länder so ungefähr in der Mitte und bei 
den Gemeinden ist es eher auch noch positiv gegen-
über der Mai-Steuerschätzung, was die Folgejahre an-
geht, einfach zur Einordnung, darüber haben wir ja ge-
sprochen. 
 
Nun die Ergebnisse für die Haushaltsjahre, die hier rele-
vant sind für das Land: 2020 8,4 Millionen Euro weniger 
vom Mehr und im Jahre 2021 3,6 Millionen Euro weniger 
vom Mehr. Und angesichts dieser Summen und eines 
Gesamtvolumens von 9 Milliarden Euro des Haushaltes 
haben wir gesagt, und das haben wir auch sehr deutlich 
gemacht, das bedarf keiner Korrektur des vorgelegten 
Haushaltsentwurfes. So ist der Zusammenhang noch mal 
zur Klarstellung. 
 
Dann zu dem, was Sie gesagt haben zur Gemeindesteu-
erkraft: Ja, wir sind in Mecklenburg-Vorpommern dasje-
nige Land mit der geringsten Gemeindesteuerkraft pro 
Kopf, wenn man das Ranking der Bundesländer sich 
anguckt. Und dann kommt etwas dazu, nämlich an Bun-
desmitteln, an Landesmitteln. Wir sitzen nämlich gemein-
sam in einem Boot, Land und Kommunen. Das bringt uns 
dazu, dass wir die Kommunen in die Lage versetzen zu 
investieren, und das ist allein die Leistung von Land und 
Bund zusammen. Das machen wir, damit unsere Kom-
munen vor Ort entsprechend investieren können, also 
das noch mal für den Zusammenhang. 
 
Dann haben Sie angesprochen die Flüchtlingskosten. Da 
sage ich Ihnen ganz offen, wenn man einen Verhand-
lungsprozess beginnt 2018 mit dem Bund, wenn man 
2019 zu einem Ergebnis kommt, dann wird man natürlich 
das, was man erreicht hat, möglichst schnell in den 
Haushalt einstellen, weil – und jetzt kommt der entschei-
dende Punkt, Sie haben das ja an anderer Stelle betont – 
die Mittel weniger dem Land zugutekommen als vor allen 
Dingen den Kommunen, über die Kosten der Unterkunft, 
über die Asylbewerberpauschale 670 Euro et cetera. Und 
das Land hat ja nichts anderes gemacht, als frühzeitig 
Planungssicherheit für die Kommunen zu schaffen, damit 
sie die entsprechenden Aufgaben dann auch vor Ort 
erledigen können. Auch dazu noch mein klarer Hinweis, 
wie der Zusammenhang tatsächlich ist. – Vielen Dank, 
meine Damen und Herren. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD 
und Marc Reinhardt, CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 

Minister. 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache zum Einzelplan 11. 
 
Zu den Einzelplänen 12 und 14 sowie den dazugehöri-

gen Teilen des Stellenplans liegen keine Wortmeldungen 
vor. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das 
so beschlossen. 
 
Ich eröffne die Aussprache zum Einzelplan 15 sowie zu 

dem zum Einzelplan 15 dazugehörenden Teil des Stel-
lenplans. 
 
Das Wort hat für die Fraktion der SPD der Abgeordnete 
Herr Albrecht. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
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Rainer Albrecht, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Werte Gäste! Die 
Städtebauförderung als Gemeinschaftswerk des Bundes, 
der Länder und der Kommunen hat sich in den vergan-
genen drei Jahrzehnten als wirksames Instrument zur 
Beseitigung städtebaulicher Missstände außerordentlich 
bewährt. Die Erfolge sind für jedermann/-frau sichtbar am 
Erscheinungsbild unserer Städte ablesbar. Bund, Länder 
und Kommunen tragen mit jeweils einem Drittel die Kos-
ten des Programms. 
 
Die Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
hat sich im Ergebnis intensiver Beratungen ausdrück-
lich dafür ausgesprochen, die Städtebauförderung als 
eigenständiges Instrument zur Ausgestaltung und 
Aufwertung unserer Stadtquartiere zu erhalten und 
fortzuführen. Der Bund und das Land Mecklenburg-
Vorpommern haben sich dazu bekannt, die Städte-
bauförderung auf hohem Niveau fortzuführen. Der Bund 
stellt dazu 2020 insgesamt 790 Millionen Euro zur 
Verfügung. Auch wenn die Verhandlungen mit dem 
Bund und den Ländern zur Verwaltungsvereinbarung 
und dem Verteilerschlüssel noch nicht abgeschlossen 
sind, gehen wir davon aus, dass Mecklenburg-Vor-
pommern auch 2020 circa 30,9 Millionen Euro erhalten 
wird. 
 
Meine Damen und Herren, das Land stellt Mittel in 
gleicher Höhe im Haushalt bereit, sodass Bund und 
Land auch 2020 Städtebaufördermittel in Höhe von fast 
62 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Zusammen mit 
den Eigenmitteln der Kommunen stehen dann wieder 
insgesamt über 90 Millionen für die Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur, der Wohn- und Aufenthaltsqualität 
und die Minderung von Segregationserscheinungen in 
unseren Städten zur Verfügung. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordnete, ich möchte jetzt 
noch einige Anmerkungen zur Wohnraumförderung des 
Landes machen. Welche Ziele der Wohnungspolitik wol-
len wir erreichen? Hier sind folgende Punkte zu erwäh-
nen:  
 
–  die Vermeidung der Entwicklung angespannter Woh-

nungsmärkte durch Schaffung belegungsgebundener 
Wohnungen mit tragbaren Wohnkosten;  

 
–  bedarfsgerechte, zukunftsfähige Modernisierung 

und Instandsetzung des Wohnungsbestandes unter 
Berücksichtigung demografischer Entwicklungen im 
Land und dem Erhalt sozialverträglicher Wohnkos-
ten;  

 
–  barrierefreie und Barrieren reduzierende Be-

standsanpassungen einschließlich Nachrüstung 
von Personenaufzügen sind ebenfalls wichtig so-
wie  

 
–  das Eindämmen der Segregation, um eine stärkere 

Durchmischung aller sozialen Schichten zu errei-
chen.  

 
Die demografische Entwicklung, steigende Baukosten 
und eine zunehmende Segregation erfordern eine 
Neujustierung der Förderpolitik des Landes, daher wurde 
auch die Initiative „Wohnen“ beschlossen. Die Förder-
richtlinie Neubau Sozial wurde bereits angepasst. Es 
wurde unter anderem ein zweiter Förderweg eröffnet, 
womit fast die Hälfte aller Einwohner unseres Landes 

theoretisch zum Kreis der Berechtigten für eine geförder-
te Wohnung gehören könnte. 
 
Meine Damen und Herren, seit Inkrafttreten des Pro-
gramms „Neubau Sozial“ in 2017 sind Zuschüsse in 
Höhe von circa 45 Millionen Euro für 453 Wohneinhei-
ten beantragt worden, bewilligt wurden bislang 27,8 Milli-
onen Euro für 581 Wohneinheiten. Der Bund stellt auch 
2020 Mittel in Höhe von 1 Milliarde Euro für die Wohn-
raumförderung zur Verfügung. Wie gesagt, die Entschei-
dung über den Verteilerschlüssel ist noch offen. Die Ver-
handlungen werden am 16. Dezember auf der Sonder-
bauministerkonferenz in Berlin fortgeführt. Der Bund 
fordert eine Kofinanzierung durch die Länder, die Höhe 
des Länderanteils ist aber noch Gegenstand intensiver 
Verhandlungen. 
 
Mecklenburg-Vorpommern wird nach Abschluss der 
Verhandlungen mit dem Bund die erforderlichen Kofinan-
zierungsmittel bereitstellen. Für die Kofinanzierung des 
Landes wurde durch den Leertitel in 1504 Maßnahme-
gruppe 12 im Haushalt 2020/2021 Vorsorge getroffen. 
Die Kofinanzierung erfolgt aus dem Sondervermögen 
„Wohnraumförderung Mecklenburg-Vorpommern“ in Höhe 
von 30,17 Millionen Euro. Wir haben somit im Haushalts-
plan dafür Sorge getragen, dass auch bei eventuell sin-
kendem Bundesanteil die Mittel im Land in gleichbleiben-
der Höhe zur Verfügung stehen. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordnete, die geänderte 
Richtlinie Programm „Personenaufzüge und Lifte, barri-
erearmes Wohnen“ ist am 05.06.2018 in Kraft getre-
ten. Die gut angenommenen Förderkonditionen für 
Wohneigentum wurden damit auf das Mietsegment in 
die Zentralen Orte übertragen. Auch hier haben wir die 
Mittel verstetigt. Sie kennen das, das ist wirklich der 
Renner. 
 
Meine Damen und Herren, auch für die Studierenden-
werke haben die Koalitionsfraktionen in diesem Doppel-
haushalt pro Jahr zusätzlich zu den Mitteln aus dem 
Bildungshaushalt noch einmal 1 Million Euro eingestellt. 
Ich hatte auch vor, für die Jahre 2022 bis 2024 Verpflich-
tungsermächtigungen in gleicher Höhe anzumelden, um 
somit eine bessere Planungssicherheit für die Studieren-
denwerke zu ermöglichen. Leider konnte und wollte un-
ser Partner dieses Ansinnen nicht mittragen, somit wer-
den wir dann im nächsten Doppelhaushalt diese Mittel 
einplanen. 
 
Meine Damen und Herren, ich hoffe, ich konnte Ihnen 
darlegen, dass wir die Städtebau- und Wohnraumförde-
rung auf hohem Niveau wie in den Vorjahren fortführen, 
auch wenn der Bund seine Mittel zurückführen will. Aber 
noch sind nicht alle Messen gesungen. Wir werden se-
hen, was in der nächsten Woche passiert. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wie gesagt, wir werden unsere erfolgreiche Wohnungs-
baupolitik des Landes auch in den kommenden Jahren 
auf hohem Niveau fortführen. 
 
Und, Frau Rösler, Ihre Kritik, die Sie da geäußert haben 
am Anfang der Debatte, geht somit ins Leere. – Vielen 
Dank, dass Sie mir zugehört haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Torsten Renz, CDU) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratungen und kommen zur Abstimmung. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kommen jetzt 
zunächst zur Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 2a). 
Zunächst erfolgt die Abstimmung über den von der Lan-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Haushaltsbe-
gleitgesetzes 2020/2021 auf Drucksache 7/3899. Der 
Finanzausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung in der Fassung seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 7/4399 anzunehmen. 
 
Ich rufe auf die Artikel 1 bis 7 sowie die Überschrift in 
der Fassung der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit sind die Artikel 1 bis 7 
sowie die Überschrift in der Fassung der Beschlussemp-
fehlung des Finanzausschusses mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE, bei Ablehnung 
der Fraktion der AfD und des fraktionslosen Abgeordne-
ten angenommen. 
 
An dieser Stelle lasse ich über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4554 abstimmen, 
der die Einfügung eines neuen Artikels 7 beinhaltet. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist der Änderungsantrag mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und CDU, bei Zustimmung der 
Fraktion DIE LINKE und der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung. 
 
Wer dem Gesetzentwurf im Ganzen in der Fassung der 
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Druck-
sache … 
 

(Unruhe im Präsidium) 
 
Kommando zurück, jetzt gucken wir mal, wo wir gerade 
sind. 
 
Ich rufe auf den Artikel 8 in der Fassung der Beschluss-
empfehlung des Finanzausschusses. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – 
Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
der Artikel 8 in der Fassung der Beschlussempfehlung des 
Finanzausschusses mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD, CDU, DIE LINKE und Gegenstimmen der Fraktion der 
AfD und des fraktionslosen Abgeordneten angenommen. 
 
Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung. 
 
Wer dem Gesetzentwurf im Ganzen in der Fassung 
der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf 
Drucksache 7/4399 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf in 
der Fassung der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses auf Drucksache 7/4399 mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und CDU, Gegenstimmen der Frak-
tion der AfD und des fraktionslosen Abgeordneten und 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE angenommen. 
 
Wir beginnen nun mit der Abstimmung zum Tagesord-
nungspunkt 2b). Wir kommen zunächst zur Abstimmung 

über die Einzelpläne. Ich lasse bei jedem Einzelplan 
zunächst über die Änderungsanträge und dann über den 
Einzelplan abstimmen. 
 
Bevor ich die Abstimmung zum ersten Einzelplan aufrufe, 
lasse ich zunächst über den Änderungsantrag der Frakti-
on der AfD auf Drucksache 7/4477 abstimmen, da dieser 
die Auflösung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Gesundheit beantragt 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
und demzufolge Änderungen in mehreren Einzelplänen 
vorsieht. Wer also dem Änderungsantrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 7/4477 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – 
Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4477 mit 
den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE 
LINKE, bei Zustimmung der Fraktion der AfD und des 
fraktionslosen Abgeordneten abgelehnt. 
 
Ich lasse an dieser Stelle über den Änderungsantrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4478 abstimmen. 
Dieser Änderungsantrag bezieht sich auf Änderungen zu 
verschiedenen Einzelplänen sowie zum Gesetz. Da es 
sich hier um Folgeänderungen handelt, kann dieser Än-
derungsantrag nur insgesamt abstimmt werden. Wer also 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt 
es Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4478 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wir kommen nun zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4479, der 
ebenfalls Änderungen in mehreren Einzelplänen vorsieht. 
Auch diesen lasse ich insgesamt vor allen Abstimmun-
gen zu den Einzelplänen und dem Haushaltsgesetz ab-
stimmen. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
der Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf Drucksa-
che 7/4479 bei gleichem Stimmverhalten und Gegen-
stimmen der fraktionslosen Abgeordneten ebenfalls ab-
gelehnt. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 01 – Landtag.  
 
Ich lasse zunächst über die hierzu vorliegenden Ände-
rungsanträge und dann über den Einzelplan 01 abstim-
men. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4480 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4480 bei Zustim-
mung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen Abge-
ordneten, Gegenstimmen der Fraktionen von SPD, CDU 
und DIE LINKE und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4481 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4481 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
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Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4482 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4482 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer der Ziffer 1 der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 7/4401 zum Einzelplan 01 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist die Ziffer 1 der Beschlussempfehlung 
zum Einzelplan 01 auf Drucksache 7/4401 mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD und CDU, Gegenstimmen 
der Fraktion der AfD und des fraktionslosen Abgeordne-
ten und Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE und 
der fraktionslosen Abgeordneten angenommen. 
 
Wer der Ziffer 2 der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses auf Drucksache 7/4401 zum Einzelplan 01 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Ziffer 2 der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 01 
auf Drucksache 7/4401 bei gleichem Stimmverhalten 
angenommen. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 02 – Landesrechnungshof. 
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4402 zum Einzelplan 02 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – Die Ge-
genprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist die 
Beschlussempfehlung zum Einzelplan 02 auf Drucksa-
che 7/4402 einstimmig angenommen. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 03 – Geschäftsbereich der 
Ministerpräsidentin, Staatskanzlei.  
 
Ich lasse über die vorliegenden Änderungsanträge zu-
nächst abstimmen. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4483 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4483 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
bei Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktions-
losen Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktions-
losen Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4484 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4484 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4485 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist auch dieser Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4485 bei 
gleichem Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4522 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4522 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt. 
 

(Unruhe bei Vincent Kokert, CDU, 
und Jens-Holger Schneider, AfD) 

 
Wer der Beschlussempfehlung des … 
 
Wir sind in der Abstimmung. 
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4403 zum Einzelplan 03 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung zum Einzelplan 03 auf Druck-
sache 7/4403 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU und Gegenstimmen aller anderen angenommen. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 04 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Europa.  
 
Ich lasse über die vorliegenden Änderungsanträge zu-
nächst abstimmen. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4486 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4486 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
bei Zustimmung der Fraktion der AfD, des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4487 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4487 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der AfD auf Drucksache 7/4488 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD auf Drucksache 7/4488 bei gleichem Stimmverhalten 
abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4489 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4489 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4490 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist auch dieser Änderungs-
antrag der Fraktion auf Drucksache 7/4490 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4491 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4491 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
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Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4523 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4523 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4524 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist auch dieser Änderungs-
antrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4524 
bei gleichem Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer der Ziffer I der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 7/4404 zum Einzelplan 04 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist Ziffer I der Beschlussempfehlung zum 
Einzelplan 04 auf Drucksache 7/4404 mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und CDU, Gegenstimmen der 
Fraktion DIE LINKE und Stimmenthaltung der Fraktion 
der AfD und der fraktionslosen Abgeordneten angenom-
men. 
 
In Ziffer II seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Finanzausschuss, einer Entschließung zuzustimmen. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist die Ziffer II der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4404 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE und 
Stimmenthaltung der Fraktion der AfD und der fraktions-
losen Abgeordneten angenommen. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 05 – Geschäftsbereich des 
Finanzministeriums.  
 
Ich rufe zunächst den hierzu vorliegenden Änderungsan-
trag zur Abstimmung auf. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4492 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4492 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
bei Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktions-
losen Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktions-
losen Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4405 zum Einzelplan 05 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung zum Einzelplan 05 auf Druck-
sache 7/4405 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU und Gegenstimmen aller anderen angenom-
men. 
 
Ich rufe auf den Einzelplan 06 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit.  
 
Wir stimmen zunächst über die vorliegenden Änderungs-
anträge ab. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4493 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 

um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4493 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4494 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4494 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4495 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4495 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4496 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4496 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4497 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist auch dieser Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4497 bei 
gleichem Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4498 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4498 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4525 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4525 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4526 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4526 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4527 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4527 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4528 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
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der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4528 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4406 zum Einzelplan 06 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 06 auf Druck-
sache 7/4406 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU, ansonsten Ablehnung zugestimmt worden.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 07 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur.  
 
Hierzu liegen weitere Änderungsanträge vor, die ich 
ebenfalls vor der Abstimmung zum Einzelplan 07 zur 
Abstimmung stellen werde. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4499 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4499 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4500 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4500 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4529 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4529 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und CDU, bei Zustim-
mung der Fraktion DIE LINKE, der Fraktion der AfD und 
der fraktionslosen Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4530 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4530 bei Zustimmung 
der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4531 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4531 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und CDU, bei Zustim-
mung der Fraktion DIE LINKE, der Fraktion der AfD und 
der beiden fraktionslosen Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4532 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4532 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4533 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 

jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4533 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4534 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um ein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4534 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4535 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4535 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4536 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4536 bei eben-
falls gleichem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer der Ziffer I der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 7/4407 zum Einzelplan 07 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um sein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist die Ziffer I der Beschlussempfehlung 
zum Einzelplan 07 auf Drucksache 7/4407 mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD und CDU, ansonsten Ab-
lehnung angenommen.  
 
In Ziffer II seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Finanzausschuss, einer Entschließung zuzustimmen. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist die Ziffer II der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4407 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
Gegenstimmen der Fraktion der AfD und des fraktionslo-
sen Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslo-
sen Abgeordneten angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 08 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt.  
 
Wer der Ziffer I der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 7/4408 zum Einzelplan 08 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist die Ziffer I der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses zum Einzelplan 08 auf Drucksa-
che 7/4408 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU, Gegenstimmen der Fraktion der AfD und des 
fraktionslosen Abgeordneten und Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE LINKE und der fraktionslosen Abgeordneten 
angenommen.  
 
In Ziffer II seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Finanzausschuss, einer Entschließung zuzustimmen. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist die Ziffer II der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4408 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE 
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und der fraktionslosen Abgeordneten und Gegenstimmen 
der Fraktion der AfD und des fraktionslosen Abgeordne-
ten angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 09 – Geschäftsbereich des 
Justizministeriums.  
 
Ich lasse zunächst über die zum Einzelplan 09 vorliegen-
den Änderungsanträge abstimmen.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4501 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4501 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE, 
Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag ... 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Meine Herren in der letzten Reihe, wir sind in der Ab-
stimmung.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Kann ja  
wohl nicht wahr sein! Harry wieder!) 

 
Auch nicht dahinterhocken, das hilft uns auch nicht weiter.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4537 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4537 bei Zustimmung 
der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4538 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4538 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4539 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4539 bei eben-
falls gleichem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4409 zum Einzelplan 09 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum 
Einzelplan 09 auf Drucksache 7/4409 mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und CDU, bei Gegenstimmen 
der Fraktion DIE LINKE und der fraktionslosen Abgeord-
neten und Stimmenthaltung der Fraktion der AfD und des 
fraktionslosen Abgeordneten angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 10 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Soziales, Integration und Gleichstellung.  
 
Wir kommen zunächst zur Abstimmung über die hierzu 
vorliegenden Änderungsanträge.  

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4502 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4502 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE, 
Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4503 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4503 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4504 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4504 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4505 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4505 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4506 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4506 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4507 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4507 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4508 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4508 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt worden.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4509 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4509 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4510 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4510 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4511 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
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Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4511 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4540 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4540 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und CDU, ansonsten 
Zustimmung abgelehnt worden.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4541 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4541 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt worden.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4542 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4542 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, Gegenstimmen der 
Fraktionen von SPD und CDU und Stimmenthaltung der 
Fraktion der AfD und der fraktionslosen Abgeordneten 
abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4543 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4543 bei Zu-
stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt worden.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE 
auf Drucksache 7/4544 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenpro-
be. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist der 
Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksa-
che 7/4545 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU, bei Zustimmung der Fraktion DIE LINKE, der 
Fraktion der AfD, des fraktionslosen Abgeordneten und 
Stimmenthaltung der fraktionslosen Abgeordneten abge-
lehnt.  
 

(Unruhe im Präsidium) 
 
45? Wir sind bei 7/4544. Wir haben ja über 7/4544 abge-
stimmt. Oder wünscht einer noch eine Wiederholung der 
Abstimmung?  
 
Dann rufe ich noch mal auf den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4545. Wer diesem 
seine Zustimmung erteilen möchte, den bitte ich jetzt um 
sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Stimmenthal-
tungen? – Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion 
DIE LINKE auf Drucksache 7/4545 mit den Stimmen der 
Fraktionen von SPD und CDU, bei Zustimmung aller 
anderen abgelehnt. 
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4546 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4546 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  

Wer der Ziffer I der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 7/4410 zum Einzelplan 10 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um sein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist die Ziffer I der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses zum Einzelplan 10 auf Drucksa-
che 7/4410 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD 
und CDU, Ablehnung aller anderen angenommen.  
 

(allgemeine Unruhe) 
 
In Ziffer II seiner Beschlussempfehlung ...  
 
Ich bitte doch weiter um Ruhe, wir sind noch in der Ab-
stimmung.  
 
In Ziffer II seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Finanzausschuss, einer Entschließung zuzustimmen. 
Wer der zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist die Ziffer II der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4410 bei glei-
chem Stimmverhalten angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 11 – Allgemeine Finanzver-
waltung.  
 
Ich rufe zunächst die hierzu vorliegenden Änderungsan-
träge auf.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 7/4512 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um sein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD auf Drucksache 7/4512 mit den Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, CDU, DIE LINKE, Zustimmung der Fraktion 
der AfD und des fraktionslosen Abgeordneten und Stimm-
enthaltung der fraktionslosen Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4513 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4513 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4514 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4514 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 

(allgemeine Unruhe) 
 
Wenn es denn Redebedarf gibt, dann doch bitte nicht 
hier während der Abstimmung!  
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4411 zum Einzelplan 11 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum 
Einzelplan 11 auf Drucksache 7/4411 mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und CDU, ansonsten Ablehnung 
angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 12 – Hochbaumaßnahmen 
des Landes.  
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Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4412 zum Einzelplan 12 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum 
Einzelplan 12 auf Drucksache 7/4412 mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und CDU, ansonsten Stimment-
haltung aller weiteren oder aller anderen angenommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 14 – Landesverfassungsge-
richt.  
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4414 zum Einzelplan 14 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um sein Handzeichen. – Die Ge-
genprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum 
Einzelplan 14 auf Drucksache 7/4414 einstimmig ange-
nommen.  
 
Ich rufe auf den Einzelplan 15 – Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung.  
 
Wir stimmen auch hier zunächst über die vorliegenden 
Änderungsanträge ab.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4515 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4515 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE, 
Zustimmung der Fraktion der AfD und des fraktionslosen 
Abgeordneten und Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4516 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4516 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4517 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4517 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4518 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4518 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 7/4519 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4519 bei gleichem 
Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4547 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4547 bei Zu-

stimmung der Fraktion DIE LINKE, ansonsten Ablehnung 
abgelehnt.  
 
Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 7/4548 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4548 bei glei-
chem Stimmverhalten abgelehnt.  
 
Wer der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4415 zum Einzelplan 15 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf 
Drucksache 7/4415 mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD und CDU, Gegenstimmen der Fraktion DIE LINKE 
und der fraktionslosen Abgeordneten, Stimmenthaltung 
der Fraktion der AfD und des fraktionslosen Abgeordne-
ten angenommen.  
 
Ich rufe die Beschlussempfehlung des Finanzausschus-
ses auf Drucksache 7/4413 – Stellenpläne – auf. Wer der 
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Druck-
sache 7/4413 zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt 
um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist die Beschlussempfeh-
lung des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4413 mit 
den Stimmen der Fraktionen von SPD und CDU, ansons-
ten Ablehnung angenommen.  
 
Wir kommen nun zur Einzelberatung über den von der 
Landesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern für die Haushaltsjahre 2020 
und 2021 auf Drucksache 7/3900(neu).  
 
In Ziffer I seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Finanzausschuss, den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung entsprechend seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 7/4400 anzunehmen.  
 
Ich rufe auf die Paragrafen 1 bis 22 sowie die Überschrift 
entsprechend der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses auf Drucksache 7/4400. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die 
Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit sind 
die Paragrafen 1 bis 22 sowie die Überschrift entspre-
chend der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4400 mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und CDU, ansonsten Ablehnung angenommen.  
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung.  
 
Wer dem Gesetzentwurf im Ganzen entsprechend der 
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Druck-
sache 7/4400 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimm-
enthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf entspre-
chend der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
auf Drucksache 7/4400 mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD und CDU und ansonsten Ablehnung ange-
nommen. 
 
Ich rufe auf die Ziffer II der Beschlussempfehlung. In 
Ziffer II seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der Fi-
nanzausschuss, einer Entschließung zuzustimmen. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um sein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
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tungen? – Damit ist die Ziffer II der Beschlussempfehlung 
des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4400 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU und DIE LINKE, 
Gegenstimmen der Fraktion der AfD und des fraktionslo-
sen Abgeordneten, Stimmenthaltung der fraktionslosen 
Abgeordneten angenommen.  
 
In Ziffer III der Beschlussempfehlung empfiehlt der Fi-
nanzausschuss, die Unterrichtung auf Drucksache 7/3898 
verfahrensmäßig für erledigt zu erklären. Wer der Ziffer III 
der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf 
Drucksache 7/4400 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist die Ziffer III der Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses auf Druck-
sache 7/4400 einstimmig angenommen.  
 
Ich rufe auf die Ziffer IV der Beschlussempfehlung. Wer 
der Ziffer IV der Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses auf Drucksache 7/4400 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Die Gegen-
probe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist die 
Ziffer IV der Beschlussempfehlung des Finanzausschus-
ses auf Drucksache 7/4400 ebenfalls einstimmig ange-
nommen.  
 
Damit sind wir am Schluss der Beratung und Abstimmung 
zum Haushalt 2020/2021. Ich danke allen am Haushalts-
verfahren Beteiligten für ihren besonderen Einsatz. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, CDU,  
AfD, DIE LINKE und Christel Weißig, fraktionslos) 

 
Vereinbarungsgemäß rufe ich den Tagesordnungs-
punkt 21 auf: Beratung des Antrages der Fraktion DIE 

LINKE – Waldmehrungsprogramm für Mecklenburg-
Vorpommern, Drucksache 7/4447. 
 
Antrag der Fraktion DIE LINKE  
Waldmehrungsprogramm  
für Mecklenburg-Vorpommern 
– Drucksache 7/4447 – 

 
Das Wort zur Begründung hat für die Fraktion DIE LINKE 
der Abgeordnete Herr Dr. Weiß. 
 

(allgemeine Unruhe) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, da wir uns ja 
darauf verständigt haben, diesen Zusatztagesordnungs-
punkt vorzusehen, bitte ich doch auch um entsprechende 
Aufmerksamkeit und Ruhe.  
 
Dr. Wolfgang Weiß, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Nach diesem Marathon umzuschalten, 
ist vielleicht nicht ganz einfach, aber jetzt geht es um den 
Wald.  
 
Vorbemerkung: Der vorgelegte Antrag ist keine Modifi-
kation des alten Antrages von FW/BMV auf der Druck-
sache 7/4024. Damals ging es um die Förderung der 
Waldbesitzer, nicht des Waldes.  
 

(allgemeine Unruhe – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
Zweite Vorbemerkung: Zur Begründung der Intention 
unseres Antrages erlaube ich mir ein Zitat: „… der Wald 

gilt als Inbegriff für Beständigkeit und langfristiges Wirt-
schaften. Die besondere Bedeutung des Waldes liegt in 
seiner Multifunktionalität: Der Wald ist Erholungsraum. 
Der Wald dient dem Klimaschutz. Er ist für den Wasser-
haushalt wichtig, für die Biodiversität und für die Boden-
fruchtbarkeit. Er ist wesentlicher Faktor der Tourismus- 
und zunehmend auch der Gesundheitswirtschaft; er 
besitzt eine archivarische Bedeutung, spiegelt sich in der 
Kunst wider und ist Bildungsraum für eine nachhaltige 
Entwicklung. Er ist auch unverzichtbarer Rohstofflieferant 
für uns alle. Kurz: Wald ist multifunktional und unersetz-
lich.“ 
 
Herr Minister Dr. Backhaus, ich glaube, Sie haben es 
erkannt. 
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Ja.) 
 
Es ist ein Zitat von Ihnen. Es stammt aus dem Vorwort vom 
„Landeswaldprogramm 2016 Mecklenburg-Vorpommern“, 
 

(Minister Dr. Till Backhaus:  
Hundert Prozent erkannt.) 

 
ein überaus gutes Programm für unser Land.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Guter Minister.) 
 
Bei der Gelegenheit, wenn Sie schon, Herr Krüger, das 
so begrüßen, ein zweites Zitat: „Wald ist wegen seines 
wirtschaftlichen Nutzens … und wegen seiner Bedeutung 
für die Umwelt, insbesondere für die dauernde Funktions-
fähigkeit des Naturhaushaltes, das Klima, den Wasser-
haushalt, die Reinhaltung der Luft, die Biodiversität, die 
Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild, die Agrar- und 
Infrastruktur sowie die Erholung der Bevölkerung … zu 
erhalten und zu mehren.“ So steht es in Paragraf 1 Ab-
satz 2 dieses genannten Landeswaldgesetzes. 
 
Meiner Meinung nach, meine Damen und Herren, haben 
wir in Mecklenburg-Vorpommern ein gutes Landeswald-
gesetz und ein sehr gutes Landeswaldprogramm. Doch 
was nutzen uns gesetzliche Rahmenbedingungen, gute 
programmatische Ziele, wenn wir, aus welchen Gründen 
auch immer, momentan nicht in der Lage sind, das um-
zusetzen?! Wir haben in Bezug auf den Wald kein Rege-
lungsdefizit oder fehlende Ziele, wir haben ganz klar ein 
Umsetzungsdefizit, denn von einer Waldmehrung, wie sie 
gesetzlich bestimmt ist, wie wir sie uns vorgenommen 
haben, wie es eigentlich die Intention aller, die mit dem 
Wald zu tun haben, in unserem Land ist, Vorgabe von 
1.000 Hektar pro Jahr aus dem Landeswaldprogramm, 
sind wir leider meilenweit entfernt. 
 
Genau darum und um das Erreichen der im „Lan-
deswaldprogramm 2016“ angestrebten Ziele für Meck-
lenburg-Vorpommern und um die Umsetzung des Lan-
deswaldgesetzes geht es in unserem Antrag. Wir sind 
uns dabei durchaus über die Ursachen im Klaren, warum 
wir in den letzten Jahren alle Zielmarken verfehlt ha-
ben. 
 
Ein Problem ist dabei natürlich die Bereitstellung von 
Flächen für die Neuaufforstung. Die Konkurrenz um 
den verfügbaren Boden ist groß. Ob Landwirtschaft, 
Infrastrukturprojekte, Straßenbau oder neue Gewerbege-
biete, Wohnungsbau – alle kämpfen um die verfügbaren 
Flächen. Und wenn ich da nur daran denke, wie ich 
schon vor zehn Jahren bei dem Projekt REFINA, einem 
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Bundesprojekt zur Minimierung der Flächenverluste, 
selbst mitgearbeitet habe, wo es kaum möglich war, eine 
Verringerung des jährlichen oder teilweise sogar des 
täglichen Flächenverlustes umzusetzen, ist es schon 
bemerkenswert, dass wir überhaupt in der Lage sind, 
einen Teil unseres vorgenommenen Projektes umzuset-
zen. 
 
Mit unserem Antrag wollen wir dabei nicht nur das Land 
in die Pflicht nehmen, Neuaufforstungsflächen bereitzu-
stellen, wir wollen auch bei den Kommunen dafür wer-
ben, Flächen bereitzustellen. Und wir wollen auch die 
vielen privaten Waldbesitzer in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht außen vor lassen. 
 
Zudem ist das Thema Wald erst durch Vorschläge 
schweizerischer Wissenschaftler kürzlich in der ganzen 
Klimadiskussion sehr stark in den Mittelpunkt gestellt 
worden. Denken wir an die Dürrejahre, denken wir an 
das nasse Jahr vor drei Jahren, weltweite Waldbrände 
 

(Zuruf von Burkhard Lenz, CDU) 
 
oder beispielsweise auch an den Borkenkäfer! Dadurch 
haben wir bemerkenswert viel Aufmerksamkeit auf das 
Thema Wald bekommen, eine Aufmerksamkeit, die ich 
zuvor, wenn ich mich selbst erinnere an meine Entwick-
lung, erst in den 70er-Jahren hatte, späten 70er-Jahre, 
frühen 80er-Jahre. Wer erinnert sich nicht an die Diskus-
sion um das Waldsterben durch den sauren Regen?! 
Ende der 80er-Jahre, Anfang der 90er-Jahre kannte man 
dann das Thema Wald schon nicht mehr und es war 
lange Zeit Ruhe. Mittlerweile engagieren sich Privatper-
sonen in letzter Zeit vermehrt für den Wald, der sich 
aufgrund von extremen Trockenperioden und damit ver-
bundenem Schädlingsbefall leider auch Mecklenburg-
Vorpommern in einem besorgniserregenden Zustand 
befindet.  
 
Andere Bundesländer sind viel schlimmer betroffen, das 
hat seine Gründe. Andere Länder haben ja auch viel 
mehr Wald als wir. Aber andere Bundesländer haben mit 
ihren Landesforstanstalten, Fachverbänden, wie dem 
Bund deutscher Forstleute, Naturschutzverbänden, aber 
auch privaten Waldbauern massivere Probleme gekenn-
zeichnet, um den Wald gegenüber dem Klimawandel 
gesund zu erhalten, und wenden sich mit Resolutionen, 
Forderungen, Appellen an die Öffentlichkeit. 
 
Eine Waldmehrung scheint zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
illusorisch. Deshalb brauchen wir einen gesellschaftli-
chen Konsens, alles für eine nachhaltige Entwicklung des 
Waldes in Mecklenburg-Vorpommern zu tun. Mit dem 
„Landeswaldprogramm 2016“ haben wir eigentlich eine 
gute Waldstrategie für unser Land und trotzdem sind wir 
in die jetzige Lage geraten. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will es 
zusammenfassen: Wir haben einen guten Plan zum 
Wald, wir haben die richtigen Ziele, aber wir haben ein 
Umsetzungsdefizit, und unser Antrag soll der Verbesse-
rung der Bedingungen und der Beschleunigung des Ver-
fahrens dienen. Die Aktualität mit Bezug auf die klimati-
schen Entwicklungen, die wir haben, ist eindeutig. Und 
unser Antrag ist ein guter Antrag, der dem Minister bei 
seinen Aufgaben den Rücken stärken soll. – Danke für 
die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Im Ältestenrat ist ver-

einbart worden, eine Aussprache mit einer Dauer von bis 
zu 55 Minuten vorzusehen. Ich sehe und höre dazu kei-
nen Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröff-
ne die Aussprache. 
 
Um das Wort gebeten hat für die Landesregierung der 
Minister für Landwirtschaft und Umwelt Herr Dr. Back-
haus. 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 13 Tagen 
ist Heiligabend. 
 

(Heiterkeit bei Karsten Kolbe, DIE LINKE:  
Das ist sicher.) 

 
Ich glaube, dann werden wir hoffentlich alle vor dem 
Weihnachtsbaum stehen und werden ein Stückchen Zu-
kunft, nämlich den Wald, in unsere Wohnzimmer holen, 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
werden andächtig hoffentlich werden und ein bisschen 
auch darüber nachdenken, wie das Jahr gelaufen ist, 
was wir da hinter uns gebracht haben und welche Wün-
sche und Träume hoffentlich mit dem Abend in Erfüllung 
gehen. Insofern finde ich es gut, dass wir heute – es war 
jetzt vorgezogen –, aber dass wir zum Thema Wald uns 
in diesem Jahr noch mal verständigen.  
 
Und, Herr Weiß, ich bin Ihnen auch dankbar für das, was 
Sie von mir zitiert haben, weil es bringt das eigentlich auf 
den Punkt: Wald schafft Zukunft, Wald ist für uns auf der 
Erde die wichtigste Ressource. Die wichtigsten Grund-
sätze haben Sie schon angesprochen, er ist ja Kli-
maschützer, er ist Wasserschützer, er ist letzten Endes 
auch ein Teil unserer Artenvielfalt und Garant auch für 
ein lebens- und liebenswertes Leben von uns allen Ge-
schöpfen auf dieser Erde. 
 
Ohne Wald gibt es keine Zukunft. Deswegen, glaube ich, 
haben wir klug gehandelt, dass wir das Waldforum hier 
eingerichtet haben. Ich muss da auch noch mal aus-
drücklich sagen, dass alle relevanten Verbände seiner-
zeit daran mitgewirkt haben und wir ein Landeswaldpro-
gramm damit aufgelegt haben, in dem wir im Übrigen – 
die Facette haben Sie noch ausgelassen – das Thema 
„Jagd und Wild“ ins Gleichgewicht bringen. Es kommt 
vielleicht nachher noch von Ihnen, auch dazu haben wir 
ja gerade am 22. November – Herr Heydorn und Frau 
Aßmann sind dabei gewesen –, glaube ich, einen hochin-
teressanten Diskurs geführt, der zu einem einstimmigen 
Ergebnis geführt hatte. Auch da, muss ich sagen, zeich-
net sich aus, wenn man kooperativ ist und wenn man 
versucht, eben alle unterschiedlichen Interessenlagen 
möglichst an einen Tisch zu holen, dann abzuwägen und 
auch eine Entscheidung zu treffen. 
 
Insofern ist für mich, gerade vor dem Hintergrund auch in 
diesem Jahr, diese weltweite Kampagne für mehr Klima-
schutz in den letzten Tagen und Wochen wichtig. Und es 
wird ja weitergehen, Sie haben es vielleicht gehört, RUN 
ist jetzt gegründet, der Rat für Umwelt und Nachhaltigkeit 
in Mecklenburg-Vorpommern, im Rahmen auch der 
„Fridays for Future“. Auch hier wollen wir mit dem Haus-
halt – im Übrigen ja heute dokumentiert für die nächsten 
zwei Jahre – 100.000 Euro für Projektentwicklung auf 
den Weg bringen. 
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Ich kann mir auch da im Übrigen ein Programm vorstel-
len, an dem wir arbeiten. Dazu will ich jetzt nicht so viel 
sagen, aber ich glaube schon, dass wir die Zivilgesell-
schaft gerade auch in diesen Prozess mit einbinden 
müssen. Es gibt ja drei gute Dinge, also aller guten Dinge 
sind drei. Ich könnte mir schon vorstellen, dass jeder 
Mensch in Mecklenburg-Vorpommern doch drei Bäume 
im Jahr pflanzen sollte, Waldbäume pro Jahr. Vielleicht 
schaffen wir das tatsächlich und bringen eine Kampagne 
auf den Weg. Ich möchte jedenfalls darum werben, dass 
wir ein solches Programm entwickeln, um letzten Endes 
damit auch das Bewusstsein, dass jeder – ich glaube, 
Vincent Kokert hat das heute Morgen auch gesagt, jeder 
kann einen Beitrag leisten, wenn es um Nachhaltigkeit 
geht, wenn auch die Art und Weise, wie wir miteinander 
umgehen, wenn wir … 
 

(Vincent Kokert, CDU: Das habe 
 ich an anderer Stelle gesagt.) 

 
Ja, es war eine andere Stelle, aber es ging ja letzten 
Endes um Fragen des Zusammenhaltes in der Wirtschaft 
und letzten Endes damit auch um die Frage, wie wir 
miteinander umgehen. Und wenn es uns gelingt, auch in 
dieser Frage in eine Art von Harmonie zwischen Natur 
und Wirtschaft überzugehen, dann halte ich das nicht nur 
für einen philosophischen Ansatz, sondern es muss uns 
weiter voranbringen. 
 
Ich glaube, wenn man tatsächlich darum kämpfen möch-
te, mehr Wald in die Fläche zu stellen, dann sind wir uns 
einig, dass wir zurzeit nicht das erreichen, was wir errei-
chen wollen. Aber ich darf auch noch mal ausdrücklich 
sagen: Der Wald in Deutschland umfasst ja 11,4 Millio-
nen Hektar und damit 32 Prozent der Fläche der Wälder 
Deutschlands, und wenn wir Mecklenburg-Vorpommern 
uns anschauen, dann haben wir 558.000 Hektar Wald 
in unserem schönen Bundesland, und die Wälder haben 
im Übrigen zugenommen. Darüber freue ich mich sehr, 
in meiner Dienstzeit sind wir zumindest doch um fast 
7.000 Hektar Wald größer geworden. Das ist nicht 
erreicht, das Ziel, die 1.000 Hektar. Wir haben immer 
so tatsächlich zwischen 150 und 300, bis auch mal 
800 Hektar geschafft, aber die Zielmarke pro Jahr, 
1.000 Hektar wieder neu aufzuforsten, ist nicht erreicht 
worden. Aber ich glaube auch, dass wir immerhin jetzt 
von 20 Prozent auf 24 Prozent gekommen sind, ist natür-
lich schon ein Beitrag zum Klimaschutz, zum Arten-
schutz, für sauberes Wasser, für Kultur und letzten En-
des für den Erhalt der natürlichen Lebensressourcen.  
 
Und deswegen ist es für mich auch noch mal wichtig, 
dass die Waldmehrung in unserem Landeswaldgesetz 
festgeschrieben ist. Das ist nicht nur eine rechtliche For-
derung, sondern im Gesetz heißt es wörtlich: „Wald ist … 
zu erhalten und zu mehren.“ Und deswegen möchte ich 
natürlich auch erreichen, dass wir hier weiterkommen.  
 
Unser Ziel war es ja im Waldforum, als Gremium mit allen 
Verbänden, Vereinen, Institutionen, das steht nach wie 
vor offen, sich hiermit zu engagieren. Und ich kann mir 
schon vorstellen, dass es an der einen oder anderen 
Stelle, auch aus der Eigentümerschaft von Grund und 
Boden ein Interesse geben kann und muss, ob kommu-
nale Einrichtungen oder auch das Land selbst. Die Über-
tragung von Bundesflächen auf die Länder könnte damit 
einen Beitrag leisten, noch mal, auch zum Klimaschutz, 
zum Artenschutz, für sauberes Wasser noch mehr zu tun 
als das, was wir heute hier erreicht haben. Ich verliere 

den Glauben nicht daran, dass es eine Einsicht in die 
Notwendigkeit gibt und wir hier auch weiterkommen.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Ja, danke schön. 
 
Am 18. April haben wir jedenfalls 2016 unser Landeswald-
programm dann auch mit diesen ganzen Verbänden 
beschlossen. Ich glaube, es war eine Weitsichtigkeit. Da 
ging es dem Wald noch relativ gut, und wir haben ja auch 
den gesündesten Wald nach wie vor in Deutschland. Das 
ist auch ein Prädikat, aber ihm geht es schlechter durch 
diese letzten zwei Jahre 2018 und 2019. Durch die Dürre 
hat der Wald massiv gelitten. Auch das haben wir gerade 
im Haushalt beschlossen, dass wir zusätzliche Forstmit-
arbeiterinnen- und -mitarbeiterstellen bekommen werden.  
 
Und ich bin dem Finanzministerium wirklich sehr dank-
bar, dass wir bei der Frage der personellen Ausstattung 
in den Forstämtern, aber auch in der Strategie für unse-
ren Wald zusätzliches Personal einstellen werden, um 
auch hier den Zukunftswald hinzustellen, der klimastabi-
ler werden muss und soll. Und es ist natürlich auch so, 
dass wir alles daransetzen wollen, letzten Endes das 
Bewaldungsziel, nämlich auf 30 Prozent Waldanteil in 
Mecklenburg-Vorpommern zu kommen, zu erreichen. Die 
tatsächliche Waldmehrung liegt derzeit deutlich niedriger, 
ich habe das ja schon angedeutet.  
 
Und ich will auch noch mal ausdrücklich betonen, die 
Klimaforscher, der eine oder andere nimmt sie ja nicht 
so richtig ernst und meint auch, wir haben hier überzo-
gen, aber wenn wir uns die letzten Jahre anschauen, 
dann kann ich nur sagen – auch die Investitionen, die wir 
im Küstenschutz bisher haben, ich habe es mir gerade 
noch mal wieder angesehen, ich komme ja gerade aus 
China –, was in China zurzeit im Umweltbereich, auch 
bei der Aufforstung läuft, ist gigantisch. Die haben den 
Knall gehört, ich muss das ausdrücklich sagen. Wir hin-
ken da in mancherlei Beziehung ausdrücklich ein Stück-
chen hinterher.  
 
Deswegen muss es natürlich auch um eine vermehrte 
Holznutzung gehen. Bauen wir doch unsere Kindergär-
ten, unsere Schulen im Mehrgeschossbau oder auch in 
Holzbauweise! Das könnten wir natürlich auch mit unse-
rer eigenen Industrie sehr schön machen und würden 
damit im Übrigen Kohlenstoff binden und würden einen 
wertvollen Beitrag zum Klimaschutz und letzten Endes 
damit zur Zukunftsfähigkeit der Menschheit auf dieser 
Erde leisten, denn auch das ist für mich interessant, dass 
der Beitrag allein der Deutschen Forst- und Holzwirtschaft 
zum Klimaschutz derzeit 127 Millionen Tonnen CO2 pro 
Jahr tatsächlich an Einsparungen ergibt. Ich glaube, da 
lohnt es sich, für den Klimaschutz zu kämpfen und letz-
ten Endes damit auch diesen Wirtschaftsfaktor mit umzu-
setzen. Das entspricht im Übrigen immerhin 14 Prozent 
der gesamten deutschen Treibhausgase von 903 Millio-
nen Tonnen. Da kann der Wald, auch gerade bei der 
aktuellen Diskussion um das Klimapaket, einen ganz, 
ganz wertvollen und entscheidenden Beitrag leisten.  
 
Und deswegen wünsche ich mir natürlich auch sehr, im 
Übrigen weltweit: Wenn wir eine Milliarde, nur eine Milli-
arde mehr Wälder in die Fläche stellen würden, würden 
wir das 1-Grad-Ziel, das 1,5-Grad-Ziel erreichen können. 
Das ist also insofern eines der einfachsten Investitionen, 
um dieses Problem zu lösen. Deswegen glaube ich auch, 
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was die Weltgemeinschaft der Menschheit begreifen 
muss, wir müssen mehr tun, wir müssen aufforsten. Und 
die meisten Flächen entfallen eben auf Russland, auf die 
USA, Kanada, Australien, Brasilien, China. Letzten Endes 
ganz Europa könnte hier immerhin mit 51 Millionen Hek-
tar noch einen weiteren wertvollen Beitrag leisten.  
 
Wenn wir in Deutschland noch 3,2 Millionen Hektar zu-
sätzlich aufforsten würden, über die Gesamtfläche der 
Bundesrepublik Deutschland, würden wir damit auch 
unser Ziel, das 1,5-Grad-Ziel, erreichen können. Und 
deswegen bin ich schon der Auffassung, dass wir das 
unseren nachfolgenden Generationen schuldig sind, 
auch das, was wir an Fehlern gemacht haben, hier wie-
dergutzumachen und zusätzliche Leistungen zu erbrin-
gen. 
 
Ich glaube auch, es ist an der Zeit, noch mal darüber 
nachzudenken, wie wir Flächenansprüche für Straßen-
bau, aber auch für Siedlungsbau immer mehr in den 
Fokus nehmen, um diese Flächen weiter zu reduzieren 
und letzten Endes damit die Entscheidung, statt zusätzli-
che Flächen zu versiegeln, Neuwaldbildung auf den Weg 
zu bringen.  
 
Insofern darf ich ausdrücklich sagen, mir ist es schon 
auch wichtig, dass aufgrund der verfassungsrechtlich 
gewährleisteten Selbstverwaltungsrechte mit den Kom-
munen hier eine engere Querverbindung entstehen soll-
te. Wenn wir im Übrigen über landwirtschaftlich genutzte 
Flächen sprechen, auch da wissen wir natürlich, worüber 
wir reden, Herr Weiß, und Sie werden sicherlich dann 
noch mal darauf eingehen, aber wenn ich mir überlege, 
dass wir eben pro Hektar Ackerland – und wir brauchen 
ja im Wesentlichen Ackerland zum Aufforsten – im 
Durchschnitt heute bei 22.600 Euro sind und dann noch 
eine Prämie von 275 Euro pro Hektar am Jahresende 
den Landwirten überwiesen wird, auch das ist, glaube 
ich, ein schönes Weihnachtsgeschenk, dass wir 535 Milli-
onen Euro auf die Konten der Landwirte am 22. Dezem-
ber überweisen werden, dann ist das Liquidität auf der 
einen Seite, aber auf der anderen Seite erschwert es uns 
natürlich, an die Flächen ranzukommen.  
 
Da muss es weitere Lösungen geben und ich glaube 
auch, dass man erkennen muss, dass ein Wald, den man 
jetzt hinstellt, auch neu aufforstet, etwa 50 Jahre auf 
diese Kosten ausmacht. Und wenn wir heute prognosti-
zieren – im Übrigen im Süden, wir sind bis jetzt ja noch, 
toi, toi, toi, mit einem blauen Auge davongekommen, 
aber ich will Ihnen die Zahl noch ruhig nennen –, wir 
gehen davon aus, dass wir im kommenden Jahr und im 
Jahr darauf, das ist im Doppelhaushalt ja auch ein Stück-
chen dokumentiert, pro Jahr 750.000 Festmeter Holz 
allein aus dem Landeswald als Schadholz entnehmen 
müssen, weil entweder durch den Borkenkäfer oder bei 
der Buche eben tatsächlich diese Bäume vertrocknet 
sind, dann macht das deutlich, vor welchen Herausforde-
rungen wir stehen. 
 
Deswegen bitte ich noch mal um Verständnis, wir werden 
an einem Waldprogramm insgesamt arbeiten, ein paar 
Andeutungen habe ich gemacht. Ich möchte hier nicht als 
Ankündigungsminister stehen, sondern wir werden im 
kommenden Jahr Ihnen ein weiteres intensives Pro-
gramm auch im Interesse der Zivilgesellschaft vorlegen, 
und ich wünsche mir sehr, dass wir uns alle, nicht nur 
unterm Tannenbaum, darauf besinnen, wie wichtig die 
Wälder sind,  

(Eva-Maria Kröger, DIE LINKE: Deshalb  
stimmen Sie doch unserem Antrag zu!) 

 
sondern vielleicht pflanzen wir nächstes Jahr alle zu-
sammen ein paar Bäume. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE –  

Eva-Maria Kröger, DIE LINKE:  
Herr Minister, stimmen Sie  

dem Antrag zu!) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Der Minister hat die 

angemeldete Redezeit um 2 Minuten 45 überschritten. 
 
Das Wort hat jetzt für die Fraktion der AfD der Abgeord-
nete Herr Strohschein. 
 
Jürgen Strohschein, AfD: Sehr geehrte Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der vorliegende Antrag 
der Fraktion DIE LINKE ist eine Reaktion auf den Natio-
nalen Waldgipfel, der am 25. September im Ministerium 
für Landwirtschaft und Ernährung stattfand. Aus ihm ging 
ein Eckpunktepapier hervor, das den beteiligten Verbän-
den vorgestellt wurde. Die Fraktion DIE LINKE leitet 
daraus Forderungen an die Landesregierung ab.  
 
Um es kurz zu machen, wir unterstützen das im Großen 
und Ganzen. Die Anpassung des Waldes an ein sich 
wandelndes Klima ist wünschenswert. Der Umbau des 
Waldes, weg von der noch in der DDR-Mangelwirtschaft 
begründeten Kiefernmonokultur, die geharzt werden 
sollte, ist dringend erforderlich. Die Ausweitung der Wald-
fläche zum Zwecke der Verbesserung des regionalen 
Klimas, der Förderung des Tourismus und der Naherho-
lung, des Artenschutzes 
 

(Beifall Thomas de Jesus Fernandes, AfD) 
 
und letztlich auch der Gewinnung nachwachsender Roh-
stoffe und Energieträger ist unbedingt wünschenswert. 
 

(Beifall Dr. Ralph Weber, AfD) 
 
Die Frage ist allein, wie dies zu bewältigen ist. Große 
Flächen des Waldes in Mecklenburg-Vorpommern sind 
bereits der Deutschen Bundesstiftung Umwelt und dem 
NABU übereignet worden. Mit der hiermit zusammenge-
hörenden Bundesforst werden umfangreiche Vorgaben 
gemacht, die auf einen Waldumbau hinauslaufen, inklu-
sive Konzepte für Bannwald, also Wildnis pur.  
 
Dabei kommt es allerdings auch zu Programmen, die 
dem Klimaschutz zuwiderlaufen, wenn beispielsweise 
Birke, die ein ideales Brennholz ist, im Wald gezielt ver-
rotten soll. Durch den Verrottungsprozess wird allerdings 
genauso viel CO2 freigesetzt wie bei der Verbrennung. 
Wir von der AfD appellieren in diesem Zusammenhang 
dringlich an die selbsternannten Ökofreunde im Lande, 
ihre Zielkonflikte zu bereinigen und auf einen gemeinsa-
men Nenner zu kommen. 
 

(Zuruf von Jörg Heydorn, SPD) 
 
Die AfD betrachtet CO2 als ein gutes und notwendiges 
Gas, das nichts mit Klimaerwärmung zu tun hat. 
 
Kommen wir zum Kernpunkt des Antrages. Unter Punkt 3 
fordert DIE LINKE, die Landesregierung solle Flächen für 
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die Neuaufforstung bereitstellen und dabei bei kommuna-
len privaten Waldbesitzern dafür werben, ebenfalls Flä-
chen für das Waldmehrungsprogramm Mecklenburg-
Vorpommerns bereitzustellen.  
 
Liebe LINKE-Fraktion, was Sie da fordern, das nennt 
man Kaufen ohne Bezahlen. Damit haben Sie allerdings 
häufig so Ihre Probleme. Sie fordern, andere sollten 
gratis liefern oder am besten noch Geld mitbringen. Da 
hat eine Agrarfirma als Beispiel 10.000 Hektar – und 
solche Betriebe gibt es ja – oder annähernd 10.000 Hek-
tar hier bei uns in Mecklenburg-Vorpommern, von denen 
könnten auch tausend Hektar sinnvoll aufgeforstet wer-
den, weil sie an einen Landesforst angrenzen.  
 
Es wird Sie vielleicht überraschen, aber es bringt in den 
ersten hundert Jahren nicht nur kein Geld, sondern das 
kostet jedes Jahr Geld. Da muss man Geld mitbringen. 
Im Falle eines bäuerlichen Betriebes könnte dann die 
Enkelgeneration im fortgeschrittenen Lebensalter die 
ersten Erträge verzeichnen. In Ihrer Welt mag das so 
irgendwie funktionieren, in der realen Welt da draußen 
muss die Frage beantwortet werden, wer das bezahlen 
kann und soll.  
 
Ich weiß, Sie würden Frau Lagarde bitten, dafür die er-
forderlichen Euros einfach zu drucken. Das geschieht ja 
auch und wird die sogenannte Gemeinschaftswährung 
ruinieren. Stattdessen muss gespart werden. Wir von der 
AfD hätten mannigfache Ideen,  
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
wo in den Haushalten von Bund und Mecklenburg-
Vorpommern zweifelhafte Geldausgaben entfallen könn-
ten, um eine signifikante Waldmehrung zu bezahlen, die 
schon die heute 30-Jährigen als Region noch bereiten 
würden. Wald ist immer eine Generationenaufgabe. Der-
lei muss angepackt werden, Schadensbeseitigung im 
vorhandenen Wald, die Gewinnung neuer Waldflächen 
und Honorierung von Kohlenstoffbindung im Wald. Mehr 
CO2 fördert das Wachstum von Wald, möchte ich hier 
noch mal betonen. 
 

(Thomas Krüger, SPD: Ja, und da  
braucht man mehr CO2, oder was?) 

 
Ja, das ist doch gut. Oder ist das schlecht? 
 

(Zuruf von Thomas Krüger, SPD) 
 
Herr Krüger, ist das schlecht, wenn das Wachstum be-
hindert wird? Es ist doch besser, wenn mehr wächst auf 
dieser Welt. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD –  
Thomas Krüger, SPD: Das heißt, Sie  

möchten mehr CO2 in der Atmosphäre  
haben, damit der Wald besser wächst.  

Habe ich Sie richtig verstanden?) 
 
Jawoll!  
 
In den letzten Jahren sind zwischen 110.000 und 
180.000 Hektar Wald verloren gegangen, weil ganze 
Bestände durch Dürre, Brände und Borkenkäfer einen 
Totalschaden erlitten haben. Für die Wiederherstellung 
von Wald auf diesen Flächen werden circa 660 Millio-
nen Euro benötigt. Diese Veranschlagung beruht natür-

lich auf niedrigem Niveau. Der Wald soll anschließend 
widerstandsfähiger gegen Klimaschwankungen, naturna-
her, leistungsfähiger und standortgerechter Mischwald 
sein. Zu diesem Konzept sagen wir ausdrücklich Ja. 
660 Millionen, die das kosten würde, das ist beispiels-
weise die Summe, die jährlich für die politischen Stiftun-
gen ausgegeben werden, die eine Art demokratievisionä-
re Nebenfinanzierung der Parteien sind. 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Spielen Sie doch nicht immer 

das eine gegen das andere aus!) 
 
Dazu kommen wir noch,  
 

(Torsten Renz, CDU: Konzentrieren  
Sie sich doch mal auf ein Thema!) 

 
kommen wir noch, Herr Renz. 
 
Bei zusätzlicher Waldvergrößerung reichen die veran-
schlagten 660 Millionen Euro aber bei Weitem nicht.  
 
Ich möchte noch mal darauf hinweisen, eine Erstanpflan-
zung auf Ackerland oder eine Neuanpflanzung auf be-
stehendem Waldboden ist nicht vergleichbar. Eine Neu-
anpflanzung auf Ackerboden hat immer Schwierigkeiten 
beim Anwachsen und auch in der weiteren Wachstums-
periode, und das Holz ist dann auch nicht so von der 
Masse her verfügbar pro Hektar wie auf vorhandenem 
Waldboden bei gleicher Bodenwertzahl.  
 
Durch das Wiedervernässungsprogramm in Mecklenburg-
Vorpommern sind im Anklamer Stadtbruch 1.260 Hektar 
Eichenwald regelrecht abgesoffen. Jetzt sieht es dort 
aus wie in einem Geisterwald. Auf dem Darß sind circa 
100 Hektar Wald vernässt. Hier wäre Schadensregu-
lierung notwendig. Im Odenwald, der zwar nicht zu 
Mecklenburg-Vorpommern gehört, aber so ein eklatantes 
Beispiel ist, werden die Bergkuppen für 200 große Wind-
kraftanlagen freigeschlagen, das sind 2.000 Hektar Bu-
chenwald, die unserer Natur verloren gehen.  
 
In Sachen neuer Wald spricht der Waldbesitzerverband 
von 65 Millionen Euro für 11.000 Hektar. Auch für die 
Summe gibt es keine Haushaltsplanung. Über die Auf-
forstung hinaus muss selbstverständlich der Verzicht auf 
Holzeinschlag honoriert werden. Jede Tonne CO2, die in 
gebundener Form im Wald bleibt und dessen Biomasse 
vergrößert, muss aus der CO2-Abgabe entlohnt werden. 
Die Bundesregierung hat versprochen, dass diese Ein-
nahmen eins zu eins in den Klimaschutz fließen werden. 
An dieser Stelle fängt das schon mal an. Es wäre gut, 
wenn dann vieles von diesem Geld, was da eingenom-
men wird, auch für die Neuanpflanzung des Waldes oder 
Schadensregulierung benutzt wird.  
 
Ohne das Anpflanzen von Nadelholz auf neu angelegten 
Flächen, die dann auch noch leichte Böden aufweisen, 
geht es allerdings nicht. Hier kann nur Kiefer angepflanzt 
werden. Wenn an diese Neuanpflanzung von Kiefernbe-
ständen nach circa 20 bis 30 Jahren am Rande der 
Schonung größere Pflanzlöcher ausgehoben werden und 
diese mit viel Humusgabe versehen werden, dann kön-
nen vereinzelt in diese Pflanzlöcher Buchen und Eichen 
gepflanzt werden. Sobald diese dann tragen, sorgt der 
Eichelhäher für die weitere Verbreitung der Baumart in 
dem jeweiligen Kiefernbestand. So hat man schon nach 
60 bis 80 Jahren einen Mischwald.  
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Für Mischwald, der ja hauptsächlich auf besseren Bö-
den angepflanzt wird, eignen sich natürlich Lärche und 
Douglasie.  
 

(Thomas Krüger, SPD: Was  
wollen Sie uns damit jetzt sagen?) 

 
Lärche ist ja aus Skandinavien eingeführt und Douglasie 
aus Nordamerika.  
 

(Jochen Schulte, SPD: Ja,  
das geht beides schon mal nicht.) 

 
Das sind natürlich schnell wachsende Bäume,  
 

(Andreas Butzki, SPD: 
 Das sind doch Migranten!) 

 
da muss natürlich in Abständen gepflanzt werden, denn 
Lärche und Douglasie haben natürlich den Vorteil, dass 
sie, 
 

(Thomas Krüger, SPD: Das hat  
ja auch eine politische Botschaft.) 

 
dass sie äußerst resistent gegen Trockenheit sind.  
 

(Heiterkeit und Zuruf  
von Torsten Renz, CDU) 

 
Zurzeit ist natürlich eines klar, es mangelt nicht an Kon-
zepten, es mangelt auch nicht an Zustimmung, es man-
gelt an der Fähigkeit der Landesregierungen und des 
Bundes, Prioritäten zu setzen.  
 

(Torsten Renz, CDU: Jetzt  
kommen wir endlich zum Thema.) 

 
In der Landwirtschaft wird von Minister Backhaus nach 
wie vor ein Gesamtkonzept verfolgt: Extensivierung, 
Lebensmittelqualität und Billigstpreise für Lebensmittel.  
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Ich finde schon mal gut, dass 
 wir das vorgezogen haben.) 

 
Und vor allem, wenn jetzt noch der Waldumbau und 
Waldvermehrung dazukommen, das alles zusammen 
geht wahrscheinlich nicht. Wir unterstützen alle haus-
haltstechnischen Anpassungen, die dem Wald dienen. 
 
Und zu guter Letzt noch ein dringlicher Appell an alle 
Landesregierungen:  
 

(Torsten Renz, CDU:  
Wir haben nur eine.) 

 
Untersagen Sie endlich das Abholzen gesunder Baum-
bestände für Fotovoltaik- und Windkraftanlagen, was ja 
zum Glück für unser Land nicht zutrifft, jedenfalls noch 
nicht! – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der CDU der Abgeordnete Herr Lenz. 
 

(Andreas Butzki, SPD: Heute  
redet nur die Vorpommernseite.) 

Burkhard Lenz, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bevor ich direkt 
zum Antrag komme, will ich vielleicht mal ein, zwei Sätze 
sagen, die sich aus meinen Vorrednern so ergeben haben.  
 
Dem Minister Backhaus habe ich aufmerksam zugehört, 
weil ich im Vorfeld mich auch mit der Zunahme des Wal-
des auf dem gesamten Erdball mal beschäftigt habe. Es 
ist interessant. Er war in dem Land, das in den letzten 
Jahren ein Viertel der gesamten Zunahme des Weltwal-
des auf seinem Gebiet erreicht hat, und das war China. 
Also die Länder, die den meisten Grünlandzuwuchs ha-
ben, laut Aussagen der NASA, sind China und Indien. 
Und das finde ich schon mal bemerkenswert.  
 

(Egbert Liskow, CDU:  
Und dann noch in der Wüste! –  

Zuruf von Dr. Till Backhaus, SPD) 
 
Was? 
 
Also das ist bemerkenswert. Ich hätte das nie gedacht, 
muss ich ganz ehrlich sagen. Bei Indien wundert mich 
das noch mehr, wobei in Indien auch die Landwirtschaft 
mehr dafür verantwortlich ist als die Forstwirtschaft. Da 
ist das eine ganz andere Geschichte.  
 
Noch ein Satz zu dem sauren Regen, Herr Dr. Weiß. Ich 
habe ja ab und zu mal Führungen gemacht durch die 
Natur und durch Wälder unseres Landes und habe – und 
das ist vielleicht auch mal ganz interessant zu erfahren – 
Mitte der 90er-Jahre mit Förstern aus Bayern, Wolfgang, 
mit Kollegen von dir,  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der CDU – 
Wolfgang Waldmüller, CDU: Was?) 

 
eine Führung gemacht durch Wälder  
 

(Andreas Butzki, SPD: Darum heißt 
 er auch Waldmüller. Passt doch!) 

 
und da haben wir uns mit bayrischen Landsleuten übri-
gens auch über den sauren Regen unterhalten. 
 

(Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 
Und erstaunlich war die Aussage, dass durch die Stick-
stoffzufuhr, durch die Luft sie ein verstärktes Dicken-
wachstum bei den Bäumen festgestellt haben.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Das ist ein Punkt. Aber ein anderer Punkt dabei ist, dass 
das Thema bei dieser Führung unter anderem der Kli-
mawandel war. Schon damals hat man darüber nach-
gedacht – also Mitte der 90er-Jahre –, den Wald umzu-
bauen. Bei uns noch nicht so, aber in Bayern war man 
da schon so weit, die Wälder den neuen klimatischen, 
zu erwartenden klimatischen Bedingungen anzupassen. 
Das, denke ich, war schon ganz schön weit gedacht.  
 
Und eins muss man auch sagen beim Verstehen des 
Waldes und auch des Baumes, man spricht ja von der 
sogenannten Kohlenstoffsenke eines Waldes. Ja, da 
muss man auch darüber nachdenken, wie lange nimmt 
ein Baum eigentlich Kohlenstoff auf. Keiner soll glauben, 
dass das ganze Leben über ein Baum die gleiche Menge 
an Kohlenstoff aufnimmt. Nach der Hauptwuchszeit, 
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meistens so zwischen 40 bis 60 Jahren senkt sich die 
Aufnahme des Kohlenstoffs um die Hälfte. Natürlich ist 
es wichtig, diese Aufnahme des Kohlenstoffs und auch 
der produzierte Sauerstoff. Das gehört ganz einfach dazu 
und über die anderen Gründe, wie wichtig der Wald für 
uns Menschen ist, für die Natur, haben meine Vorredner 
eigentlich genug gesagt. 
 
Direkt zum Antrag möchte ich ganz kurz noch etwas 
sagen: Dass wir einen Klimawandel haben, das ist un-
streitig. Darüber, wie gesagt, haben wir uns Mitte der 
90er-Jahre schon unterhalten. Wie groß der menschliche 
Einfluss ist, darüber lässt sich streiten. Dass wir einen 
sehr geringen Anteil an Wald in unserem Land haben, 
das steht auch nicht in Abrede.  
 
Wie wir aber gezielt eine Waldmehrung durchführen 
wollen, da stellen sich mir einige Fragen. Hierbei müssen 
alle zahlreichen Einflüsse, wie Flächenverfügbarkeit, 
Wirtschaftlichkeit, gesellschaftliche Zielkonflikte, auch 
berücksichtigt werden. Wir haben – und das hat der Mi-
nister ja auch schon gesagt – eine Fläche von circa 
80.000 Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche. Inwieweit 
diese aufgrund anderer gesellschaftlicher Anforderun-
gen – und hier komme ich dann zum Waldbau, wie die 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist, hier Arten-
schutz, Klimaschutz, Ausbau der Infrastruktur, aber auch 
Sicherung der Ernährung – in Waldflächen umgewandelt 
werden können oder sollten, bleibt zumindest für mich 
und meine Fraktion doch sehr fraglich.  
 
Gerade Infrastrukturmaßnahmen, wie Straßen-, Rad-
wegebau oder auch der Bau von Windenergieanlagen, 
fordern die Nutzung von Waldflächen. Sicherlich müssen 
für die Infrastrukturmaßnahmen Ausgleichsmaßnahmen 
im Rahmen dieses Eingriffs getroffen werden. Wie groß 
die sind, das ist unterschiedlich. Für bestimmte Maß-
nahmen werden ja Ausgleichsflächen von eins zu drei für 
Wald- und Landwirtschaftsflächen zum Beispiel gefor-
dert, was natürlich auch ganz wichtig ist.  
 
Zum zweiten Punkt Ihres Antrages möchte ich mich nicht 
äußern.  
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU – 
Jochen Schulte, SPD: Warum klatscht ihr?) 

 
Das haben wir bereits mehrfach im Landtag und auch in 
den Ausschüssen gesagt. Hier fehlt übrigens nur noch 
das Wild, dann ist alles da, was man dazu sagen könnte. 
Nur schade, dass man da nicht auch auf andere Teile der 
Natur eingeht. Es wird bei anderen Problemen mit be-
stimmten Tieren immer gesagt, das regelt die Natur al-
lein. Hier bei der Waldverjüngung allerdings trifft das 
leider nicht zu. Und eine nachhaltige Bewirtschaftung, 
wie unter Punkt 3 Ihrer Feststellung aufgeführt, heißt für 
mich auch, wirtschaftlich und sozial nachhaltig. Da unter-
scheiden sich unsere Ansätze grundlegend.  
 
Kommen wir zu den Forderungen an die Landesregie-
rung: Sie wollen ein Sonderprogramm zur Waldmehrung 
in Mecklenburg-Vorpommern. Hier stellt sich die Frage: 
Was wollen Sie mit einem Sonderprogramm? Wir haben 
ein Programm, ein Waldprogramm für unser Land, wenn 
nicht ausreichende Flächen vorhanden sind. Erst mal 
müssen Flächen da sein, um überhaupt ein Waldmeh-
rungsprogramm aufzustellen.  
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU) 

Vor dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen Situa-
tion von privaten und kommunalen Eigentümern, die 
dazu zu bringen, Flächen aufzuforsten, das wird sehr 
schwierig. Und gerade im Landes- und Kommunalwald 
werden derzeit aufgrund der Kalamitätsholzgeschichte 
sehr viele Defizite erwirtschaftet. 
 
Meine Fraktion unterstützt die seitens des Bundesmi-
nisteriums eingeleiteten Maßnahmen und fordert die 
Landesregierung auf, weiterhin Privat- und Kommunal-
waldeigentümer bei der Bewältigung der Folgen der 
Extremereignisse der letzten Jahre – und das war ja 
ganz schlimm – und dem Umbau des Waldes zu unter-
stützen, denn nur so kann die Forstwirtschaft auch in 
Zukunft nachhaltig Holz produzieren und ihre Funktionen 
im ökonomischen, ökologischen und sozialen Sinne für 
die Gesellschaft erfüllen.  
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU) 
 
Der vorliegende Antrag ist hierfür allerdings nicht geeig-
net. – Danke. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der SPD die Abgeordnete Frau Aßmann. 
 
Elisabeth Aßmann, SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
mich erst einmal bei der Fraktion DIE LINKE bedanken, 
dass sie dieses wichtige Thema aufgegriffen hat. Und 
wenn man zugehört hat bei den letzten Redebeiträgen, 
dann ist auch schon klargeworden, wie viel Fortschritte in 
diesem Bereich erreicht werden konnten in den letzten 
Jahren, wie wichtig auch der Landesregierung und den 
Koalitionsfraktionen dieses Thema ist und was wir vorha-
ben, noch weiter zu tun.  
 
Was will ich sagen? Die Forstplanung, wie sie hier ange-
sprochen wurde, findet natürlich auch durch die Landes-
forst und die wirtschaftlich tätigen Privatwaldbesitzer statt, 
wird also erledigt. Der Waldumbau wird natürlich weiter 
fortgeführt. Sie wissen, dass wir mittlerweile 60 Prozent 
der Wälder, die reine Nadelwälder waren, mittlerweile 
umgebaut haben, das heißt, da stehen also nur noch 
40 Prozent aus. Natürlich wird auch das Moorschutzpro-
gramm, was Sie hier im Antrag ansprechen, weiter um-
gesetzt. Es gibt auch bereits Förderungen für die Beseiti-
gung von Kalamitätsholz. Es gibt auch Förderung für 
Kleinstwaldbesitzer, sei es im Bereich Beratung, Auffors-
tung und so weiter.  
 
Waldmehrung erfolgt immer dort, wo es geht. Ich gebe 
Ihnen recht, die Ziele, welche im Waldprogramm ver-
merkt wurden, die 1.000 Hektar pro Jahr, sind um Län-
gen nicht erreicht worden. Ich sehe aber ehrlich gesagt 
auch nicht, dass wir sie in absehbarer Zeit erreichen 
können, weil natürlich einfach auch die Interessenkonflik-
te, wenn es um solche Flächen geht, groß sind.  
 
Letztendlich muss man akzeptieren, dass eben das Ab-
holzen, was die letzten Jahrhunderte betrieben wurde, 
einfach viel einfacher war, als jetzt Flächen zu finden für 
Aufforstungen und vor allem auch, um Finanzmittel zu 
finden für eine vernünftige Aufforstung, denn wenn 
man das mal hochrechnet, was der Minister gesagt hat, 
ein Hektar kostet im Schnitt fast 23.000 Euro. Wenn wir 
also jetzt 1.000 Hektar pro Jahr Wald dazu bauen wol-
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len, braucht man allein schon dafür jedes Jahr 23 Millio-
nen Euro. Da steht noch nicht ein einziger Baum.  
 
Sie haben angesprochen in Ihrem Antrag die naturnahe 
Waldbewirtschaftung. Auch das macht unsere Landes-
forst seit vielen, vielen Jahren, dass sie naturnahe Wald-
bewirtschaftung macht. Und auch die Zahl der Waldbe-
sitzer, die naturgemäß wirtschaften, also dann noch mal 
eine Schippe drauf zur naturnahen Waldwirtschaft, die 
Zahl der Waldbesitzer, die naturgemäß wirtschaften, 
steigt in regelmäßigen Abständen. 
 
Wo wir natürlich noch weiter vorankommen müssen, ist 
beim Bereich Zertifizierung. Das haben Sie leider in Ih-
rem Antrag nicht mit aufgegriffen, aber wenn man schaut, 
wer hat heutzutage in Mecklenburg-Vorpommern Zertifi-
kate – PEFC oder FSC –, dann begrenzt sich das leider 
an vielen Stellen auf den Staatswald. Da muss definitiv 
noch weiter vorangegangen werden. Und ich habe ge-
sagt, natürlich könnten wir uns weiter dafür einsetzen, 
dass wir jetzt zwingend die 1.000 Hektar pro Jahr errei-
chen, aber das ist unter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen eine, glaube ich auch, nach wie vor Wunschvor-
stellung, die wir vertreten sollten, aber wo wir, wenn wir 
uns realistisch in die Augen schauen, wissen, dass es 
schwierig oder gar nicht erreichbar sein wird.  
 
Welche Schlussfolgerungen ziehe ich daraus? Natürlich 
müssen wir, wenn wir wissen, dass wir den Wald nicht 
einfach so mehren können, dass es da verschiedene 
Punkte gibt, warum es nicht einfach möglich ist, weiter an 
der Qualität unserer Wälder arbeiten. Wir brauchen also 
mehr Unterbau. Wir brauchen die Mehrschichten. Wir 
brauchen die Naturverjüngung. Und vor allen Dingen 
müssen wir darauf gucken, dass der Wald nicht nur sei-
nen ökologischen und seinen sozialen Funktionen ge-
recht wird, sondern dass er letztendlich auch ein Wirt-
schaftsraum ist, nämlich für diejenigen, die von diesem 
Waldbau leben, das heißt, wir brauchen Wertholz, weil 
die finanzielle Lage angespannt ist, Wertholz, weil nur, 
wer mit seinem Holz Geld verdient, der auch an der ei-
nen oder anderen Stelle auf Holz verzichten kann, wenn 
er eben seinen Wald ökologischer umbaut.  
 
Und da kommen wir am Ende zum Wild. Wenn wir eben 
mehr Unterbau wollen, wenn wir mehr Naturverjüngung 
wollen und gleichzeitig Wertholz auch aus unseren 
Forsten haben wollen, dann müssen wir vermeiden, dass 
die Haupttriebe verbissen werden, weil ansonsten ent-
steht eben eine große Astgabel und das Potenzial dieses 
Baumes ist hinfällig.  
 
Und von daher müssen wir auch da im Sinne des Pa-
piers, was hier vor drei Wochen beschlossen wurde, 
weiter vorankommen. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD 
und Burkhard Lenz, CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat noch 

einmal für die Fraktion DIE LINKE der Abgeordnete Herr 
Dr. Weiß. 
 
Dr. Wolfgang Weiß, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich das mal so 
resümieren kann, was eben alles so gesagt wurde, 
 

(Andreas Butzki, SPD: Kannst du!) 

sollte ich vorher noch mal vielleicht zu unserem Antrag 
zurückkommen, um Klarheit zu schaffen. 
 
Punkt 1. Da geht es im Wesentlichen ja um ein Sonder-
programm Waldmehrung, vor allem deswegen, weil fest-
gestellt wurde, dass, wie Frau Aßmann eben richtig ge-
sagt hat, die 1.000 Hektar, die im Zielkorridor sich befin-
den, im Moment nicht erreicht werden. Also muss es 
darum gehen, Maßnahmen sich zu überlegen, überhaupt 
Gedanken zu wälzen, wie wir in irgendeiner Form an 
dieses Ziel rankommen. Die 1.000 Hektar sind ja nicht 
irgendwie aus dem Hut gezaubert und nicht irgendeine 
fixe Idee, 
 

(allgemeine Unruhe – 
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
sondern hatten wirklich einen Sinn gehabt, völlig egal, ob 
vielleicht 998 oder 1.001 Nacht da richtiger wären. 
 
Zweitens. Die ganze Problematik der klimabedingten, auf 
Waldumbau ausgerichteten Fragen der Waldneubildung 
und der Sukzession sind ja eher technischer Natur. Das 
ist sicherlich unstrittig. 
 
Drittens geht es natürlich um Flächenbereitstellung und 
um das Werben bei kommunalen und privaten Waldbe-
sitzern. Und ohne, dass ich jetzt hier herumspringe, das 
geht eben nicht dabei um Kaufen, ohne zu bezahlen, 
Herr Strohschein. Es geht vielleicht genau darum, was 
wir in meiner Gemeinde, in der Gemeinde Süderholz 
gemacht haben, und zwar mehrfach schon, dass dann 
Bürger losziehen, vielleicht einmal im April, und jeder hat 
drei Setzlinge in der Tasche und dann wird eine entspre-
chende Fläche, die durch die Gemeinde freigegeben 
wird, aufgeforstet  
 

(Jürgen Strohschein, AfD: Das haben  
Sie doch vorhin schon gesagt.) 

 
beziehungsweise bewaldet. Das nennt sich beispielswei-
se bei uns ganz normal, so wie auch früher, Subbotnik. 
Das funktioniert. 
 
Herr Minister, ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie auf 
das Waldforum eingegangen sind. Und der Hinweis, dass 
in meiner kleinen Einbringung der Zusammenhang von 
Wild und Jagd auch mit dem Hinweis auf Verbiss ausge-
spart wurde – ich bin mir natürlich im Klaren darüber, 
dass die Diskussion in den letzten Wochen genau zu 
diesem Thema, auch der Dissens mit dem Landesjagd-
verband eher geeignet sind, dieses Thema hier zu über-
frachten. Deswegen habe ich es absichtlich rausgelas-
sen. Da wollen wir nicht eine weitere Wunde aufreißen 
an der Stelle, da sind wir sicher einer Meinung, erst mal 
Ruhe ins Boot zu kriegen, damit wir hier nicht in eine 
Schieflage geraten. 
 
Jeder drei Bäume pro Jahr, so, wie Sie das gesagt ha-
ben, und wie ich gerade aus meiner Gemeinde berichtet 
habe, das geht, das funktioniert. Man muss es nur wol-
len, dafür ist zu werben. Da ist vielleicht noch ein kleines 
bisschen Schwung reinzubringen in den ganzen Apparat. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Wir mit unseren 24 Prozent Waldanteil an der Gesamtflä-
che, ein Drittel in Deutschland ist ja nur der Durchschnitt. 
Es gibt Bundesländer, die haben wesentlich mehr.  
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(Torsten Renz, CDU: Zum  
Beispiel Hamburg und Bremen.) 

 
Das hängt natürlich mit unserer prädestinierten Situation 
zusammen im ostelbischen Raum. Das ist prädestiniertes 
Ackerland. Nicht umsonst ist hier in Größenordnungen 
Ackerfläche entstanden. Wenn wir 800 Jahre zurückden-
ken, da gab es bei uns bestenfalls Wald-Weide-Wirtschaft, 
aber eben keinen Ackerbau.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Ja.) 
 
Das ist ja in einer bestimmten Zeit entstanden. Das hatte 
seine Gründe, seine Ursachen  
 

(Vincent Kokert, CDU: Ja, ich weiß.) 
 
und das übrigens zu einer Zeit, als die Bevölkerungsdich-
te bei uns bei 15 bis 20 Einwohnern auf einem Quadratki-
lometer lag.  
 

(Egbert Liskow, CDU: 
Die Menschen hatten Hunger.) 

 
Da wurde hier großzügig entwaldet. Aber das sind alles 
historische Kamellen. Das zeigt allerdings eher, dass un-
sere Verantwortung auch gegenüber einer notwendigen 
Korrektur von der Entwicklung in der Vergangenheit sehr 
sinnvoll ist. Die damals enge Verflechtung der Kommunen 
mit der Landwirtschaft ist ganz klar. Da gibt es kein Prob-
lem zwischen uns, denke ich mal. Und auch der Hinweis 
auf den hohen Preis der Fläche, das drückt uns sicherlich.  
 
Aber wenn ich das einfach zusammenfasse, was Sie uns 
hier heute angeboten haben als programmatischen Auf-
schlag, ein neues Programm im Jahre 2020, das ist ja in 
gewissem Sinne schon fast unser Antrag. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Machen wir doch da etwas Vernünftiges draus und wir 
überweisen das Ganze in den Agrarausschuss. Dann 
haben wir gemeinsam die Möglichkeit, darüber nachzu-
denken und gewissermaßen im Pingpong hin und her 
oder wie auch immer das zu behandeln, ohne dass 
hier das Ministerium alleingelassen wird. Ich denke, der 
Agrarausschuss ist genau der richtige Platz, um das, was 
Sie hier vorhaben, parlamentarisch zu begleiten.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Und dann bräuchte man über alle anderen Punkte nicht 
mehr weiter zu diskutieren.  
 
Demzufolge ergänze ich unseren Antrag mit dem Antrag, 
das in den Agrarausschuss zu überweisen, und danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Andreas Butzki, SPD: Klatschen! – 
Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache.  
 
Im Rahmen der Debatte ist beantragt worden, den Antrag 
der Fraktion DIE LINKE … 
 

(Thomas Krüger, SPD: Wir brauchen  
zwei Minuten Auszeit bitte!) 

Die Fraktion der SPD, obwohl es eigentlich schon zu spät 
ist, hat zwei Minuten Auszeit beantragt. Ich unterbreche 
die Sitzung für zwei Minuten. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Mittlerweile hat sich das erledigt. Wir kommen also wie-
der zur Abstimmung.  
 
Im Rahmen der Debatte ist beantragt worden, den Antrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4447 in den 
Agrarausschuss zu überweisen. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen? – Gibt 
es Stimmenthaltungen? – Damit ist der Überweisungsan-
trag mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und CDU, 
ansonsten Zustimmung abgelehnt.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE auf Drucksache 7/4447. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. – 
Die Gegenprobe. – Stimmenthaltungen? – Damit ist der 
Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4447 
bei gleichem Stimmverhalten abgelehnt. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9: Beschluss-

empfehlung und Bericht des Petitionsausschusses ge-
mäß Paragraf 10 Absatz 2 des Gesetzes zur Behandlung 
von Vorschlägen, Bitten und Beschwerden der Bürger 
sowie über den Bürgerbeauftragten des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern, Drucksache 7/4460. 
 
Beschlussempfehlung und Bericht  
des Petitionsausschusses (1. Ausschuss) 
gemäß § 10 Absatz 2 des Gesetzes zur  
Behandlung von Vorschlägen, Bitten  
und Beschwerden der Bürger sowie  
über den Bürgerbeauftragten des Landes  
Mecklenburg-Vorpommern (Petitions- und 
Bürgerbeauftragtengesetz – PetBüG M-V) 
– Drucksache 7/4460 –  

 
Das Wort zur Berichterstattung hat der Vorsitzende des 
Petitionsausschusses Herr Dachner. 
 
Manfred Dachner, SPD: Frau Präsidentin! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren Abgeordnete! Der Petiti-
onsausschuss war bestrebt, bis zum Jahresende so viele 
Petitionen abzuschließen, wie es möglich ist. Insofern 
freue ich mich, dass wir mit der Drucksache 7/4460 Ihnen 
360 Petitionen zum Abschluss vorlegen, die wir im Zeit-
raum vom 1. Juli bis zum 31.12. abgeschlossen haben. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Wir empfehlen Ihnen, fünf Petitionen zu überweisen, zu-
ständigkeitshalber an die richtigen Stellen des Deutschen 
Bundestages beziehungsweise an den Landtag Schleswig-
Holstein. Bei weiteren acht Petitionen empfehlen wir Ihnen, 
von einer sachlichen Bearbeitung abzusehen, weil die 
Einwirkungsmöglichkeit unseres Landes nicht gegeben ist. 
 
Ich möchte kurz auf zwei Petitionen eingehen, die viel-
leicht so das Stimmungs…, das Stimmungs..., 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Bild!) 
 
richtig, das Stimmungsbild – abends ist es schon schwer 
zu formulieren, nicht? –, um das Stimmungsbild auf Teil-
gebieten eben sichtbar zu machen. 
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Zunächst einmal haben wir dann 260 Einzelzuschriften 
gegen die Ausweisung von Windeignungsgebieten im Raum 
Penkun/Löcknitz entgegengenommen und bearbeitet und 
empfehlen Ihnen hierzu den Abschluss dieser Petitionen, 
weil die regionalen Planungsverbände hier die Beteiligung 
der Bürger auch garantieren und diese gewährleistet ist. 
Und zum anderen betont der Ausschuss, dass die Aus-
weitung des Windeignungsgebietes sicherlich für unsere 
Energiewende von außerordentlicher Bedeutung ist.  
 

(Jens-Holger Schneider, AfD:  
Da waren wir uns aber nicht einig!) 

 
Habe ich nicht gesagt. Aber zumindest mit Mehrheit. 
 
Zu einem anderen Thema erreichten uns 300 Einzelzu-
schriften, also einer Sammelpetition. Und dort haben sich 
viele Erzieher von Kindertagesstätten an uns gewandt 
mit der Forderung, dass die Qualität der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit in den Kindertagesstätten verbessert 
werden soll, und insbesondere soll der Betreuungs-
schlüssel abgesenkt werden. Die Stellungnahme des 
Sozialministeriums hat dann ergeben, dass tatsächlich 
nach der Beitragsfreiheit und Elternentlastung der Fokus 
genau auf dieses Problem gerichtet wird und dass die 
Qualität der Betreuung auch verbessert werden wird. 
Deshalb gelangt der Ausschuss zu der Auffassung, dass 
wir diese fachdienlichen Hinweise sehr ernst nehmen 
sollten und auch beachten sollten und deshalb diese 
Petition an die Regierung und an die Fraktionen überwei-
sen werden. Das ist also unser Vorschlag. 
 
Sie haben die Sammelübersicht vorliegen und auch zur 
Kenntnis genommen und deshalb sind Ihnen die Einga-
ben und Beschwerden auch bekannt. Deshalb darf ich 
meine Ausführungen schließen und Sie bitten, wie der 
Ausschuss auch einstimmig diese Beschlussempfehlung 
anzunehmen. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD  
und Jens-Holger Schneider, AfD –  
Torsten Renz, CDU: Wir sind froh.) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 

Dachner.  
 
Im Ältestenrat ist vereinbart worden, eine Aussprache mit 
einer Dauer von bis zu 58 Minuten vorzusehen. Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch, dann ist das so beschlos-
sen. Ich eröffne die Aussprache. 
 
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE die Abgeordne-
te Frau Larisch. 
 
Karen Larisch, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine Damen und Herren! Und täglich grüßt das 
Murmeltier – oder wiehert doch der Amtsschimmel? Alle 
von uns behandelten und abgeschlossenen Petitionen 
weisen bei den unterschiedlichsten Themen eine Gemein-
samkeit auf: die Sprache der Behörden, die Bescheidung 
von Anträgen. Die Beantwortung von Nachfragen ist so 
kompliziert, so weit weg von den Menschen, dass ich 
mich oft frage: Verstehen die Gesetzgeber, die Behör-
denmitarbeitenden, die Erstellenden der Antragsformula-
re eigentlich, was sie da erfragen und antworten? Wollen 
sie eigentlich, dass die Menschen es auch verstehen?  
 
Ich wiederhole es auch diesmal in der Debatte: Jeder 
Beruf ist gekennzeichnet von Fachwissen, das andere 

weder brauchen noch haben, so auch in den Verwaltun-
gen und Behörden unseres Landes. Wenn es aber da-
rum geht, dass Menschen Bescheide und Antworten auf 
Anträge bekommen, dann müssen die Bescheide auch 
von allen verstanden werden. Es reicht nicht, dass die 
erstellende Behörde weiß, was sie will. Die Empfänger 
müssen es verstehen, und zwar zuallererst. Immer ist der 
Sender verantwortlich für das, was der Empfänger ver-
steht. Die Empfänger müssen in der Lage sein, völlig 
eigenständig und ohne fremde Hilfe Bescheide nach-
rechnen zu können, Widersprüche einlegen zu können 
und die Informationen zu verstehen. Die Menschen ha-
ben ein Recht auf juristische Beratung und Begleitung. 
Eine Pflicht, einen Juristen um Rat zu bitten, gibt es näm-
lich nicht.  
 
Darum, in Anbetracht der Uhrzeit, wenn die da draußen 
Behördenmitarbeitenden zuschauen und zuhören – ihre 
Anträge, ihre Bescheide, manchmal sind sie kompliziert. 
Aber wissen Sie, ich weiß ja nun, dass die Mitarbei-
tenden von Behörden gerade im Dezember um diese 
Uhrzeit gar keine Zeit haben, sich anzuhören, was hier 
beschlossen wird. Sie machen gerade haufenweise 
Überstunden, weil, ja, weil die Regierung Gesetze und 
Verordnungen beschließt,  
 

(Heiterkeit bei Andreas Butzki SPD) 
 
deren Finanzierung weder gesichert ist noch die zeitnah 
umzusetzen sind.  
 

(Egbert Liskow, CDU: Das macht  
das Parlament, nicht die Regierung.) 

 
Das müssen dann nämlich die Behörden vor Ort machen, 
und die kriegen auch den Ärger der Menschen zu hören 
und immer häufiger leider auch zu spüren. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Gesetze  
macht immer noch das Parlament!) 

 
Ein Beispiel dafür ist hier aktuell der Landkreis Rostock. 
Durch die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und 
die dadurch hohe Arbeitsbelastung der Mitarbeitenden 
hat das Sozialamt zwei Abteilungen vorläufig geschlos-
sen, die Abteilung „Hilfe zum Lebensunterhalt“ und die 
Abteilung „Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinde-
rung“. Und ich garantiere eine Petitionsflut. Alles, was wir 
hier als Parlament beschließen oder ablehnen, müssen 
die Mitarbeitenden in den Ämtern und Behörden den 
Menschen erklären. Und da diese nicht ausreichend Zeit 
haben, sich in diese Schnellschüsse einzuarbeiten und 
weiterzubilden, passieren eine Menge Fehler und zum 
Eigenschutz leider viel zu oft nur noch Dienst nach Vor-
schrift.  
 
Lesen wir die Petitionen genau durch und begeben uns 
vor einen Spiegel, dann wird eines klar: Wir brauchen 
Verwaltungsvereinfachung, dann haben die zum Beispiel 
sehr, sehr langen Verfahren in Sozialgerichtsprozessen, 
die schlechten Bedingungen in der JVA Bützow, die 
Überlastungsanzeigen aus Jugendämtern und Pflegeein-
richtungen und die Verständnisschwierigkeiten endlich 
ein Ende. Für die Menschen in diesem Land brauchen 
wir dringend eine Änderung in der Sprache. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Zuruf von Dr. Ralph Weber, AfD) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten hat 

jetzt die fraktionslose Abgeordnete Frau Weißig. 
 
Christel Weißig, fraktionslos: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Werte Kollegen!  
 
Lieber Herr Dachner, der kluge Kopf vom Petitionsaus-
schuss! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zurufe aus dem Plenum: Oh! –  

Egbert Liskow, CDU: Oi!) 
 
Ich durfte nun drei Jahre in dem Ausschuss meine Ein-
schätzung und Meinung kundtun. 
 

(Patrick Dahlemann, SPD:  
Das ist aber nur platonisch!) 

 
Nun weine ich in meine Kissen, weil ich nicht mehr dabei 
sein darf. Aber wenn du denkst, es geht nicht mehr, dann 
kommt irgendwo ein Lichtlein her. Und das strahlt, indem 
es uns hoffentlich gelungen ist, zu helfen, die Friedländer 
Wiesen zu retten. 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Jawohl!) 
 
Kein Tier, kein Vogel zählte, aber wie wir in dem morasti-
gen Boden standen, bis zu den Knöcheln, da haben wir 
uns gefragt, was ist erst, wenn die Windkraftmühlen hier 
versinken. Die Menschen dort vor Ort sind unermüdlich in 
ihrem Bestreben, uns fundierte Argumente zu liefern, 
 

(Jens-Holger Schneider, AfD: Ja.) 
 
um dieses einzigartige Naturschutzgebiet vor Profitgier 
und Umweltzerstörung zu schützen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Der Petitionsausschuss hat wieder einmal seine Da-
seinsberechtigung gezeigt und gezeigt, dass er unver-
zichtbar ist.  
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Allen Beteiligten gebührt der Dank. Dazu gehört auch das 
unermüdliche Wirken des Bürgerbeauftragten Herrn Crone.  
 
Und, Herr Minister Backhaus, ich frage Sie morgen, wie 
Sie dazu agieren. Ich konnte der Presse entnehmen, dass 
Sie gegen die Windkraft in dem Gebiet Friedländer Wie-
sen sind und das Moor dort wiederbeleben wollen. Ich 
bin morgen auf Ihre Antwort gespannt. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der AfD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 7/4460, die in der Sammel-
übersicht aufgeführten Petitionen entsprechend den 
Empfehlungen des Petitionsausschusses abzuschließen. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist die Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses auf Drucksache 7/4460 einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4: Zweite Lesung 

und Schlussabstimmung des Gesetzentwurfes der Landes-
regierung – Entwurf eines Gesetzes zur Zustimmung zum 
Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen, dem 
Land Sachsen-Anhalt und dem Land Mecklenburg-Vorpom-
mern über die Norddeutsche Landesbank – Girozentrale –, 
Drucksache 7/3584, hierzu Beschlussempfehlung und 
Bericht des Finanzausschusses, Drucksache 7/4456. Hierzu 
liegt Ihnen ein Änderungsantrag der Fraktionen der SPD 
und CDU auf Drucksache 7/4556 vor. 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Entwurf eines Gesetzes zur Zustimmung  
zum Staatsvertrag zwischen dem Land  
Niedersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt  
und dem Land Mecklenburg-Vorpommern  
über die Norddeutsche Landesbank  
– Girozentrale – 

(Zweite Lesung und Schlussabstimmung) 
– Drucksache 7/3584 – 
 
Beschlussempfehlung und Bericht  
des Finanzausschusses (4. Ausschuss)  
– Drucksache 7/4456 – 
 
Änderungsantrag der Fraktionen  
der SPD und CDU  
– Drucksache 7/4556 – 

 
Das Wort zur Berichterstattung wird nicht gewünscht.  
 
Im Ältestenrat ist vereinbart worden, eine Aussprache 
nicht vorzusehen. Ich sehe und höre hierzu keinen Wi-
derspruch, dann ist das so beschlossen. 
 
Wir kommen zur Einzelberatung über den von der Landes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Zustimmung zum Staatsvertrag zwischen dem Land Nie-
dersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern über die Norddeutsche Landes-
bank – Girozentrale – auf Drucksache 7/3584. Der Finanz-
ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 7/4456, den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung auf Drucksache 7/3584 unverändert anzunehmen.  
 
Wir kommen zur Einzelabstimmung.  
 
Ich rufe auf den Artikel 1 in der Fassung des Gesetzent-
wurfes der Landesregierung.  
 
Hierzu liegt Ihnen ein Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD und CDU auf Drucksache 7/4556 vor, über den ich 
zunächst abstimmen lasse. Wer dem Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/4556 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um sein Handzei-
chen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltungen? – 
Damit ist der Änderungsantrag der Fraktionen der SPD 
und CDU auf Drucksache 7/4556 einstimmig angenommen. 
 
Wer dem Artikel 1 in der Fassung des Gesetzentwurfes 
der Landesregierung mit der soeben beschlossenen Ände-
rung zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein 
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist Artikel 1 in der Fassung des Gesetz-
entwurfes der Landesregierung mit der soeben beschlos-
senen Änderung einstimmig angenommen. 
 
Ich rufe auf Artikel 2 sowie die Überschrift in der Fassung 
des Gesetzentwurfes der Landesregierung. Wer dem 
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zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit sind Artikel 2 sowie die Überschrift in der 
Fassung des Gesetzentwurfes der Landesregierung eben-
falls einstimmig angenommen. 
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung.  
 
Wer dem Gesetzentwurf im Ganzen in der Fassung 
des Gesetzentwurfes der Landesregierung auf Drucksa-
che 7/3584 mit der soeben beschlossenen Änderung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um ein Hand-
zeichen. – Die Gegenprobe. – Gibt es Stimmenthaltun-
gen? – Damit ist der Gesetzentwurf der Landesregierung 
auf Drucksache 7/3584 mit der soeben beschlossenen 
Änderung ebenfalls einstimmig angenommen. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7: Erste Lesung 

des Gesetzentwurfes der Landesregierung – Entwurf eines 
Gesetzes über die Regulierungskammer Mecklenburg-
Vorpommern und zur Änderung der Energiewirtschafts-
zuständigkeitslandesverordnung, Drucksache 7/4444. 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Entwurf eines Gesetzes über die  
Regulierungskammer Mecklenburg- 
Vorpommern (RegKG M-V) und zur 
Änderung der Energiewirtschafts- 
zuständigkeitslandesverordnung  

(Erste Lesung) 
– Drucksache 7/4444 – 

 
Das Wort zur Einbringung hat der Minister für Energie, 
Infrastruktur und Digitalisierung Herr Pegel. 
 
Minister Christian Pegel: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was ich 
Ihnen als Gesetzentwurf mitbringe, ist das Resultat eines 
Auftrages aus diesem Hohen Hause aus dem Dezember 
vergangenen Jahres. Der damalige Auftrag lautete, wir 
möchten bitte die zunächst auf Grundlage eines Verwal-
tungserlasses umgesetzte Regulierungskammer, also die 
Rücknahme der Aufgaben der Steuerung und Kontrolle 
über die Strom- und Gasnetze der mittleren und kleine-
ren Unternehmen hier im Lande, die eine Zeit lang bei 
der Bundesnetzagentur bundesweit bearbeitet wurde, wir 
mögen diese Rückholung auf die entsprechenden Lan-
desbehörden in einem Gesetz verstetigen und auf dau-
erhafte Füße stellen. Genau das haben wir mit dem Ge-
setzentwurf umgestellt.  
 
Ich kann Sie jetzt, wenn Sie möchten und auf Zuruf, 
gerne mit lauter Details quälen. Ich glaube, dass es sinn-
voller ist, wenn wir im Energieausschuss genau diese 
Details anschauen, auch die Frage, wie wir die einzelnen 
damals aufgeworfenen Fragen abgearbeitet haben, über 
die wir mit Schleswig-Holstein in der Diskussion sind, ob 
es überhaupt eine Perspektive für die damals angeregte 
vielleicht auch gemeinsame Regulierungsbehörde gibt. 
All das, glaube ich, ist im Ausschuss besser aufgehoben. 
Wenn Sie etwas anderes sehen oder eine Frage haben, 
die hier beantwortet werden muss, wäre ich für eine 
Frage dankbar. Ansonsten danke ich Ihnen dafür, dass 
wir gemeinsam das zunächst in den Ausschuss verwei-
sen und dann da die Gelegenheit haben, die Petitessen 
zu machen. – Vielen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 

Minister. 
 
Im Ältestenrat wurde vereinbart, eine Aussprache nicht 
vorzusehen. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, 
dann ist das so beschlossen.  
 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung auf Drucksache 7/4444 zur federführenden 
Beratung an den Energieausschuss und zur Mitberatung 
an den Finanzausschuss zu überweisen. Wer stimmt für 
diesen Überweisungsvorschlag? – Danke. Wer stimmt 
dagegen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit ist der 
Überweisungsvorschlag einstimmig angenommen. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8: Erste Lesung 

des Gesetzentwurfes der Landesregierung – Entwurf eines 
Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2021 in 
Mecklenburg-Vorpommern, Drucksache 7/4445. 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung  
des Zensusgesetzes 2021 in Mecklenburg- 
Vorpommern (Zensusausführungs- 
gesetz 2021 – ZensAG 2021 M-V) 

(Erste Lesung) 
– Drucksache 7/4445 – 

 
Das Wort zur Einbringung hat der Minister für Inneres 
und Europa Herr Caffier. 
 
Minister Lorenz Caffier: Frau Präsidentin! Meine Da-

men und Herren Abgeordnete! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Bund plant für den 16. Mai 2021 wieder 
eine Zensuserhebung, eine bundesweite, das heißt eine 
Datenerhebung, in der vielfältige Fragen erhoben wer-
den, die dementsprechend nachher in statistischen Äm-
tern Einzug finden, um bei FAG und anderen Dingen 
Grundlage für die Berechnungen zu bilden.  
 
Dementsprechend, wie schon beim Zensus 2011 – der 
eine oder andere hat das ja schon damals miterlebt – 
bedarf es in dem Fall auch der landesrechtlichen Anpas-
sung der Gesetzgebung für die Zensusbefragung. Da 
geht es insbesondere um die Aufgabenübertragung zur 
Zensusdurchführung. Das Gesetz regelt auch die Orga-
nisation des Zensus in unserem Land. So sind für die 
Durchführung des Zensus 2021 in den kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen insgesamt 19 Erhebungsstellen 
einzurichten, die konkret im Gesetzentwurf benannt sind. 
Die Erhebungen vor Ort beim Zensus 2021 werden wie 
auch 2011 durch dementsprechende Erhebungsbeauf-
tragte durchgeführt.  
 
Die notwendigen finanziellen Mittel haben wir im Rahmen 
des Doppelhaushaltes 2021 bereits mit angemeldet  
 

(allgemeine Unruhe –  
Glocke der Vizepräsidentin) 

 
und die sind auch dementsprechend heute mit beraten 
worden, was die notwendigen Kosten für den Zensus 
betrifft. Dabei wurden unter anderem auch die Mehrauf-
wendungen eingeplant, die den kommunalen Gebiets-
körperschaften durch dieses Gesetz entstehen. Städte- 
und Gemeindetag und Landkreistag sind in die Vorberei-
tung, in die Verbandsanhörung mit einbezogen gewesen, 
haben keine Änderungs- und Ergänzungsvorschläge ge-
macht und ihre Zustimmung zum Gesetzentwurf erteilt.  
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Insofern bitte ich um gute Beratungen und bedanke mich 
für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Herr 

Minister. 
 
Im Ältestenrat wurde vereinbart, eine Aussprache eben-
falls nicht vorzusehen. Ich sehe und höre dazu keinen 
Widerspruch, dann ist auch das beschlossen. 
 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung auf Drucksache 7/4445 zur federführenden 
Beratung an den Innen- und Europaausschuss und zur 
Mitberatung an den Finanzausschuss zu überweisen. 
Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Gibt es 
Gegenstimmen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Damit 
ist der Überweisungsvorschlag einstimmig angenommen. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind damit 
am Schluss der heutigen Tagesordnung.  
 

(Zuruf aus dem Plenum: Schade!) 
 
Ich berufe die nächste Sitzung des Landtages für Don-
nerstag, den 12. Dezember 2019, 9.00 Uhr ein. Die Sit-
zung ist geschlossen. 
 

Schluss: 18.08 Uhr 

 
Es fehlten die Abgeordneten Henning Foerster, Holger 
Kliewe, Simone Oldenburg, Peter Ritter und Dr. Mignon 
Schwenke. 
 


